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(Beginn: 9:04 Uhr)

Vizeprisident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren! Ich erdffne die 44. Plenarsit-
zung des Hessischen Landtags und stelle die Beschlussfa-
higkeit fest.

Das ist die letzte Plenarsitzung vor der Sommerpause, des-
halb bleibt bei den Temperaturen bitte alle friedlich mitein-
ander. Ich verlasse mich auf euch.

Nach dem vorliegenden Ablaufplan tagen wir heute vor-
aussichtlich bis 18:15 Uhr. Das ist schon eine ganz ver-
niinftige Meldung.

Ich begriile ganz herzlich auf der Besuchertribiine unsere
Besucherinnen und Besucher. Seien Sie uns im Hessischen
Landtag herzlich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich darf Sie noch informieren, dass heute Schiilerinnen
und Schiiler des Stadtschiilerrats Frankfurt den Hessischen
Landtag besuchen, um an der Dialogveranstaltung ,,SV im
Landtag® teilzunehmen. Sie werden heute Vormittag auch
auf der Besuchertribiine Platz nehmen. Ich wiinsche Thnen
interessante Gespréche.

Dann kommen wir zu den Entschuldigungen. Es fehlen
heute entschuldigt: von der Fraktion der CDU der Ab-
geordnete Michael Reul, von der Fraktion der AfD die
Abgeordneten Robert Lambrou und Marcus Resch und
von den fraktionslosen Abgeordneten der Kollege Dirk
Gaw, von der Landesregierung Staatsministerin Heike Hof-
mann, Staatsminister Prof. Dr. Lorz, Staatsminister Armin
Schwarz, Staatsminister Timon Gremmels ab 16.30 Uhr
und Staatsminister Kaweh Mansoori ab 11:45 Uhr. Gibt es
weitere Entschuldigungen hier im Hause? — Das ist nicht
der Fall. Dann stellen wir das so fest.

In der Mittagspause der heutigen Plenarsitzung, voraus-
sichtlich gegen 13 Uhr, tagt der Untersuchungsausschuss
21/2 im Sitzungsraum 501 A. So weit, so gut.

Meine Damen und Herren, jetzt komme ich zur Landtags-
elf. Wir hatten ja, wie es traditionell iiblich ist, ein Spiel
beim Hessentag. Sie wissen auch, dass wir beim Hessentag
immer den Gegner gewinnen lassen, weil wir der Gastge-
ber sind.

(Vereinzelte Heiterkeit — Tobias Eckert (SPD): Aus-
nahmsweise!)

Das ist normal, zumal unser Gegner auch die Pfarreraus-
wahl der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau war,
also mit maligeblicher Unterstiitzung von oben gespielt
hat. Es sei auch nicht alles mit rechten Dingen zugegangen,
ist mir gesagt worden.

(Tobias Eckert (SPD): Die hatten einen zwdlften
Mann auf dem Platz!)

Wir hitten ein tolles Tor erzielt, ist mir gesagt worden, und
zwar von einer weiblichen Mitspielerin.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Zurufe)

— Ja, das war die Sandra Miiller vom Hessischen Rund-
funk, die mitspielte. Das war ein tolles Tor — Volley,
Schuss, Tor —, hat mir der Markus Bocklet gesagt. Markus

Bocklet schwelgt auch nur noch in Vergangenheit, wenn es
um Fuflball geht.

(Allgemeine Heiterkeit)

Aber er ist mir gegeniiber zumindest noch ein seridser
Berichterstatter. Das kann man sagen.

Wir haben das Spiel gut ——
(Tobias Eckert (SPD): Gewonnen!)

— Eigentlich haben wir das Spiel wieder einmal gewonnen,
wie iiblich. — Ich bitte die Landtagself darum, in der Som-
merpause ein bisschen Kraft zu tanken, damit wir auch
in der zweiten Halfte des Jahres weiter gewinnen. Dann
beginnen auch wieder die Punktspiele in der Bundesliga,
fiir die wir unseren Bayern wieder alles Gute wiinschen.

(Vereinzelter Beifall — Jirgen Frommrich (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN): Ach!)

— Ja, ja. Selbstverstindlich gilt das auch fiir unsere Ein-
tracht. Das will ich auch einmal hier sagen: Champions
League, das ist schon toll.

(Vereinzelter Beifall)

Die Offenbacher Kickers werden aufsteigen, beim zehnten
Mal. Zumindest habe ich die Hoffnung, dass sie es beim
zehnten Mal packen. Ich soll auch den SV Wehen Wiesba-
den erwdhnen, wird mir von der Seite gesagt. Aber ich
sehe keinen so gro3en Zuspruch — aufler bei dir.

(Zuruf: Gegen die Bayern!)
— Was, gegen Bayern? Na ja, da fangen sie sich 35 Tore.
(Vereinzelte Heiterkeit)

Aber das ist jetzt einmal egal. Wir wiinschen allen alles
Gute und hoffen, dass das gut ausgeht.

Ich will auch Oliver Ulloth und Michael Vatter ganz herz-
lich danken, die die Mannschaft gut betreuen. Er hat auch
um das Wort gebeten, der Teamchef. Ich nehme an, du
willst zuriicktreten. Oder was willst du?

(Oliver Ulloth (SPD): Vielleicht!)
— Dann hast du jetzt das Wort.

Oliver Ulloth (SPD):

Lieber Prisident, lieber Frank! Wir alle werden immer wie-
der Zeuge, dass es eine Person in Deutschland gibt, die in
der Lage ist, Spiele nicht nur wihrend des Spiels, sondern
auch nach dem Spiel und selbst lange nach der dritten
Halbzeit zu drehen. Das ist der Herr, der hinter mir sitzt.
Dafiir sind wir ganz dankbar.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Deshalb hat sich die Landtagself etwas iiberlegt. Im Na-
men des Teams mochten wir heute Frank Lortz etwas
Besonderes liberreichen. Es gibt ndmlich ein neues Trikot
der Landtagself. Ich zeige das jetzt einfach einmal in den
Raum, damit das alle sehen koénnen. So sieht das Ganze
aus.

(Der Redner hilt ein Trikot hoch. — Beifall)

Wir sind also ab sofort immer die Schonsten auf dem
Sportplatz. Sportlich ist das nicht immer ganz der Fall.
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Es gibt in Zukunft auf dem Feld keinen Spieler mehr, der
die Nummer 12 tragt; denn die Nummer 12 ist ab sofort
fir Personen reserviert, die sich in besonderer Weise fiir
die Mannschaft einsetzen. Wir haben wihrend des Spiels
beim Hessentag ein solches Trikot an Astrid Wallmann
und an Michael Vatter iibergeben; denn das sind die zwei
Personen, die sich in besonderer Weise einsetzen. Lieber
Frank Lortz, auch du gehorst dazu. Das ist ein Trikot mit
der Nummer 12 fiir den zwdlften Mann.

(Oliver Ulloth (SPD) iiberreicht Vizeprasident Frank
Lortz ein Trikot. — Allgemeiner Beifall)

Das ist quasi nur Vorkasse fiir weitere Berichte in den
ndchsten Jahren, die dhnlich gut sind wie dieser gerade. —
Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Lieber Oliver, ich bedanke mich ganz herzlich fiir dieses
Trikot. Ich habe selbst einmal in dieser Mannschaft ge-
spielt.

(Oliver Ulloth (SPD): Umso besser!)

Das ist 40 Jahre her. Ich kann mich daran gut entsinnen.
Seinerzeit — ich glaube, ich habe es schon einmal gesagt —
hat Joschka Fischer mitgespielt.

(Holger Bellino (CDU): Er hat seine Turnschuhe
mitgebracht!)

Er hat alle drei bis vier Monate, wihrend der Saison, seine
Gewichtsklasse verdndert; das muss man auch sagen.

(Vereinzelte Heiterkeit)

Franz Josef Jung hat auch mitgespielt. Das waren also be-
deutende Personlichkeiten. Dr. Schlitzberger von der SPD,
der spétere Landrat, hat mitgespielt. Und wir haben mal
ein Vorspiel am Bieberer Berg gemacht. Da haben die Of-
fenbacher Kickers gespielt. Ich bin mir nicht mehr sicher,
ob das in der Bundesliga war. Es kann aber auch ein Pokal-
spiel gewesen sein. Da waren 25.000 Zuschauer. Wir haben
das Vorspiel gemacht. Wir waren damals so erfolgreich
wie unsere EIf heute: Wir haben nur 14 : 1 gegen die
Traditionsmannschaft der Kickers verloren. Das will ich
auch einmal sagen. Aber es war immer schon. Der Landtag
wird sehr gut vertreten. Unserer Landtagself und auch dir,
lieber Oliver, ein herzliches Wort des Dankes fiir euren
Einsatz.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Jetzt konnten wir eigentlich authéren. Die Stimmung ist so
gut.

(Heiterkeit)

Dann kommen wir jetzt zu Tagesordnungspunkt 58:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der AfD

Biirger und Kommunen entlasten — Straflenausbaubei-
trige endlich auch in Hessen abschaffen!

— Drucks. 21/2405 -

mit Tagesordnungspunkt 64:

Dringlicher Antrag

Fraktion der AfD

Verzicht auf Strafienausbaubeitrige
— Drucks. 21/2406 —

Es beginnt der Kollege Bernd Vohl, AfD-Fraktion.

Bernd Erich Vohl (AfD):

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Wir haben uns in den letzten
Jahren schon oft mit dem Thema Stralenausbaubeitriage
beschiftigt. Das Ergebnis der vielen Plenardebatten und
der umfangreichen Anhdrungen war: Stra3enausbaubeitra-
ge sind ungerecht. Sie belasten die Biirger und Kommunen
auf eine Art und Weise, die nicht akzeptabel ist und die
nicht zumutbar ist. Stralenausbaubeitrige sollten deshalb
endlich auch in unserem Bundesland abgeschafft werden,
und zwar unverziiglich.

(Beifall AfD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich denke, ich
brauche hier nicht die mannigfaltigen Argumente zu wie-
derholen, die fiir die Abschaffung der Stra3enausbaubeitra-
ge sprechen.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ein Argument
wiirde der Rede guttun!)

Ich muss Sie sicher nicht an die zahlreichen Biirgerinitiati-
ven erinnern, die sich in Hessen dagegen gebildet haben.

Sie wissen nur zu gut, dass Stralenausbaubeitrige eine
Biirde fiir viele Haus- und Wohnungseigentiimer in Hessen
sind und nach wie vor eine erhebliche Last darstellen.

Sie wissen nur zu gut, dass die StraBenausbaubeitrige
ungerecht sind, weil sie Grundstiickseigentiimer einseitig
belasten und die tatsdchliche Leistungsfahigkeit nicht be-
riicksichtigen.

Sie wissen nur zu gut, dass Stralenausbaubeitrige den
Kommunen einen Anreiz dazu bieten, die laufende Unter-
haltung ihrer Straf3en zu vernachldssigen. Denn, wird durch
den Verschleil eine grundlegende Sanierung notwendig,
diirfen Ausbaubeitrdge erhoben werden. Aber weil die
Strafen von allen Biirgern genutzt werden und Bestandteil
der Infrastruktur sind, miissen sie auch aus Steuermitteln
finanziert werden.

(Beifall AfD)

Auch die Entwicklung in den anderen Bundeslédndern
zeigt, dass die Abschaffung der Stralenausbaubeitrige nur
eine Frage der Zeit ist.

(Unruhe — Glockenzeichen)

Wir haben diese Aktuelle Stunde zur Abschaffung dieser
Beitrdge heute deshalb beantragt, weil jetzt genau der rich-
tige Zeitpunkt ist, um diesen Dinosaurier endlich dahin zu
schicken, wo er hingehort — in die Historie.

Jetzt ist der richtige Augenblick fiir deren Verabschiedung.
Denn wir stehen vor einer Neuordnung des Kommunalen
Finanzausgleichs. Uns ist allen bewusst, dass in der Ver-
gangenheit unseren hessischen Kommunen viel zu viel zu-
gemutet wurde. Wir wissen alle, dass wir nicht nur ihren
finanziellen Freiraum erweitern, sondern auch ihren Auf-
gabenbereich wieder auf ein verniinftiges Mal} zuriickfiih-
ren miissen.
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(Beifall AfD)

Was wir jetzt brauchen, ist ein gut abgestimmter Kommu-
naler Finanzausgleich unter Beriicksichtigung ausreichen-
der Fordermittel des Bundes. Was wir jetzt brauchen, ist
ein Gesamtpaket. Und Sie, meine Damen und Herren von
den koalitionstragenden Fraktionen, haben das in Threm
Koalitionsvertrag auch festgehalten, in dem eine Entlas-
tung der Kommunen von den Stralenausbaubeitragen ver-
ankert ist. Wir haben jetzt die historische Chance, diesen
Dinosaurier zu beerdigen.

(Tobias Eckert (SPD): Ich sehe nur einen! — Gegen-
ruf AfD: Was soll das? — Weitere Zurufe AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Einen Moment. — Herr Vorsitzender, dieser Zwischenruf
war nicht ganz parlamentarisch. Ich bin mir nicht ganz klar
dartiber, wer und was gemeint war.

(Zurufe AfD)

— Was heif3t hier ,,Ja, ja“? — Ich nehme nicht an, dass hier
jemand den Présidenten kritisieren will.

Der Zwischenruf war also nicht in Ordnung. Das will ich
ausdriicklich feststellen. — Bitte sehr.

Bernd Erich Vohl (AfD):

Vielen Dank. — Die Zwischenrufe hier werden immer fla-
cher.

(Beifall AfD)

Man meint, es geht nicht mehr tiefer, aber es geht immer
noch tiefer.

Da Sie von der CDU aber keine Ratschldge von uns anneh-
men wollen, kénnen Sie zumindest auf Ihre Kollegen der
CDU-Fraktion in Rheinland-Pfalz horen, die sich vor we-
nigen Wochen im Landtag wiederholt fiir die Abschaffung
dieser Beitrdge starkgemacht haben. Ich zitiere einmal aus
dieser Mitteilung:

»Stralenausbaubeitrdge sind ungerecht und unsozial.
Sie sind nichts anderes als eine kommunale Straflen-
steuer und miissen komplett gestrichen werden. Wir
bleiben bei unserem Vorschlag, dass der bisher von
den Biirgerinnen und Biirgern aufzubringende An-
teil an den Stralenausbaubeitrdgen kiinftig aus dem
Landeshaushalt aufgebracht werden soll.*

(Unruhe — Glockenzeichen)

,.Es handelt sich hier um einen Teil der kommunalen
Daseinsvorsorge, der aus Steuermitteln abgedeckt
werden muss.*

Ich meine, diesem Zitat der CDU Rheinland-Pfalz ist doch
nichts mehr hinzuzufiigen.

(Beifall AfD)

Manchmal hat die CDU ja auch recht, wie wir hier sehen.
Von den Zitaten der SPD, die sich in diesem Haus vehe-
ment — das sage ich deutlich — fiir die Abschaffung dieser
Beitrdge ausgesprochen hat, kann ich hier leider aus Zeit-
griinden nicht alles nennen.

(Zuruf SPD: Sehr érgerlich!)

Deshalb bitte ich Sie, unserem Antrag hier zuzustimmen.
— Ich danke Thnen fiir Thre Aufmerksamkeit. Herzlichen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Bernd Vohl. — Néchster Redner ist
Kollege Alexander Bauer fiir die CDU-Fraktion.

Alexander Bauer (CDU):

Hochverehrter Herr Priasident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! In 262 Tagen ist Kommunalwahl. Anders
kann ich es mir nicht erkldren, dass die AfD-Fraktion mit
dieser Aktuellen Stunde den alten Gassenhauer ,,Im Him-
mel ist Jahrmarkt, wiinsch dir was* aufwéarmt und die De-
batte um die Abschaffung der Stralenausbaubeitriage hier
serviert.

Dieser Knochen ist allerdings weitestgehend abgenagt.
Schon im Finanzstatusbericht der letzten Jahre kdnnen Sie
nachlesen: 180 Kommunen haben in Hessen die Straf3en-
ausbaubeitrige bereits abgeschafft. Es gibt keine mehr.
47 Kommunen haben wiederkehrende Beitrage. Bei 195
Gemeinden sind es Einmalbeitrage. Seit 2018 konnen in
Hessen die Kommunen selbst entscheiden, ob und wie sie
eine StraBlenbeitragssatzung gestalten. Und das ist gut so,
meine Damen und Herren.

(Beifall CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Die Argumentation, die gegen die Abschaffung von Stra-
Benausbaubeitrdgen vorgebracht wird, darf ich gern noch
einmal wiederholen. Eine komplette Abschaffung ist we-
der gerecht noch zweckméBig. Von der Erneuerung einer
kommunalen Strafle profitieren in erster Linie die Eigen-
timerinnen und Eigentiimer, weil oftmals auch der Wert
ihres Grundstiicks steigt. Ohne Ausbaubeitrdge wiirden die
Kosten von der Allgemeinheit, also von allen Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahlern, gestemmt werden — auch von
Mieterinnen und Mietern, die selbst gar nicht an der Wert-
steigerung einer Immobilie partizipieren.

Sie sehen allein schon dabei: Die AfD-Initiative ist reiner
Populismus. In Hessen kdnnen StraBenausbaubeitrdge ab-
geschafft werden. Die AfD-Initiative ist also eine durch-
schaubare Kampagne, um dieses Thema vor den eigenen
Wahlkampfkarren zu spannen. Schon jetzt gibt es eine soli-
darische Mitfinanzierung der Stralenausbaubeitrdge durch
die Allgemeinheit.

Sie wissen doch selbst: Die Kosten einer grundhaften Er-
neuerung einer Strale werden schon jetzt zu 25, 50 oder
75 % von der Kommune getragen — finanziert aus allge-
meinen kommunalen Mitteln, zum Beispiel der Grundsteu-
er. Der jeweils andere Teil, der verbleibende Teil, wird
auf die Anlieger umgelegt. Welcher Anteil der Gesamtkos-
ten genau auf die Anlieger umgelegt wird, bemisst sich
nach der Art der Strafle. Bei StraBen, die iiberwiegend dem
Anliegerverkehr dienen, sind es 75 %. Wenn sie liberwie-
gend dem innerdrtlichen Durchgangsverkehr dienen, sind
es 50 %, und wenn es iiberortlicher Durchgangsverkehr ist,
sind es 25 %. Den restlichen verbleibenden Teil trdgt die
Gemeinde, also die Steuer zahlende Allgemeinheit.
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Was die AfD hier also vortrégt, ist schlicht eine Verappe-
lung, dass das Geld fiir die Stralensanierung kiinftig aus
dem Landeshaushalt kommen soll und eben nicht von den
Steuer zahlenden Biirgerinnen und Biirgern. Schauen Sie
einmal genau hin. Bei dem Vorschlag der AfD werden
gar nicht alle Biirgerinnen und Biirger entlastet. Nein, es
werden die Grundstiickseigentiimer an einer 6ffentlichen
Strafle entlastet. Das ist ein gewaltiger Unterschied, meine
Damen und Herren.

(Beifall CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Zurufe AfD)

Natiirlich zahlt niemand gerne Beitrige oder Steuern. Da
es bei Einmalbeitrdigen auch zu hohen Belastungen fiir
einzelne Grundstiickseigentiimer kommen kann, wurde das
Stralenbeitragsrecht um die Ermdglichung der Erhebung
von wiederkehrenden Straflenbeitrigen erweitert. Diese
jahrlichen Beitrdge sind deutlich geringer, zumeist im drei-
stelligen Eurobereich. Das hessische Gesetz iiber die Erhe-
bung kommunaler Abgaben gibt es mit dieser alternativen
Moglichkeit, dass man auf dieses System umstellen und
die entsprechende Sanierungskostenlast auf ganze Ortsteile
iibertragen kann.

Bei den wiederkehrenden Beitrdgen fallen die Beitridge
dann auch nur in den Jahren an, in denen eine Ausbau-
programmmafnahme in einem Abrechnungsgebiet durch-
gefiihrt wird. Dieses solidarische Modell fiihrt dazu, dass
einige Kommunen diese Abrechnungsvariante gewéhlt ha-
ben und umgestellt haben. Wir haben das von Landesseite
aus mit 20.000 Euro pro Abrechnungsgebiet ausdriicklich
gefordert.

Meine Damen und Herren, ich komme auf meinen Ein-
gangssatz zuriick. Wir brauchen diese Initiative nicht. Wir
haben die Mdglichkeit jetzt schon gegeben, dass die hes-
sischen Kommunen ihre Beitragssatzung eigenstindig ge-
stalten konnen. Es ist das Eigentum der Kommunen. Es
sind kommunale Straflen. Eigentum verpflichtet. Sie miis-
sen dafiir sorgen, dass die bilanzierten Stralen in ihrem
Budget, in der Bilanz der Kommunen auch entsprechend
wertsteigernd erhalten werden. Am Ende zahlt es der Steu-
er zahlende Biirger — ob linke oder rechte Tasche, macht
hier nichts aus.

In Hessen konnen Straflenbeitrage abgeschafft werden. Die
Stadte und Gemeinden konnen, weil es ihr Eigentum ist,
auch selbst entscheiden, ob und wie sie Beitrédge erheben.
Meine Damen und Herren, dem ist nichts hinzuzufiigen.
Wir halten die jetzige Rechtslage fiir ausreichend und wer-
den deshalb Thren Antrag ablehnen. — Besten Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Bauer. — Das Wort hat die Ab-
geordnete Marion Schardt-Sauer, FDP-Fraktion. Bitte sehr,
Marion.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Werter Herr Prisident, werte Kolleginnen und Kollegen!
Die Rede von Herrn Bauer hat mich ein bisschen irritiert.
Ich will einmal mit einem Zitat anfangen. Ihr Koalitions-
partner hat da anscheinend die Welt noch nicht mitbekom-
men. Ich fange einmal mit dem Zitat aus dem Wahlpro-

gramm der SPD zur Landtagswahl an, also der aktuellen
Landtagswahl, nicht der von vor zehn Jahren:

»Ziel der SPD ist es, die Stralenausbaubeitrige ab-
zuschaffen. Die Kommunen brauchen dafiir einen
finanziellen Ausgleich, den das Land tragen muss.*

(Unruhe — Glockenzeichen)

»,Denn auch ohne die Erhebung von Beitragen miis-
sen die Kommunen den Erhalt und Ausbau der kom-
munalen Infrastruktur leisten kdnnen. Hier besteht
erheblicher Investitionsbedarf. Wir wollen deshalb
den Kommunen eine Investitionspauschale zur Ver-
figung stellen, die den Verlust der Einnahmen ...
[kompensiert].

Werte Kolleginnen und Kollegen, grundsatzlich ist das die
Diskussionslage, die sehr treffend die Problematik, auch
nach der Rechtsédnderung von 2018, die beriihmten Worte
»Nicht mehr muss, sondern kann“ wiedergibt. Wir Freie
Demokraten sehen eine Abschaffung von Stralenausbau-
beitragen sehr wohl positiv und haben das auch im Wahl-
kampf propagiert. Sie miissen vielleicht nachher einmal
aufschliisseln, wie Sie damit innerhalb der Regierung um-
gehen.

(Sandra Weegels (AfD): Versprochen — gebrochen! —
Zuruf Tobias Eckert (SPD))

Fakt ist aber auch — Sie haben anscheinend eh manchmal
ein bisschen ein schizophrenes Verhéltnis zur Frage der
Unterstiitzung der Kommunen —, dass die Kommunen das
dauerhaft und vollstdndig kompensieren kénnen. Da langt
es nicht, wenn Sie auf die wiederkehrenden Beitrdge einge-
hen. Werter Kollege, wenn Sie sich damit einmal auseinan-
dergesetzt haben, sich das von Kémmerern einmal haben
ausrechnen lassen: Das ist kompliziert, das ist aufwendig,
das widerspricht Threm Biirokratieabbauminister. 20.000
Euro sind maximal ein kleines Schmerzensgeld, schaffen
aber keine Gerechtigkeit und helfen auch nicht vor Ort
weiter.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt AfD und Ma-
ximilian Miiger (fraktionslos))

Werte Kolleginnen und Kollegen, was haben wir? Wir hat-
ten ja auch die Rénge voll. Aber wir haben in Hessen nach
wie vor einen Flickenteppich. Viele der d&rmeren Kommu-
nen haben ein Problem, und da besteht Handlungsbedarf.
Entschuldigen Sie bitte, der Satz ,,Eigentum verpflichtet™:
Der Staat ist verpflichtet, mit den Steuereinnahmen vor Ort
sorgsam umzugehen,

(Beifall Freie Demokraten, AfD und Maximilian
Miiger (fraktionslos) — Zurufe)

zumal man jetzt auch noch die Grundsteuerschraube ein
bisschen hoher dreht. Die Frage ist doch: Wie kdnnen wir
es schaffen, dass vor Ort die Daseinsvorsorge, die Infra-
struktur so gestaltet werden, dass Eigentiimer in diesen
klassischen Ortslagen, wo die Rente nicht reicht, wo die
Bank keinen Kredit mehr gibt und wiederkehrend auch
nicht hilft — — Wie kdnnen wir da helfen?

Wir haben eigentlich so ein bisschen abgeguckt in den
Rédumen der neuen Hessen-Koalition. Die SPD wollte es
unbedingt, konnte gar nicht oft genug die Gesetzesinitiati-
ven einbringen. Oben war alles voll. Thr Ministerpréasident
— von daher habe ich gedacht, jetzt kommt hier ein Lobge-
sang — hat ja den Zukunftspakt — man muss immer auf die
neuen Worte aufpassen —
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(Vereinzelte Heiterkeit)

zwischen Landesregierung und kommunaler Familie ange-
kiindigt.

(Vereinzelter Beifall SPD — Tobias Eckert (SPD):
Gute Sache!)

Da gibt es ganz, ganz, ganz viel Geld. Werte Kolleginnen
und Kollegen, das ist doch jetzt der richtige Zeitpunkt,
dariiber nachzudenken, wie man diesen Flickenteppich in
Hessen beseitigt, wie man die Kommunen in die Lage
versetzt.

(Beifall Freie Demokraten — Zuruf J. Michael Miiller
(Lahn-Dill) (CDU))

Sie haben angekiindigt: Mehr als die Hélfte des hessischen
Sondervermogens soll in die Kommunen flieBen. — Das
verpflichtet. Von daher wire es sehr wohl konstruktiv,
wenn man sagt: ,,Wir wollen dort eine flichendeckende
Beseitigung dieses Zustands®, der, glaube ich, hier sehr oft
erortert wurde, der viele Ungerechtigkeiten vor Ort produ-
ziert und wo wir die Biirgermeister und kommunalen Man-
datstriger in Debatten in gewisser Weise auch alleinlassen.
Hier konnten wir helfen. Von daher, ehrlich gesagt, weill
ich jetzt nicht, finde ich das schon sehr erstaunlich, was die
CDU sagt. Sie miissen vielleicht einmal verraten, was Sie
denn mit den vielen Milliarden iiberhaupt machen wollen,
wenn Sie gar nicht den Kommunen vor Ort tatsdchlich
helfen wollen.

Wir finden eine Investitionspauschale sinnvoll, die muss
aber verlésslich sein. Damit miissen kommunale Haushal-
te planen konnen. Sie miissen dynamisch und zielgenau
sein. Es ist sicherlich nicht jede Kommune wie die andere.
Das miissten Sie auf den Weg bringen. Der Verweis auf
den Ministerprisidenten: die Kommunen vollstindig kom-
pensieren. — Werte Kolleginnen und Kollegen, 16sen Sie
Ihre Wahlversprechen ein. Losen Sie Thre Zusagen ein, die
Kommunen nicht im Stich zu lassen. Wir werden das sehr
kritisch kontrollieren. Wir meinen, der Staat muss seinen
Verpflichtungen nachkommen. Die Kommunen brauchen
da Unterstiitzung. Lassen Sie endlich diese Unterstiitzun-
gen flieBen. Handeln Sie, und nicht nur reden. — Vielen
Dank.

(Beifall Freie Demokraten und Maximilian Miiger
(fraktionslos))

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schardt-Sauer. — Das Wort
hat der Abgeordnete Andreas Ewald, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN.

Andreas Ewald (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Prisident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! In der vergangenen Legislaturperiode hat die damali-
ge schwarz-griine Koalition eine ausgewogene Regelung
gefunden, die dem gesetzlichen Auftrag der kommunalen
Selbstverwaltung gerecht wird. Die Kommunen konnen
seitdem eigenstindig entscheiden, ob sie keine, einmalige,
reduzierte einmalige Beitrdge, wiederkehrende Beitrdge er-
heben oder sogar eine Mischform verschiedener Moglich-
keiten nutzen. Jede Kommune hat damit die Option, den
Handlungsspielraum des Gesetzes zu nutzen und eine pas-
sende Art der Beitragserhebung zu wiéhlen oder sich fiir

die Abschaffung, wie eben in der Rede des Kollegen der
CDU erwéhnt, zu entscheiden. Das ist ganz im Sinne der
kommunalen Selbstverwaltung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt CDU)

In Threm Antrag schreiben Sie unter Punkt 2, dass die
Erhebung von Straenausbaubeitrigen rechtlich schwierig
sei. Auch sei die Einfithrung von wiederkehrenden Stra-
Benausbaubeitragen mit Rechtsunsicherheiten verbunden.
Dies ist falsch und zeigt erneut Ihr Bild vom Rechtsstaat
und sicherlich auch, dass Thnen die kommunale Veranke-
rung fehlt — wohl zum Gliick. Kommunalpolitikerinnen
und Kommunalpolitiker kénnen Thnen bestétigen, dass die-
se Regelungen rechtssicher sind.

Wir haben in der Bundesrepublik eine Finanz- und Auf-
gabenteilung zwischen der Bundes-, Landes- und Kommu-
nalebene. Kommunale Straf3en befinden sich im Besitz der
Kommunen und miissen auch durch diese erhalten werden.
Hierfiir miissen selbstverstindlich Beitrdge erhoben wer-
den kénnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und CDU)

Mit dem aktuellen Gesetz wurde eine ausgewogene Lo-
sung gefunden, die Kommunen die Freiheit ldsst, Straen-
beitrdge zu erheben, und zugleich eventuell auftretende
Harten abmildert. Es wurde unter anderem die Moglichkeit
zur Erhebung von wiederkehrenden Beitrdgen geschaffen.
Dadurch konnen die Beitriage fiir Grundstiicksbesitzerinnen
und -besitzer verteilt werden. Zudem wurden die Voraus-
setzungen fiir die Einfithrung von wiederkehrenden Beitra-
gen vereinfacht. Weiterhin wurde die Moglichkeit geschaf-
fen, Ratenzahlungen iiber 20 Jahre zu vereinbaren, statt
zuvor fiinf Jahre. Auch das Zinsniveau kann gesenkt wer-
den.

Die iiberwiegende Zahl der kommunalen Haushalte ist
iiberlastet. Im Falle einer Abschaffung der Straenbeitrage
miisste das Land die Kosten tragen, und in der Konsequenz
bedeutet das — auch das wurde bereits erwédhnt —, dass auch
Mieterinnen und Mieter, die bisher nicht belastet wurden,
diese Kosten mittragen miissen. Das sind 60 % der Be-
volkerung, die bisher nicht einbezogen werden und somit
indirekt mehr belastet wiirden.

Selbstversténdlich sind aber auch nicht alle Eigenheimbe-
sitzerinnen und -besitzer vermogend. Die Kommunen ha-
ben genau aus diesem Grund die Moglichkeit, Harten ab-
zufedern, sodass zum Beispiel eine Rentnerin durch die
Sanierung einer Straf3e ihr Haus nicht verkaufen muss.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU und
Riidiger Holschuh (SPD))

Liebe CDU-Fraktion, liebe SPD-Fraktion, in Ihrem Koali-
tionsvertrag versprechen Sie, den Kommunalen Finanzaus-
gleich zum 01.01.2026 auf eine neue Grundlage zu stellen.
Ich zitiere:

,Die finanzielle Situation der Kommunen wollen
wir im Rahmen dieser Evaluierung unter besonderer
Bertiicksichtigung der wachsenden Aufgaben im Be-
reich der Kitas und des Ziels der Entlastung von
Straflenausbaubeitrdgen verbessern.*

Angesichts der Informationen, die man den Medien und
Mitteilungen der Kommunalen Spitzenverbénde entneh-
men kann, sind wir sehr gespannt, wann diese Reform uns
endlich vorgelegt wird — zum 01.01.2026 wird sie wohl
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nicht mehr in Kraft treten — und wie genau zukiinftig die
Entlastung der gerade diskutierten und auch durch die Ko-
alition verteidigten StraBenausbaubeitrage geschehen wird.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Riidiger
Holschuh (SPD))

Ich komme zum Schluss. Selbstverstindlich lehnen wir
den Antrag der AfD-Fraktion ab. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU und
SPD — Zuruf Sandra Weegels (AfD))

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Kollege Holschuh, SPD-
Fraktion. Riidiger, bitte.

Riidiger Holschuh (SPD):

Danke schon, Herr Prasident. — Ja, Stralenausbaubeitrige.
Dass ich das etwas anders sehe als vielleicht mein Koali-
tionspartner, werde ich in den fiinf Minuten ein bisschen
herauszuarbeiten versuchen. Aber ich glaube, wir haben
zusammen einen guten Weg gefunden, wie wir in Zukunft
damit umgehen wollen.

Das Thema Stralenausbaubeitrige ist ein Thema — das
ist in den Wortbeitrdgen heute deutlich geworden —, das
unglaublich viele Menschen in Hessen nach wie vor be-
wegt, auch wenn in der Vergangenheit viele Regelungen
zu Verbesserungen oder — so sage ich es besser — Verdnde-
rungen gefiihrt haben. Nichtsdestotrotz gibt es immer noch
Beispiele en masse, dass teilweise fiinfstellige Betrdge an
Straflenausbaubeitrigen zu zahlen sind. Da hilft auch keine
Stundung. Die eben zitierte Rentnerin hat dann auch diese
Stundungsbeitridge zu zahlen, und das ist eine grofle Her-
ausforderung fiir viele Familien in Hessen.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Das Thema ist also wichtig, und genau deshalb arbeiten
wir als SPD schon seit vielen Jahren daran. Wir haben in
den letzten Jahren auch einige Gesetzentwiirfe eingebracht
und das Thema hier auch in Anhdrungen ganz tief und
sachlich miteinander diskutiert. Denn wir sind immer noch
der Meinung, dass die StraBenausbaubeitrdge nicht mehr
zeitgemal sind. Es ist auch vielerorts nicht mehr vermit-
telbar, dass sie so umgesetzt werden. Wir fithren diese
Debatte heute also nicht zum ersten Mal und werden das
in Zukunft wahrscheinlich noch ein paarmal hier im Hause
tun.

Wir regieren jetzt mit der CDU. Wir haben uns, weil uns
das Thema so wichtig ist, in den Koalitionsverhandlungen
massiv dafiir eingesetzt, dass es einen Weg gibt, wie wir
in Zukunft damit umgehen kdnnen und wie wir vielleicht
aufeinander zugehen kdnnen. Eben wurde das auch aus
dem Koalitionsvertrag zitiert: Unter Berticksichtigung der
Entlastung von StraBenausbaubeitridgen soll eine entspre-
chende Regelung gefunden werden, die genau das fiir die
Kommunen verbessert.

Das ist die Arbeitsgrundlage. Darauf haben wir uns ver-
standigt, und genau daran werden wir in Zukunft arbeiten,
und zwar gemeinsam und im Dialog. Da ist es natiirlich
klar, dass man sich die gegenseitigen Argumente noch ein-
mal vor Augen fiihrt.

Die AfD bringt heute den Antrag ein. Sie sieht die Kom-
munalwahl, und natiirlich ist es reine Stimmungsmache,
wie immer. Das ist klar.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Lachen AfD — Dr. Frank Grobe
(AfD): Thr konnt es nicht lassen!)

Aber lassen wir das einmal beiseite. Solche Antridge helfen
auch den Biirgerinnen und Biirgern {iberhaupt nicht weiter.
Vor allem helfen sie auch nicht den Kommunen.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU — Zurufe AfD:
Oh!)

Wir haben gerade in dieser Woche, am Dienstag, intensiv
miteinander diskutiert, wie wir den Kommunen in schwie-
rigen Zeiten helfen wollen. Der Zukunftspakt ist eben
schon genannt worden. Das ist genau das, was die Kom-
munen jetzt brauchen, im Schulterschluss, unter Anerken-
nung der gegenseitigen Argumente und mit dem klaren
Blick auf Losungen. Das ist das, was wir brauchen, und
nicht eine Aktuelle Stunde iiber Bekanntes.

Meine Damen und Herren, ich habe hier im Hause in der
Vergangenheit immer wieder meine Bedenken in Richtung
Stralenausbaubeitrage formuliert, und ich halte das, wie
wir bisher in Hessen damit umgegangen sind, fiir nicht
ausreichend. Die Ungerechtigkeit, die die Biirgerinnen und
Biirger mit diesen Beitrdgen erleben, ist nicht in Ordnung.
Es darf nicht darauf ankommen, in welchem Bundesland
man lebt. Bayern hat sie abgeschafft, Baden-Wiirttemberg
hat sie noch nie erhoben. Gerade bei mir ganz im Siiden,
im Dreildndereck, wird es immer wieder deutlich. Wenn du
5 Kilometer weiter weg lebst, hast du keine Stralenausbau-
beitrdge zu zahlen, im anderen Ort musst du sie bezahlen.

Die eine Kommune — das ist in der Diskussion auch
schon deutlich geworden — erhebt einmalige Beitrdge, die
andere wiederkehrende. Die andere hat die Grundsteuer
erhoht. Die groBen Stidte wie Frankfurt und Darmstadt
haben noch nie Beitrdge erhoben. Manche haben die Pro-
zentpunkte bei der Aufteilung verdndert. Ich glaube, es
gibt im Moment nichts, was es nicht gibt. Das ist immer
eine Schwierigkeit. Wenn du von einem Ort in den anderen
wechselst, weilit du gar nicht, was finanziell bei deinem
Bauplatz, bei deinem Haus in Zukunft auf dich zukommt.
Deswegen braucht es hier eine Losung.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Es wurde auch schon angesprochen: Liegt es an einer Bun-
desstrafBe, einer Landesstrafe oder einer Kreisstrafie, zahlst
du nichts. In der Nachbarstra3e, die eine Gemeindestrafie
ist, wirst du plotzlich herangezogen. Es gibt also gentigend
Diskussionsbedarf an dieser Stelle. Ich glaube, den miissen
wir in der Koalition noch miteinander ausmachen.

Was eine gute Koalition ausmacht, ist, dass das Problem
erkannt wird und dass wir jetzt mit allen Beteiligten nach
einer guten und tragfidhigen Zukunftslosung in addquatem
Umfang suchen. Dazu gehort wie immer auch, die Argu-
mente des Gegeniibers zu respektieren. Daran arbeiten wir
mit dem klaren Ziel, dass es eine gerechtere Losung gibt.

Wir als SPD stehen zu dieser Vereinbarung. Wir sagen
klar: Wir wollen die Biirgerinnen und Biirger entlasten,
aber wir machen das gemeinsam mit unseren Partnern in
der Regierung, im Gesprich mit den Kommunen und mit
dem nétigen Verantwortungsbewusstsein. — Vielen Dank,
dass Sie mir zugehort haben.
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(Beifall SPD, CDU und Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Holschuh. — Meine Damen und Her-
ren, bevor wir in der Debatte weitermachen, begriile ich
auf der Besuchertribiine den Vizeprisidenten der Ungari-
schen Nationalversammlung, Herrn Istvan Jakab. Seien Sie
uns herzlich willkommen im Hessischen Landtag.

(Allgemeiner Beifall)

Mit gleicher Herzlichkeit begriiie ich den Herrn General-
konsul Gergd Szilagyi. Herzlich willkommen bei uns.

(Allgemeiner Beifall)

Sie werden begleitet von unserer Landtagspréisidentin As-
trid Wallmann. Astrid, ich begriiie dich jetzt auch einmal.
Ein herzliches Willkommen auch unserer Landtagsprisi-
dentin.

(Allgemeiner Beifall)

Dann machen wir weiter. Das Wort hat der Innenminister,
Staatsminister Prof. Poseck. Bitte sehr.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Diese Aktuelle Stunde der AfD ist ein ziem-
lich durchsichtiges Manover.

(Lachen AfD)

Die AfD versucht, sich vor der Kommunalwabhl als Hiiterin
kommunaler Interessen darzustellen.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Der Biirger!)
Das geht aber wahrlich fehl; denn das sind Sie nicht.
(Beifall CDU und SPD)

Sie stehen auch in den kommunalen Parlamenten fiir Spal-
tung und fiir Diskriminierung.

(Lachen und Zurufe AfD — Glockenzeichen)

Im Ubrigen fallen Thre Vertreterinnen und Vertreter meis-
tens durch ein volliges Desinteresse an kommunalen Zu-
sammenhéngen auf.

(Lebhafter Beifall CDU, SPD und Freie Demokraten
— Lebhafte Zurufe AfD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der AfD,
dieser Antrag ist auch vollig inkonsequent. Am Dienstag
stellt sich Thr Fraktionsvorsitzender Lambrou an dieses
Rednerpult und sagt, staatliche Ausgaben miissen reduziert
werden. Am Donnerstag fordern Sie eine MaBinahme, die
den Staat deutlich mehr belasten wiirde.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Wir haben kein Einnah-
menproblem, sondern ein Ausgabenproblem!)

Das passt doch nicht zusammen. Das zeigt ganz deutlich:
Auch in der Kommunalpolitik kommen Sie nicht iiber rei-
nen Populismus hinaus.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zurufe AfD — Glockenzeichen)

Sie hitten unserem Ministerprisidenten Boris Rhein im
Rahmen seiner Regierungserkldrung am Dienstag zuhdren
sollen.

(Zurufe AfD)

Dort ist deutlich geworden, dass diese schwarz-rote Lan-
desregierung an der Seite der Kommunen steht. Die Stér-
kung der Handlungsfahigkeit der kommunalen Ebene hat
fir uns oberste Prioritit. Wir wissen ndmlich, dass die
Kommunen die Grundlage unserer Demokratie sind.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Deshalb unterstiitzen wir die Kommunen gerade jetzt mas-
siv durch Mittel aus dem Sondervermdgen,

(Zurufe AfD: Schulden!)

durch eine Kompensation von Steuerausféllen, durch MaB3-
nahmen der Entbiirokratisierung und des Standardabbaus,
soweit diese nicht erforderlich sind, durch eine Reform des
Kommunalrechts und viele weitere MaBnahmen. Selbst-
verstandlich wird auch die Neuregelung des Kommunalen
Finanzausgleichs die kommunalen Interessen in den Mit-
telpunkt stellen.

Die Problematik der StraBenausbaubeitridge ist — das haben
Herr Bauer und Herr Ewald auch schon deutlich gemacht
— vor allem durch eine Gesetzesinderung aus dem Jahr
2018 mafgeblich entscharft worden. Seitdem sind die Stra-
Benausbaubeitrige kein so dringendes Problem mehr;

(Zuruf AfD: Doch!)

denn die Kommunen haben jetzt die Entscheidungsfreiheit
dariiber, ob sie diese Beitrige erheben. Es ist eben auch
kommunale Selbstverwaltung, solche Fragen in die Verant-
wortung der Kommunen zu geben. Die Kommunen gehen
mit diesen Moglichkeiten verantwortungsvoll um. Inzwi-
schen hat die Mehrheit der Kommunen von Straflenaus-
baubeitragen abgesehen. Im Jahre 2024 waren es 185 mit
insgesamt steigender Tendenz.

Es stimmt auch nicht, dass gerade im lédndlichen Raum —
wie Sie es hier wieder einmal falsch in den Raum stellen
— noch StraBlenausbaubeitridge erhoben werden. Gerade in
den Regionen Schwalm-Eder-Kreis, Vogelsbergkreis und
Hersfeld-Rotenburg

(Dr. Frank Grobe (AfD): Rheingau, Fragezeichen!)

haben die meisten Kommunen inzwischen auf die Erhe-
bung von Stralenausbaubeitragen verzichtet. Dariiber hin-
aus unterstiitzen wir durch die WIBank, durch einen pau-
schalen Kostenausgleich im Rahmen der Straflenausbau-
beitrdge. Die Hessenkasse war ein groBes Erfolgsmodell
zur Unterstiitzung der Kommunen.

(Lachen AfD)

— Was lachen Sie denn dariiber? Sprechen Sie doch einmal
mit den Kommunen. Wir haben maf3geblich die Entschul-
dung der Kommunen vorangebracht. Das war eine grof3e
Leistung dieser Landesregierung.

(Lebhafter Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Zurufe AfD — Glockenzeichen)
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Vizeprisident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, einen Moment. Schreien Sie
doch nicht so laut bei der Hitze, ich bekomme das gar
nicht mit. Bitte wieder etwas ruhig, friedlich. — Der Herr
Innenminister hat das Wort.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Wir werden an diesem Thema weiterarbeiten. Unser Minis-
terpriasident Boris Rhein hat am Dienstag an diesem Red-
nerpult einen Zukunftspakt fiir die Kommunen angekiin-
digt. Daran werden wir im Interesse unserer Kommunen in
den nédchsten Wochen intensiv arbeiten. Die Interessen der
Kommunen, die Interessen der Menschen vor Ort sind bei
uns, sind bei Schwarz-Rot in den besten Handen. Bei Thnen
sind sie es nicht. — Vielen Dank fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Minister, vielen Dank. — Wir sind am Ende der Aus-
sprache und kommen zur Abstimmung {iber den Dringli-
chen Antrag der Fraktion der AfD, Verzicht auf Straf3en-
ausbaubeitrige, Drucks. 21/2406.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich
um das Handzeichen. — Das ist die AfD-Fraktion. Wer ist
dagegen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist der Antrag
mit dieser Mehrheit abgelehnt.

(Unruhe — Glockenzeichen)

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Aufmerk-
samkeit. Es ist doch schon heute, es ist der letzte Tag der
Plenarwoche. Es ist heute nicht ganz so heill wie gestern.
Also seid doch bitte ein bisschen friedlich.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 59 auf:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der SPD

Hessen im Spitzenfeld der Forschung: Hessen gelingt
ein iiberwiltigender und zugleich historischer Erfolg
im Rahmen der Exzellenzstrategie und erhilt millio-
nenschwere Forderung fiir sechs hessische Exzellenz-
cluster

— Drucks. 21/2407 -

mit dem Tagesordnungspunkt 43:

Entschlieungsantrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Exzellenzstrategie — Herausragendes Zeichen fiir den
Wissenschaftsstandort Hessen

— Drucks. 21/2386 —

und dem Tagesordnungspunkt 69:

Dringlicher Antrag

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Exzellente Forschung braucht eine langfristige Strate-
gie und verlassliche Finanzierung

— Drucks. 21/2420 -

Es beginnt der Kollege Bijan Kaffenberger, SPD-Fraktion.
Bijan, bitte.

Bijan Kaffenberger (SPD):

Sehr geehrter Herr Prisident, liebe Anwesende! Ich freue
mich, hier heute iiber einen iiberwéltigenden und zugleich
historischen Erfolg fiir Hessen sprechen zu konnen. Sechs
Exzellenzcluster in einer Wettbewerbsrunde: Das ist im
wahrsten Sinne des Wortes exzellent.

(Bei._fall SPD, CDU, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Dr. Matthias Biiger (Freie Demokra-
ten))

Noch vor einigen Jahren war Hessen mit keinem, dann
mit einem, und heute sind es sechs Cluster, mit denen
wir vertreten sind. So ein Ergebnis ist aus meiner Sicht
das genaue Gegenteil von Zufall. Es ist das Ergebnis
intensiver Arbeit. Zuallererst will ich daher von diesem
Pult aus den sechs Teams aus den Clustern danken und
ihnen gratulieren. Personlich konnte ich das bereits kurz
nach der Bekanntgabe tun. Wir reden hier nicht iiber ein
bisschen mehr Sichtbarkeit im Uni-Ranking, sondern iiber
internationale Spitzenforschung mit Auswirkungen in den
Bereichen Medizin, KI, Umwelt, Energiespeicherung und
der gesellschaftlichen Resilienz.

Ich will diese sechs Cluster daher auch kurz nennen: Es
geht zum einen um Cardio-Pulmonary Institute, CPI, aus
dem Bereich der so wichtigen Herz-Lungen-Forschung. Es
geht um Microbes-for-Climate, M4C, aus dem Bereich der
Mikrobiologie, Post-Lithium Energy Storage, POLiS, aus
dem Bereich der Batterieforschung, Reasonable Artificial
Intelligence, RAI, aus dem Bereich der kiinstlichen Intelli-
genz, SubCellular Architecture of LifE, SCALE, aus dem
Bereich Zellbiologie, und The Adaptive Mind aus dem
Bereich der Kognitionsforschung — sechs Cluster, sechs
Themen, aber ein roter Faden.

Die kiinstliche Intelligenz steckt in fast allen dieser Pro-
jekte, ob in der Datenanalyse, der Modellierung oder der
Steuerung von komplexen Prozessen. Genau deshalb ist
es auch kein Zufall, dass viele dieser Cluster eng mit hes-
sian.Al, unserem hessischen Zentrum fiir KI, verbunden
sind. Der Erfolg der Exzellenzstrategie zeigt auch, dass
sich diese Investitionen auszahlen.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Dieser Erfolg stirkt die hessische Innovationskraft nach-
haltig, aber dieses Ergebnis ist natiirlich und zuallererst ein
grandioser Erfolg der beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, ithrer Hochschulen und Institute — um hier
keine Missverstidndnisse aufkommen zu lassen.

(Vereinzelter Beifall SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Das HMWK hat seit 2024 unter Fithrung unseres Staatsmi-
nisters Timon Gremmels gemeinsam mit den Universititen
einen klaren strategischen Prozess aufgesetzt und erfolg-
reich umgesetzt. Wir haben das LOEWE-Programm gezielt
weiterentwickelt, im Jahr 2024 zusitzliche Mittel bereitge-
stellt und die Hochschulen auf dem Weg eng begleitet.

Wenn ich da driiben schon das Geraune hore, liecbe GRU-
NE, gestatten Sie mir einen Hinweis: In der Vorbereitung
der Exzellenzinitiative seit [hrem Ausscheiden aus Regie-
rungsverantwortung war [hnen alles zu wenig. Der Staats-
sekretdr war bei jeder einzelnen Présentation in Bonn,
inklusive der dazugehorigen Vorbereitungstermine. Ich er-
innere mich noch gut an die Debatte im Ausschuss. Da
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hieB es dann immer, das sei nicht genug, zu allem miisse
der Minister hin. Auch in einigen Pressemitteilungen las
es sich immer so: Sie haben den Wissenschaftsminister
kritisiert, und Sie haben vorgebaut fiir den Fall, dass es
schlecht wird.

Ihre Verlautbarungen waren fiir mich von Anfang an —
wenn ich das ehrlicherweise so sagen darf — relativ durch-
schaubar. Es war alles darauf ausgelegt, moglichen Erfolg
der eigenen Amtsvorgéngerin zuzuschreiben und potenzi-
elle Misserfolge dann beim Nachfolger abzuladen.

(Kaya Kinkel (BUNQNIS 90/DIE GRUNEN): Was?
— Felix Martin (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Ganz schwach!)

Jetzt waren die Ergebnisse so gut und exzellent, sie waren
sogar so gut wie nie.

(Fortgesetzte Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

— Ganz ruhig. — Wir hingegen haben iiberhaupt kein Pro-
blem damit, zu sagen: Ja, es gab selbstverstindlich in der
Vergangenheit, in der vorherigen Landesregierung unter
Frau Staatssekretirin Asar und Frau Staatssekretérin Dorn

(Kaya Kinkel (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Mi-
nisterin Dorn!)

sehr gute vorbereitende Arbeiten bei den Ideenskizzen.
Aber wir kdnnen auch mit Fug und Recht sagen, dass unter
unserer Fiihrung das Wissenschaftsministerium alles getan
hat, um dieses Ergebnis zu erreichen. Wir waren damit
erfolgreich.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Mit diesem Erfolg haben wir iiberhaupt erstmals vier hes-
sische Hochschulen und Universitdten, die fiir die zwei-
te Forderlinie, ndmlich der Exzellenzuniversitdt, antrags-
berechtigt sind. Das sind die Universititen in Frankfurt,
Gieflen, Marburg und Darmstadt. Das gab es in Hessen
noch nie.

Diese historische Chance miissen wir jetzt gemeinsam nut-
zen und die Bewerbungen in Verbiinden vorantreiben. Wir
stehen bereit, diesen Weg weiter mitzugehen, sei es strate-
gisch, finanziell oder politisch. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege Kaffenberger, vielen Dank. — Das Wort erhalt
Frau Kollegin Nina Eisenhardt von der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN.

Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Président, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ich mdchte meinen aufrichtigen Dank an all
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aussprechen,
die an den hessischen Clusterprojekten gearbeitet haben.
Ein Vollantrag fiir die Exzellenzstrategie bedeutet iiber ein
Jahr intensiver Arbeit, unzdhlige Abstimmungen und inter-
nationale Begutachtungen.

In diesen Projekten steckt oft ein Lebenswerk. Die For-
schung, die daraus entsteht, rettet wortwortlich Leben und
ist fiir unsere Gesellschaft entscheidend. Dabei geht es um
Herz-Lungen-Erkrankungen, die Entwicklung neuer Mate-

rialien oder um die Zukunft der kiinstlichen Intelligenz.
Ich gratuliere den sechs Clustern, die jetzt den Zuschlag
bekommen haben. Ich wiinsche ihnen viel Kraft, Begeiste-
rung und Erfolg fiir die sieben Jahre, in denen ihre eigentli-
che Arbeit jetzt beginnen kann.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und
vereinzelt CDU)

Dann schaue ich auf diese Aktuelle Stunde und frage mich
wirklich, ob das das Thema der SPD-Fraktion ist. Sie fei-
ern sich fiir eine Entwicklung, die Sie nicht verantwortet
haben, und gefdhrden gleichzeitig — das ist der entschei-
dende Punkt — diese Entwicklung mit Threr Haushaltspoli-
tik.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Denn der Erfolg der hessischen Universititen in der Ex-
zellenzstrategie kommt nicht aus dem Nichts. Das ist das
Ergebnis eines langen Prozesses. Natiirlich sind da in erster
Linie die klugen, mutigen und fleiBigen Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler zu nennen. Aber es gab auch in
den Senaten, Hochschulriten und Prisidien ein Ehrlichma-
chen nach der letzten Runde. Es gab die Bereitschaft, sich
strategisch neu aufzustellen.

Auch im Ministerium unter Angela Dorn hat man diesen
Prozess des Ehrlichmachens unterstiitzt: Was waren unse-
re Fehler? Was miissen wir anders machen? Wie miissen
wir uns strategisch neu aufstellen? — Daraus wuchs die
politische Bereitschaft, {iber fiinf Jahre hinweg mit unter-
schiedlichen Instrumenten zu arbeiten. Es wurden iiber 100
Millionen Euro investiert, um diese Clusterprojekte stark
zu machen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich mochte ganz besonders hervorheben, dass wir mit den
LOEWE-Professuren in kluge Kopfe investiert haben. Frau
Dorn und Frau Asar haben es auch kurzfristig moglich
gemacht, Leute zu halten, die jetzt die Cluster nach Hause
geholt haben.

Herr Minister Gremmels, wenn Sie sich wiinschen, dass
man lhre Erfolge einmal so feiert, dann miissen Sie sich
etwas mehr anstrengen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn, wihrend Sie heute eine Feierstunde abhalten wollen,
sieht die Realitdt im Moment ganz anders aus. Die Hoch-
schulen in Hessen stehen vor einem strukturellen Defizit
in Hohe von iiber 1 Milliarde Euro. Sie miissen 10 %
Personal abbauen.

Wissen Sie, was? Die Besten gehen zuerst. Bei denen, die
zwei Cluster hervorgebracht haben, ist noch nicht einmal
ganz klar, wie ihre Finanzierung iiber dieses Jahr hinaus
weitergehen soll. So hidlt man keine Spitzenleute und ihre
Teams. Das sollten Sie sich durch den Kopf gehen lassen,
wenn Sie, wie ich hore, planen, die anteilige Finanzierung
des Landes an den Clustern aus dem bestehenden Budget
mitzufinanzieren. Das wére ein Skandal. Die Grundfinan-
zierung noch weiter zu kiirzen, das wére ein Skandal.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Erfolgreichen fiir ihren Erfolg zu strafen, das kommt
nicht gut an.
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Dass die CDU-Fraktion das zuldsst und mit anschaut, das
kann ich gar nicht glauben. Wer sonst immer von Spitzen-
forschung und Innovation spricht und davon trdumt, wie
Markus Soder ein ,,Hassian One“-Programm zu starten,
der kann nicht ernsthaft so mit seiner Spitzenforschung
umgehen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn man jetzt davon trdumt, in der ndchsten Runde die
Forderung der Exzellenzuniversititen einzuwerben, dann
sollte man mit Sorgfalt nach Berlin schauen. Berlin hat mit
der Sparpolitik bei den Hochschulen bereits begonnen. Es
hat Cluster verloren. Die Berliner Universititen filirchten
leider zu Recht um ihren Status als Exzellenzuniversitéten.

Diese Aktuelle Stunde ist erneut ein durchschaubares Ma-
nover. Sie wollen von der Realitdt, von den Kiirzungen,
vom Stillstand und von der Planlosigkeit ablenken.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich fordere Sie auf: Finanzieren Sie die Exzellenzcluster
zusétzlich und nicht mit einem Taschenspielertrick. Ich
fordere Sie auf: Spielen Sie nicht die Grundfinanzierung
gegen die Spitzenforschung aus. Wenn man das Fundament
sprengt, bricht auch das Dach ein. Ich fordere Sie auf:
Schaffen Sie Planungssicherheit und Verlasslichkeit fiir die
Forschung und fiir kluge Kopfe. Wer Exzellenz will, muss
investieren und darf nicht kiirzen. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort erhélt der Kollege Dr. Matthias
Biiger fiir die FDP-Fraktion. Bitte sehr, Matthias.

Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):

Sehr geehrter Herr Président, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ja, herzlichen Gliickwunsch an die Hoch-
schulen und an die beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, die so erfolgreich abgeschnitten haben.
Das ist eine grofle Leistung. Das freut auch uns Freie De-
mokraten. Herzlichen Gliickwunsch.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Die Wissenschaft, {iber die wir in diesem Plenum erfreuli-
cherweise sehr haufig sprechen, erscheint dem einen oder
anderen Politiker, der nicht mit Wissenschaft beschéftigt
ist, ein bisschen kompliziert. Gestern hatten wir einen
tollen Abend des Sports. Ich versuche deswegen einmal,
das verstdndlich in der Fufballsprache einzuordnen. Da
konnen wir ein bisschen schauen, wohin wir kommen. Ich
sehe Heiterkeit.

(Glockenzeichen)

Bei der letzten Exzellenzinitiative, das war so im Jahr
2018, sind wir Hessen abgestiegen. Das war ganz bitter.
Das war ein katastrophaler Ausgang. Im Ubrigen wurden
die Trainer, also die Wissenschaftsminister, die 15 Jahre
lang zuvor alle von der CDU gestellt. Ich will das einfach
nur einmal feststellen. Herr Schmitz, jetzt sind wir wieder
in die erste Liga aufgestiegen. Das ist prima. Natiirlich
passiert bei einem Aufstieg das, was immer passiert: Der
Erfolg hat viele Viter.

(Zuruf: Und Miitter!)

— Und Miitter. — Der Herr Staatsminister hat super Einzel-
spieler. Er hat hoch engagierte Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sowie Hochschulen. Er hat Einzelspieler,
die viel herausgeholt haben.

Dem heutigen Trainer, ich meine den Minister, dem ist der
Erfolg ein Stiick weit in den Schof3 gefallen. Dass sich
der Co-Trainer auch gut eingebracht hat, ist richtig. Die
Mannschaft ist aber erst sehr spét iibernommen worden.
Da war schon ganz viel auf dem Weg. Das ist schon. Wir
konnen an der Stelle génnen.

Auch das wissen wir vom Fuf3ball: Geld allein schie3t kei-
ne Tore. — Ja, das stimmt. Aber wir wissen auch eines: Mit
einem Kreisklassebudget kann man nicht in der Bundesliga
spielen. Lieber Stephan Griiger, mit einem Kreisklassebud-
get kann man nicht in der Bundesliga spielen.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Deswegen sage ich hier — das sage ich auch ganz offen —
Die Steigerung der Budgets um 4 % in den Jahren zuvor
war das, was uns auf diesen Weg gebracht hat. Das war
wichtig. Das haben wir jetzt wahrscheinlich nicht mehr.

Gleichzeitig, bei aller Euphorie, sind wir noch lange nicht
in der Champions League. Der Titel ,,Hessen im Spitzen-
feld der Forschung® liest sich so, als wiren wir ganz oben.
Um es aber noch einmal festzuhalten: Hessen hat keine Ex-
zellenzuniversitdt. Hessen hatte noch niemals, seit es das
gibt — also seit rund 20 Jahren —, eine Exzellenzuniversitét.
Aber immerhin sind wir jetzt mal qualifiziert, um uns dort
zu bewerben, so wie die Champions-League-Qualifikation,
aber wir sind noch lange nicht drin.

Und ja, in den letzten Jahren wurde investiert. Das war im
Ubrigen die Basis fiir den Aufstieg. Den Aufstieg sichern
wir aber doch nur, indem wir das Budget — nach Kaufkraft
und Inflation — jetzt auch gleich lassen. Wirklich niemand
wére doch im FuB3ball so verriickt, nach sportlichem Erfolg
und Aufstieg das Budget zu kiirzen. Niemand wire so
verriickt, aber hier scheint es zu passieren.

AuBerdem spielen wir in der Situation noch auf den
Nebenplétzen. Es gibt also eine ganze Menge Berichts-
pflichten, besonders strenge Vorgaben zu CO,-Ausstol,
Verpflichtungen zu Offentlichkeitsarbeit; das heift dann
Third Mission. Um es auch hier einmal in FuBlballsprache
zu sagen: Es muss doch in erster Linie darum gehen, Tore
zu schief3en, und nicht, den Preis fiir das beste und schons-
te Trikot zu bekommen. Auch da gilt es, sich bitte einmal
auf das Wichtige zu konzentrieren.

(Beifall Freie Demokraten — Zurufe BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Glockenzeichen)

Was tut die Landesregierung? Wenn wir uns das einmal
ansehen, was Sie sagen, Herr Minister: Zum einen feiert
sie den Aufstieg, ja. Dann beginnt sie aber auch noch, gute
Spieler zu verkaufen. Oder wie heifit das? Sie 16st 474
Millionen Euro Riicklagen auf — das ist nichts anderes, als
Kasse zu machen. Dann wissen Sie an der Stelle: Nach
dem Feiern kommt meist der Kater.

Deswegen sage ich Thnen — ich kann es leider nicht anders
sagen — Heute gibt es von uns Freien Demokraten die
gelbe Karte fiir Trainer Gremmels und fiir Teammanager
Lorz, ndmlich dafiir, zum Zeitpunkt des Erfolges Kasse
machen zu wollen. Das geht gar nicht.
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(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Ich sage Thnen noch eines: Wenn Sie so weitermachen, gibt
es am Ende fiir Gremmels und Lorz und fiir Schwarz-Rot
bei nichster Gelegenheit glatt Rot. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und Hildegard Forster-
Heldmann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) — Ste-
phan Griiger (SPD): Nicht alles, was hinkt, ist ein
Vergleich! — Weitere Zurufe)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Biiger. — Das Wort hat der
Kollege Dr. Grobe, AfD-Fraktion.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Auch wir von der AfD-Fraktion gratulieren unseren
Universititen und allen Beteiligten der sechs ausgezeich-
neten hessischen Exzellenzcluster ganz herzlich zu ihrem
groBartigen Erfolg.

(Beifall AfD)

Wir wissen, welche politischen Hindernisse und Hiirden
man ihnen seitens der letzten Landesregierung in den
Weg gelegt hat. Nicht umsonst sprechen wir gleich noch
iber die katastrophale Hochschulfinanzierung, welche
dem Wissenschaftsstandort Hessen seit Jahren das Leben
schwermacht. Ich mochte es aber auch nicht kleinreden:
Ein erster grofler Meilenstein hin zu echter Exzellenz ist
auch bei uns in Hessen endlich geschaftt.

Diesen Erfolg verdanken wir — wer hitte es gedacht? —
starken Projekten aus den Bereichen MINT und Medizin,

(Zuruf AfD: Aha?)

also Wissenschaftsbereichen, die gerade von der aktuellen
und frilheren Landesregierung zugunsten irgendwelcher
Agendawissenschaften chronisch vernachldssigt wurden.

(Beifall AfD — Holger Bellino (CDU): Falsch! —
Weitere Zurufe)

Das grenzt fiir uns schon fast an Hohn; denn wir von der
AfD-Fraktion waren die Einzigen, die anstelle der beiden
ideologisch motivierten Budgets — Sie nennen sie sogar
Erfolgsbudgets — fiir Gender und Internationalisierung seit
Jahren ein groBziigiges Budget fiir MINT und Medizin
fordern. Damit hatten wir die Exzellenz weiter und stérker
ausbauen kdnnen.

(Unruhe — Glockenzeichen)

Wir halten an dieser Stelle also fest: Unsere Hochschulen
haben diesen Erfolg vollstindig aus eigener Kraft gemeis-
tert, und die Landesregierung hat sie dabei nicht unter-
stiitzt.

(Beifall AfD — Minister Timon Gremmels: Doch,
natiirlich!)

Als wire Thr Versagen bei der Forderung prestigetrichtiger
Forschung nicht schon peinlich genug, behelligen Sie uns
nun noch mit einer Aktuellen Stunde mit dem Titel ,,Hes-
sen im Spitzenfeld der Forschung®. Spitzenfeld? Wenn wir
ehrlich sind, dann liegt unser Hessen in puncto Exzellenz
eben leider nicht an der Spitze. Schaut man sich auf ei-

ner Karte Deutschlands aktuelle Exzellenzuniversititen an,
dann herrscht in Hessen géhnende Leere,

(Beifall AfD — Zuruf Minister Timon Gremmels)

und das, obwohl es das von den Einwohnern her
flinftstirkste Bundesland ist und mit Frankfurt zudem ei-
nen Hochschulstandort vorweisen kann, an dem beinahe so
viele Personen wie an der Exzellenzuniversitdit Hamburg
studieren. Der Schatten, welchen Exzellenzuniversititen
wie Hamburg, Aachen, Berlin, Heidelberg, Tiibingen oder
auch Miinchen auf unser Hessen werfen, ist leider nach
wie vor viel zu grof3.

Durch die jiingsten Erfolge kommt Hessen nun allméhlich
auf das Niveau, welches es eigentlich schon vor Jahren
hitte erreichen sollen. Die baldige Forderung von sechs
Exzellenzclustern ist deshalb auch kein iiberwéltigender
Erfolg, vielmehr ist es hoffentlich der Beginn einer wis-
senschaftlichen Autholjagd zu anderen Bundeslédndern, die
uns in Sachen Exzellenz immer noch einiges voraushaben.

Damit aus diesem Autholen letztendlich eine eigenstindi-
ge Exzellenzuniversitit hervorgehen kann, muss die Hes-
sische Landesregierung ihre Schwerpunktsetzung grundle-
gend dndern. Als Erstes muss die einseitige Forderung der
sogenannten Agendawissenschaften vollstindig eingestellt
werden. Statt eines millionenschweren Budgets bei den
ideologischen Themen Gender und Internationalisierung
brauchen wir eine vielfach hohere Forderung des prestige-
trachtigen Wissenschaftsbereichs MINT, aber auch der Hu-
manmedizin.

(Beifall AfD — Zuruf Stephan Griiger (SPD))

Die kiirzlich im Rahmen der Exzellenzstrategic ausge-
zeichneten bundesweiten Projekte haben ndmlich eindeutig
gezeigt, dass es eben weitere Spitzenforschung aus genau
diesen Bereichen braucht, um den Wissenschaftsstandort
Deutschland international wieder zu starken.

Als Zweites miissen wir auch in Hessen endlich Studien-
gebiihren fiir Nicht-EU-Auslénder einfiihren. Baden-Wiirt-
temberg und nun auch ein Vorschlag aus der CDU-Fraktion
in Sachsen-Anhalt zeigen, wie es geht. Ich sage Thnen nun
etwas, was eigentlich selbstverstiandlich sein sollte: Exzel-
lenz darf nicht nur, nein, sie muss sogar etwas kosten.
Dartiiber herrscht aulerhalb Deutschlands — iibrigens welt-
weit — Konsens; denn nahezu alle weltweiten Eliteuniversi-
titen lassen sich das Studium an ihren Einrichtungen teuer
bezahlen. Sie haben es doch selbst von der ETH Ziirich
gehort.

In Hessen wiirde die Einfithrung von Studiengebiihren fiir
Nicht-EU-Auslidnder zusitzlich 87 Millionen Euro jéhrlich
einbringen. Mit dieser Anschubfinanzierung, zusammen
mit der erhohten Forderung von Exzellenzfichern, wire
eine Exzellenzuniversitét in greifbarer Nihe.

(Beifall AfD)

Dies scheint aber in Hessen nur mit der AfD in Regie-
rungsverantwortung moglich zu sein.

(Lachen SPD)

Um eine eigenstidndige Exzellenzuniversitit in Hessen zu
bekommen, sind wir bereit, den Kampf gegen Windmiihlen
weiter aufzunehmen. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)
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Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Dr. Grobe. — Meine Damen und Herren,
einmal zwischendurch zur Geschéftsleitung: Hier hinten
steht ein Koffer. Ich weil3 nicht, von wem. Gehort er einem
Abgeordneten?

(Zurufe)

— Ja? Dann ist es in Ordnung, und wir wissen Bescheid.
Aber haltet eure Koffer immer im Auge, ja? — Gut.

Als Néachster kommt der Kollege Peter Franz, CDU-Frakti-
on. Peter, bitte.

Peter Franz (CDU):

Sehr geehrter Herr Président, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Natiirlich habe auch ich ein Redemanuskript
vorbereitet. Aber nach Redebeitridgen der AfD ist man im-
mer hin- und hergerissen, ob man etwas sagen muss oder
sollte, oder ob man es einfach im Raum stehen l4sst. Aber
ich will zwei, drei Sétze sagen.

Seit eineinhalb Jahren habe ich die Ehre, in diesem Parla-
ment zu sein. Ich bin stolz und dankbar. Ich versuche — ich
glaube, wie wir alle —, fiir dieses Land das Beste zu geben.
Aber ich wiirde mich gerne inhaltlich streiten, sachlich und
verniinftig, gerade wenn wir iiber das Thema Wissenschaft
reden.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Haben Sie iiberhaupt zuge-
hort?)

— Ich habe Thnen sehr gut zugehort, ich hore Thnen oft zu.
— Nur einmal als kleines Beispiel: Sie stellen immer Punkte
aneinander, irgendwelche Behauptungen, die schlicht und
ergreifend vollig falsch sind. Man denkt dann immer, Sie
leben irgendwie auf dem Mond.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

In Hessen jedenfalls kénnen Sie nicht leben, und Sie sind
hier offensichtlich auch nicht unterwegs, weder in den Uni-
versitdten noch sonst wo.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Ich habe hier gearbeitet,
Sie vielleicht nicht!)

Wenn Sie sich allein in Darmstadt die Universitdt und
die Gebdude ansehen, die dort errichtet worden sind: Es
ist unglaublich, was hier seit vielen Jahren passiert. Nur
ein kleines Stichwort: Sie haben nicht ein Mal das Wort
LOEWE - das hat viel mit Hessen zu tun — in den Mund
genommen.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Das bringt doch nicht viel!
— Lucas Schmitz (CDU): Das bringt doch nicht viel?
— Dr. Frank Grobe (AfD): Wir hétten schon langst
Exzellenzuniversitdten haben miissen! Haben wir
aber nicht!)

Das LOEWE-Programm, die Grundlage fiir diese Exzel-
lenz, Uber die wir uns sehr wohl freuen konnen, haben
Sie nicht angesprochen und damit auch nicht die massive
finanzielle Ausstattung der Universititen in den letzten
Jahrzehnten. Immer zu behaupten, seit Jahrzehnten passie-
re nichts, ist viel zu einfach, Herr Grobe.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Dr. Frank Grobe (AfD) winkt ab.)

Eine letzte Anmerkung: Wenn Sie tausendfach von Agen-
dawissenschaften reden, diskreditieren Sie die Universita-
ten, diskreditieren Sie die Wissenschaftler,

(Zustimmung Angela Dorn (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN))

diskreditieren Sie alle, die da beteiligt sind.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))

Man kann nur sagen: Das ist wirklich schébig.
(Stephan Griiger (SPD): Artikel 5 Grundgesetz!)

Ich will das Positive nennen. Wenn wir iiber die Zukunft
Hessens sprechen, kdnnen wir uns freuen; denn dann kom-
men wir an Wissenschaft und Forschung gerade nicht vor-
bei. Unsere Universitéiten sind tolle Orte der Lehre und der
Wissenschaft. Sie sind Innovationsmotoren, internationale
Briickenbauer und Standorte im Wettbewerb — darum geht
es in der Gegenwart — um die kliigsten Kopfe Hessens,
Deutschlands, Europas und der Welt. Wir sind in einem
internationalen Wettbewerb mit Miinchen, Berlin, London,
Ziirich, Singapur. Das wissen Sie alle.

Gut ist, dass die Landesregierung und auch die Vorgénger-
Landesregierung, um das auch einmal deutlich zu sagen,
diesen Wettbewerb angenommen, sich ihm gestellt und ihn
gestaltet haben, indem sie in einen sehr umfangreichen
Prozess eingestiegen sind.

Frau Dorn, Sie scheiden leider aus, aber an dieser Stelle
wire es fatal, auch Thre Leistung fiir diese Thematik nicht
zu wiirdigen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Es ist ndmlich gerade ein umfassender Strategieprozess,
Herr Grobe. Gerade auch weil man vielleicht Fehler ge-
macht hat und weil man bereit war, das anzuerkennen,
hat man diesen Prozess weiterentwickelt, insbesondere das
LOEWE-Programm.

Reden Sie mit den Beteiligten im Ministerium; die werden
Thnen bestdtigen: Das ist die Grundlage dieser Exzellen-
zen, {iber die wir uns freuen konnen. — An dieser Stelle will
ich auch dem aktuellen Minister und auch allen Beteiligten
im Ministerium sehr herzlich danken, die sich sehr hinein-
gekniet haben, dass das zusammen mit den Universitdten
so geklappt hat.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Die Exzellenzstrategie des Bundes hat ein Fordervolumen
von iiber 500 Millionen Euro. Die Universititen mit her-
ausragender Forschung erhalten Mittel, die sie im interna-
tionalen Anschluss brauchen. Doch diese Exzellenzforde-
rung ist kein Selbstldufer; ich habe es schon betont.

Genau in diesem Sinne hat das Land LOEWE als Vorbild
geschaffen und dieses Programm im Jahr 2008, Kabinett
Koch II, gestartet. Seit dieser Zeit — ich komme wieder
zum Geld — sind im LOEWE-Programm 900 Millionen
Euro investiert worden. So viel zu der Aussage, wir titen
seit Jahrzehnten nichts; das ist schlichtweg falsch.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN - Dr. Frank Grobe (AfD): Viel zu wenig! Fal-
sche Prioritdtensetzung!)
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Und das Ergebnis kann sich sehen lassen. In diesem bun-
desweit sehr anspruchsvollen Exzellenzcluster-Wettbewerb
haben sich — die Vorredner und Vorrednerinnen haben es
betont — sechs hessische Exzellenzcluster-Antridge durch-
setzen konnen. Ein groBartiger Erfolg und ein Zeichen fiir
ein starkes und bundesweit in der Wissenschaft und der
Forschung vorne stehendes Bundesland. Wir sind zuriick
im Spitzenfeld der Wissenschaft und Forschung.

Die Universititen konnen sich iiber 6 bis 7,5 Millionen
Euro Fordermittel freuen. Die neuen Exzellenzcluster sind
ein echter Reputationsgewinn fiir Hessen, aber auch ein
bedeutender Impuls fiir Innovation, Wertschopfung und
Technologiefithrerschaft in Schliisselbereichen — Bijan
Kaffenberger hat es erwédhnt —: kiinstliche Intelligenz, Bio-
technologie und Batterieforschung. Mit den sechs neuen
Exzellenzclustern steht Hessen bundesweit an der Spitze.
Was wollen Sie mehr?

(Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))

Vizeprisident Frank Lortz:

Lieber Kollege, Sie miissen langsam zum Schluss kom-
men.

Peter Franz (CDU):

Auch als Abgeordneter der Wissenschaftsstadt Darmstadt
kann ich sagen: Ich bin stolz auf unsere Universitdten, und
ich bin stolz auf unsere Wissenschaft. Wir haben eine sehr
groBe Chance, hierbei weiter nach vorne zu kommen.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege, Sie miissten dann zum Schluss kommen; sei
so lieb.

Peter Franz (CDU):

Am Ende gebe ich den Hinweis, der sehr wichtig ist, dass
wir unsere Universititen nun begleiten in dem Prozess,
Exzellenzuniversititen zu werden. Hierbei gibt es auch ei-
ne Entscheidung: Trotz der angespannten Haushaltslage —
man kann nur das Geld ausgeben, das man einnimmt; wir
brauchen eine gut funktionierende Wirtschaft — wird dieser
Prozess mit jeweils 150.000 Euro unterstiitzt.

Wir wollen den jungen, klugen Kopfe aus aller Welt sagen,
sie sollen hier in Hessen forschen; hier wird die Exzellenz
gelebt. — Vielen Dank fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Franz. — Jetzt hat der Wissenschafts-
minister das Wort, Staatsminister Gremmels. Timon, bitte.

Timon Gremmels, Minister fiir Wissenschaft und For-
schung, Kunst und Kultur:

Sehr geehrter Herr Priasident, meine sehr verchrten Damen
und Herren! Der 22. Mai 2025 war ein guter, ein sehr guter
Tag fiir den Wissensstandort Hessen.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Ich gratuliere allen sechs Exzellenzcluster-Initiativen; denn
es ist allein ihr Verdienst. Es ist ihr wissenschaftliches
Verdienst, dass sie die Jury inhaltlich mit guter Forschung,
mit guten Konzepten und mit einer hervorragenden wissen-
schaftlichen Ausrichtung iiberzeugt haben. Es ist allein der
Erfolg der beteiligten Universititen und Max-Planck-Insti-
tute, dass das moglich war.

Ich sage an dieser Stelle natiirlich auch, dass es dazu einer
Vorarbeit bedurfte. Diese Vorarbeit hat meine Vorgéngerin
geleistet. Und ich erinnere mich noch — Angela, ich habe
diese Geschichte schon einmal erzéhlt; ich erzihle sie jetzt
hier auch und I6se ein bisschen die Vertraulichkeit — an das
Ubergabegesprich zwischen ihr und mir iiber die Frage:
Was sind die wichtigen Themen?

Da sagte sie: Timon, wir haben hier Exzellenzskizzen, und
es wire gut, wenn moglichst viele durchkommen. — Ich
fragte: Was bedeutet denn ,,moglichst viele*“? Wir hatten
vor sechs Jahren gerade einmal eine einzige geschafft. —
Dann sagte Angela Dorn zu mir: Vier waren schon richtig
gut. — Ich sagte: Okay, hohe Latte. — Wir haben es dann
geschafft, sechs durchzubekommen. Das ist die Vorarbeit,
die ihr geleistet habt.

Wir haben es dann noch geschafft, dass alle, die die Skiz-
zenphase liberstanden haben, LOEWE-Professuren, bis zu
3 Millionen Euro bekommen haben. Wir haben dann insge-
samt — Sie wissen, dass der Nachtrag hart war und wir
schon sparen mussten — noch einmal zusétzlich 1,4 Millio-
nen Euro auf den Weg gebracht, um die Projekte von der
Skizze zum Vollantrag zu unterstiitzen.

Ich habe bei jeder Gelegenheit meine Vorgénger einbezo-
gen, liebe Frau Eisenhardt. Wir hatten einen Empfang
anlédsslich der erfolgreichen Skizzenprojekte. Dazu waren
Frau Asar und Frau Dorn eingeladen. Wir hatten nach dem
22. Mai einen Empfang, zu dem wir alle Exzellenzcluster
eingeladen haben. Natiirlich waren Frau Asar und Frau
Dorn eingeladen. Beide waren auch da, woriiber ich mich
sehr gefreut habe.

Ehrlich gesagt, an der Frage, wer den groBeren Anteil dar-
an hatte, beteilige ich mich nicht. Da stehe ich driiber, und
ich weil}, dass Angela Dorn da auch driibersteht.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Wir haben das gemeinsam auf den Weg gebracht.
(Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Und es ist doch toll fiir den Wissenschaftsstandort, dass
wir heute da stehen, wo wir stehen.

(Beifall CDU und SPD)

Aber eines muss ich Thnen doch heute sagen, Frau Eisen-
hardt: Sie hétten doch einfach einmal fragen konnen. Sie
sagten, Sie hitten gehort, die erfolgreichen Skizzen miiss-
ten das aus dem Hochschulbudget bezahlen.
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(Zuruf Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Nein. Dann miissten das alle 14 Hochschulen gleichsam
ausschwitzen. Nein, das ist nicht der Fall.

Ich bin dem Ministerprésidenten und insbesondere auch
dem Finanzminister sehr dankbar. Nachdem wir so erfolg-
reich waren, bin ich zu beiden gegangen und habe gesagt:
Wir miissen eine Losung finden. — Jetzt ist das natiirlich
die Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers im November
und damit Thre Entscheidung. Aber ich darf berichten,
dass wir natiirlich diese zusétzlichen Mittel, die diese Clus-
ter brauchen, nicht aus dem Hochschulbudget finanzieren,
sondern dass wir das auf andere Weise hinbekommen. Sehr
herzlichen Dank, dass das moglich war.

(Beifall CDU und SPD)

Ehrlich gesagt, ich musste weder beim Ministerprasiden-
ten, der mein Vorvorgénger im Amt war, noch beim Fi-
nanzminister lange Uberzeugungsarbeit leisten, weil wir
wissen, was es bedeutet, ein Spitzenstandort zu sein.

Herr Dr. Grobe, man kann unterschiedlicher Auffassung
sein, aber wir miissen doch erst einmal ein Basiswissen
haben. Ehrlich gesagt, das fehlt bei [hnen véllig.

(Dr. Frank Grobe (AfD) winkt ab.)

Wenn Sie davon schwadronieren, Hessen habe keine Ex-
zellenzuniversitit, und wir wiirden uns darum nicht kiim-
mern, entgegne ich:

(Dr. Frank Grobe (AfD): Haben wir sie, oder haben
wir sie nicht?)

Die Voraussetzung dafiir, sich darauf zu bewerben, Exzel-
lenzuniversitit zu werden, ist, dass eine Hochschule min-
destens zwei Exzellenzcluster hat.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Das ist doch schon seit 30
Jahren so! Warum haben wir sie dann nicht?)

Diese Voraussetzung ist am 22. Mai erfiillt worden, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Vier von flinf hessischen Universititen haben jetzt die
Chance, sich als Exzellenzuniversitiat zu bewerben — vier
von fiinf. Das ist eine sehr gute Chance.

Ich bin den vier Universititen dankbar, dass sie jetzt nicht
gegeneinander ins Rennen ziehen, sondern dass die TU
Darmstadt und die Goethe-Universitdt zusammen mit der
Universitdt Mainz einen Verbund bilden und sich gemein-
sam bewerben. Der Bewerbungsschluss ist morgen. Sie
werden ihre Interessenbekundung bekannt geben.

Ich darf exklusiv vom Redepult als neue Meldung kund-
tun: Ich bin auch der Phillips-Universitit in Marburg und
der Justus-Liebig-Universitét in GieBen sehr dankbar, dass
sie sich gemeinsam auf den Weg machen. Wir werden also
zwei Verbiinde haben, die sich bewerben.

(Beifall CDU, SPD, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Dr. Matthias Biiger (Freie Demokra-
ten))

Das bedeutet: zusdtzlich 21 Millionen Euro vom Bund,
7 Millionen Euro vom Land, Jahr fiir Jahr fiir die Verbiin-
de, die sich da bewerben. — Das ist Hochschulpolitik. Das
ist Forschungsstarkung. Das ist Exzellenz at its best. Es ist

unsere Aufgabe, diesen Prozess in den ndchsten Jahren zu
begleiten, sodass wir in Hessen auch erfolgreiche Verbiin-
de haben, die wir auf dem Weg, Exzellenzuniversititen zu
werden, begleiten und unterstiitzen, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall CDU und SPD)

In diesem Sinne: Die Richtung stimmt. Der Weg stimmt.
Vielen Dank an alle, die sich daran beteiligt haben. Liebe
Angela, weil es heute die letzte Chance ist, mich person-
lich von dir zu verabschieden, mache ich das sehr ger-
ne. Wir haben gemeinsam angefangen, um jedes Windrad
zu kdmpfen. Ich erinnere mich an Situationen mit Biirger-
initiativen, die wirklich hart gewesen sind. Da mussten wir
hinterher schauen, ob die Autoreifen noch funktionierten.

(René Rock (Freie Demokraten): Ja, ja, ja, ja!)

Das waren harte Diskussionen, die wir gemeinsam mit-
einander gefiihrt haben, in denen wir immer auf der glei-
chen Seite gekdmpft haben. Ich danke dir fiir die exzel-
lente Ubergabe des Hauses, eines gut bestellten Hauses.
Es macht echt Spal3, da weiterzuarbeiten. Ich weil}, dass
wir viele Projekte gemeinsam vorangebracht haben. Herz-
lichen Dank dir, alles Gute fiir die Zukunft.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Kollege Dr. Grobe, AfD-
Fraktion.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Sehr geehrter Herr Staatsminister, ein Vergleich: Der
Bund finanziert die Exzellenzinitiativen bundesweit mit
500 Millionen Euro — hort sich viel an —, das Stiftungsver-
mogen der Universitit Harvard betrdgt 50 Milliarden Euro.
Das ist der Faktor 100. Was auch klar ist: Dort gibt es
kein Antragswesen. Konnen wir das nicht auch irgendwie
herstellen?

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Das stimmt
doch gar nicht! Das ist unwahr!)

— Doch, das ist so. Es ist einfach so.
(Weitere Zurufe — Glockenzeichen)

— Ja, das ist nicht wahr. — Zum Kollegen Franz von der
CDU:

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Wir sollten einen Faktencheck einfiihren!)

Warum kann die Finanzmetropole Frankfurt kein Geld fiir
eine Exzellenzuniversitdt aufbringen? Das ist die Frage.
Das hitten wir schon viel frither haben kdnnen. — Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Grobe. — Das war das Ende
der Aussprache.
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Wir kommen zur Abstimmung iiber den EntschlieBungs-
antrag der Fraktionen der CDU und der SPD, Drucks.
21/2386. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — CDU und SPD. Wer ist dagegen? — BUNDNIS
90/DIE GRUNEN, die AfD. Kollege Miiger? Ist gar nicht
da? — Doch. Wer enthélt sich? — Die FDP-Fraktion. Dann
ist dies mit der Mehrheit von CDU und SPD beschlossen.
Kollege Herr hat auch dagegen gestimmt.

Dann kommen wir zum Dringlichen Antrag der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Drucks. 21/2420. Wer ist
dafiir? — BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, die FDP. Das langt
nicht. Wer ist dagegen? — Das ist der Rest des Hauses.
Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 60:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der CDU

Commercial Court und Commercial Chambers Frank-
furt — Hessen stirkt den Justizstandort Deutschland

— Drucks. 21/2408 —

zusammen mit Tagesordnungspunkt 42:

EntschlieBungsantrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Hessen ist attraktiver Justizstandort — Commercial
Chambers und Commercial Court nehmen Arbeit auf
— Drucks. 21/2385 —

Es beginnt der Kollege Michael Miiller, CDU-Fraktion.
Bitte sehr, Michael.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie kon-
nen sagen, heute feiern wir Aktuelle Stunden. Das ist rich-
tig. Es gibt viel zu feiern. Wir haben gerade einen Punkt
gehabt, auf den wir ganz stolz sind. Jetzt sind wir beim
nédchsten Punkt, auf den wir stolz sind; denn Hessen be-
kommt einen Commercial Court und Commercial Cham-
bers am Land- und Oberlandesgericht in Frankfurt. Das ist
ein guter Tag fiir die hessische Justiz, fiir die Menschen,
und es ist vor allen Dingen ein guter Tag fiir die Unterneh-
merinnen und Unternehmer, die Hessen Arbeit geben.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vor allen Dingen ist es ein Tag, an dem wieder einmal
deutlich gemacht wird — wir Juristen neigen zu einer
Ubergewichtigkeit in der Argumentation — Ohne Juristerei
funktioniert vieles in unserem Land nicht — eigentlich nicht
wirklich iiberhaupt etwas. Die Richterinnen und Richter an
den Gerichten, die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
leisten eine unendlich wichtige Arbeit fiir unser Land und
die Stabilitdt unseres Landes. An dieser Stelle auch einmal
ein herzliches Dankeschon.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist aber eben auch
wichtig, dass in der Justiz gefiihrt wird. Ich bin dem hessi-
schen Justizminister aullerordentlich dankbar, dass er das
Projekt des Commercial Court, insbesondere die Auswei-
tung und Integration in Frankfurt, am Justizstandort voran-
getrieben hat. Das ist wichtig fiir uns in Hessen — gerade
am Finanzplatz Frankfurt, wo wir eine unendliche Men-

ge internationaler Unternehmungen haben und die Wahr-
scheinlichkeit, dass der Commercial Court auch tatsachlich
genutzt wird, deutlich hoher ist als in anderen Bereichen
unserer Republik. Deshalb ist es gut, dass wir das einge-
richtet haben.

Am 1. Juli ist es nun so weit. Am Landgericht haben wir
die zwei Commercial Chambers und am Oberlandesgericht
den Court. Diese Einrichtungen sind gut ausgestattet. Wir
haben gute Raume. Insbesondere haben sich die Bedingun-
gen fiir die Justiz an dem groflen Justizstandort Frankfurt
damit weiter verbessert. Die Richterinnen und Richter —
jedenfalls soweit ich das mitbekommen habe — freuen sich
auf die Moglichkeiten, die hierdurch geboten werden. Das
ist auch eine gute Nachricht fiir Hessen an diesem Tag.

(Beifall CDU, SPD und Lara Klaes (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN))

Hessen bietet deshalb ein 6ffentliches, rechtsstaatlich fun-
diertes Verfahren, das unterschiedlichen internationalen
MaBstében gerecht wird. Wir sichern gleichzeitig alle Vor-
teile der tradierten ordentlichen Gerichtsbarkeit in unserem
Land. Auch das ist eine gute Nachricht. Das erhoht nicht
nur die Verfahrensqualitdt, sondern insbesondere auch das
Vertrauen in unseren Rechtsstaat — nicht nur bei uns, son-
dern weltweit. Das ist wichtig. Denn Recht kann natiirlich
behindern — wir wissen das alle, wir diskutieren liber Ver-
einfachungen und Entbiirokratisierung —, aber Recht gibt
auch den Mafstab fiir Stabilitdt. Ohne Stabilitét ist alles
nicht wirklich etwas. Dafiir diirfen wir dankbar sein.

Deshalb stirken wir mit diesem Schritt den Justizstandort
Frankfurt, aber auch den Justizstandort in Hessen im in-
ternationalen Wettbewerb. Ubrigens gingen bisher viele
Verfahren dieser Art ins Ausland — nach London, nach
Paris — an private Schiedsgerichte. Das wird sich sicherlich
jetzt &ndern konnen. Die Chancen dafiir stehen gut. Jetzt
konnen wir mit Fug und Recht sagen: Frankfurt ist der in-
ternationale Wirtschaftsstandort in Deutschland, aber auch
in Europa. — Wir haben die Méglichkeit, zu sagen: Jetzt ist
Frankfurt auch international wirtschaftsrechtlich zu Hause.

(Beifall CDU, SPD und Lara Klaes (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN))

Letztlich gelingt uns das — ich wiederhole mich —, weil der
neue Spruchkorper mit neuen, hoch qualifizierten Richte-
rinnen und Richtern besetzt ist, weil wir moderne Sitzungs-
sdle haben, eine umfassende digitale Ausstattung und In-
frastruktur bereitgestellt werden. Auch das muss an dieser
Stelle betont werden: Hessen ist auch in diesem Bereich
auf dem Weg. — Alles kann immer besser werden, jeden
Tag, aber, ich finde, wir kdnnen stolz und gliicklich sein,
dass die Richterinnen und Richter, die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sowie die Rechtspflegerinnen und Rechts-
pfleger auch diesen enormen Verdnderungsprozess mitma-
chen. Fiir sie ist das eine riesige Herausforderung. Auch
dafiir sind wir dankbar.

(Beifall CDU und SPD)

Letztlich, das wollen wir nicht vergessen, ist diese interna-
tionale Ausrichtung auch eine Attraktivititssteigerung der
Justiz als Arbeitgeber. Auch das ist wichtig in diesen Zei-
ten; denn die Menschen werden nicht nur in den anderen
Berufen weniger, sondern auch in der Juristerei. Deshalb
ist es gut, dass wir weitere Angebote liefern konnen. Des-
halb ist die hessische Justiz in meinen Augen modern,
leistungsstark und bereit fiir die Herausforderung einer ver-
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netzten, globalisierten Wirtschaft. Wir senden heute das
klare Signal: Hessen kann Wirtschaft, Hessen kann Recht,
Hessen kann international, Hessen hat eine gute Regierung
— weiter so, Hessen.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Miiller. — Das Wort hat der
Abgeordnete Riidiger Holschuh, SPD-Fraktion.

Riidiger Holschuh (SPD):

Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem
Aufmacher ,Moderner Streiten” beginnt das ,,Anwalts-
blatt™ seinen Beitrag iiber den neuen Commercial Court
in Frankfurt, und er trifft den Kern ganz gut. Denn mit der
Einfihrung des Commercial Court und der Commercial
Chambers schlagen wir ein neues Kapitel fiir die hessische
Justiz auf: moderner, internationaler, wirtschaftsfreundli-
cher.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Im Oktober 2024 hat der Bundestag das Justizstandort-
Starkungsgesetz verabschiedet. In Kraft getreten ist es am
1. April 2025. Es schafft die bundesrechtliche Grundlage
dafiir, dass Lénder eigene spezialisierte Handelsgerichte
einrichten konnen, die ihre Verfahren bei Bedarf auch auf
Englisch fithren kénnen. Das Ziel ist klar: Wir holen abge-
wanderte Verfahren zuriick nach Deutschland und bringen
sie gezielt nach Hessen, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Hessen hat entschieden: Ab dem 1. Juli 2025 wird am
Oberlandesgericht Frankfurt ein Commercial Court mit
zwei spezialisierten Senaten starten. Parallel entstehen
Commercial Chambers am Landgericht Frankfurt. Betrof-
fen sind Fille ab 500.000 Euro Streitwert, wenn es die be-
teiligten Unternehmen wiinschen. Diese Gerichte arbeiten
unter einem Dach, modern und digital unterstiitzt. Warum
lohnt das besonders? Die Verhandlungsfiihrung folgt einem
mafgeschneiderten Konzept. Ein fritherer Organisations-
termin sorgt fiir klare Struktur. Ein optionales Wortproto-
koll nach englischem Vorbild schafft Transparenz, und der
neue § 273a ZPO stirkt gezielt den Geheimschutz — gerade
bei sensiblen wirtschaftlichen Streitpunkten.

Wir holen Verfahren zuriick und sorgen so fiir Planbarkeit
und Vertrauen — sowohl fiir deutsche Mittelstindler als
auch fiir globale Player. Zug um Zug entsteht so ein ver-
lasslicher Rahmen, der das wirtschaftliche Umfeld starkt.
Kollege Miiller hat das hervorragend ausgefiihrt. Hessens
Justizminister Christian Heinz spricht zu Recht von einem
bedeutenden Schritt zur nachhaltigen Modernisierung und
internationalen Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Justiz.
Herr Minister, herzlichen Dank dafiir.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und Lara Klaes
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Manchen Kolleginnen und Kollegen entlockt das Stichwort
»englischsprachige Gerichtsverfahren® vielleicht ein ,,Ist
das wirklich notig?“ — Ich konnte mir das Ganze auch
in Odenwiélderisch vorstellen, aber als Business-Sprache
hat sich das, auBler bei meinem Bicker in Gammelsbach
und bei meinem Metzger in Beerfelden, nicht durchgesetzt.

Leider ist das so, aber Jammern hilft nicht. Klar ist, auch
wir Odenwilder miissen uns den Gegebenheiten stellen.

(Beifall SPD, CDU und Moritz Promny (Freie De-
mokraten))

Spal} beiseite, das Ergebnis zdhlt: Hessen nutzt den Weg,
den die Ampel im Bund geebnet hat, zielstrebig und ziel-
fiihrend. In kurzer Zeit setzen wir deutsche Standards um,
die in vielen anderen Landern bereits Realitdt sind. Die
Riickmeldungen aus der Wirtschaft und Anwaltschaft sind
durchweg positiv. Expertinnen und Experten sprechen von
einem Wettbewerbs- und Standortvorteil und davon, dass
Frankfurter Verfahren endlich die Sprache der Vertrige
sprechen konnen: Englisch, aber stets mit dem Riickhalt
des deutschen Rechtsstaats. Genau das bringt mich zu dem
Schluss: Diese Reform ist kein symbolischer Schritt. Es ist
handfeste Standortpolitik, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Wir stirken Frankfurt als internationales Justizzentrum.
Wir geben Rechtssicherheit, Transparenz und Effizienz.
Vor allem zeigen wir: Unsere Koalition gestaltet, und
zwar mit Augenmaf}, Weitsicht und Entschlossenheit. Auch
wenn der Impuls dazu aus Berlin kam, ist die Umsetzung
hessische Politik at its best. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Holschuh. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Patrick Schenk, AfD-Fraktion.

Patrick Schenk (Frankfurt) (AfD):

Sehr geehrter Herr Prisident, meine Damen und Herren!
Hier sitzen wir nun und begriiBen laut dem Entschlie-
Bungsantrag der Regierungskoalition die Einrichtung zwei-
er Commercial Chambers am Landgericht und die Einrich-
tung eines Commercial Court am Oberlandesgericht Frank-
furt. Lassen Sie mich eines vorneweg sagen: Natiirlich
ist der Start des Commercial Court am Oberlandesgericht
Frankfurt zu begriifen; da waren sich alle einig. Aber sie
waren sich auch dariiber einig, dass es tiberféllig ist. Damit
sind wir schon beim ersten Problem: {iberfallig.

Es ist die Aufgabe der Regierungskoalition, die hervorra-
gende Arbeit darzustellen und zu sagen, wie toll alles ist.
Das haben wir von den Kollegen Miiller und Holschuh
gehort. Die Aufgabe der Opposition ist es, auch einmal die
andere Seite der Medaille zu beleuchten, und dazu gehort,
dass bereits 2010 — das ist tiber 15 Jahre her — Hamburg die
erste Bundesratsinitiative zur Schaffung von Kammern fiir
internationale Handelssachen gestartet hat.

(Zuruf AfD: Hort, hort!)

15 Jahre hat es gedauert, das einzurichten, was schon vor
2010 hétte 1dngst kommen sollen.

(Beifall AfD)

Zuvor waren international agierende Unternehmen — der
Kollege Miiller hat zu Recht darauf hingewiesen — ver-
traglich verpflichtet, auf die Gerichtsstinde im Ausland
oder auf teure Schiedsgerichte auszuweichen, um die in in-
ternationalen Handelssachen zu langsamen und nicht aus-
reichend spezialisierten deutschen Gerichte zu vermeiden.
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Bei Streitigkeiten international operierender Geschiftspart-
ner geht es oft — wie soll es anders sein? — um zwei
Faktoren: um den Faktor Zeit und um sehr komplexe Sach-
verhalte. Jeder Tag der Verzdgerung kann dabei Millionen
kosten. Bei 15 Jahren Bummelei in Sachen Commercial
Courts kostet das die Unternehmen viele Millionen, meine
Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Sie koénnen einwenden, dass die Schuld dafiir iiberwiegend
beim Bundesgesetzgeber liegt.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Nur! — Hart-
mut Honka (CDU): Was ist denn jetzt mit Ham-
burg?)

Das ist richtig — damit haben Sie nicht einmal unrecht, Sie
sagen es —, aber erstens sollten wir dann nicht hier, sondern
im Bundesrat oder im Bundestag iiber dieses Thema reden.
Zweitens klingt dann ein selbst lobender Jubelantrag, wie
der Thre, ganz anders, wenn Sie den Umstand unterschla-
gen, dass die Courts schon lédngst hétten da sein miissen.

(Beifall AfD und Maximilian Miiger (fraktionslos))

Der Kollege Holschuh hat eben darauf hingewiesen: Jetzt
wird alles anders, jetzt kommt die internationale Gerichts-
barkeit zu uns. — Diese etwas positive Vorwegnahme er-
scheint mir verfritht. Es gilt zundchst einmal abzuwarten,
wie sich die neue Institution in der Praxis bewihrt, liebe
Kolleginnen und Kollegen. Experten sind durchaus skep-
tisch, ob der Commercial Court von der Wirtschaft wirk-
lich angenommen wird oder ob man nicht doch bei dem
mittlerweile bewéhrten Mittel einer Gerichtsstandwahrung
im Ausland oder — noch effektiver, wir haben es gehdrt —
bei der Mediation und Schiedsgerichtsbarkeit bleibt.

(Holger Bellino (CDU): Ja, was denn nun?)

Denn die Verhandlung in englischer Sprache, auf die im
Antrag groBer Wert gelegt wird, ist nicht der entscheidende
Aspekt, weswegen der deutschen Gerichtsbarkeit die inter-
nationalen Handelssachen férmlich weggelaufen sind. Im
Anwaltsblatt wurde die englische Verhandlungssprache
als ein ,,Nice to have* bezeichnet. Es geht vielmehr um
Verfahrensbeschleunigung und internationale Vollstreck-
barkeit der Entscheidungen. Der Court muss erst beweisen,
ob er das kann.

(Beifall AfD, Maximilian Miiger und Sascha Herr
(fraktionslos))

Daher bezeichnet das ,, Anwaltsblatt“ auch im letzteren
Punkt die deutsche Gerichtsbarkeit fast schon spoéttisch
als ,,fungibel®, und daran &ndert sich durch diesen Antrag
erst einmal gar nichts. Was die Verfahrensgeschwindigkeit
angeht, ist es zu friih, ein positives Fazit ziehen zu wol-
len. Warten wir eine Evaluation ab, um zu sehen, ob der
Commercial Court mit der Schiedsgerichtsbarkeit mithal-
ten kann.

Lassen Sie mich resiimieren: Die Einrichtung des Com-
mercial Court beim OLG Frankfurt ist eine gute Sache —
dariiber streiten wir uns nicht. Wenn Ihr Antrag statt der
Uberschrift ,,Hessen ist attraktiver Justizstandort* den Titel
,,Was sehr, sehr lange wiéhrt, wird am Ende vielleicht auch
gut® gehabt hitte, hitten auch wir dem EntschlieBungsan-
trag zustimmen konnen.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Da haben
wir aber Gliick gehabt, dass wir es nicht so formu-
liert haben!)

So warten wir auf die Evaluation und lehnen diesen Ent-
schlieBungsantrag ab. — Vielen Dank fiir [hre Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD, Maximilian Miiger und Sascha Herr
(fraktionslos))

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat Frau Kollegin Lara Klaes,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Bitte sehr.

Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Prdsident, sehr geehrte Abgeordnete!
Frankfurt am Main, unsere hessische Metropole, ist nicht
nur das Herz der deutschen Finanzwirtschaft, sondern seit
dem Brexit mehr denn je im Fokus internationaler Unter-
nehmen. Doch was niitzt der beste Finanzplatz, wenn die
rechtlichen Rahmenbedingungen nicht stimmen? Was niitzt
wirtschaftliche Stiarke ohne einen funktionierenden Rechts-
staat?

Der vorliegende EntschlieBungsantrag zu Commercial
Chambers und Commercial Court in Frankfurt greift ein
wichtiges Thema auf. Selbstverstindlich haben wir die
passende FEinladung zu genau diesem Thema in Briissel
von Minister Heinz und Minister Pentz zur Kenntnis ge-
nommen. Wahrscheinlich ist das deshalb ein Thema im
Landtag. Am 1. Juli werden zwei Commercial Chambers
am Landgericht Frankfurt und ein Commercial Court am
Oberlandesgericht Frankfurt eingerichtet werden. Das ist
gut. Auch auf Bundesebene haben wir das Thema vor ein
paar Jahren angesprochen. Das ist also ein Erfolg der Am-
pel und jetzt auch hier in Hessen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt Freie Demokraten)

Wir brauchen spezialisierte Gerichte fiir internationale
Wirtschaftsstreitigkeiten. Ja, wir miissen den Justizstandort
Deutschland stirken. Ja, Frankfurt hat genau das Potenzial,
zum fiithrenden Standort fiir internationale Rechtsstreitig-
keiten zu werden.

Aber — und dieses Aber ist entscheidend — wir diirfen
dabei nicht den Blick fiir das grole Ganze verlieren. Ein
Commercial Court ist kein Selbstzweck, sondern Teil eines
Rechtsstaates, der fiir alle Menschen funktionieren muss,
aber nicht nur fiir internationale Konzerne. Deswegen las-
sen Sie mich drei Punkte hervorheben, die aus unserer
Sicht sehr zentral sind:

Erstens. Commercial Courts kdnnen nur in einem starken
Rechtsstaat erfolgreich sein. Wéhrend wir iiber speziali-
sierte Wirtschaftsgerichte diskutieren, arbeiten gerade un-
sere Familiengerichte, Sozialgerichte und Strafgerichte vor
Ort oft am Limit. Richterinnen und Richter sowie Staatsan-
wiltinnen und Staatsanwilte sind iiberlastet. Die Digitali-
sierung kommt nur schleppend voran. Wenn wir also den
Justizstandort Deutschland und auch hier in Hessen stirken
wollen, miissen wir iiberall investieren, nicht nur dort, wo
grof3e wirtschaftliche Interessen im Spiel sind.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Zweitens. Die internationale Ausrichtung unserer Justiz ist
mehr als zu begriiBen. Verfahren in englischer Sprache,
spezialisierte Richterinnen und Richter, effiziente Prozesse,
all das macht Sinn. Wir miissen aber auch die Rahmen-
bedingungen verbessern. Wir brauchen attraktive Arbeits-
bedingungen, um die besten Kopfe fiir unsere Justiz zu
gewinnen. Wir brauchen eine moderne technische Ausstat-
tung. Wir brauchen eine Justiz, die die Vielfalt unserer
Gesellschaft widerspiegelt und stérkt.

Drittens. Wirtschaftsgerichte diirfen keine Sonderbehand-
lung fiir GroBkonzerne bedeuten. Gerade bei internationa-
len Wirtschaftsstreitigkeiten geht es oft um Fragen von
Nachhaltigkeit, der Menschenrechte und der sozialen Ver-
antwortung. Ein moderner Commercial Court muss diese
Aspekte beriicksichtigen. Er muss Teil einer Justiz sein, die
nicht nur effizient, sondern auch gerecht ist.

(Zuruf AfD)

— Ich unterbreche Sie auch nicht und weise auch nicht
auf falsche Begriffe hin, die Sie verwenden. Ein bisschen
Respekt wire schon.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Sandra
Weegels (AfD): Oh doch!)

Ich sage nur: gendern. Aber alles okay.

Wir GRUNE stehen fiir einen starken Rechtsstaat. Wir un-
terstiitzen das Ziel, Frankfurt als Standort fiir internationa-
le Rechtsstreitigkeiten zu stirken. Wir fordern aber eine
ganzheitliche Strategie, eine Strategie, die nicht nur auf
Prestigeprojekte setzt, sondern die gesamte Justiz im Blick
hat; denn sie wird mehr denn je gebraucht.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Konkret bedeutet das ein Ja zu Commercial Courts, aber
eingebettet in ein Gesamtkonzept zur Stirkung des Rechts-
staats, ein Ja zu internationalen Verfahren, aber mit klaren
Standards fiir Nachhaltigkeit und soziale Verantwortung,
ein Ja zu mehr Effizienz, aber nicht auf Kosten der Gerech-
tigkeit.

Deswegen appellieren wir an die Landesregierung: Legen
Sie ein umfassendes Gesetz vor, wie wir den Rechtsstand-
ort Hessen weiter stirken konnen, ein Konzept, das die
Commercial Courts einschlie8t, aber auch dariiber hinaus,
ein Konzept, das die Justiz als Ganzes fiir die Zukunft
starkt, fiir alle Biirgerinnen und Biirger, nicht nur fiir inter-
nationale Unternehmen.

Wir GRUNE sind gern bereit, konstruktiv an einem sol-
chen Gesetz mitzuarbeiten; denn ein starker Rechtsstaat
ist die Grundlage unserer Demokratie und unseres Wohl-
standes. Dafiir braucht es gerade jetzt die Zusammenarbeit
von uns allen Demokratinnen und Demokraten, die den
Rechtsstaat vor all den Gefahren und Herausforderungen
auch international schiitzen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Lassen Sie uns also gerne gemeinsam daran arbeiten, Hes-
sen zu einem Vorbild fiir einen modernen, gerechten und
international anerkannten Rechtsstandort zu machen, einen
Rechtsstandort, der die wirtschaftlichen Interessen mit so-
zialer Gerechtigkeit verbindet. Wir GRUNE stimmen dem
Antrag zu. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollegin Klaes. — Das Wort hat die Abgeord-
nete Schardt-Sauer, FDP-Fraktion.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Werter Président, werte Kolleginnen und Kollegen! Wir
Freie Demokraten begriilen grundsitzlich jede MaBnahme,
die den Justizstandort Hessen stirkt. In gewissen Berei-
chen hat er dies ja auch bitter notig.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Projekte Commercial Court und Commercial Cham-
bers muss man ein bisschen auseinanderhalten. Diese gibt
es bereits seit 2018. Dort wird nicht nur Hessisch, sondern
auch Englisch gebabbelt. Das Projekt ist ein richtiger —
jetzt kommen wir nach dem Lobgesang in eine andere
Tonlage — und léngst iiberfilliger Schritt in diese Richtung.
Zur Wahrheit gehort auch — ich méchte Thnen eine interes-
sante Pressemeldung vorlesen, die aus dem sehr gut funk-
tionierenden Propagandabereich stammt — Andere Lander
sind weiter. London, Paris, Amsterdam. Hessen ist hier
nicht Spitzenreiter. Man fiihlt sich fast wie in den Wolken
nach den Reden von Herrn Miiller. Ehrlich gesagt, ist Hes-
sen aufgewacht. Hessen hat ziemlich lange geschlafen.

Lassen Sie mich eine Pressemitteilung des Hessischen Mi-
nisteriums der Justiz vorlesen. In einer Pressemitteilung
vom 29. September 2023 war die Rede davon, dass Roman
Poseck vor dem Bundesrat zum Gesetzentwurf eines Jus-
tizstandort-Starkungsgesetzes spricht.

(Zuruf J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU))

— Danke, dass Sie die Ampel gelobt haben. Lesen Sie die
Pressemitteilung aber am besten einmal, Herr Miiller. Die-
se endet mit der Aussage des damaligen Justizministers:
Wir setzen das um. — Das ist fast zwei Jahre her. In wel-
chem Tempo wollen Sie eigentlich Maflnahmen umsetzen?
Das hat jetzt zwei Jahre lang gedauert.

(Beifall CDU — Zuruf J. Michael Miiller (Lahn-Dill)
(CDUL))

— Zunidchst einmal braucht es einen Justizminister, der
nicht nur vor sich hin schléft, sondern auch den Mut zu
Reformen hat. Das hat die Ampel gemacht. Wenn Sie diese
Wegstrecke nicht gehen, sondern vor sich her triumen,
dann ist Thnen auch nicht zu helfen.

Wir haben das sehr begriit und sehr unterstiitzt. Warum?
Die Kollegin von den GRUNEN hat sehr treffend darauf
hingewiesen, welche zentrale Bedeutung Frankfurt hat.

Man muss sich aber auch fragen, warum Hessen — deshalb
erschreckt es umso mehr, dass es so lange gedauert hat —
kein gefragter Ort fiir grole Wirtschaftsstreitigkeiten war,
warum internationale Unternehmen lieber nach London
oder vor private Schiedsgerichte gehen. Das ist auch eine
Art Standortwettbewerb.

(Beifall Freie Demokraten)

Das liegt an Strukturen, aber nicht nur an dem Schild,
das auf einen Commercial Court hinweist. Das liegt am
Tempo und an der digitalen Riickstdndigkeit unserer Justiz.
Wenn die Landesregierung nun feierlich zwei Kammern
und einen Senat eréffnet und dazu auch noch nach Briissel
einladt, dann ist das schon. Das ist aber kein Durchbruch,
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sondern man ist endlich aufgewacht und macht sich auf
den Weg.

Meine Damen und Herren der Hessen-Koalition, Sie loben
sich fiir einen modernen und attraktiven Justizstandort. Die
Realitét ist aber auch, dass man vielerorts am Limit ist.
Es gibt iiberlastete Gerichte, wo die Verfahren nach wie
vor sehr lang sind. So erfahrt der Biirger den Rechtsstaat.
Deshalb kénnen wir da nicht wegsehen.

Schleppende Digitalisierung, oft nach wie vor zu wenig
Personal: Da bitte nicht kommen mit den 2,5 Richterstel-
len mehr, sondern die Apparate insgesamt brauchen eine
Reform.

Was tut die Landesregierung? — Sie richtet einen Show-
room in Frankfurt mit Glastisch und WLAN ein. Sie ver-
kauft das als Innovationssprung. Werte Kolleginnen und
Kollegen, wer einen wirklich starken Rechtsstandort haben
will, der darf nicht nur die Fassade polieren, sondern der
muss auch Keller und Dach sanieren — und das ist dringend
notwendig.

(Beifall Freie Demokraten)

Was fehlt — das muss uns bewegen, auch im Zusammen-
hang mit neuen Technologien, wie KI und andere Techno-
logien, die sich einbringen werden — Wie gelingt es zum
einen, hoch qualifizierte Richterinnen und Richter dauer-
haft fiir diese speziellen Spruchkdrper zu gewinnen? Das
ist ganz wichtig. Wie verhindert man aber, dass sich in
bestimmten Bereichen eine Zweiklassenjustiz herausbildet,
bei der wirtschaftsstarke Kléger einen exzellenten Service
erhalten, wiahrend bei der breiten Masse das eine oder an-
dere auf der Strecke bleibt oder manche aufgrund iiberlan-
ger Verfahrensdauern daran gehindert sind, Klagen auch
nur beim Amtsgericht einzureichen?

(Beifall Freie Demokraten)

Gestatten Sie mir, einen dritten Aspekt anzusprechen. Das
alles ist vielleicht noch kein Konzept, aber man muss
sich, wie gesagt, an einen Tisch setzen und gemeinsam
Uberlegungen anstellen, wie sichergestellt wird, dass diese
neuen Kammern entsprechend besetzt werden. Wir haben
eben gehort, dass an die Verwaltungsgerichte Leute aus der
ordentlichen Gerichtsbarkeit abgeordnet werden. Es darf
aber selbstverstandlich nicht so sein, dass die Ressourcen
woanders weggenommen werden, da alles sehr auf Kante
genéht ist.

Vizeprisident Frank Lortz:

Frau Kollegin, Sie miissen zum Schluss kommen.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Ich habe das auch vor, werter Herr Prasident.

Vizeprisident Frank Lortz:
Sie sollten es nicht nur vorhaben, sondern auch tun.

(Heiterkeit)

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Vielen Dank, Herr Président. — Es ist ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Aus unserer Sicht hat die Landesregierung

viel zu lange geschlafen. Man hitte den Startschuss am 29.
September 2023 geben konnen. Vielleicht kann der Justiz-
minister erkldren, was in den letzten zwei Jahren gemacht
worden ist.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Schardt-Sauer. — Jetzt hat der Justizmi-
nister das Wort.

Christian Heinz, Minister der Justiz und fiir den
Rechtsstaat:

Herr Président, meine Damen und Herren! Frau Schardt-
Sauer, das tue ich sehr gerne. Ich greife die Aufforderung
am Ende Thres Redebeitrags gerne auf, zu erkldren, warum
wir nicht schon im Jahre 2023 damit begonnen haben. Die
Antwort ist ganz einfach: weil das Gesetz, das wir dafiir
brauchten, das Justizstandort-Starkungsgesetz Thres dama-
ligen Bundesministers Dr. Buschmann, aufgrund eines re-
lativ langen Verfahrens in Berlin erst zum 1. April 2025 in
Kraft getreten ist. Die Lander konnten erst loslegen, als die
gesetzliche Grundlage vorlag.

(Zurufe CDU)

Deswegen hatten wir im Jahre 2023 nirgendwo in Deutsch-
land derartige Kammern. Ohne die entsprechende rechtli-
che Grundlage war deren Schaffung nicht mdglich.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Wir wiéren gerne schon frither gestartet. Lassen Sie mich
bei dieser Gelegenheit sagen — wir haben die vorherige
Bundesregierung sehr héufig kritisiert —, dass ich diese
Initiative ausdriicklich lobe. Das war eines der wenigen
gegliickten Vorhaben von Herrn Dr. Buschmann im Justiz-
ressort.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Nein, es waren
sehr viele!)

Das muss man so offen sagen. Er hat fiir die Justiz — darauf
komme ich gerne noch zu sprechen, Herr Kollege — in der
Zeit aber auch sehr viel Schaden angerichtet, fiir sehr viel
Stillstand gesorgt. Aber das Justizstandort-Starkungsgesetz
ist, das will ich ausdriicklich sagen, eine sehr gelungene
Gesetzesinitiative. Ich bin sehr froh, dass sich auch hier im
Haus fiir den Antrag der Koalitionsfraktionen eine breite
Mehrheit abzeichnet, die das inhaltlich mittrdgt und die
Chancen begriifit, die darin liegen.

Was haben wir in den vergangenen Jahren beobachtet?
Der Kollege Miiller hat das in ausreichender Weise schon
dargestellt. Wir hatten, durch deutsche Anwiélte, aber auch
durch international titige Anwiélte an anderen Standorten
organisiert, eine Abwanderung von wirtschaftlich hochin-
teressanten Verfahren in die private Schiedsgerichtsbarkeit
in Deutschland. Woran lag das? Eine grofere Hiirde in der
Hauptverhandlung als fehlende Kenntnisse der englischen
Sprache ist aus unserer Sicht die Notwendigkeit, die bis-
lang bestand, simtliche Dokumente mithsam aus der engli-
schen in die deutsche Sprache iibersetzen zu miissen. Das
entfillt kiinftig. Was bisher einer schnellen Erledigung der
Félle zum Teil aulerdem entgegenstand, war das Fehlen
eines strafferen Verfahrensrechts. Mit dem neuen Case Ma-
nagement, das jetzt ermoglicht wird, und auch den Vertrau-
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lichkeitsregeln wird es den Parteien kiinftig mdglich sein,
die Verfahren so zu fithren, wie sie sich das gemeinsam
vorstellen.

Bei der Gelegenheit will ich sehr deutlich sagen: Es wird
auch in Hessen kiinftig keine Justiz erster und zweiter
Klasse geben, wie es eben anklang. Wir schaffen neue
Maoglichkeiten fiir ganz besondere Verfahren, die sich fiir
die Beteiligten, aber auch — das gehort zur Offenheit und
Klarheit — fiir das Land Hessen lohnen. Wir haben nim-
lich auch wirtschaftlich darunter gelitten, dass uns gerade
die hoch attraktiven und vom Streitwert her sehr wertvol-
len Verfahren zunehmend abhandengekommen sind. Sie
wissen, dass das Justizressort nicht unwesentlich zu den
Einnahmen und damit zum Haushalt des Landes Hessen
beitrdgt. Deshalb ist es eben hoch attraktiv, wenn diese
Verfahren bei der staatlichen Schiedsgerichtsbarkeit blei-
ben.

Das zusitzliche Angebot soll darauf nicht begrenzt sein.
Da greife ich die Redebeitrége von den Freien Demokra-
ten, aber auch den Beitrag der sehr geschitzten Kollegin
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf. Wir ha-
ben weiterhin einen Reformbedarf. Das sehen wir ganz
genauso. Es gibt weiteren Reformbedarf, auch im Verfah-
rensrecht. Dazu passt, dass wir Anfang Juni die Justizmi-
nisterkonferenz durchgefiihrt haben, die gezeigt hat: Es
gibt, breit getragen von den Kollegen — von mir, aber auch
von Kollegen der Union und von Kollegen der Sozialde-
mokratie angestoflen —, den Willen, noch viel fundamenta-
ler an das Verfahrensrecht heranzugehen, sowohl an die
Zivilprozessordnung als auch an die Strafprozessordnung,
als auch an Fragen der Verwaltungsverfahren, wie wir bei-
spielsweise mit Asylverfahren umgehen und ob es da noch
Straffungsmoglichkeiten gibt.

Ich sage: Ja, die gibt es. Da hat die Vorgingerregierung —
da komme ich auf Sie zuriick, Frau Schardt-Sauer — leider
durchgehend geschlafen und hat sogar versucht, zusétzli-
che Hiirden aufzubauen, weil Herr Dr. Buschmann leider
mehr auf die Anwilte als auf die gerichtlichen Praktiker
gehort hat. Auch das gehort zur Wahrheit.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Der Commercial Court am Oberlandesgericht und auch die
Commercial Chambers sind Bausteine, das Vertrauen in
den Rechtsstaat wieder auf stirkere Fiile zu stellen. Der
Rechtsstaat ist ndmlich fiir alle da. Er ist fiir die kleinen
Verfahren am Amtsgericht da, fiir den Parkrempler mit
relativ geringem Schaden, fiir den Streit um Mietnebenkos-
ten, fiir Ehescheidungen, fiir Kindschaftssachen an Amts-
gerichten und in der Fachgerichtsbarkeit, aber er ist eben
auch fiir unsere Wirtschaft da. Da wir die hessische Metro-
pole Frankfurt im Herzen unseres Landes haben, sehe ich
es als meine grofle Pflicht an, an diesem Rechtsstandort
die Voraussetzungen zu schaffen, die internationale Firmen
von uns erwarten. Das ist ein Baustein von vielen.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch sagen, Herr Prési-
dent, weil eben behauptet wurde, unsere Gerichtsgebdude
seien nicht ordentlich ausgestattet: Was machen wir gerade
in Frankfurt? Am Gerichtsstandort Konstablerwache lassen
wir, angestoflen durch den ehemaligen Minister Michael
Boddenberg und Minister Roman Poseck, fortgefiihrt von
mir und Alexander Lorz, ein topmodernes Justizzentrum
entstehen, eine Investition in Hohe eines deutlich dreistel-
ligen Millionenbetrags. Die Fertigstellung wird noch ein
bisschen dauern, weil es in der Vergangenheit vielleicht

nicht schnell genug ging, aber wir schaffen dort einen der
modernsten Justizstandorte in Deutschland und in Europa.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:
Herzlichen Dank, Herr Minister.

Wir sind damit am Ende der Debatte und kommen zur Ab-
stimmung iiber den Tagesordnungspunkt 42, den Entschlie-
Bungsantrag der Fraktionen der CDU und der SPD. Wer
dem EntschlieBungsantrag zustimmt, den bitte ich um ein
Handzeichen. — CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN. Wer stimmt dagegen? — Die AfD und der Kollege
Miiger. Wer enthélt sich? — Die FDP. Damit ist der Antrag
mit entsprechender Mehrheit beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 61 auf:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Gesperrte Briicke, Chaos im OPNYV, Riickschritte bei
Rad- und FuBlverkehr und Fluglirmangst bei den
Kommunen — was macht eigentlich der hessische Ver-
kehrsminister?

— Drucks. 21/2409 —

Es beginnt Frau Kollegin Katy Walther.

Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Prisident, werte Anwesende! Sehr ge-
ehrter Herr Verkehrsminister Mansoori, Sie sind jetzt ein-
einhalb Jahre im Amt, und ich muss zum Leidwesen der
Hessinnen und Hessen sagen: Sie konnen es einfach nicht.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Beispiele gefillig? Sie geben — mit Ansage — fiir Busse
und Bahnen zu wenig Geld aus, und wenn in Hessen Hun-
derte von Bahnen aufgrund kaputter Weichen, unbesetzter
Stellwerke oder fehlenden Personals zu spét oder gar nicht
fahren, scheint Sie das nicht zu interessieren. Wo bleibt der
Einsatz fir die Pendlerinnen und Pendler in Hessen, also
fiir diejenigen, die jeden Morgen am Bahnsteig stehen und
zittern, ob die Ziige {iberhaupt fahren und, wenn ja, wie
viel Zeit sie zusétzlich einplanen miissen, um zur Arbeit zu
kommen?

Als Verkehrsminister hdtten Sie die Kompetenz, einen
Bahn- und OPNV-Gipfel einzuberufen und von den Un-
ternchmern Antworten zu verlangen, wie es besser wer-
den kann. Sie haben im Koalitionsvertrag einen jahrlichen
Bahngipfel versprochen. Wo war der Gipfel im Jahr 20247
Welche Ergebnisse hat er gebracht? Versprochen — gebro-
chen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir GRUNE waren es, die sich die Situation im Rahmen
einer OPNV-Tour im Land angeschaut haben und mit den
Initiativen in den Austausch gegangen sind.

Ein weiteres Beispiel: Als die Medien berichteten, dass
wichtige Bahn-Neubauprojekte in Hessen auf der Kippe
stehen, horten wir aus Threm Ministerium genau was? —
Nichts. Wir GRUNE waren es, die dem Bundesverkehrs-
minister, der Bahn und der Bahntochter InfraGO geschrie-
ben haben und uns fiir diese wichtigen Bahnverbindungen
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eingesetzt haben. Das wire Thre Aufgabe gewesen, Herr
Mansoori.

(Zuruf CDU: Das ist ja was!)

— Ich weil} nicht, was es da zu lachen gibt, Herr Miiller.
Das sind die tdglichen Probleme der Menschen in diesem
Land.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Wozu Sie sich sehr wohl in Berlin gemeldet haben, ist das
Thema Autobahnausbau. Sie haben die zehnspurige A 5
aus der Mottenkiste geholt

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Sehr gut!)

und damit ein Projekt, fiir das es nachweislich keinen Be-
darf und keinen Riickhalt in der Bevolkerung gibt,

(Zurufe AfD)

fiir das in Frankfurt aber Héuser und Firmengebdude abge-
rissen werden mussen. Wir waren es, die sich die Stauzah-
len angeschaut haben und die falschen Annahmen in der
Machbarkeitsstudie in einer Pressekonferenz aufgearbeitet
haben.

Wenn es um marode Infrastrukturen in Hessen geht, sind
Sie freilich nicht so fix. Fiinf Wochen hat es gedauert,
bis Sie den Menschen im Odenwald nach der Sperrung
der Zeller Briicke einen Termin fiir den Abriss nennen
konnten. Das ist alles andere als das von der IHK Darm-
stadt und den Unternehmerinnen und Unternehmern vor
Ort geforderte Italientempo mit dem Neubau einer Briicke
in Rekordzeit.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Zuruf
CDU)

Sie konnen es offensichtlich einfach nicht, Herr Mansoo-
ri. Sie kiimmern sich aber nicht nur nicht, sondern Sie
machen auch bestehende Strukturen kaputt. Ein Beispiel
ist die Arbeitsgemeinschaft Nahmobilitdt, das wichtigste
Netzwerk der Kommunen fiir den Fuf3- und Radverkehr.
Der ADFC hat jlingst bestitigt, dass die Arbeitsgemein-
schaft Nahmobilitit einen bedeutenden Beitrag zu den
Bestplatzierungen hessischer Kommunen im Fahrradkli-
ma-Test leistet.

Sie kiirzen die Gelder im Haushalt, und Ihre Staatssekretd-
rin schwadroniert auf dem wichtigsten Fachkongress der
Stiadte, Gemeinden und Kreise in Sachen Nahmobilitit
tiber Verhiltnisse wie in Bali, wo es jeden Tag zu schwe-
ren Unfillen kommt und eben nicht einfach nur jeder nett
lachelt und winkt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auch beim Thema Fluglarm haben Sie die Menschen ent-
tauscht. Ja, der Flughafen ist ein Wirtschaftsmotor in Hes-
sen, aber er lebt eben auch von der Akzeptanz in der Regi-
on. Das ist ein Friede, der mithsam erarbeitet worden ist
und den Sie leichtfertig aufs Spiel setzen. Die Menschen
in den Fluglarmkommunen haben einen Minister verdient,
der fiir Transparenz steht, fiir ihre Gesundheit und die
Lebensqualitit. Aber Sie konnen es einfach nicht, Herr
Mansoori.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Marius
Weil3 (SPD): Mein Gott!)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Ziegler das
Wort. Bitte sehr.

Maximilian Ziegler (Vogelsberg) (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine Damen und Herren!
Man muss schon eine gewisse Kiihnheit mitbringen, um
nach zehn Jahren Regierungsverantwortung die eigene
Verkehrspolitik erst zu vergessen und dann auch noch hier
den Anschein erwecken zu wollen, unter dem Nachfolger
herrsche Chaos.

(Beifall SPD und CDU)

Dabei gibe es durchaus Anlass zu einer sachlichen Debat-
te, aber die suchen Sie ja iliberhaupt nicht. Sie betreiben
das, was man hoflich als ,,Empdrungspolitik™ bezeichnen
konnte.

Ich will Thnen fiinf Punkte nennen, die zeigen, was verant-
wortungsvolle Verkehrspolitik ausmacht:

Erstens: die Briicken. Wir hatten das Thema gerade ges-
tern. Die Verwaltung und der Minister haben in der Krise
gut gehandelt. Die Briicke wurde nicht leichtfertig, sondern
aus Sicherheitsgriinden gesperrt. So zu tun, als wiirde sich
Spannstahl unter einer anderen Landesregierung tiberlegen,
doch nicht wegzurosten, ist Unsinn.

(Beifall SPD und CDU)

Es zeigt, dass Sie nicht ernsthaft an Losungen interessiert
sind. Bis 2027 sind hier knapp 170 Millionen Euro einge-
plant. Die Koalition aus CDU und SPD hat das bislang
grofte Budget fiir Briickensanierungen in Hessen angesto-
Ben.

(Beifall SPD und CDU — Zuruf BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Zweitens: der OPNV. Trotz einer schwierigen Haushaltsla-
ge wird investiert: 3,75 Milliarden Euro fiir den 6ffentli-
chen Nahverkehr bis 2027. Das ist Rekord. Minister Man-
soori war es, der eine neue Finanzierungsvereinbarung auf
den Weg gebracht hat, die Verkehrsunternehmen, die Krei-
se und auch die Stéddte loben.

(Beifall SPD und CDU — Zuruf BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Nee! Stimmt nicht!)

Drittens: Rad- und FuBlverkehr. Das ist ein Thema, das
Sie erwiesenermallen zehn Jahre lang mit hofischem Des-
interesse behandelt haben. Zwischen 2014 und 2022 — ich
erinnere noch einmal gerne daran, dass Sie da den Ver-
kehrsminister gestellt haben —

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Sehr guter
Minister!)

wurden nur 45 Kilometer Radwege an Landesstral3en fer-
tiggestellt. Das sind 5 Kilometer pro Jahr. Das ist nur ein
bisschen mehr als das, was man zu Hause auf dem Sofa
zurilicklegt, wenn man die Tour de France verfolgt.

Dass wir im deutschlandweiten Vergleich so weit hinten
liegen — das hat das Ranking des ADFC gezeigt —, liegt vor
allem daran, dass Sie in zehn Jahren Regierungszeit lieber
Papier bedruckt haben, als Radwege zu bauen.

(Beifall SPD)
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Heute werden iiber 17 Millionen Euro jéhrlich investiert.
226 Projekte befinden sich in der Pipeline. Das ist sichtba-
re Politik, und das sind definitiv mehr als 5 Kilometer im
Jahr.

(Beifall SPD)

Viertens: der Fluglirmschutz. Zehn Jahre lang waren Sie
bei diesem Thema in der Dauerzwickmiihle zwischen
Sonntagsreden und Montagsgenechmigungen. Aber die
Realitét hat sich jetzt nicht verdndert, weil Sie pldtzlich
nicht mehr in der Regierung sind. Da ist es schon bemer-
kenswert, dass Thre Aktuelle Stunde schon beantragt war,
als die Antworten im Verkehrsausschuss noch gar nicht
vorgelegen haben.

(Zuruf SPD: Genau so ist es! — Zurufe BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Das zeigt ziemlich klar: Es geht Thnen iiberhaupt nicht um
Aufkliarung, sondern es geht Thnen einzig und allein um
Aufregung, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD und CDU)

Dabei wissen Sie ganz genau: Weder die Landesregierung
noch der Hessische Landtag legt die Flugrouten fest. Dafiir
ist die DFS zusténdig, nicht der Minister. Er hat am Mon-
tag im Ausschuss unmissverstindlich klargemacht, dass es
noch vollig offen ist, welches Betriebskonzept wann zum
Einsatz kommt und welche Auswirkungen das konkret auf
die Kommunen hat.

Aber eines ist klar: Der Minister hat die klare Erwartung
formuliert, dass sich jede Veranderung moglichst eng am
bisherigen Konzept orientiert, damit die Léarmbelastung
fiir die Menschen nicht einfach willkiirlich verschoben
wird. Was genau wollen Sie eigentlich noch? Im Koaliti-
onsvertrag steht unmissverstindlich: Der Planfeststellungs-
beschluss gilt. — Daran werden auch Sie nicht riitteln, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall SPD und CDU - Zurufe BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Fiinftens: die Verkehrswende als Ganzes. Das ist der ent-
scheidende Punkt. Thre Verkehrswende war zehn Jahre lang
im Beta-Modus. Es wurde viel angekiindigt, aber es hat nie
richtig funktioniert. Jetzt kommt das Update fiir Stadt und
Land, fiir Schiiler und Pendler, fiir heute und fiir morgen.
Kaweh Mansoori denkt vernetzt. Er packt Themen nicht
isoliert an, sondern sorgt dafiir, dass sie ineinandergreifen.
Er macht das, was man sich in der Verkehrspolitik lange
gewiinscht hat: Er denkt vom Menschen her.

(Beifall SPD — Mathias Wagner (Taunus) (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN): Das erzdhlen Sie mal den
Pendlern jeden Morgen!)

All das, was Sie hier immer reklamieren, hétten Sie ja
selbst umsetzen konnen. Sie haben zehn Jahre lang Zeit
gehabt. Sie haben sie offensichtlich nicht genutzt. Das jetzt
an Mansoori auszulassen, ist nicht richtig. — Vielen Dank
fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Als Nachster hat der Abgeordnete Kasseckert von der
CDU das Wort.

Heiko Kasseckert (CDU):

Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe
Kollegin Walther, der Tagesordnungspunkt mit der Aktuel-
len Stunde war ja ein Rundumschlag zum Thema Mobilitit
in unserem Land. Wir konnen uns iiber vieles streiten. Wir
konnen uns iiber vieles austauschen. Wir kdnnen unter-
schiedliche Meinungen haben. Die kann man hier diskutie-
ren, und die kann man hier wirklich engagiert und leiden-
schaftlich diskutieren. Aber Thr Vorwurf an den Minister,
er konne es nicht, liebe Frau Walther, der ist unverschamt.
Es ist unverschamt, so etwas in diesem Haus zu sagen.

(Beifall CDU und SPD)

Man kann bei Sachthemen anderer Meinung sein. Wir kon-
nen andere Auffassungen haben. Aber wir sollten bestimmt
eine gewisse Art der Diskussion nicht unterschreiten.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Das haben Sie ja im Bundestagswahl-
kampf gezeigt!)

Die Punkte, die Sie genannt haben — OPNV, A 5, die
Briicke im Odenwald —, das sind ja alles die Punkte, die
jetzt sozusagen noch in der Schleife mit hineingekommen
sind. Kollege Ziegler hat das sehr schon und sauber aufge-
arbeitet.

Wir waren gemeinsam in den letzten zehn Jahren in einer
Regierung — bzw. waren es zehn Jahre vor dem Regie-
rungswechsel —, und wir haben zu diesen Punkten wie dem
OPNV genauso engagiert gearbeitet. Wir waren in dieser
Zeit auch schon mit den Fragen und Problemen befasst,
dass wir ausfallende Ziige hatten, dass wir Personalmangel
hatten, dass wir eine iiberlastete Infrastruktur hatten. Wir
haben alles dafiir getan, das zu verbessern. Nur sind wir
eben als Landesgesetzgeber nicht die Betreiber. Die Betrei-
ber sind die Verkehrsverbiinde. Sie miissen fiir Personal
sorgen. Sie miissen fiir technisches Gerdt sorgen. Wir stel-
len das Geld zur Verfiigung.

Auch das hat Herr Ziegler gesagt: In dieser Regierung
haben wir erstmals so viel Geld zur Verfiigung gestellt —
fur die néachsten drei Jahre 3,75 Milliarden Euro —, wie wir
noch nie fiir den OPNV zur Verfiigung gestellt haben. Das
ist bitter notwendig.

(Zuruf Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Das Thema A 5 mit Threm Beispiel, ob wir jetzt den An-
trag gestellt haben, auf zehn Spuren zu gehen, aber das
gleich damit zu verbinden, zu sagen, damit miissen Hoch-
hiuser abgerissen werden: Liebe Frau Walther, das haben
Sie genau so gesagt.

(Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
»Hochhduser habe ich nicht gesagt! — Dr. Stefan
Naas (Freie Demokraten): Doch, das hast du ge-

sagt!)

— Haben Sie genau so gesagt. — Aber, bei aller Liebe: Las-
sen wir die Kirche im Dorf. Wir kénnen iiber Infrastruktur
diskutieren, aber dann sollten wir die Menschen nicht auf
die Bdume treiben.

Da komme ich zum eigentlichen Kern Ihrer Aktuellen
Stunde. Das ist das Thema der Flugbewegung. Das ha-
ben Sie am Montag schon in einer Sondersitzung — die
natiirlich zu Recht stattgefunden hat — des Ausschusses
fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und léndlichen
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Raum versucht; und in der wurde, glaube ich, sehr deutlich
herausgearbeitet, dass den Minister an der Stelle {iberhaupt
kein Versdumnis trifft.

Auch diese Landesregierung trifft an dieser Stelle iiber-
haupt kein Versdumnis, sondern wir bewegen uns in einem
Prozess, dass wir eine neue Festsetzung der Larmschutzbe-
reiche vornehmen miissen. Nachdem sich eben nach langer
Zeit, nach zehn Jahren, an den Eckwerten, an den Flug-
bewegungen etc. einiges verdndert hat, ist es notwendig,
dass der Betreiber Fraport gemeinsam mit der Deutschen
Flugsicherung diese Larmschutzbereiche neu definiert. In
diesem Verfahren stecken wir mittendrin.

Was dazu gefiihrt hat, dass wir auf einmal mitten im Ver-
fahren diese Diskussion fiihren — es ist berechtigt und
gerechtfertigt —: dass die Stadt Hochheim Informationen
abgerufen hat, weil eine Bundesbehorde die bekommen hat
und die Fraport sich entschieden hat, offensiv iiber den ak-
tuellen Stand der Beratungen zu informieren — nicht mehr
und nicht weniger. Wir stecken mitten in diesem Verfahren.

Wir kennen jetzt die Uberlegungen, die dahinterstecken. In
Summe werden wir wahrscheinlich sogar etwas weniger
Larm in der gesamten Region erleben. Aber — das ist auch
ein Teil der Wahrheit — es wird Bereiche geben, die mogli-
cherweise etwas stérker belastet sind.

Auch da will ich auf den Kollegen Ziegler zuriickkommen;
denn wir haben uns sehr klar in unserem Koalitionsvertrag
nicht nur fiir die Stirkung des Flughafens Frankfurt ausge-
sprochen. Ich habe das an dieser Stelle schon mehrfach
gesagt: Der Flughafen Frankfurt ist der Jobmotor fiir diese
Region, der Jobmotor fiir dieses Bundesland. Das heif}t,
wir werden alles dafiir tun, dass der Flughafen Frankfurt
weiterhin internationale Drehscheibe bleibt und vor allem
als international erfolgreiche Drehscheibe und als Welt-
flughafen anerkannt bleibt.

Wir haben uns aber auch deutlich dafiir ausgesprochen,
dass wir den Planfeststellungsbeschluss einhalten werden.
Alles, was jetzt an Uberlegungen stattfindet, muss mit dem
Planfeststellungsbeschluss im Einklang stehen. Das betrifft
das Nachtflugverbot, an dem wir ebenfalls nicht riitteln,
das betrifft das Betriebskonzept, und das betrifft vor allem
auch die Eckwerte.

Insofern, liebe Frau Walther, ist diese Aktuelle Stunde,
war auch die Sondersitzung des Wirtschaftsausschusses
aus meiner Sicht informativ. Das war der Vorteil. Aber das,
was Sie damit erreichen wollten, dass wir die Leute auf
die Bédume bringen, haben Sie meiner Meinung nach nicht
erreicht. Wir stehen dazu, dass wir mit den Anrainerkom-
munen, mit dem Forum Flughafen eng im Austausch sind
und im Austausch bleiben. Deshalb werden die Interessen
dieser Kommunen auch bei dem neuen Betriebskonzept
beriicksichtigt. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD - Zuruf Katy Walther
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Niéchster Redner ist der Abgeordnete Gagel von der AfD.

Klaus Gagel (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete! Es wurde vom Kollegen Kas-

seckert hier schon erwéhnt: Die heutige Aktuelle Stunde
der GRUNEN empfinde auch ich als Rundumschlag ge-
gen den Minister. Man kann dem Minister sicherlich viel
vorwerfen, aber, was man ihm sicherlich nicht vorwerfen
kann, sind die in der Aktuellen Stunde genannten Punkte.

Denn der grundsitzliche Kritikpunkt, iiber den wir reden,
ist, dass wir Fehlstellungen in der Politik insgesamt ha-
ben. Da muss ich den Minister etwas verteidigen, der erst
eineinhalb Jahre im Amt ist; denn fiir die Probleme im
Offentlichen Personennahverkehr ist er mit Sicherheit nicht
verantwortlich. Die strukturelle Unterfinanzierung, die wir
im OPNV haben und auf die wir im Ubrigen auch schon
jahrelang hingewiesen haben, und die iibrigens mit der
Einfithrung des viel zu niedrig bepreisten Deutschlandti-
ckets ihren Hohepunkt gesehen hat, ist mit Sicherheit ein
Politikversagen, das aus den Zeiten Threr Regierungsbetei-
ligung noch nachwirkt.

(Beifall AfD)

Denn wir haben damals gesagt: Wenn man ein Flatrate-Ti-
cket zu 49 Euro einfiihrt, dann wird das mit Sicherheit
sehr viele Mitnahmeeffekte im offentlichen Nahverkehr
bringen. Die Leute werden entlastet werden. Aber es ist
dadurch notwendig, die Subventionen massiv zu erhéhen.

Die ehemals parititische Finanzierung des OPNV — Hiilfte
Subventionen und Hélfte Fahrgeldeinnahmen — wurde zu
70 % Subventionen verschoben. Durch diese Entscheidun-
gen sind die Verbiinde extrem unter Stress gekommen.
Das Problem jetzt mit Steuergeld wieder auszugleichen,
funktioniert an allen Ecken und Enden nicht. Da liegen
die wirklichen Probleme beim o6ffentlichen Personennah-
verkehr.

(Beifall AfD)

Wir reden jetzt iiber IThre Nebenthemen — FuB3- und Rad-
verkehr. Das sind meiner Meinung nach wirkliche Neben-
themen, die in der Verkehrspolitik eine minimale Rolle
spielen.

Wenn wir uns heute dem Punkt Flughafen ndhern: Man
hat es am Montag im Ausschuss fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und ldndlichen Raum gesehen, diesen
Sturm im Wasserglas. Da miissen wir im Grunde genom-
men zunichst einmal feststellen, dass die GRUNEN hier
eine riesengrofle Welle losgetreten haben. Ich frage mich
tatsdchlich: Auf welcher Basis haben Sie das eigentlich
gemacht?

Denn, wenn Sie sich das Abflugkonzept der Fraport wirk-
lich einmal anschauen, das iiberhaupt nur auf einer Pro-
gnose basiert — einer Prognose 2033 und auch nur einer
vorldufigen Prognose —, und wir hier auch nur iiber den
Westbetrieb reden, der fiir 66 bis 75 % der Abfliige verant-
wortlich ist, und wir hier nur dariiber reden, dass es nur
eine Umverteilung zwischen der Nordwestabflugroute und
der Siidumfliegung geben wird, iibrigens aus Sicherheits-
griinden — —

(Zuruf Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Die Fraport hat aufgrund einiger Vorkommnisse am Flug-
hafen zur Abhingigkeit festgestellt, dass die Abfliige liber
die Stidumfliegung und die Abfliige iiber die Startbahn
West voneinander abhéngig sind und eben nicht unabhén-
gig wie im Planfeststellungsverfahren. Darin liegt das Pro-
blem.
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Wenn wir hier iiber ein neues Konzept reden, in Spitzen-
zeiten die Abflugrouten eben sicherer zu machen und den
Spitzenbetrieb in Zukunft auf die Nordwestabflugrouten
umzulegen und den Normal- und Niedrigbetrieb auf die
Stidumfliegung, dann ist das eine gute Sache, meine Da-
men und Herren.

(Beifall AfD und Maximilian Miiger (fraktionslos))

Wenn Sie in die Présentation der Fraport reinschauen,
dann sehen Sie, dass sogar Potenzial besteht, obwohl mehr
Fliige kommen konnten, dass es insgesamt zu einer Min-
derung des Larms kommen wird. Wenn Sie in die Prasen-
tation noch genauer reinschauen, dann werden Sie erken-
nen, dass es Orte mit Entlastungen gibt und auch Orte
mit Belastungen. Deswegen kann ich, ehrlich gesagt, diese
Flugldrmangst, die Sie hier heraufbeschworen wollen, nur
unter der Uberschrift »Populismus* verbuchen; denn letzt-
endlich wollen wir alle einen sicheren Flughafen, einen
guten Flughafen.

(Beifall AfD)

Ich kann es an dieser Stelle nicht oft genug sagen: Der
Flughafen Frankfurt ist fiir Hessen von entscheidender Be-
deutung. Das, was die Fraport hier in Zusammenarbeit mit
der Deutschen Flugsicherung macht: Die haben natiirlich
auch bereits eine juristische Priifung vorgenommen, ob das
neue Abflugkonzept mit dem Planfeststellungsbeschluss
vereinbar ist. Von der Seite her denke ich, dass das hier auf
jeden Fall eine gute Diskussionsgrundlage sein kann, wie
wir in Zukunft einen wirklich sichereren und guten Flug-
hafen haben. Denn, ich kann es nicht oft genug betonen,
fiir den Wohlstand, fiir unsere Arbeitsplitze und fiir unsere
gute Verkehrspolitik spielt der Flughafen eine wesentliche
Rolle. Sie konnen ganz sicher davon ausgehen, dass die
AfD an der Seite des Frankfurter Flughafens weiter kamp-
fen wird. — Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD und Maximilian Miiger (fraktionslos))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Freien Demokraten erteile ich dem Fraktionsvorsit-
zenden Dr. Naas das Wort. Bitte schon.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich hétte nie gedacht, dass ich noch einmal in die Verlegen-
heit, man konnte auch sagen, in den Genuss komme, hier
den hessischen Verkehrsminister verteidigen zu miissen.
Aber in diesem Fall, liebe Kolleginnen und Kollegen von
den GRUNEN, muss ich es tun; denn er ist nicht fiir jeden
verspéteten Bus in diesem Land verantwortlich. Sie haben
an dieser Stelle mit dieser Aktuellen Stunde iibertrieben.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt SPD)

Frau Kollegin Walther, ich habe in den fiinf Minuten so ein
bisschen iiberlegt, was wire, wenn Tarek Al-Wazir noch
Verkehrsminister wire und dort sitzen wiirde.

(Zuruf Marius Weil} (SPD): Ja, genau! — Zuruf Katy
Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Was hitten Sie dann als letzte Rednerin und Verteidigungs-
bastion Thres Verkehrsministers gesagt? Was wire Thnen da
alles eingefallen? Das Problem ist aber, es ist eben nicht

mehr Thr Verkehrsminister. Da liegt, glaube ich, auch der
eigentliche Grund dieser Aktuellen Stunde.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und vereinzelt
CDU)

Wir konnen es gerne im Einzelnen durchgehen. Ja, bei den
Verkehrsverbiinden ist zu wenig Geld im System. Wir kon-
nen dariiber diskutieren, was angemessen ist. Sie kennen
unsere Position. Wir kénnen auch iiber den Fachkréfteman-
gel, gerade im Verkehrsbereich, diskutieren. Aber es ist
nicht alles seine Zusténdigkeit, da gehdrt auch vieles in die
Zusténdigkeit der Verbiinde.

Wenn wir jetzt iiber Fluglarm diskutieren — ich bin jetzt
sechs Jahre im Hessischen Landtag —, dann muss ich sa-
gen, da war es ziemlich still bei Tarek Al-Wazir.

(Kaya Kinkel (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): War-
um wohl?)

Es war wirklich sehr, sehr still, im wahrsten Sinne des
Wortes. Ich habe zwar die Flugzeuge gesehen und gehort,
da, wo ich wohne, aber hier im Hessischen Landtag war
das kein Thema.

(Zuruf Kaya Kinkel (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Jetzt gibt es neue Prognosen und Einschétzungen, nichts
ist entschieden, aber die GRUNEN sind wieder auf dem
Plan. Ich sage Thnen klipp und klar: Wir Freie Demokraten
stehen hinter der Fraport und hinter diesem Flughafen.
Das, was Sie da abziehen, sind reine Nebelkerzen. Das war
keine Sternstunde von Thnen, diese letzte Sondersitzung
im Ausschuss. Nichts ist dabei fiir die GRUNEN herausge-
kommen.

(Beifall Freie Demokraten — Zurufe Kaya Kinkel
und Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

So, und dann sind wir bei den Radwegen, auch das ist
eben schon gesagt worden. Die waren vorher schon ziem-
lich schlecht, die sind immer noch ziemlich schlecht, und
es werden zu wenige Radwege gebaut. Welche Fraktion
hat dazu im letzten Plenum des Hessischen Landtags ein
Beschleunigungsgesetz vorgelegt? Das waren doch wir.

(Zuruf Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Deswegen der Appell, der freundliche Hinweis an die
CDU und die SPD: Man kann Oppositionsgesetzentwiir-
fen, wenn sie gut sind — und das sind unsere —, auch
zustimmen. Das ist nicht so schlimm. Dann wiirden viel-
leicht auch mehr Radwege geplant und gebaut werden. Es
scheitert seit Jahren nicht am Geld, sondern es scheitert an
der fehlenden Planung.

Dann sind wir bei der Zeller Briicke. Das ist in der Tat ein
Aufregerthema. Da kann ich jetzt Vergleiche anstellen mit
der Salzbachtalbriicke vor sechs Jahren.

(Zuruf SPD)

Dass Briicken einstiirzen in Hessen oder drohen einzustiir-
zen, ist allgemein bekannt. Jede zweite hessische Strafle
oder Briicke ist in einem schlechten oder sehr schlechten
Zustand. Das wissen wir alle.

(Zuruf SPD: Schon lange!)

— Schon lange. — Die Frage ist: Wie gehen wir damit
um? Stellen wir gentigend Geld zur Verfiigung? Das haben
Sie iiber zehn Jahre lang auch nicht gemacht, liebe GRU-
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NE. Wir haben immer wieder den Haushaltsantrag gestellt,
endlich die Investitionsmittel zumindest auf die Abschrei-
bungen zu erhdhen, gar nicht mehr, aber zumindest die
Abschreibungen. Sie haben zwar immer von ,,Sanierung
vor Neubau® gesprochen, aber Sie haben nie die Mittel
dafiir zur Verfiigung gestellt. Sie stellen sich jetzt hierhin
und sagen, dass sei sein Versdumnis. Das ist aber zunéchst
einmal Thr Versdumnis, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und vereinzelt
CDU)

Dann kann man {iiber eine Taskforce sprechen — die Fra-
ge, ob es sie schon vorher gab, war ein grofes Thema
in diesem Plenum. Oder hat er es erfunden? Nein, er hat
es nicht erfunden. Die Frage ist doch: Wie schnell wur-
de gehandelt? In der Tat, wir haben auch Nachfragen im
Ausschuss gehabt. Ich bin der festen Uberzeugung, dass
da jetzt ordentlich Druck drauf ist, auch aufgrund unserer
Nachfragen. Es gab einen ersten Termin mit der Staatsse-
kretdrin mit einer ungliicklichen Formulierung: Wir wissen
noch nichts, wir konnen noch nichts sagen.

(Zuruf Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Das klang auch so ein bisschen unzustindig. Das hat sich
jetzt zum Gliick, auch durch den 6ffentlichen Druck und
durch die Plenardebatte, entspannt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich werbe noch
einmal fiir ein Gesetz, das wir gestern eingebracht haben,
ndmlich das Planungsbeschleunigungsgesetz bei Landes-
straf3en.

Waire die Zeller Briicke eine Landesbriicke, wire eben die
Planfeststellung notwendig. Genau das wollen wir nicht.
Wir wollen die Regelung aus dem Bundesfernstra3enge-
setz tibernehmen, Kollege Ziegler und Kollege Mikuschek.
Da kann man natiirlich einer Oppositionsfraktion mit ei-
nem halben Referenten vorwerfen, dass da noch Komma-
fehler in irgendeinem Gesetzentwurf enthalten seien. Das
kann man alles machen. Ich warte immer noch auf die
erste Initiative aus [hrem Haus. Das wire in der Tat einmal
notwendig.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Naas, Thre Zeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum
Schluss.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Liebe GRUNE, mit dieser Aktuellen Stunde habt ihr euch
keinen Gefallen getan. Es ist am Ende alles so wie bisher:
Hessen muss mehr fiir Strale und Schiene investieren. —
Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung spricht der Verkehrsminister. Herr
Minister Mansoori, Sie haben das Wort.

Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und lindlichen Raum:

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Abgeordnete,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Aktuelle
Stunde lautet: ,,Gesperrte Briicke, Chaos im OPNYV, Riick-
schritte bei Rad- und Fullverkehr und Fluglarmangst bei
den Kommunen — was macht eigentlich der hessische Ver-
kehrsminister? Ich wiirde gerne Thre Fragen ganz niich-
tern mit diesen vier Punkten beantworten:

Ich beginne mit der Zeller Briicke, iiber die wir gestern
sehr umfangreich diskutiert haben. Bei der Zeller Briicke
handelt es sich um eine Briicke eines Bautyps, bei dem es
zu Korrosion kommen kann, ohne dass das jemand sieht.
Das ist im April im Rahmen einer Sonderiiberpriifung fest-
gestellt worden. Die Briicke ist vom Netz gegangen.

Alle Akteure haben unverziiglich ihre Hausaufgaben ge-
macht, sodass innerhalb weniger Wochen die Ausschrei-
bung fiir die Abrissarbeiten herausgegeben werden konnte.
In wenigen Wochen werden die Abrissarbeiten beginnen.
Die Briicke soll gesprengt werden. Wenn alles gut geht,
dann kann der Bahnverkehr zum Ende der Sommerferien
wieder starten.

Wir wollen die Zeller Briicke zum Beispiel dafiir machen,
was beim Infrastrukturausbau moglich ist, wenn alle In-
stanzen konstruktiv zusammenarbeiten und Pragmatismus
walten lassen. Deswegen verzichten wir auf die Planfest-
stellung. Wir haben alle artenschutzrechtlichen Sonderge-
nehmigungen fiir die Abrissarbeiten bereits erteilt. Wir
wollen den Neubau so gestalten, dass Planung und Bau
aus einer Hand erfolgen, um aufs Tempo zu driicken. — Das
ist die Antwort auf Thre erste Frage, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall CDU und SPD)

Beim OPNV haben wir vor Kurzem eine Finanzierungs-
vereinbarung iiber fast 4 Milliarden Euro iiber die nidchsten
drei Jahre abgeschlossen. Anders als in Bundeslédndern, wo
beispielsweise ein GRUNER Verkehrsminister ist, werden
bei uns keine Busse und Bahnen abbestellt. Wir schaffen
damit Verlésslichkeit, natiirlich in einem insgesamt unter
Druck stehenden System.

Ja, es gibt Personalausfille im OPNV. Welchen Beitrag
kann das Land zur Bewiltigung des Fachkriftemangels
leisten? — Beispielsweise, was wir machen, indem wir mit
den entsprechenden Verbénden aus dem Busbereich an der
Steigerung der Attraktivitit des Berufsbilds arbeiten. Wir
werden in Kiirze Vorschldge zur schnelleren Anerkennung
von Fiihrerscheinen aus dem Ausland machen. Das sind
alles Dinge, die wir bewirken kdnnen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie wollen mir
wohl kaum vorhalten, dass die Deutsche Bahn AG und
die InfraGO {iber Jahre zu wenig in Stellwerke und das
Schienennetz investiert haben. Das liegt nun wirklich nicht
in unserer Zustidndigkeit. — Das ist die Antwort auf Ihre
zweite Frage.

(Beifall CDU und SPD)

Beim Rad- und Fullverkehr haben wir erstmals im letzten
Jahr eine Investitionssumme fiir Radwege an Landesstra-
Ben in Hohe von 17 Millionen Euro aufgebracht. Auch
die Quoten, die aus Vorgéngerregierungen schon bestanden
haben, sind fortgesetzt worden. Am Geld scheint es nicht
gescheitert zu sein; denn, als ich ins Amt gekommen bin,
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habe ich festgestellt, dass Hessen im Radwegeausbau, ver-
glichen mit den norddeutschen Bundesldndern, meilenweit
hinterherhinkt. Die Antworten scheinen also offenbar an-
dere zu sein.

Ausdriicklich auch aus diesem Grund werden wir eigene
Vorschldge zur Novellierung des entsprechenden Straf3en-
rechts machen, weil wir bei den Planungen schneller wer-
den miissen. Wir miissen die Prioritdt auf die Infrastruktur
setzen und nicht auf andere Belange. — Das ist die Antwort
auf Thre dritte Frage, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU und SPD - Mathias Wagner (Tau-
nus) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Kiirzen in der
Nahmobilitdt!)

Dann haben Sie zum Thema Fluglarm und Betriebskonzept
gefragt.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Da kann man wahrscheinlich auch
nichts machen!)

Es ist insgesamt seit dem Jahr 2013 bekannt, dass im Grun-
de die Siidumfliegung im ReiBverschluss stattfindet. Wir
haben jetzt die Situation zum Anlass genommen und sind
in Gesprichen mit der DFS,

(Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Wer
ist ,,wir“? Die Landesregierung macht nichts!)

weil wir sehen, dass es Kapazititen auf der Siidumfliegung
gibt. Zweistrahlige Heavys mit in die Siidumfliegung rein-
zunehmen, das wiirde den Nordwesten entlasten.

Ich habe im Ausschuss ausdriicklich klargemacht: Erstens
werden wir die Larmschutzzonen neu festsetzen. Vermeid-
barer Flugldrm ist zu vermeiden. Dort, wo er unvermeidbar
ist, braucht es einen entsprechenden Ausgleich.

Zweitens habe ich im Ausschuss sehr deutlich gemacht,
und das gilt auch: Wir werden dieses neue Betriebskon-
zept, das nicht mein Betriebskonzept ist, ergebnisoffen,
griindlich und professionell auf seine Vereinbarkeit mit
dem Planfeststellungsbeschluss priifen. Der Planfeststel-
lungsbeschluss gilt.

Also, um Thre Fragen noch einmal zusammengefasst zu
beantworten: Ich gebe neue Antworten auf die Fragen, die
seit Jahren bekannt sind. Oder, um es anders auszudriicken:
Ich packe das an, was zehn Jahre liegen geblieben ist. —
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und SPD — Lachen Mathias Wagner
(Taunus) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank, Herr Staatsminister. — Damit sind wir am
Ende der Aussprache und haben die Aktuelle Stunde be-
sprochen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 62:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der Freien Demokraten

Nie wieder beginnt mit Bildung — Konsequenzen aus
rechtsextremen Abi-Mottos ziehen, verpflichtende Ge-
denkstiittenbesuche einfiihren

— Drucks. 21/2410 -

Vereinbarte Redezeit: auch hier finf Minuten. Der erste
Redner ist Herr Abgeordneter Promny von den Freien De-
mokraten. Bitte sehr.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! In den vergangenen Wochen haben Schiilerin-
nen und Schiiler Hessens ihre Abiturpriifungen geschrie-
ben. Trotz des Priifungsstresses ist die Zeit der Mottowo-
chen, Zeugnisverleihungen und Abibille eigentlich eine
ausgelassene Zeit, eine Zeit, um das Ende der Schullauf-
bahn eines jungen Menschen zu feiern.

Doch in diesem Jahr wurde diese Zeit medial von einem
Schatten begleitet. Ausloser waren geschmacklose und un-
anstindige Abimottovorschldge, die einzelne Jugendliche
im Schutz der Anonymitét zur Schau stellten. Ich werde
sie nicht zitieren, aber klar ist: Sie enthielten rechtsextre-
me Chiffren. Ich werde mich den Worten des Ministers an-
schliefen und den Schulgemeinden vor Ort danken fiir ihre
besonnene und schnelle Reaktion, diese Mottovorschldge
zu verurteilen.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Mich stimmt die Reaktion der Offentlichkeit auf derartige
Vorgdnge nachdenklich; denn, seien wir ehrlich, solch ei-
nen jugendlichen Schwachsinn, der mutmaBlich als grenz-
iiberschreitende Provokation gedacht war, gab es auch
schon vor fiinf, vor zehn oder vor 20 Jahren an hessischen
Schulen.

Aber was ist heute anders? Das politische Klima, gerade
unter Jugendlichen, hat sich tatsdchlich nach rechts ver-
schoben. Rechtsradikale oder gar rechtsextreme Ideen sind
leider wieder salonfdhig geworden. Die Betroffenheit einer
Schulgemeinde ob dieser Entwicklung ist nachvollziehbar.
Insofern verwundert es aber auch nicht, dass die AfD diese
Vorfille vollstindig bagatellisiert.

(Andreas Lichert (AfD): Hah?)

Meine Damen und Herren, diese Reaktion ist unangemes-
sen.

(Beifall Freie ngokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Aber gleichsam ist es auch unangemessen, wie einige
in eine, sozusagen, kollektive Schnappatmung verfallen,
weil die permanente Offentlichkeit, die soziale Medien
herstellen, auch dazu fiihrt, dass Dinge, die schon ldnger
existieren, nun an die Oberfliche kommen. Was vorher
vielleicht innerhalb einer Gemeinde diskutiert wurde, kann
heute weltoffentlich werden. Das macht fiir viele Jugendli-
che auch die Grenziiberschreitung interessanter, viel inter-
essanter, weil man sich einer betroffenen Reaktion sicher
sein kann.

Unsere Antwort als Freie Demokraten darauf ist differen-
zierter: Wir nehmen die Diskursverschiebung wahr, aber
wir verfallen dabei nicht in Panik. Meine Damen und Her-
ren, Gratismut findet man in vielen Erkldrungen, wenn es
um die Darbietung einer Betroffenheit geht.

Richtig wire es aber auch — da ist es, glaube ich, wichtig,
den Diskurs sehr ernst zu nehmen —, auf die Jugendlichen
zuzugehen, die sich im Reiz an der Grenziiberschreitung
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verschitzt haben und bei denen es gilt, sie heute wieder
einzubinden.

Aus unserer Sicht sind da Gedenkstéttenbesuche der ange-
messene Weg; denn Gedenkstétten sind Orte des gemeinsa-
men Lernens, Orte des Gedenkens sowie der Auseinander-
setzung mit einer kulturellen Erinnerung.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Dabei sind drei Punkte wesentlich und wichtig: eine inhalt-
liche und organisatorische Vorbereitung, dann aber auch
vor Ort die entsprechenden Methoden zur ErschlieBung der
Gedenkstitte und last, but not least, eine Auswertung und
Nacharbeitung dieses Besuchs.

Also, meine Damen und Herren, wir als Freie Demokraten
sind der Auffassung, Schiilerinnen und Schiiler aus Hessen
sollten einmal in der Schullaufbahn eine Gedenkstétte zur
Auseinandersetzung mit den Gréueltaten des NS-Regimes
besucht haben.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Dr. Stefan Naas
(Freie Demokraten): Das ist der Punkt!)

Denn es ist leicht, die harten Strafen des Rechtsstaats zu
fordern; aber dieser Weg treibt doch die Jugendlichen, die
Kinder, die provozieren wollen oder gar mit rechtsextre-
mem Gedankengut kokettieren, nur in die Arme der Fal-
schen. Das diirfen wir nicht zulassen.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Promny, Sie miissen langsam zum Schluss kommen,
bitte.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Frau Prisidentin, letzter Satz. — Machen wir Geschichte fiir
Kinder und Jugendliche erlebbar, anstatt sie leichtfertig mit
Uberheblichkeit als rechtsextreme Straftiter zu brandmar-
ken. Denn, wenn wir diesen Weg beschreiten, wird das den
Diskurs in diesem Land heilen. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und Lara Klaes (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fir die AfD erteile ich Herrn Abgeordneten Lobenstein
das Wort.

Andreas Lobenstein (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Manchmal frage ich mich schon, wie wir
Boomer damals das Abitur geschafft haben. Es gab damals
— bei mir war das 1986 — weder diese Motivationsplakate,
wie sie jetzt vor und wéhrend der Abiturklausuren an den
Schulen hiangen, noch gab es so etwas wie ein Abiturmot-
to.

Was es gab, waren Abistreiche, klar, und so ein Abiheft, in
dem iiber alle Abiturienten ein bisschen etwas stand. Wir

haben einfach fiir die Klausuren gelernt und danach eine
Woche Party gemacht.

(Holger Bellino (CDU): Was?)
—Ja.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ich habe keine
Party gemacht! — Weitere Zurufe — Heiterkeit)

Ein Jahr chillen nach dem Abi gab es meiner Erinnerung
nach auch noch nicht. Aber gut, temopora mutantur nos et
mutamur in illis. So weit, so normal bzw. in Ordnung.

(Lisa Gnadl (SPD): Wenn man iiber den eigentlichen
Grund der Aktuellen Stunde nicht reden will, dann
muss man am Thema vorbeireden! — Gegenruf An-
dreas Lichert (AfD): Geduld!)

— Warten Sie doch ab, Frau Gnadl. — Was nicht in Ord-
nung war, ist, dass an einer Schule in Gielen ein paar
geschichtsvergessene und wirklich mehr als geschmacklo-
se und einfach nur dumme Abimottos entwickelt und, ja,
leider auch noch gelikt wurden.

Ich habe mich gefragt, was bei uns 1986 los gewesen wé-
re, wenn solche dummen Spriiche in der Schule bekannt
geworden wiren. Wahrscheinlich hétte unser Schuldirektor
die dafiir Verantwortlichen oder gleich die ganze Oberpri-
ma einbestellt und uns einmal so richtig die Ohren lang
gezogen. Richtig so.

(Beifall AfD — Zurufe Lisa Gnadl und Stephan Grii-
ger (SPD))

Dass in dem vorliegenden Fall in Gielen nun aber sogar
die Staatsanwaltschaft und der Verfassungsschutz einge-
schaltet wurden, halte ich fir tibertrieben und wohl auch
kontraproduktiv.

Lieber Kollege Oliver Stirbock, wenn mich nicht alles
tduscht, waren Sie bei dem Thema doch auch der Meinung,
dass man es jetzt einmal gut sein und die Kirche im Dorf
lassen solle.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Nee, nee, nee!
— Gegenrufe AfD: Doch!)

Umso mehr wundere ich mich, dass jetzt von der FDP die
Aktuelle Stunde benutzt wird, um damit gewisse padagogi-
sche Forderungen zu verkniipfen.

Herr Promny, wir bagatellisieren hier gar nichts.

(Lisa Gnadl (SPD): Nein, gar nicht! — Holger Belli-
no (CDU): Das haben Sie doch gerade getan!)

Ich habe keine Ahnung, woher Sie das nehmen.

(Beifall AfD — J. Michael Miiller (Lahn-Dill)
(CDU): Das haben Sie doch gerade getan! Sie haben
es gerade bagatellisiert!)

Aber ich bezweifle schon ganz stark, dass die Konsequenz,
die die FDP aus dem Vorfall einfordert, also die verpflich-
tende Einfliihrung von Gedenkstéttenbesuchen, das richtige
Mittel der Wahl ist. Mag gut gemeint sein, aber Sie wissen
ja, wie das so ist mit gut gemeinten Absichten. Die bewir-
ken nidmlich sehr oft genau das Gegenteil von dem, was sie
bewirken sollen. Das ist, was wir auch hier befiirchten.

(Beifall AfD)

Diese Uberpidagogisierung wird nimlich in vielen Fillen
bei jungen Leuten eher zu Abwehrreflexen und womdoglich
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Nachahmung fiihren, weil sie sich allzu offensichtlich ge-
géngelt fithlen. Der eine oder die andere mag sich hier an
seine eigene Jugend erinnern; ich tue es jedenfalls.

(Zuruf Andreas Lichert (AfD))

Wenn man dann sieht, welche Geschiitze hier aufgefahren
wurden — ich erwihnte es anfangs bereits —, prognostiziere
ich eher Trotzreaktionen als demiitige Einsicht in leider zu
konstatierendes Fehlverhalten.

(Beifall AfD)

Die sich vertiefende Spaltung unserer Gesellschaft wird oft
wortreich beklagt und deren Uberwindung wie ein Mantra
in wohlklingenden Sonntagsreden eingefordert. Aber was
ist mit der iibergroBen Mehrheit der Abiturienten an jener
GieBlener Schule? Sie wurden im Grunde pauschal stigma-
tisiert als ,,die mit dem Nazimotto®, wie die Schulspreche-
rin in einem ,,Spiegel“-Interview zu Recht beklagte.

Um gleich jeglicher Legendenbildung und jeglichen Miss-
verstandnissen vorzubeugen: Natiirlich sind Besuche von
Gedenkstétten wichtige Bausteine unserer politischen Bil-
dung bzw. Erinnerungskultur. Dazu hat meine Fraktion
auch eigene Antrige eingereicht, etwa in Sachen Oden-
waldschule oder DDR-Erinnerungsorte. Aber wie jeder
Handwerker weil: Nach fest kommt ab. — Der Vorfall an
einer einzigen Schule sollte nicht als Vorwand dienen, un-
sere Jugend einem Generalverdacht auszusetzen.

(Lebhafter Beifall AfD)

Die diirfen Fehler machen und daraus lernen, und das ge-
schieht ja auch. Wie meinte der grole Charlie Chaplin so
schon: ,,Die Jugend wére eine schonere Zeit, wenn sie erst
spéter im Leben kdme.* — Ich danke fiir Thre Aufmerksam-
keit.

(Anhaltender lebhafter Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Die néchste Wortmeldung kommt von BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN. Herr Abgeordneter Meier, Sie haben das Wort.
Bitte schon.

Sascha Meier (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Es sind
nicht einfach nur dumme Spriiche gewesen, Kollege Lo-
benstein. Das sind rechtsextreme und antisemitische Paro-
len von, ja, einzelnen Schiilerinnen und Schiilern gewesen.
Aber es sind halt rechtsextreme und antisemitische Parolen
gewesen.

Zunichst mochte ich der FDP danken, dass sie dieses
wichtige Thema aufgerufen hat. Es ist gut und wichtig,
dass wir als demokratische Fraktionen im Hessischen
Landtag iiber die Bedeutung historisch-politischer Bildung
und tiber unsere Verantwortung im Umgang mit rechtsex-
tremen Vorfillen sprechen. Ich bin fest davon iiberzeugt:
Uber alle parteipolitischen Unterschiede hinweg eint uns
die Haltung. ,,Nie wieder” darf keine Worthiilse sein. Es
muss eine Selbstverpflichtung sein.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Wir als demokratische Fraktionen im Hause haben einen
Grundkonsens: Erinnerung ist kein Beiwerk. Sie ist das

Fundament einer wehrhaften Demokratie. — Ich will aus-
driicklich sagen, ich war erschrocken — ich glaube, fast
alle waren ziemlich erschrocken —, dass es zu so einem
antisemitischen Abimottovorschlag kam.

Ich mochte an der Stelle auch sagen: Ich bin dem Kultus-
minister Armin Schwarz sehr dankbar fiir seine klare Hal-
tung im Ausschuss gewesen. Seine unmissverstindliche
Distanzierung vom Vorschlag des antisemitischen Abimot-
tos an der GieBlener Schule, seine Erkldrung, dass dies
in keiner Form tragbar sei, und seine Bereitschaft, alle
Mittel zu priifen, um vor Ort zu unterstiitzen, verdienen
Anerkennung, ebenso sein klares Bekenntnis zur Stirkung
von politischer Bildung und Wertevermittlung an unseren
Schulen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Denn ja, Antisemitismus, Queerfeindlichkeit, Hass und
Hetze, Rechtsextremismus und auch Islamismus nehmen
an den hessischen Schulen zu.

Doch so wichtig diese Einordnung ist, sie reicht nicht. Em-
porung allein ist keine Politik, und gute Absichten ersetzen
keine strukturellen Verbesserungen. Die Wirklichkeit ist:
Die Finanzierung vieler vor allem ehrenamtlich getragener
und geleiteter Gedenkstitten steht auf wackeligen Fiiflen.
Fahrten dorthin sind fiir Schulen oft ein riesiger organisato-
rischer und auch finanzieller Aufwand. Die Beantragung
ist oft noch zu aufwendig und fiir viele Schulen eine Hiir-
de. Hier wollen wir noch besser werden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dabei haben wir hier in Hessen eine gro3e Chance. Unser
Land hat eine Vielzahl von Erinnerungs-, Bildungs- und
Gedenkorten direkt vor der Haustiir: Hadamar, Breitenau,
Stadtallendorf, die Anne-Frank-Bildungsstitte, das Fritz
Bauer Institut, das Jidische Museum in Frankfurt, aber
auch viele kleinere Initiativen und Erinnerungsprojekte in
nahezu jeder Region. Wer sich mit der Geschichte des
eigenen Dorfes, des eigenen Viertels, der eigenen Strafle
auseinandersetzt, der stellt sehr schnell fest: Geschichte ist
nicht abstrakt, sie ist konkret. Sie ist hier passiert, und sie
kann wieder passieren.

Deshalb sagen wir: Historisch-politische Bildung darf sich
nicht im Lehrbuch allein wiederfinden. Sie braucht tief-
greifende Verankerung, sie braucht Verstetigung, und sie
braucht mehr Ressourcen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir haben dazu bereits vor einiger Zeit klare Forderungen
formuliert:

Erstens. Gedenkstéttenbesuche fir Schiilerinnen und Schii-
ler miissen didaktisch vorbereitet und qualifiziert begleitet
werden. Unser Ziel ist es, dass alle hessischen Schiilerin-
nen und Schiiler mindestens einmal in ihrer Schulzeit eine
Gedenkstitte besuchen.

Zweitens. Demokratiebildung muss Querschnittsthema
iiber alle Schulformen und Jahrgénge hinweg sein.

Drittens. Die Gedenkstittenarbeit insbesondere fiir kleinere
Trager und Ehrenamtsinitiativen muss finanziell deutlich
starker unterstiitzt werden.
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Viertens. Die Gedenkstittenfahrten miissen entbiirokrati-
siert werden, damit Engagement nicht an Antrdgen schei-
tert.

Fiinftens. Die Landesregierung muss die Kapazititen der
Gedenkstitten in Hessen weiter ausbauen, um diesem An-
spruch gerecht zu werden.

Ich mochte an dieser Stelle ganz besonders denjenigen
danken, die Erinnerungsarbeit leisten, den Lehrerinnen und
Lehrern, die ihren Unterricht mit Haltung und Tiefgang
gestalten, den Mitarbeitenden und Ehrenamtlichen in den
Gedenkstitten, die tagtdglich junge Menschen erreichen,
Gespréche fithren und Empathie lehren. Diese Arbeit ist
unverzichtbar, und sie braucht nicht nur Wertschitzung.
Sie braucht auch verléssliche finanzielle und politische Un-
terstiitzung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die GEW hat es vollig richtig formuliert. Ein Gedenk-
stittenbesuch alleine macht noch keine demokratische Hal-
tung. Es braucht qualifizierte Vor- und Nachbereitung. Es
braucht Raum im Unterricht. Es braucht die Einbindung
aller Schulformen und aller Schulstufen. Dabei muss klar
sein: Es braucht mehr als Empfehlungen. Es braucht politi-
schen Willen. Es braucht eine demokratiepolitische Offen-
sive, und es braucht die Erkenntnis, dass jede Stunde, in
der wir nicht handeln, eine verlorene Stunde fiir die Demo-
kratie ist.

Lassen Sie uns als demokratische Fraktionen dieses Anlie-
gen gemeinsam weitertragen, nicht aus parteipolitischem
Kalkiil, sondern aus demokratischer Verantwortung. — Vie-
len Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Die nichste Rednerin ist die Abgeordnete Ziegler von der
CDU. Bitte schon.

Christin Ziegler (Schwalm-Eder) (CDU):

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! ,,Nie wieder beginnt mit Bildung* — diesem Grund-
satz stimmen wir ausdriicklich zu. Aber wer diesen Satz
ernst meint, muss ihn mit Substanz fiillen, nicht mit kurz-
fristiger Symbolpolitik.

Was sich in Gielen gezeigt hat, war eine abscheuliche
Verhohnung der Opfer des Nationalsozialismus. Es ist
zutiefst beschdmend und untragbar zugleich, wenn jun-
ge Menschen mit hochstem Schulabschluss NS-Sprache
und rechtsextreme Anspielungen fiir einen vermeintlichen
Scherz halten.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Die betroffene Schule hat direkt und angemessen auf den
Vorfall reagiert. Das begriilen wir. Es zeigt dennoch, dass
wir wahrscheinlich mehr denn je echte politische Bildung
brauchen — nicht als moralischen Zeigefinger, sondern als
Schutzschild unserer demokratischen Kultur. Dazu gehoren
natiirlich auch Besuche von Gedenkstitten.

Wer das Grauen von Hadamar, die beklemmende Enge
einer Zelle in Hohenschonhausen oder die Wachtiirme an

der innerdeutschen Grenze selbst erlebt hat, sieht unsere
Demokratie mit anderen Augen. Erinnern und Lernen ge-
horen untrennbar zusammen.

Deshalb stehen wir als CDU klar fiir eine starke historisch-
politische Bildung und haben ldngst gemeinsam mit unse-
rem Koalitionspartner konkrete und verbindliche Maf3nah-
men vereinbart.

Liebe FDP, ich zitiere aus unserem christlich-sozialen Ko-
alitionsvertrag, falls dieser noch nicht gelesen wurde. Auf
Seite 13 unseres Koalitionsvertrages heifit es:

»Wir stirken die historisch-politische Bildung an
hessischen Schulen, indem wir fir alle Schiilerin-
nen und Schiiler die Vermittlung der deutschen Ge-
schichte und der Grundlagen unserer Verfassungs-
ordnung mit Exkursionen zu entsprechenden Orten
der deutschen Demokratiegeschichte verbinden und
Besuche in Gedenkstitten und Museen fordern.

Auf Seite 162 unseres Koalitionsvertrages ergénzen wir —
ganz kurz einige Ausziige —

,»Wir werden die Erinnerungskultur stirken und eine
hessische Gedenk- und Erinnerungskonzeption ent-
wickeln.*

Gedenkstdtten wie Hadamar, ,,wie Point Alpha und die
Orte der Demokratiegeschichte ... [werden] nach dem [be-
kannten] Drei-Sdulen-Modell ... fortentwickelt“. Ein Fach-
beirat wird die Landesregierung hierbei beraten.

Das ist eine klare inhaltliche Linie, und das zeigt: Wir
handeln nicht erst seit gestern, nicht erst auf Zuruf. Um es
hier deutlich zu sagen: Dafiir braucht es keinen Anstof3 der
FDP. Das ist alles langst politisch gesetzt.

(Beifall CDU und SPD)

Politische Bildung, Gedenkstittenarbeit, Demokratieler-
nen: Das sind Kernanliegen dieser Koalition, das sind
Kernanliegen der CDU, und das sind Kernanliegen der
SPD. Zudem gibt es etliche Kooperationen des HMKB mit
Gedenkstitten sowie zahlreiche Mafinahmen zur Demokra-
tie- und auch zur Wertevermittlung. Unser Handeln hier
basiert stets auf dem Vertrauen in die Schulen und in die
Lehrerinnen und Lehrer. Gedenkstéttenbesuche sind langst
in unseren Lehrpldnen verankert.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Fiir alle?)

Als Gymnasiallehrerin, unter anderem fiir Politik, weil3
ich, dass Gedenkstittenbesuche einen sehr hohen Stellen-
wert bei unseren hessischen Lehrkriften haben und fest
in deren Unterrichtsplanung verankert sind. Eine Verpflich-
tung lehnen wir daher entschieden ab. Lehrkrafte konnen
iiber solche Besuche selbst entscheiden; denn solche Besu-
che — das mdchte ich hier ausdriicklich sagen — miissen
immer auch in das Unterrichtskonzept passen und nicht auf
Biegen und Brechen integriert werden.

(Zuruf Wiebke Knell (Freie Demokraten))

Dennoch: Wir mochten natiirlich alle Lehrkréfte in Hes-
sen ermutigen, sich weiterhin an dieser Gedenkarbeit und
dem Demokratielernen zu beteiligen und entsprechende
Bildungsangebote in ihren Unterricht zu integrieren. Wir
mochten an dieser Stelle vor allem auch Danke sagen.

Wir setzen auf Vielfalt in der Vermittlung, auf Zeitzeugen-
gespriache, Besuche von Institutionen wie beispielsweise
dem Jiidischen Museum in Frankfurt und digitale Angebo-
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te. All das gehort fiir uns zur Erinnerungskultur eines de-
mokratischen Rechtsstaates im 21. Jahrhundert. Wir brau-
chen also keine {iiberhasteten Forderungen, sondern die
konsequente Umsetzung des bereits Vereinbarten. Daran
arbeiten wir konkret, verantwortungsvoll und gemeinsam
in dieser christlich-sozialen Koalition; denn ,,Nie wieder*
ist kein Schlagwort, es ist ein Auftrag fiir uns alle. — Vielen
Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Das Wort fiir die SPD-Fraktion hat nun die Abgeordnete
Heidt-Sommer. Bitte schon.

Nina Heidt-Sommer (SPD):

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Auch
ich bin fiir die Initiative der Freien Demokraten dankbar,
heute iiber verpflichtende Gedenkstéttenbesuche sprechen
zu konnen. Ich mochte aber auch auf den Aufhénger, die
rechtsextremen Abimottos an verschiedenen Schulen, ein-
gehen.

Eine dieser Schulen war — wir haben es hier eben schon ge-
hort — die Liebigschule in meinem Wahlkreis. Ich war von
diesem Vorfall schockiert. Die vorgeschlagenen Mottos ha-
ben mich entsetzt. Als demokratische Fraktionen kdmpfen
wir gemeinsam gegen Gruppen, die rechtsextreme Sprache
und rechtsextremes Gedankengut in unsere Gesellschaft
einsickern lassen.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Sie versuchen, eine Verschiebung unseres demokratischen
Diskurses zu erreichen. Menschen mit extrem rechten poli-
tischen Einstellungen und extrem rechte Parteien streben
an, ihre Ideologie des Hasses und der Spaltung zu nor-
malisieren. Wir, als Abgeordnete demokratischer Parteien,
erleben bei Diskussionsrunden an Schulen immer wieder,
dass eine Minderheit der Schiilerinnen und Schiiler mit
rechtsextremen Themen aggressiv auftritt.

Ich mo6chte mich an dieser Stelle bei allen Lehrkriften,
allen an Schulen Beschiftigten und allen Schiilerinnen und
Schiilern bedanken, die unsere Demokratie Tag fiir Tag an
den hessischen Schulen verteidigen.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Frau Prisidentin, meine Damen und Herren, ich mdéchte
aber auch — da sie hier immer wieder Thema waren —
konkret auf die Vorfille an der Liebigschule in Gieen ein-
gehen. Ich habe die Liebigschule, wie die meisten Schulen
in meinem Wahlkreis, mehrfach besucht und dort sehr ge-
lingenden Austausch erlebt. Ich stelle mich heute ganz ent-
schieden gegen jeden Anwurf und Generalverdacht gegen
diese Schule.

Die Liebigschule ist eine Schule, die das Motto ,,,Nie wie-
der® ist jetzt, das auch die Freien Demokraten in ihrem
Antrag zu Recht aufgenommen haben, lebt. Ich mdochte
ganz klar sagen, dass die Schulgemeinde der Liebigschule
genau dieser Maxime Rechnung trégt. Schiiler haben er-
kannt, dass in der Debatte um die Abimottos etwas schief-
lauft. Sie haben die Schulleitung umgehend informiert. Die
Schulleitung hat das, was passiert ist, transparent gemacht

und die notwendigen Schritte eingeleitet. Es wurde nichts
vertuscht. Ganz im Gegenteil, die Offentlichkeit wurde
vollstindig informiert. Gemeinsam hat die Schulgemein-
schaft der Liebigschule in GieBen klargemacht: ,,Wir sind
kein Ort fiir Hass und Hetze“, und dem gebiihrt unser
Respekt.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren, ich selbst
wurde durch eine mehrtigige Jugendfahrt nach O$wigcim
zur Gedenkstitte Auschwitz personlich politisiert. Diese
Gedenkstittenfahrt war fiir mich ein Initiator dafiir, mich
fiir unsere Demokratie aktiv einzusetzen. Deshalb moch-
te ich an dieser Stelle deutlich machen: Die SPD-Frakti-
on und auch ich personlich unterstiitzen den VorstoB der
Bundesbildungsministerin Prien, dass alle Jugendlichen in
Deutschland eine Gedenkstitte der Schoah besuchen miis-
sen, ausdriicklich.

Ich wiinsche mir auch, dass — so wie von Frau Prien vorge-
schlagen — eine solche Fahrt unter gewissen Mindeststan-
dards stattfindet. Die Schiilerinnen und Schiiler miissen im
Unterricht vorbereitet werden. Der Besuch der Gedenkstit-
te muss im Fokus stehen, also nicht ein halber Tag Buchen-
wald mit anschlieendem Stadtbummel durch Weimar. Der
Besuch der Gedenkstidtte muss aullerdem im Unterricht
nachbereitet werden.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Demokratiebildung und Extremismuspravention sind dabei
jedoch nicht nur eine Aufgabe des historisch-politischen
Unterrichts. Ein Gedenkstattenbesuch kann nur ein Mosa-
ikstein der Demokratiebildung und Wertevermittlung sein.
Wer nachhaltig demokratisches Bewusstsein fordern will,
der muss verstehen, dass das eine Querschnittsaufgabe al-
ler Féacher, eine Querschnittsaufgabe des gesamten Schul-
alltages ist.

(Beifal“l SPD, Freie Demoll.(raten, vereinzelt CDU
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, so regelt es das Hessische
Schulgesetz, und das sogar ganz zu Beginn. So leben es die
Lehrerinnen und Lehrer an unseren hessischen Schulen.
Auch fiir uns im Hessischen Landtag ist klar, dass diese
Querschnittsaufgabe ernst genommen werden muss.

Der Besuch einer Gedenkstétte wird Rechtsextreme nicht
zu Demokraten machen. Vielleicht haben sogar die Schiile-
rinnen und Schiiler, die die rechtsextremen Abimottos vor-
geschlagen oder ihnen zugestimmt haben, auch eine Ge-
denkstitte besucht. Aber das Gedenken an den Nationalso-
zialismus und das Erinnern an die Opfer sind und bleiben
zentrale Aufgabe des demokratischen Deutschlands.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Frau Kollegin, bitte kommen Sie zum Schluss.
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Nina Heidt-Sommer (SPD):

Ja. — Wer sich ernsthaft mit den Opfern des Nationalsozia-
lismus beschéftigt hat, wer echte Empathie aufbringt, der
versteht: ,,Nie wieder* ist jetzt.

(Lebhafter Beifall SPD — Beifall CDU, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung spricht der Staatssekretér Dr. Lo-
sel. Bitte sehr.

Dr. Manuel Losel, Staatssekretir im Ministerium fiir
Kultus, Bildung und Chancen:

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine Damen und Herren!
Die Fraktion der Freien Demokraten hat ein wichtiges
Thema auf die Tagesordnung gesetzt; denn der unségliche
Vorfall in Gielen hat die Liebigschule, den Jahrgang 12
selbst — Moritz Promny, es ist der Jahrgang 12, nicht der
Jahrgang 13 — und natiirlich auch uns alle entsetzt. Hier
war eine klare Haltung gefragt, eine sehr klare Haltung.

Herr Lobenstein, ich muss sagen: Bagatellisierung ist hier
ebenso wenig angebracht, wie Charlie Chaplin zu zitieren.
Das war eben ziemlich daneben.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Im Gegensatz zu Thnen hat die Liebigschule, haben alle
Beteiligten diese klare Haltung gezeigt. Die Schule hat
direkt und angemessen auf den Vorfall reagiert. Die Schul-
leitung hat nach dem Vorfall den kompletten Jahrgang 12
zu einem Gesprach eingeladen und klargemacht, dass sol-
che AuBerungen nicht hinnehmbar sind. Sie hat eine klare
Stellungnahme abgegeben und die Mottovorschlige, die
nicht in Ordnung waren, auch verurteilt.

Vor allem die 6ffentliche Stellungnahme der Schiilerinnen
und Schiiler des Jahrgangs war ein klares Bekenntnis ge-
gen Antisemitismus, gegen Rechtsextremismus und fiir
Demokratie. Deswegen ist es wirklich angebracht, sich bei
dem Schulleiter Herr Holscher, bei dem Kollegium und vor
allem bei den Schiilerinnen und Schiilern des Jahrgangs
fiir ihre vorbildliche Reaktion auf den Vorfall und ihre
eindeutige Haltung zu bedanken.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Unverstiandlich ist der Vorfall auch deshalb, weil die
Schule seit Jahren zahlreiche Praventionsangebote gegen
Extremismus umsetzt. Unter anderem gibt es im Schulcur-
riculum eine Fahrt nach Buchenwald. Es gibt eine Betei-
ligung am Erhalt der Stolpersteine und jahrlich am 27.
Januar einen Projekttag der Oberstufe mit Workshops zu
Auschwitz und zum Antisemitismus.

Diese Angebote werden sehr gut genutzt. Ich weifl das aus
erster Hand; denn meine beiden Kinder haben diese Schule
besucht. Sie haben an den Initiativen teilgenommen. Im-
mer wenn sie von einer dieser Initiativen zuriickkamen,
waren sie tief beeindruckt von dem, was die Schule anbie-
tet. Dass solche Entgleisungen vor dem Hintergrund der
groflen Palette an Angeboten trotzdem geschehen konnten,
zeigt, dass diese Werte und die Demokratiebildung noch
tiefer in unsere Schulgemeinde einwirken miissen.

(Beifall SPD, Freie Demokraten und vereinzelt
CDU)

Deswegen wird unsere Initiative zur Werte- und Demokra-
tiebildung im kommenden Schuljahr auf alle Schulen aus-
geweitet werden. Mit der Initiative vernetzen wir zum Bei-
spiel Fortbildungen zum Klassenrat oder die Zusammenar-
beit mit den Jugendoffizieren.

Lieber Moritz Promny, selbstverstindlich gehdren auch die
Gedenkstittenbesuche dazu. Wir unterstiitzen die Besuche
der Gedenkstitten zum Nationalsozialismus in Hadamar,
Breitenau, Trutzhain und Stadtallendorf genauso mit abge-
ordneten Lehrkrdften wie den Besuch der Gedenkstitte
zum SED-Unrechtsregime Schifflersgrund. Wir unterstiit-
zen den Besuch von Point Alpha. Ganz aktuell ist, dass
wir natiirlich auch den Besuch des neuen Lern- und Erin-
nerungsorts Notaufnahmelager Gie3en unterstiitzen.

Diese Angebote werden von sehr vielen Schulen wahrge-
nommen. Ich kann auch aus eigener Erfahrung sagen: Es
ist natiirlich immer nachhaltig gewinnbringend, wenn du
mit einer Lerngruppe in eine solche Gedenkstitte fahrst.
Ich war mit meinen Schiilerinnen und Schiilern sehr re-
gelmdBig in der Gedenkstitte Hadamar. Sie haben davon
eigentlich mehr als von vielen Stunden Bléttern im Lehr-
buch.

Der verpflichtende Gedenkstittenbesuch ist aber unserer
Ansicht nach nicht der richtige Weg. Die Lehrkrifte kon-
nen am besten entscheiden, welche Angebote der Extre-
mismuspravention fiir ihre konkrete Lerngruppe am geeig-
netsten sind. Auch die Gedenkstéttenpddagogen, mit denen
wir im Austausch stehen, lehnen Pflichtbesuche ab, da
Zwang héufig eine ablehnende Haltung verstérkt.

Es gibt viele Alternativen. Wir haben die Zeitzeugenge-
spriache. Wir haben die Zusammenarbeit mit Partnern wie
mit dem Jiidischen Museum und wie mit dem Fritz Bauer
Institut.

Das zeigt, wir machen sehr gute adressatenbezogene Ange-
bote. Diese werden durch die wertvolle Initiative nun noch
umfangreicher und noch sichtbarer werden. — Danke, dass
Sie mir zugehort haben.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Staatssekretir, vielen Dank. — Damit haben wir die
Aktuelle Stunde abgehalten.

Wir kommen damit zu Tagesordnungspunkt 16:

Erste Lesung

Gesetzentwurf

Fraktion der Freien Demokraten

Gesetz zur Anderung des Hessischen Energiegesetzes
— Drucks. 21/2390 —

Die vereinbarte Redezeit betrdgt 7:30 Minuten. Auf dem
Weg ist schon Herr Abgeordneter Rock, der den Gesetzent-
wurf einbringen wird. Bitte schon.

René Rock (Freie Demokraten):

Liebe Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bevor ich direkt zum Thema komme, lassen Sie mich ein
paar einordnende Worte sagen.
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Unser Land steht vor grolen Herausforderungen. Ich mei-
ne da nicht nur Hessen, sondern auch die Bundesrepublik
Deutschland. Wir haben eine schwierige wirtschaftliche
Situation. Wir fallen in vielen Bereichen, wie etwa bei
der Innovationsfahigkeit, zuriick. Wir haben in der Gesell-
schaft eine aufgeladene Situation. Wir haben als Abgeord-
nete im Landtag oder als Abgeordnete im Bundestag eine
grofBere Verantwortung als in Zeiten, in denen es gut lauft.

Wir haben eine Verantwortung hinsichtlich der Art und
Weise, wie wir miteinander umgehen. Wir haben eine Ver-
antwortung hinsichtlich der Frage, wie wir einander zuho-
ren. Wir miissen filir die Biirgerinnen und Biirger Vorbild
sein. In vielen Bereichen verbietet sich der schnelle und
einfache politische Gewinn. Wir kdnnen uns hier gegensei-
tig grole Vorwiirfe machen. Wir konnen aber auch gemein-
sam versuchen, die Dinge in kleinen Schritten besser zu
machen.

(Beifall Freie Demokraten)

Warum sage ich, dass das so besonders ist? Ich sage es,
weil wir zwei grole Themen haben, die unser Land heraus-
fordern. Uber das eine Thema haben wir in den letzten bei-
den Tagen schon sehr intensiv gesprochen. Das ist das The-
ma ausufernde Biirokratie, die sich iiberall einschleicht.
Wenn wir die Idee haben, etwas Gutes zu machen, ist es
oftmals mit zusitzlicher Biirokratie fiir die Unternehmen,
fiir die Verwaltungen und fiir die Biirgerinnen und Biirger
verbunden.

Das zweite grole Thema, das die Industrie, die Unterneh-
men, aber auch die Biirger massiv belastet, sind die enorme
Energiepreissteigerung und die enormen Energiekosten,
die die Haushalte in unserem Land zu tragen haben. Jetzt
haben wir im Hessischen Landtag nicht die groften Hebel
zu all diesen Themen. Wir kdnnen trotzdem etwas beitra-
gen.

Dem mochte ich mich heute noch einmal widmen. Die
Frage: ,,Was kann ich gegen unnétige Biirokratie tun?“,
haben wir von Minister Pentz, aber auch von anderen Mit-
gliedern der Landesregierung gehort. Wir miissen schauen,
welche Gesetze und Verordnungen wir wirklich brauchen.
Wir konnen auf die verzichten, die wir nicht brauchen.
Denn nur dadurch kénnen wir in der Folge die Biirokratie
abbauen.

Ich komme zum zweiten Thema. Viele Biirgerinnen und
Biirger wissen es ganz genau: Wir haben in Deutschland
einen der hochsten Haushaltsstrompreise der Welt. Vor
fiinf Jahren waren wir noch Spitzenreiter. Da hatten wir in
Deutschland den hochsten Haushaltsstrompreis der Welt.
Dann hat die Ampel die EEG-Umlage abgeschafft. Sie
hat diese Umlage aus dem Strompreis herausgenommen.
Das wird jetzt mit Steuern finanziert. Dadurch konnte der
Strompreis um 4 oder 5 Cent gesenkt werden.

Immerhin haben wir noch den flinfthochsten Strompreis
der Welt. Im Durchschnitt liegt er bei 38 Cent die Ki-
lowattstunde. Wenn man sich jetzt den weltweiten durch-
schnittlichen Strompreis anschaut, sicht man, dass er bei
15 Cent liegt. Man kann sich anschauen, wie hoch der
Strompreis in den Vereinigten Staaten ist. Er liegt bei 18
Cent. Ich sage es noch einmal: Bei uns sind es 38 Cent. In
den USA sind es 18 Cent, auf der ganzen Welt betréigt der
Durchschnitt 15 Cent. In China sind es 7 Cent.

Wir konnen uns jetzt iiberlegen, wofiir der Strompreis
steht. Was bedeutet die Verfiigbarkeit von Energie? Jeder

braucht Energie. Man kann auf Energie nicht verzichten.
Der Brotpreis des 21. Jahrhunderts ist der Energiepreis.
Deswegen ist es auch eine soziale Frage, wie sich der
Energiepreis entwickelt.

Die Koalition in Berlin hat das auch erkannt. Genauso
hat das die Ampel erkannt, die die EEG-Umlage heraus-
genommen hat. Damit hat sie den Energiepreis um rund
5 Cent gesenkt.

Die neue Regierung aus CDU und SPD hat in ihrem
Koalitionsvertrag zu den Energiepreisen erkldrt, sie wolle
die Unternehmen und die Verbraucher, also die Biirger,
in Deutschland dauerhaft beim Strompreis um mindestens
5 Cent pro Kilowattstunde entlasten. Sie wolle dafiir ein
MaBnahmenpaket auf den Weg bringen. Die zentrale Ein-
sparmafinahme wire die Absenkung der Stromsteuer. Die
Senkung der Stromsteuer wiirde fast 50 % ausmachen. —
Es ist iiberall zu vernehmen, dass die Koalition von diesem
Thema Abstand nimmt. Sie nimmt Abstand von dem The-
ma der Absenkung der Stromsteuer.

Ich koénnte mich jetzt hierhin stellen und polemisch sagen:
Das ist ein Wortbruch der Union. Das ist unerhort. Warum
macht ihr das? — Das liegt natiirlich daran, dass sie Proble-
me mit dem Haushalt haben.

Es gibt genau drei Moglichkeiten, mit denen wir den
Strompreis senken konnen:

Die erste Moglichkeit ist, dass wir das mit Steuergeldern
bezahlen. Dann bezahlt es wieder der Biirger.

Hinsichtlich der zweiten Moglichkeit zitiere ich Frau Rei-
che, die neue Bundesenergieministerin. Sie sagt: Wir miis-
sen iiber die Klimaziele reden. Wir miissen dariiber reden,
wann wir sie erfiillen und in welchem Umfang wir sie er-
fiillen. Wenn wir das Erreichen der Klimaziele nach hinten
schieben oder die Klimaziele reduzieren, konnen wir die
Kosten senken.

Die dritte Moglichkeit wird bei der Bundesnetzagentur mo-
mentan diskutiert. Sie haben ein Papier herausgebracht.
Mit dem haben sie in den Raum gestellt, dass die, die bis
jetzt von den Subventionen auf dem Energiesektor profitie-
ren, also die Betreiber der Windkraftanlagen und der Solar-
anlagen, kiinftig eine héhere Netzumlage bezahlen sollen,
um an den Systemkosten beteiligt zu werden. Das wére
die dritte Moglichkeit, um die Strom- und Energiepreise zu
senken.

Wir in Hessen haben nur eine kleine Moglichkeit, darauf
einzuwirken, und das ist unser Gesetzentwurf. Kurz vor
der letzten Landtagswahl wurde geglaubt, griin initiiert,
man miisse noch einmal eine groBe Uberschrift machen
und ein Klimagesetz auf den Weg bringen. Das Klimage-
setz war extrem diinn, aber es hat zwei Vorgaben gehabt,
auf die wir eigentlich verzichten kdnnen. Das mochte unser
Gesetzentwurf auch hinterlegen.

Die erste Frage lautet, ob die Landesregierung durch den
Hessischen Landtag verpflichtet werden muss, zu priifen,
ob man Solaranlagen auf landeseigene Gebaude setzt. Ich
glaube, auf diesen Gesetzesbefehl kann man auf jeden
Fall verzichten, das kann die Landesregierung machen
oder auch nicht. Die Priifung konnen die entsprechenden
Behorden, Organisationen und Universititen in eigenem
Benehmen vornehmen. Ich bin mir sicher, dafiir brauchen
wir kein Landesgesetz. Jetzt aber muss gepriift bzw. ei-
ne Wirtschaftlichkeitspriifung durchgefiihrt werden. Dann
wird bewertet, ob das noch gemacht wird, und dann wird
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gesagt: Es ist zu teuer, wir machen es nicht. — Das ist
eine klassische unndtige Biirokratie, auf die wir verzichten
konnen.

Der zweite Teil ist noch signifikanter. Private Unternehmen
werden gezwungen, auf ihren Parkplitzen zwangsweise
Solarinstallationen anzubringen. Diese Installationen sind
80 % teurer als Dachanlagen. Die Amortisation dieser In-
vestition dauert jetzt mindestens 20 Jahre. Es ist doch klar,
wenn ich jetzt Lidl, Aldi oder irgendjemanden zwinge,
teuer zu investieren, dass die Biirger das relativ zeitnah an
der Kasse wieder werden reinspiilen miissen. Wir erhohen
damit die Kosten, wir 16sen zusitzliche Biirokratie aus,
wir haben eine Menge Unklarheiten. Wir kdnnen darauf
verzichten.

Wenn ein Ausbauziel in Deutschland erreicht wird, ist es
das Ausbauziel im Solarbereich. Das wissen Sie als GRU-
NE besonders gut, das brauche ich Ihnen nicht zu erkliren.
Wir brauchen deshalb auch dieses Gesetz nicht; denn wir
liegen in Hessen sogar hintendran bei der Erfiillung die-
ser Solarziele bzw. sind in Hessen sogar im Durchschnitt
schlechter als der Bund.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Rock, Thre Redezeit ist abgelaufen.

René Rock (Freie Demokraten):

Ich wiirde mir wiinschen, wir wiirden auf diese zwei biiro-
kratischen, teuren Regelungen verzichten. Das konnen Sie,
indem Sie unserem Gesetzentwurf zustimmen. Ich erwar-
te auch in der Anhérung eine Menge positive Argumen-
te, dass man auf diese beiden Gesetzesbefehle verzichten
kann. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchster Redner ist Herr Abgeordneter Lichert von der
AfD-Fraktion.

Andreas Lichert (AfD):

Frau Présidentin, werte Kollegen, sehr geehrte Damen und
Herren! Energiepolitik konnte so einfach sein: sicher, sau-
ber, giinstig. So muss moderne Energieversorgung sein. —
Ist sie aber nicht; das ist das Problem.

Das ist iibrigens keine sehr originelle Erkenntnis, die ich
hier gerade verbreite; denn so steht es auch sinngeméif3
in § 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, und das steckt den
Rahmen fiir Energiepolitik und Versorgung in Deutschland
ab.

Gut, ganz so einfach ist es nicht mehr mit dem Energie-
wirtschaftsgesetz; denn da wurde in den letzten Jahren
einiges hinzugefiigt, zum Beispiel die Treibhausgasneutra-
litdt, oder sinnloserweise hat man jetzt auch noch den
Wasserstoff integriert und ihn somit auf eine Stufe mit
Strom und Gas gestellt. Aber heute geht es ja gerade nicht
um eine energiepolitische Grundsatzdebatte, sondern wir
beugen uns auf Einladung der FDP iiber das Hessische
Energiegesetz, und das ist auch bitter notig.

Das Hessische Energiegesetz ist eine wahre Universalwaf-
fe zur Rettung des Planeten. Schauen wir dazu in § 1 auf
die MaBinahmen und Ziele des Gesetzes:

,Deckung des Endenergieverbrauchs von Strom und War-
me zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energiequellen” —
unbezahlbar, vollig illusorisch.

(Widerspruch Stephan Griiger (SPD))

»Anhebung der jahrlichen energetischen Sanierungsquote
im Gebdudebestand auf mindestens 2,5 bis 3 Prozent” —
unbezahlbar, vollig illusorisch.

,Erreichung der Klimaneutralitdt bis zum Jahr 2045“ —
das ist nicht nur illusorisch, das ist gefahrlicher und teurer
Mumpitz.

(Beifall AfD)

Hessen tut es damit der Bundesrepublik Deutschland
gleich und gibt den Klimastreber. Wir erinnern uns: Die
EU hat sich selbst das Ziel der Klimaneutralitit bis 2050
verordnet. Sonst héren wir doch immer so gerne auf die
heilige Kuh EU. Wer profitiert davon, dass wir nun fiinf
Jahre frither klimaneutral sein wollen? — Unsere europdi-
schen Nachbarn. Das ist ein nettes Geschenk zulasten von
Deutschlands Biirgern und Unternehmen. Wer profitiert
nicht davon? — Das Klima. Dem ist das deutsche Klima-
strebertum vollig egal.

(Beifall AfD)

Die weiteren Ziele geméfl dem Hessischen Energiegesetz
sind eigentlich Mittel, ndmlich die Ausweisung von Wind-
vorranggebieten — wir kennen das, die 2,2 % der Landes-
flaiche bis 2032 —, und 1 % der Landesfliche soll nur
fiir PV-Anlagen zur Verfiigung gestellt werden. Und, was
lesen wir noch? Hurra, der Anschluss- und Benutzungs-
zwang fir Fernwiarme. Auch das ist vollig iiberfliissig;
denn das ist schon in § 19 HGO geregelt.

Warum ist das wichtig? Weil ohne Anschluss- und Benut-
zungszwang kein verniinftiger Mensch auf die Idee kidme,
Fernwidrme zu nutzen, weil es einfach zu teuer ist — viel
zu teuer. Dennoch wird dieses Thema durch die kommuna-
le Wéarmeplanung massiv forciert. Es ist gewissermallen
die hiibsche Schwester des unsédglichen Heizungsgesetzes.
Gegeniiber den horrenden Kosten fiir Warmepumpen und
Heizungs- und gar Heizkorpertausch ist dann vielleicht so-
gar wirklich die Fernwérme die giinstigere Alternative fiir
die Eigentiimer. In jedem Fall aber bleibt es ein Aderlass
fiir die Immobilieneigentiimer.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, wozu das alles? Es geht doch
um Klimaneutralitit, und wir erinnern uns an den ,,Cham-
pagner der Energiewende®, den viel besungenen Wasser-
stoff und den Hype, der darum gemacht wird. Wenn er
denn jemals tatsdchlich zu konkurrenzfahigen Preisen ver-
fligbar sein sollte, dann bieten wir als Alternative fiir
Deutschland Thnen auch hier eine Alternative: Wenn der
Wasserstoff tatsdchlich einmal da ist, dann methanisieren
wir ihn und machen daraus griines Erdgas. Der Vorteil ist:
Wir brauchen kein Wasserstoffkernnetz, das schlappe 20
Milliarden Euro kosten soll, wir brauchen keine Investition
in die Gasverteilnetze, und wir miissen vor allen Dingen
nicht die ganze Anlagentechnik bei den Endverbrauchern
umriisten — gigantische Investitionen, die wir uns sparen
konnen.
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(Beifall AfD)

Wir sehen, das Hessische Energiegesetz ist de facto unrett-
barer, ideologiebeladener Murks.

(Beifall AfD)

Da hilft es auch nichts, wenn die FDP jetzt die PV-Pflicht
streichen mochte. Ehrlicherweise glaube ich, Thr Kollege
Otto Graf Lambsdorff war da schon ein bisschen weiter
als Sie heute. Ich glaube, auf ihn geht der Spruch zuriick:
Wenn uns 10 % wiéhlen sollen, miissen wir 90 % argern. —
Gut, Sie haben es in der Ampel geschafft, 95 % und noch
ein bisschen mehr zu verdrgern — das war also nicht ganz
so erfolgreich —,

(Heiterkeit und Beifall AfD)

aber das hiele hier und heute, das ganze Hessische Ener-
giegesetz auf den Komposthaufen der Geschichte zu befor-
dern; denn da gehort es hin.

Wir werden sicherlich noch im Verlauf der Debatte das alte
Ammenmairchen horen, dass, wenn wir einfach nur noch
mehr PV-Anlagen und noch mehr Windrader errichten, auf
irgendeine magische Art und Weise der Strom plétzlich
wieder billiger wird. — Meine Damen und Herren, das ist
wahlweise — das iiberlasse ich IThnen — entweder eine Liige
oder ein Ausweis von Ahnungslosigkeit.

(Beifall AfD)

Ich bin gespannt, ob wir heute noch ein paar originelle
Beitridge zu diesem Ammenmaérchen horen werden. Aber
dabei mdchte ich es bewenden lassen und bedanke mich
fiir Thre widerwillig entgegengebrachte Aufmerksamkeit.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die SPD hat der Abgeordnete Griiger das Wort. Bitte
sehr.

Stephan Griiger (SPD):

Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ja, die Ammenmaérchen haben wir gerade eben gehort.

(Zuruf AfD: Nein, die kommen jetzt!)

— Nein, das Ammenmirchen ist die Behauptung, dass die
erneuerbaren Energien nicht bereits jetzt die Strompreise
senken wiirden. Das Gegenteil ist der Fall: Sie senken
bereits jetzt die Strompreise, und sie werden das natiirlich
auch weiterhin machen.

(Widerspruch Andreas Lichert (AfD))

Zu behaupten, das wire nicht so, ist ,,entweder eine Liige
oder ein Ausweis von Ahnungslosigkeit®.

(Beifall SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Volker Richter (AfD): Deswegen subventioniert die
Bundesregierung auch die Strompreise!)

Ich bin tiberhaupt erstaunt iiber den bisherigen Verlauf der
Debatte. Ich habe mir interessante Ausfithrungen zum The-
ma Strompreise und Entbiirokratisierung angehort. Aber
worum geht es? Es geht um das Hessische Energiegesetz —
nicht nur um das Klimagesetz, sondern um das Hessische
Energiegesetz —, und da geht es um zwei Paragrafen, die
gestrichen werden sollen, § 9a und § 12.

In dem einen Paragrafen geht es darum, dass das Land
selbst sich verpflichtet bzw. der Landtag die Landesre-
gierung verpflichtet, auf Dachern von Landesliegenschaf-
ten Solaranlagen zu errichten, so dies technisch und wirt-
schaftlich mdglich ist; und Betreiber groer Parkplitze mit
mehr als 50 Stellplatzen werden verpflichtet, dort Solaran-
lagen zu errichten, so dies technisch und wirtschaftlich
moglich ist.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage vom Abge-
ordneten Rock zu?

Stephan Griiger (SPD):

Nein, lasse ich nicht zu. Ich habe mir die Zwischenfrage
bei ihm auch verkniffen. Er hat gerade geredet, und ich re-
de jetzt. Insofern ist das dann ausgleichende Gerechtigkeit
— und bereits hergestellt.

Wie gesagt, es geht um diese beiden Punkte, § 9a und
§ 12 des Hessischen Energiegesetzes. Das soll gestrichen
werden. Warum soll es gestrichen werden? Ich vermute,
die FDP ist der Meinung, dass es eine zu gro3e Belastung
insbesondere im Hinblick auf § 12 fiir die Betreiber von
groB3en Parkplétzen ist.

Nun steht aber im Gesetz, diese Solaranlagen miissten nur
dann errichtet werden, wenn es technisch und wirtschaft-
lich moglich ist. Wenn es moglich ist, es technisch und
wirtschaftlich umzusetzen, wiisste ich nicht, was das Pro-
blem dabei sein soll. Es ist auch kein Abbau von Biirokra-
tie. Aber ich habe schon verstanden: Die FDP versteht un-
ter Abbau der Biirokratie, dass alles wegmuss, was Thnen
nicht passt. Das ist fiir Sie Biirokratieabbau.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Aber Biirokratieabbau ist tatsichlich etwas anderes. Da
geht es zum Beispiel um die Frage von Genehmigungen
und darum, wie lange die dauern. Ich sage es einmal so:
Es wire natiirlich doof, wenn jemand eine Parkplatzsolar-
anlage errichten will und die Verwaltung in der Kommune
extrem lange braucht, um das zu genehmigen. Wir werden
uns darum kiimmern, dass das dann auch schnell geht.
Das ist tatsdchlich Biirokratieabbau, aber nicht: Alles muss
weg, insbesondere wenn es irgendwas mit Solar oder Wind
zu tun hat. — Das ist kein Biirokratieabbau. Das ist einfach
nur Ideologie.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und In-
go Schon (CDU))

Das Gleiche betrifft die Ausfiihrungen zum Thema Strom-
preise. Wenn man noch nicht einmal zwischen Industrie-
strompreis und Strompreis fiir Privatkunden differenzieren
kann, wenn man sich noch nicht einmal die Kaufkraft
in den unterschiedlichen Léndern anschaut und dann die
Strompreise kaufkraftbereinigt vergleichen kann, wenn
man noch nicht einmal das Mindestmaf} an Ehrlichkeit hin-
bekommt, hochverehrter, lieber Kollege Rock, ist das eines
energiepolitischen Sprechers aus meiner Sicht unwiirdig;
denn diese Differenzierung sollte man hinbekommen.

Auch das ist also blanke Ideologie, und es hat auch gar
nichts mit den von Thnen vorgeschlagenen Streichungen
in dem Gesetz zu tun — liberhaupt nichts. Dadurch, dass
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dieses Gesetz umgesetzt werden muss, werden die Energie-
preise weder sinken noch steigen. Wie gesagt: Technisch
und wirtschaftlich muss es moglich sein, das zu machen,
ansonsten wird es nicht gebaut. Das heif3t, die von Thnen an
die Wand gemalten steigenden Preise in den entsprechen-
den Unternehmen sind Blodsinn; denn, wie gesagt, wenn
es technisch und wirtschaftlich nicht méglich ist, wird es
nicht gemacht. Wenn es technisch und wirtschaftlich mog-
lich ist, wird es gemacht. Aber dann steigen die Preise
nicht, weil es wirtschaftlich moglich ist.

(Heiterkeit Michael Boddenberg (CDU))

Dass man diesen wirklich simplen wirtschaftlichen Zusam-
menhang begreift, sollte ich doch eigentlich gerade von der
FDP erwarten konnen. Aber Sie begreifen es nicht. Es ist
wieder alles nur Ideologie.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wie Sie an der Vehemenz meines Redebeitrags unschwer
erkennen konnen, sind wir gegen die Streichung dieser
beiden Paragrafen.

(Beifall Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Sie sind ndmlich sinnvoll ausgestaltet; denn darin steht: Es
muss technisch und wirtschaftlich moglich sein. Wenn es
nicht technisch und nicht wirtschaftlich moglich ist, wird
es nicht gemacht. Wenn es technisch und wirtschaftlich
moglich ist, dann ist es wirtschaftlich. Was spricht eigent-
lich dagegen, etwas Wirtschaftliches zu machen? — Vielen
Dank.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir eine Kurzintervention hat sich der Abgeordnete Rock,
Freie Demokraten, zu Wort gemeldet.

(Zuruf CDU: Ei!)

René Rock (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Lieber
Herr Griiger, da zeigt sich wirklich genau das, woriiber
wir seit Tagen hier diskutieren. Was ist die Voraussetzung
zum Abbau der Biirokratie? Herr Griiger, ich frage Sie das.
Wenn Sie sagen, die Unternechmen konnten entscheiden,
wenn es technisch und wirtschaftlich sinnvoll ist, ob sie
eine Solaranlage auf ihr Dach machen oder nicht, kann
doch die Vernunft der Unternehmen das entscheiden.

(Zuruf AfD: So ist es!)

Sie als Politiker sollten das nicht entscheiden. Oder glau-
ben Sie nicht, dass da vielleicht der Denkfehler bei Ih-
nen ist? Nicht Sie miissen das entscheiden, sondern das
Unternehmen entscheidet, ob es wirtschaftlich sinnvoll ist
und ob es tatsichlich umgesetzt werden kann. Sie aber
zwingen das Unternchmen, es zu machen; denn Sie sagen
nicht, dass es 6konomisch sinnvoll ist, sondern Sie sagen
nur: wirtschaftlich moglich. — Klar, es ist wirtschaftlich
moglich, wenn die Unternehmen dann das Geld von den
Biirgern zuriickholen; dann ist es wirtschaftlich moglich.

Darum frage ich Sie noch einmal, ob Sie wirklich der
Meinung sind, dass Sie besser wissen, ob eine Solaranlage
auf einem Parkplatz sinnvoll ist, als das Unternehmen, das
sie errichten muss.

Ich frage Sie zweitens: Sie haben erzéhlt, ich konnte nicht
einschitzen, wie das mit den Energiepreisen der Haushalte
ist. Ich habe gesagt, es sind Haushaltsenergiepreise; Sie
miissen mir zuhdren. Ich habe deutlich ,,Haushaltsenergie-
preise* gesagt.

(Zuruf Stephan Griiger (SPD))

Die sind mehr als doppelt so hoch wie in den Vereinigten
Staaten. Sie liegen iiber dem durchschnittlichen Weltener-
giepreis. Und wir sind auch noch ein Industrieland.

(Zuruf AfD: Noch!)

Wenn wir ein Vielfaches der Energiekosten haben im Ver-
gleich zu einem Land wie China, mit dem wir konkurrieren
miissen, oder im Vergleich zu den Vereinigten Staaten, ist
das ein echtes Problem. Ich streite mich auch nicht, ob das
wegen der Inflation 2 % oder 3 % mehr oder weniger sind.
Es ist so signifikant.

Ich frage Sie auch an der Stelle: Kénnen Sie uns sagen,
dass der Energiepreis durch den Zubau von regenerativen
Energien in fiinf Jahren halb so hoch ist? Nein, der Ener-
giepreis wird immer weiter steigen — das verspreche ich
Thnen —;

(Volker Richter (AfD): Genau!)
denn das liegt an dieser Politik.

(Volker Richter (AfD): So ist das!)
Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Abgeordneter Griiger, Sie haben die Moglichkeit zur
Erwiderung. Bitte sehr.

Stephan Griiger (SPD):

Die werde ich nutzen. — Hochverehrter Kollege Rock, zu-
néchst einmal: Bei den kaufkraftbereinigten Energiepreisen
liegen wir in Deutschland bei Haushaltsenergiepreisen im
Mittelfeld der OECD-Staaten und im weltweiten Vergleich
sogar weiter hinten;

(Gerhard Schenk (Bebra) (AfD): Ach!)

denn kaufkraftbereinigt zahlen zum Beispiel Menschen in
sogenannten Drittweltstaaten deutlich mehr fiir ihre Ener-
gie als wir in Deutschland. Deswegen muss man sich an-
schauen: Wie viel Geld steht zur Verfiigung?

(Volker Richter (AfD): So machen wir das!)

Das nennt sich Kaufkraftbereinigung. Kleiner Tipp: Das
kann man sich auch einmal genau anlesen.

(Zuruf Oliver Stirbock (Freie Demokraten))

Zum zweiten Thema, Biirokraticabbau, habe ich sehr deut-
lich gesagt: Es geht darum, die Verfahren zu beschleu-
nigen. Es geht nicht darum, sinnvolle MaBlnahmen abzu-
schaffen.
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Sie haben sich gerade hierhin gestellt und gesagt: Es ist
doch alles super mit dem Solarausbau; das funktioniert
doch alles ganz klasse. — Danach haben Sie gesagt: Hessen
ist ein bisschen hintendran. — Das ist also ein bisschen
widerspriichlich von der Aussage her. Aber ich kann Thnen
sagen: Ohne gesetzliche Vorgaben wiirden wir gar nicht
dartiber reden, dass wir jetzt schon iiberhaupt so viel So-
larausbau haben. Genau diese Art von Vorgaben hat dazu
gefiihrt, dass von dieser sinnvollen Nutzung von Energie
tatsdchlich Gebrauch gemacht wurde.

(Volker Richter (AfD): Das ist doch Unsinn!)

Wie gesagt, deswegen steht darin: Technisch und wirt-
schaftlich muss das sinnvoll sein.

(René Rock (Freie Demokraten): ,,Moglich® steht da
drin!)

— Das steht da drin.
(Widerspruch René Rock (Freie Demokraten))

— Dann lesen Sie das einmal genau durch. Sie wollen
Dinge streichen, von denen Sie offensichtlich gar keine
Ahnung haben und die Sie gar nicht gelesen haben.

Aber technisch und wirtschaftlich muss es sinnvoll sein,
ansonsten findet es nicht statt. Insofern ist das, was Sie
gerade gesagt haben, ein Zirkelschluss und nichts anderes.
— Vielen Dank.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat jetzt die Abgeordne-
te Kinkel das Wort. Bitte schon.

Kaya Kinkel (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Die FDP hat heute wieder einmal einen ihrer
klassischen Gesetzentwiirfe eingebracht. Wenn die FDP in
der Energiepolitik aktiv wird, hat sie in der Regel einen
Vorschlag gegen die Energiewende im Gepédck. Ich frage
mich, wann die FDP endlich einmal einen Vorschlag fiir
die Energiewende vorbringt. Das wire angezeigt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD — Widerspruch AfD)

Auch mit dem heutigen Vorschlag soll etwas abgeschafft
werden. Sie wollen die Photovoltaikpflicht bei landeseige-
nen Gebéduden und bei groflen Parkpldtzen wieder aus dem
Hessischen Energiegesetz streichen.

(Volker Richter (AfD): Super!)

Ich sage ganz klar: Das wire ein energiepolitischer Riick-
schritt fiir das Land, und zwar ein ganz gravierender.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Wir haben die PV-Pflicht 2022 mit der Novelle des Hes-
sischen Energiegesetzes eingefiihrt, und zwar aus einem
ganz einfachen Grund: Wir brauchen mehr erneuerbare
Energien. Photovoltaik ist eine der effektivsten, der sinn-
vollsten und auch der giinstigsten Mdglichkeiten, klima-
freundlichen Strom zu erzeugen — insbesondere auf Fla-

chen, die ohnehin da sind und die sowieso schon versiegelt
sind, etwa groe Dachfldchen, Logistikhallen oder eben
grofle Parkplitze, wo es sich anbietet.

Wir leben im Jahr 2025, und es ist doch nicht vermittelbar,
dass in Hessen oder auch anderswo Gebdude mit 6ffent-
lichem Geld errichtet bzw. saniert werden — ohne eine
Solaranlage auf dem Dach. Wir reden iiber Polizeiwachen,
Behorden, Ministerien, Hochschulgebéude.

(Wortmeldung René Rock (Freie Demokraten))

— Herr Kollege Rock, Sie konnen nachher noch eine Kurz-
intervention machen. — Wenn wir darauf keine PV-Anlagen
bauen, verschenken wir sinnvolle Fldchen, die wir fir die
Energiewende brauchen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Natiirlich kostet das Geld. Investitionen kosten Geld. Auch
in der Ampel waren wir uns doch immer einig, dass Inves-
titionen sinnvoll sind.

(Andreas Lichert (AfD): Nicht per se! Sinnvolle In-
vestitionen sind sinnvoll!)

Investitionen sind keine verschenkten Ausgaben, sondern
Investitionen sind sinnvoll. Diese Pflicht ist wichtig; denn
mit dieser Pflicht kommt auch das Geld. Stiinde das nicht
im Hessischen Energiegesetz, dann wiirde die Realisierung
von Solaranlagen vom Haushaltsstand, von der Kassenlage
und vom Engagement Einzelner vor Ort abhidngen. Das
kann doch nicht sein. Das wire zu kurz gedacht, und dann
wiirde das hinten runterfallen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Man darf auch nicht vergessen, dass die Anlagen dauerhaft
Strom sparen. Wir konnen nicht nur auf die kurzfristigen
Investitionen schauen, sondern auch darauf, wie der Lan-
deshaushalt iiber die Dauer der Benutzung entlastet wird.
Das ist also nicht nur klimapolitisch, sondern auch 6kono-
misch sinnvoll.

Dariiber hinaus wollen Sie PV-Anlagenbau auf groflen
Parkplétzen streichen. Das wurde aus gutem Grund einge-
fithrt. Im Hessischen Energiegesetz steht das Ziel, dass 1 %
der Landesflache fiir Photovoltaik genutzt werden soll. Das
tasten Sie nicht an. Das finde ich zundchst einmal gut.
Der Gedanke dahinter ist aber doch denkbar einfach. Wenn
wir alle bereits versiegelten Flachen fiir die Solarenergie
nutzen, dann nimmt das den Druck, der auf Freiflichen
und Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Fliachen
lastet.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es ist gar keine Frage, dass wir die Freiflichenphotovoltaik
brauchen. Die Energiewende gelingt aber nur dann, wenn
wir alle Potenziale ausschopfen, wenn wir die Décher, die
Hallen und auch die groen Parkplétze nutzen.

Ja, das kostet zundchst einmal Geld. Sie haben dazu eine
Kleine Anfrage eingereicht. Wenn ein Parkplatz mit PV
uberdacht wird, kostet das zunédchst einmal Geld. In der
Regel sind es Einzelhdndler, die das betrifft. Zunéchst ein-
mal sind liberdachte Parkplédtze ohnehin im Kommen, weil
sie Schutz vor Sonne, Regen und Schnee bieten und dies
immer wichtiger wird. Zudem ist dies ein Wettbewerbsvor-
teil. In Neu-Anspach gibt es ein sehr gutes Beispiel dazu.
Zudem spart selbst produzierter Strom natiirlich auch Geld.
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Das wissen doch auch die Einzelhidndler. Deshalb ist das
sinnvoll. Liebe FDP-Fraktion, machen Sie doch einmal
einen Vorschlag fiir die Energiewende, aber nicht immer
nur dagegen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Michael
Boddenberg (CDU))

Meine Damen und Herren, Hessen soll bis 2045 klimaneu-
tral sein. Liebe SPD und liebe CDU, ich kann Sie nur
davor warnen, diese Klimaziele anzutasten, wie dies zur-
zeit im Bund passiert. Dieses Ziel ist ambitioniert. Wir
miissen viel dafiir tun. Wir miissen den Ausbau der Wind-
und Solarenergie weiter voranbringen. Wir miissen den
Netzausbau schneller voranbringen. Zudem miissen wir die
Wiérmewende und den Wasserstofthochlauf organisieren.
Vor uns liegt also wirklich ein Haufen Arbeit. Die Kon-
sequenz darf aber nicht sein, die Klimaziele infrage zu
stellen. Bitte lassen Sie diese Klimaziele unangetastet. Ich
finde es wirklich bedngstigend, dass Katherina Reiche auf
Bundesebene diese Klimaziele zurzeit so scharf anfasst.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Angesichts der groflen Aufgaben, die wir hier in Hessen
haben, wundert es schon, dass der hessische Energieminis-
ter — der ist heute nicht da —, dass das Energieministerium
bisher vor allem durch zwei Initiativen aufgefallen ist,
einerseits durch eine Verzdgerung des Netzausbaus. Ich
erinnere an die Initiativen zum Netzausbau, wieder von
Erdverkabelung auf Freileitung umzuschwenken. Das wiir-
de eine Verzogerung von Jahren, wenn nicht gar Jahrzehn-
ten bedeuten. Deshalb brauchen wir den jetzt geplanten
Netzausbau fiir die Versorgung des Rhein-Main-Gebiets
und auch fiir unseren Digitalstandort.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die zweite Initiative, die aus dem Energieministerium
kam, ist die neue Begeisterung fiir Kernfusion. Die For-
schung im Bereich der Kernfusion hat alle Berechtigung.
Wir wissen aber doch, dass das frithestens in einigen Jahr-
zehnten eine Rolle spielen wird. Deshalb wiinsche ich mir
aus dem Energieministerium mehr Initiativen fiir die Ener-
giewende, die uns voranbringen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Herr Kollege Rock, Sie haben von den groflen Themen
gesprochen. Sie haben Thre Rede etwas breiter angefan-
gen. Ich mochte den Blick etwas weiten. Wir sehen doch
anhand der geopolitischen Lage, dass es schwierig wird
und dass wir dringend handeln miissen. Zu Beginn des
russischen Angriffskriegs auf die Ukraine hat selbst Chris-
tian Lindner von ,,Freiheitsenergien gesprochen. Das war
genau richtig. Die Energiekrise und die Explosion der
Strompreise waren darauf zuriickzufithren, dass wir eine
zu grofle Abhéngigkeit von fossilem Gas hatten.

Heute ist die Lage wieder brandgeféhrlich. Die Situation
im Nahen Osten ist unkalkulierbar. Die Strale von Hor-
mus, eine der weltweit wichtigsten Handelsstraen fiir Gas
und Ol, koénnte blockiert werden. Die Folgen wiren wieder
explodierende Energiepreise und wirtschaftliche Unsicher-
heit. Deshalb konnen wir doch jetzt nicht so tun, als hét-
ten wir aus der Situation damals nichts gelernt. Jetzt den
Ausbau von erneuerbaren Energien zu verzogern, das wire
fahrldssig. Wir miissen unabhingiger werden von Energie-
importen, und das geht eben nur mit Sonne, Wind und Co.
— Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nun hat fiir die CDU der Abgeordnete Miiller (Lahn-Dill)
das Wort.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Manch-
mal macht es Spal}, Mitglied in der Union zu sein.

(Zurufe AfD)

— Ich erklédre Thnen das. Sie konnen ja noch ein bisschen
weiter lachen. — Das ist deshalb so schon, weil wir an
dieser Stelle tatsdchlich vollig ideologiefrei diskutieren
kénnen, weil wir uns um das kiimmern wollen, um was
es geht, ndmlich um die Menschen. Das ist ein Credo, von
dem wir nicht ablassen.

Herr Lichert, ich finde es akzeptabel, dass Sie sagen, man
konne eine grundsétzlich andere Auffassung haben zu der
Frage, ob es einen Klimawandel gibt oder nicht. Sie sind
aber ehrlicherweise nicht so weit verbreitet in dieser Welt.
Ulkigerweise sind auf der ganzen Welt immer noch alle der
Auffassung, dass der Klimawandel uns bedroht.

Beginnen wir mit Thren Energiepreisvergleichen. Der
hochste Energiepreis fiir Strom wird zurzeit in Ddnemark
bezahlt. Dann kommen wir, die Franzosen und die Italie-
ner, allerdings mit etwas Abstand. Die haben aber auch
andere Abgaben. Wenn wir es genau rechnen, stellen wir
fest, dass der Unterschied nicht wirklich grof ist.

Dann gehen wir in die Vereinigten Staaten von Amerika,
die Sie so gerne zitieren. — Nein, Herr Rock hat das zitiert.
Ich will Thnen nicht alles unterstellen. Sie sind mir da bitte
nicht bose. Herr Kollege Rock, wenn Sie von 18 Cent
gesprochen haben, dann ist das schon. Auf die ganzen
Amerikaner und im Durchschnitt gerechnet ist das so.

Gehen wir in die Industriestaaten hinein, beispielsweise
nach Kalifornien. Das ist der grofite Industriestaat der Ver-
einigten Staaten von Amerika. Dort kostet der Strom 32,19
Cent.

(Stephan Griiger (SPD): Hort, hort!)

Strom- und Energiepreise sind dort im vergangenen Jahr
allerdings um 20 % gestiegen, weil die Hitze so zugenom-
men hat und die Klimaanlagen in den Industrieunterneh-
men mehr laufen mussten. Wenn Sie das einfach umrech-
nen, dann wissen Sie, wie grofl die Steigerung tatsichlich
ist. Das ist nicht toll — keine Frage.

Den Klimawandel zu leugnen,
(Zuruf AfD: Hat keiner gemacht!)

den sogenannten Klimawandel zu leugnen, wie Sie es im-
mer sagen, das bringt an dieser Stelle nichts. Einig sind wir
uns wahrscheinlich, dass, wenn Einzelne auf dieser Welt
handeln, damit schlichtweg nicht viel erreicht wird. Das ist
in Ordnung. Das kann man so vertreten. Das vertrete ich an
dieser Stelle, weil das nichts nutzen wird.

Bei der gesetzlichen Betrachtungsweise haben wir aber
darauf zu schauen: Was macht eigentlich unsere Industrie?
Was will die eigentlich von uns? Was wollen die Arbeitge-
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ber? Nun wollen wir nur einmal iber die Arbeitgeber in
Deutschland diskutieren. Sie sagen: Die Transformation ist
notwendig. Diese ist auch fiir uns als Industrie notwendig.
Wir wollen die Energiewende an dieser Stelle.

Wir kénnen dann dariiber streiten, wie man das richtiger-
weise macht. Energiewende bedeutet aber auch eine Verén-
derung der Energieversorgung und der -arten.

Jetzt haben wir einen groBlen Dissens zur Vergangenheit.
Das muss man an dieser Stelle betonen. Wir werden es
nicht so machen konnen, indem wir par ordre du mufti
anordnen: Jetzt geht alles nur noch mit Wind und Solar.
— Das funktioniert nicht; denn es fehlt uns der Rest der
Struktur. Richtig aber ist, dass der lange Pfad hin zu Solar
und Wind nicht der falsche, sondern der richtige Pfad ist.
Wenn wir die Situation so betrachten, dann ist das der
richtige Weg.

(Beifall CDU und SPD)

Das ist der richtige Weg, den wir mit Vernunft und Ideo-
logiefreiheit verfolgen miissen. Ulkigerweise will das die
Industrie auf der ganzen Welt, jedenfalls soweit diese be-
deutsam ist. Selbst in China ist das der Fall. Der Energie-
preis in China ist sehr gering, aber er ist gestiegen. Relativ
zum Einkommen ist er erheblich mehr gestiegen, als dies
eigentlich verkraftbar ist. Das wird in China durch Staats-
subventionen aufgefangen.

Das konnen wir gut finden, das kdnnen wir schlecht fin-
den, aber Fakt ist: Wir haben diese Verinderung. Noch
einmal: Wir miissen kritisch dariiber nachdenken, ob die
Wege, die wir beschreiten, richtig sind. Dariiber muss man
immer wieder nachdenken; es ist die Aufgabe von Politik,
immer wieder zu hinterfragen, ob eine bestimmte Entschei-
dung auch in die Zukunft reicht.

Liebe Kollegin Kinkel, bei der von Ihnen angesproche-
nen Verkabelung wird das sehr deutlich. Wir haben fest-
gestellt: Eine Erdverkabelung fiir den Rhein-Main-Link
kostet, wenn ich es richtig verstanden habe, knapp 20 Mil-
liarden Euro mehr als eine Anbindung iiber Freileitungen
— 20 Milliarden Euro mehr, die letztlich die Verbraucher
bezahlen miissen.

(Ingo Schon (CDU): Und nicht bezahlen wollen!)

— Und dariiber hinaus in Teilen nicht bezahlen wollen. —
Jetzt sagen wir: Wir verdndern die Situation. — Sie sagen
sofort: Das geht gar nicht, denn das dauert zu lange. —
Sie vergessen aber den zweiten Schritt. Wir sagen ndm-
lich: Wir entbiirokratisieren das Genehmigungsverfahren
an der Stelle vollstdndig; wir wollen es nicht mehr einem
Genehmigungsvorbehalt, der unendlich lange verzogern
kann, unterwerfen, sondern wir machen das schneller. —
Das macht die neue Regierung in Berlin, und das wird sie
schnell umsetzen. Von daher ist der Ausbaunachteil zeitlich
gar nicht spiirbar. Richtig ist aber, dass wir das machen,
weil wir die Menschen mitnehmen miissen. Wir miissen
die Menschen bei allen MaBBnahmen mitnehmen, die wir
umsetzen. Deshalb streiten wir hier so oft miteinander,
auch inhaltlich. Das ist alles legitim.

Jetzt konkret zum Antrag der FDP. Lieber Kollege Rock,
ich hitte von Thnen erwartet, dass Sie beispielhaft die Un-
ternehmerinnen und Unternehmer nennen wiirden, die sich
beschweren, die irgendetwas nicht gemacht haben, weil es
dieses Gesetz gibt. Das wire der logische Ansatz gewesen:
Das Gesetz ist falsch; denn es gibt Beschwerden, und es
funktioniert in der Praxis nicht. — Dafiir gibt es aber kei-

nen Beleg. Es ist kein Beleg, zu sagen: Wir horen, dass
sich jemand beschwert. — Dass sich jemand beschwert,
ist logisch. Wenn ich mehr bezahlen muss, dann beschwe-
re ich mich. Aber gibt es irgendwo eine MaBnahme, die
unterlassen wurde? — Nein, die gibt es nicht. Es sind trotz-
dem Mirkte gebaut worden, trotzdem Parkplitze gebaut
worden. An dieser Stelle hat sich nichts gedndert — aufler
dass gesagt wird: Wir wollen das eigentlich nicht. — Das
ist in Ordnung. Ich will auch nicht 100 km/h fahren, wenn
ich 140 km/h fahren konnte — das wird jetzt zu Protesten
fiihren —, aber Fakt ist, wenn da ein Schild steht, auf dem
,,100° steht, dann darf ich maximal 100 km/h fahren. So ist
es an dieser Stelle nun einmal. Das ist auch der Sinn von
Gesetzgebungsverfahren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, weil Sie
keine Beispiele nennen kdnnen, sagen Sie dazu nichts.
Sie sagen auch nichts dazu, was stattdessen kommen soll.
Wie wollen Sie denn Ihre Solarziele erreichen? Ich finde,
wir miissen an der Solarkraftnutzung, an der Windkraftnut-
zung, aber auch an anderen Formen der Energiegewinnung
weiterarbeiten.

Unser Weg an dieser Stelle ist, zu sagen: Moglichkeiten su-
chen, Moglichkeiten finden, Umsetzung planen und dann
entsprechende Gesetze machen. Das Gesetz, dass wir in
der letzten Periode gemacht haben, kann so schlecht nicht
sein; denn weder ich noch der Kollege Griiger, noch die
Kollegin Kinkel haben die Beschwerden gehort, die Sie
in Threm Gesetzentwurf thematisieren. Von daher gibt es
keinen Anlass, das Gesetz zu dndern. Es wird weiterhin so
angewendet, wie es ist. Wir machen das schnell, gut und
ordentlich.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank. — Fiir eine Kurzintervention hat sich der Ab-
geordnete Richter von der AfD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Volker Richter (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich will es sehr kurz halten, Herr Miiller;
denn es ist ganz wichtig. Unser Kollege Klaus Gagel hat
das hier schon so viele Male gesagt, dass ich gedacht ha-
be, auch ich muss es noch einmal sagen; denn vielleicht
verstehen Sie es, wenn es von uns beiden kommt, besser,
als wenn es nur von einem von uns gesagt wird.

Die AfD hat zu keinem Zeitpunkt gesagt, dass es keinen
Klimawandel gibt. Seit Jahrmillionen gibt es einen Klima-
wandel.

(Zurufe CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Aber inwieweit der Mensch an diesem Klimawandel be-
teiligt ist, ist eine Frage, die man sich stellen muss und
stellen kann. Unterstellen wir, dass es so ist, wie Sie sagen,
dann betrégt der Anteil Hessens an diesem Klimawandel
unter 0,3 %. Diesen Schadstoffanteil kdnnte man einspa-
ren, wenn wir alle auf den Baumen leben wiirden, wenn
wir komplett deindustrialisiert wéren.

(Heiterkeit und Beifall AfD)
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Ob sich das vom Aufwand und Ertrag her rechnet, wie es
die SPD gerne behauptet — wenn von Ideologie gesprochen
wird, dann kann mein Kollege gleich noch etwas sagen —,
das miissen Sie beantworten, aber Sie sollten hier keine
ideologiegetriebenen Reden halten. Die bringen dem Biir-
ger ndmlich nichts — auer Kosten.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Miiller, Sie haben die Moglichkeit zur Erwiderung.
Bitte schon.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Frau Présidentin, vielen herzlichen Dank fiir die Wortertei-
lung. — Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist gut, dass
Sie das jetzt so gesagt haben. Um es zu verdeutlichen,
wiirde ich jetzt ein Glas Wasser nehmen, es hierhin stellen
und sagen: Nehmen wir an, das Glas ist nicht von einem
Menschen gefiillt worden. — Dann nehme ich eine Pipette,
gebe einen Tropfen dazu, und das Glas lauft iiber. Dieser
Tropfen war jetzt menschengemacht. Was tue ich, um das
zu verhindern? Ich versuche, den Tropfen zu verhindern.
So handelt eine verniinftige, nach vorne denkende Politik.

Wenn die Amerikaner — ich habe ganz freundlich versucht,
Thnen das mit den Strompreisen in den Vereinigten Staaten
von Amerika nahezubringen — einen Anstieg beim Ener-
gieverbrauch haben, weil sie die Klimagerate hdufiger lau-
fen lassen miissen, weil es heifler wird, dann ist es doch
ein Grund, dariiber nachzudenken: Wie verhindert man
das? — Schon allein wirtschaftlich gesehen, ist das sinnvoll.
Ideologiegetrieben wire es, zu sagen: Nein, das stimmt
alles nicht, da konnen wir nichts machen. — Das wire eine
ideologische Argumentation.

Wir sagen: Wenn wir ein Problem haben, dann miissen wir
darangehen, es zu 16sen, und wir 16sen es, indem wir die
Formen der Energieerzeugung und die Menge des Energie-
verbrauchs verdndern. Das ist unser Losungsansatz. — Jetzt
sollten Sie uns einmal erzéhlen: Wo ist Thr Losungsansatz
gegen den Tropfen, der das Glas zum Uberlaufen bringt?
Wo ist Thr ideologiefreier Losungsansatz, wenn selbst alle
oder zumindest der iiberwiegende Teil — —

(Lebhafte Zurufe AfD)

— Briillen konnen Sie immer klasse, aber beim Zuhoren
sind Sie schlecht. — Das Schone ist doch, dass die Unter-
nehmerinnen und Unternehmer in unserem Land sagen:
Wir wollen eine Transformation, wir wollen Verdnderun-
gen. — Die iiberwiegende Zahl der Menschen sagt dies
ebenfalls. Vor dem Hintergrund miissen wir uns doch kiim-
mern. Ich finde, wir tun das. Wir konnen iiber die Wege
diskutieren, wir kdnnen auch iiber die Frage der Effekte
diskutieren. Ich finde, das ist in Ordnung. Man muss jedem
zugestehen, auch der AfD, an der Stelle eine andere Auf-
fassung zu haben. Aber Sie miissen konkreter werden und
sagen, was Sie eigentlich wollen und wie Sie es machen
wollen. Die Nutzung der Atomkraft ist deshalb keine Ant-
wort, weil es 15 Jahre dauert, bis ein solches Kraftwerk
neu gebaut ist; in Frankreich erleben wir das gerade.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Rock, auch Sie haben sich zu einer Kurzintervention
zu Wort gemeldet. Wie Sie wissen, kdnnen Sie sich in
ein und derselben Debatte nicht zweimal zu einer Kurzin-
tervention melden. Das hétte eine Threr Kolleginnen oder
einer Threr Kollegen von der Fraktion machen miissen.

Ich erteile nun der Landesregierung das Wort. Herr Staats-
sekretir Sonmez hat das Wort. Bitte schon.

Umut Sonmez, Staatssekretir im Ministerium fiir
Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und lindlichen
Raum:

Frau Prisidentin, meine Damen und Herren! Ich finde die
Debatte, die wir hier miteinander fithren, sehr spannend,
und ich glaube, die Besucher auf der Tribiine kdnnen sich
froh schétzen, dass sie dem Schlagabtausch zwischen dem
Abgeordneten Griiger und dem Abgeordneten Rock gerade
zuhoren konnten. Diese Debatte wurde auf einem wirklich
sehr hohen Niveau und menschlich anstindig gefiihrt.

Frau Dahlke, ich finde, es gibt einige in diesem Haus,
die sich davon eine Scheibe abschneiden konnten. Liebe
Frau Dahlke, darum mochte ich Sie, vor allem was Thren
Social-Media-Auftritt betrifft, ganz herzlich bitten, nicht
als Mitglied dieser Landesregierung, sondern als Biirger
dieses Landes, der offensichtlich iiber einen Migrations-
hintergrund verfiigt. Es wire, glaube ich, fiir unsere Dis-
kussion als Demokratinnen und Demokraten miteinander
hilfreich, wenn Sie keine Social-Media-Auftritte und -Pos-
tings nutzen wiirden, die offensichtlich unbeabsichtigt —
ich will Thnen keine Absicht unterstellen — rassistische Mo-
tive bedienen. Ich hoffe, dass Sie den Anstand haben, sich
bei der Hessischen Landesregierung und bei Minister Man-
soori dafiir zu entschuldigen. Was das persdnlich mit mir
als Angehdrigem einer migrantischen Community macht,
kann ich Thnen und Herrn Wagner gerne bei einem Kaffee
erldutern, falls bei Thnen ein Interesse daran besteht.

(Beifall CDU und SPD)

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, zwei Bemer-
kungen zu dem Gesetzentwurf der FDP-Fraktion aus der
Sicht der Landesregierung zu machen.

Der erste Punkt betrifft die vorgeschlagene Anderung des
§ 9a Hessisches Energiegesetz. Da ist es so, dass die Kol-
leginnen und Kollegen vom LBIH im operativen Vollzug
auf der Basis einer Richtlinie genau schauen, ob sich ei-
ne Mal3nahme wirtschaftlich lohnt, ob sie technisch mach-
bar ist und ob rechtliche Hiirden eingehalten werden, wie
beispielsweise des Denkmalschutzes. Danach entscheidet
sich, ob es moglich ist, PV-Anlagen auf landeseigenen
Gebiduden zu installieren. Das ist etwas, was sehr biirokra-
tiearm funktioniert und was die Kolleginnen und Kollegen
vom LBIH im tdglichen Geschift gestemmt bekommen.
Deswegen glaube ich, dass das Wirtschaftsministerium in
Zusammenarbeit mit dem Finanzministerium da ein gutes
Konzept hat, das funktioniert. Dort, wo es funktioniert,
dort, wo es moglich ist, werden PV-Anlagen auf den Dé-
chern installiert. Dort, wo es nicht moglich ist, werden
sie eben nicht installiert. All das wird biirokratiearm umge-
setzt.

Was den § 12 betrifft: Wenn man das Gesetz liest, stellt
man fest, es besagt im Grunde genommen: Wenn es sich
wirtschaftlich lohnt, tue es verpflichtend. — Jetzt kdnnten
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Sie als Freidemokrat mdglicherweise auf die Idee kom-
men, zu sagen: Na ja, wenn es sich wirtschaftlich lohnt,
macht er es doch sowieso. — Ja, okay. Aber ich glaube,
damals, als das Gesetz verabschiedet wurde, war der Ge-
danke: ,,Es kann sein, dass es an der einen oder anderen
Stelle doch ein Moment des Marktversagens gibt“, und
man wollte daher einfach einen Anreiz schaffen, sich den
Fall zumindest einmal anzuschauen und einen entsprechen-
den Business Case zu rechnen.

Es gibt eine Reihe von Ausnahmefillen, auch in der dazu-
gehorigen Verordnung, in denen von der Pflicht zum Bau
einer PV-Anlage und der Anschaffung des entsprechenden
Equipments befreit wird — gerade bei Unwirtschaftlichkeit,
gerade im Hinblick auf die Lage, zum Beispiel bei Ver-
schattung, oder aufgrund von technischen Restriktionen
und stddtebaulichen Aspekten. Der Umgang mit diesen
Ausnahmen erfolgt auch im operativen Vollzug sehr pra-
xisgerecht, sehr biirokratiearm.

Insofern glaube ich, es ist eine gute Philosophie, zu sagen:
Schaut es euch zumindest an. Rechnet es sich? Gibt es
einen Business Case, der funktioniert? — Wenn es den nicht
gibt, es also nicht wirtschaftlich ist und andere Probleme
damit einhergehen, wird die Verpflichtung aufgehoben.
Wie gesagt, der operative Vollzug funktioniert sehr biiro-
kratiearm; er funktioniert sehr gut.

Wenn es konkrete Beschwerden geben sollte, sind wir
als Landesregierung selbstverstindlich jederzeit bereit, uns
das anzuschauen und auch im konkreten Fall zu unterstiit-
zen, wenn es um Optimierungen und Verbesserungen geht.
— Vielen lieben Dank fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Noch einmal zu Wort gemeldet hat sich Herr Lichert von
der AfD. Thnen stehen noch 1:37 Minuten zur Verfiigung.
Bitte schon.

Andreas Lichert (AfD):

Es ist wie immer: Energiepolitische Debatten hier sind
Festivals des Kontrafaktischen.

Jetzt wollen wir einmal ein bisschen mit Zahlen jonglie-
ren. Ein norwegischer Wissenschaftler hat ausgerechnet,
Deutschland hitte bei einem Weiterbetrieb der Kernkraft-
werke nach Fukushima genauso viel CO,-freien Strom er-
zeugen konnen wie im Rahmen der Energiewende. Der
Unterschied sind 600 Milliarden Euro, die wir heute noch
hitten fiir die dringend notwendigen Investitionen in unse-
rem Land.

(Beifall AfD)

Das ist mehr als ein Bundeshaushalt. Sie klopfen sich die
Schultern wund, weil wir einen immer hoheren Anteil von
durch erneuerbare Energien erzeugtem Strom im Strom-
netz haben. Und was bringt das? Einen zehnmal so hohen
CO,-FuBlabdruck pro Kilowattstunde Strom wie in Frank-
reich. Das heifit, Sie versagen auf Threr eigenen Skala der
CO,-Vermeidung um jeden Preis.

Jetzt zum Strompreis. Herr Rock hat auf die Haushalts-
strompreise referenziert. Da sind wir jetzt vielleicht nicht
mehr spitze, aber bei den Gewerbestrompreisen, also bei

den nicht privilegierten Gewerbekunden, sind wir Weltspit-
ze. Da bringt es mir auch nichts, wenn Sie jetzt irgendeine
Statistik aus der Schublade ziehen, wonach wir, kaufkraft-
bereinigt, gerade einmal mit Burkina Faso oder so gleich-
ziehen.

(Heiterkeit AfD)

Das bringt unserer Industrie nichts. Warum diskutieren wir
denn iiber den Industriestrompreis? Weil die Unternehmen
alle so gliicklich sind? Weil es um die Wettbewerbsfahig-
keit der deutschen Industrie so gut bestellt ist? Warum
haben wir denn drei Jahre Rezession in Folge?

(Beifall AfD)

Das miissen Sie erkldren, und Sie koénnen es nicht erkli-
ren. Das ist die Realitdt der deutschen energiepolitischen
Debatte.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Rock hat sich zu einer zweiten Runde gemeldet. Herr
Rock, Sie haben das Wort. Sie haben drei Minuten Rede-
zeit.

René Rock (Freie Demokraten):

Frau Prdsidentin, sehr geehrter Herr Staatssekretér, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Erster Punkt. Die Landesregie-
rung hat das noch einmal herausgearbeitet. Das ist es, was
ich dem Kollegen Miiller unbedingt mitgeben wollte: Man
kann dieses Gesetz machen, aber man kann auch auf die
Vernunft vertrauen. Vor zwei Tagen haben wir hier dariiber
diskutiert, auf welche Regelungen man verzichten und wie
man Biirokratie abbauen konnte. Sie haben heute gesagt,
Sie durchkdmmen die Gesetze, und Sie wollen ein grof3es
Paket schniiren.

Das wird keinen Unterschied ergeben. Sie verhindern nur,
dass wir eine Menge Biirokratie haben. Die Unternchmen
miissen nichts beweisen. Sie miissen keine Antridge be-
griinden; sie miissen nicht sagen, warum sie es nicht ma-
chen. Sie konnen einfach wirtschaftlich entscheiden, ob
sie es machen oder nicht, aus Marketinggriinden oder aus
welchen Griinden auch immer.

Vertrauen Sie bitte der Vernunft der Unternehmerinnen und
der Unternehmer in unserem Land. Das ist die Botschaft,
die ich hier senden mdochte. Vernunft ist die Botschaft, die
wir hier senden miissten. Das kann doch nicht so schwierig
sein, sehr geehrte Damen und Herren.

Zweiter Punkt. Kollege Griiger, ich habe doch nur zitiert,
was die neue Bundesregierung selbst sagt. Ich habe zitiert,
dass die neue Bundesregierung sagt, die Energiepreise in
Deutschland sind eindeutig zu hoch, und die Unternehmen
sowie die Biirgerinnen und Biirger miissen zwingend ent-
lastet werden. Das hat in Ihrem Koalitionsvertrag eine ganz
prominente Stellung. An einer wichtigen Stelle weichen
Sie gerade, zumindest temporér, davon ab. Das bedauere
ich sehr. Aber Sie kénnen doch nicht, wenn die Bundesre-
gierung das als groBes Problem identifiziert — und die SPD
gehort der Bundesregierung an —, sagen, das gibt es gar
nicht, das geht nicht.

(Andreas Lichert (AfD): Ja, genau!)
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Herr Griiger, so kdnnen Sie das nicht machen.
(Beifall Freie Demokraten)

Die Energieministerin der neuen Bundesregierung, die Sie
im Endeffekt unterstiitzen, trifft an zwei Orten zwei ent-
scheidende energiepolitische Aussagen. Sie sagt etwa beim
Tag der Industrie, wir miissten iiber die Klimaziele reden.
Es ist Thre, die von Thnen unterstiitzte Bundesregierung, die
iiber die Klimaziele reden will. Frau Reiche hat nimlich
erkannt: Wenn wir versuchen, die Klimaziele so umzuset-
zen, wie es jetzt in unseren Gesetzen steht, wird es fiir die
Biirgerinnen und Biirger und fiir die Industrie massiv teu-
er, und es konnte die Deindustrialisierung unseres Landes
nach sich ziehen. Darum hat Frau Reiche das in einem offi-
ziellen Statement vor dem Tag der Industrie angesprochen.
Da zitiere ich Ihre Bundesregierung und niemand anders.

Dritter Punkt. Es gibt ein offizielles Diskussionspapier der
Bundesnetzagentur, auch von Frau Reiche initiiert, in dem
eines der Themen klar ist, dass man die Systemkosten
der Energiewende, ndmlich den Netzausbau, iiber eine
besondere Beriicksichtigung beim Netzentgelt jetzt auch
den Betreibern von Windkraftanlagen und Solaranlagen in
Rechnung stellen will.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Thre Redezeit ist zu Ende. Bitte kommen Sie zum Schluss.

René Rock (Freie Demokraten):

Das ist doch Ihre Politik. Das wollte ich nur hinterlegen. —
Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nun hat sich zur zweiten Runde der Abgeordnete Griiger,
SPD, gemeldet.

Stephan Griiger (SPD):

Ich hoffe, ich kann es kurz machen. Worum geht es also
bei diesem Gesetzentwurf? Um die §§ 9a und 12 Hes-
sisches Energiegesetz. Hier wird jetzt aber eine absurde
Debatte iiber die allgemeine Energiepolitik gefiihrt. Dann
hétten Sie eben einen entsprechenden Antrag stellen oder
den Gesetzentwurf anders begriinden miissen. Aber jetzt
geht es um diese beiden Paragrafen.

Ich habe dazu alles gesagt, aber wenn Sie es nicht verstan-
den haben, noch mal: Wenn die Maflnahmen technisch und
wirtschaftlich nicht méglich sind, miissen sie nicht ergrif-
fen werden. Das ist ein Ausdruck der Vernunft, die Sie
selbst einfordern. Dieser verniinftige Gedanke ist bereits
im Gesetz enthalten. Das ist aber genau das, was Sie wol-
len: Sie wollen den verniinftigen Gedanken, der im Gesetz
enthalten ist, abschaffen. Das ist doch wirklich absurd.

Was das Thema Energiepreise angeht: Ja, die Bundesregie-
rung hat gesagt, sie will die Energiepreise senken. Das
steht iiberhaupt nicht im Widerspruch zu dem, was ich
gesagt habe. Aber die Energiepreise in Deutschland sind,
kaufkraftbereinigt, nicht die hdchsten in Europa oder in der
ganzen Welt. Dass man sie weiter senken will, ist okay.
Dariiber freuen sich die Biirgerinnen und Biirger und die

Industrie. Ich habe auch kein Problem damit, den Strom-
preis zu subventionieren, wie es die Franzosen machen.

Zum Thema Atomkraft. Zu behaupten, die Atomkraft sei
eine Losung, und wir hétten die Atomkraftwerke weiter
betreiben miissen — hiitte, hitte, Fahrradkette —, ist falsch.
Was in der Rechnung immer fehlt, ist die immense Men-
ge an Atommiill, die dadurch entsteht. Wir wissen immer
noch nicht, wohin wir damit sollen. Ich weil3, Sie haben
Traume von Dingen, die physikalisch vollig unmdglich
sind. Das ist Thnen unbenommen. Aber tatsichlich ist das
keine saubere Technologie, und es ist gut, dass wir da
ausgestiegen sind. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU - Andreas Lichert (AfD):
Natiirlich! Das ist die sauberste Technologie! Von
der EU anerkannt! So ein Quatsch!)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nun hat sich noch einmal der Abgeordnete Lichert von der
AfD zu Wort gemeldet.

Andreas Lichert (AfD):

Frau Prisidentin! Ja, aller guten Dinge sind drei; hier bin
ich noch einmal. Stichwort: Atomkraft. Warum sind wir in
Deutschland eigentlich immer so viel schlauer als der Rest
der entwickelten Welt?

(Zurufe — Unruhe)

Warum sind unsere europdischen Nachbarn beschrinkt und
halten an dieser Atomkraft fest? Anscheinend haben nur
wir das Geheimwissen gepachtet.

(Zuruf Stephan Griiger (SPD))

— Herr Griiger, wenn Sie sich in Threr Blase gut eingerich-
tet haben, herzlichen Gliickwunsch. Ich gratuliere Thnen
dazu.

(Beifall AfD)

Aber wir miissen Losungen finden — Losungen fir die
Probleme, die Sie ohne Not geschaffen haben. Sie pro-
pagieren einen weiteren Ausbau von Windkraft und PV.
Wozu eigentlich? Bei diesem Bombenwetter haben wir
bei Vollauslastung der PV-Anlagen bereits die Residuallast
iiberschritten. Wir haben 86 Gigawatt potenzielle Erzeu-
gungsleistung bei den PV-Anlagen. Wenn Sie jetzt noch
zig Milliarden Watt an Leistung zubauen, dann fiihrt das
nur zu noch mehr Uberkapazititen. Wir haben schon jetzt
die Situation, dass wir bei einem Wetter wie heute Strom
zu negativen Preisen ins Ausland schieben miissen.

(Stephan Griiger (SPD): Mit der Atomkraft war das
noch viel schlimmer!)

Wenn wir den Strom wieder brauchen, zum Beispiel wenn
wir Dunkelflaute haben, miissen wir ihn zu horrenden Prei-
sen importieren. Diese 0konomische Realitdt muss doch
bei Thnen einsickern.

(Anhaltende Zurufe Stephan Griiger (SPD) — Kaya
Kinkel (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das ist ein-
fach grundfalsch, was Sie erzdhlen!)

Da konnen Sie doch nicht sagen, das sei alles kein Pro-
blem. Dass die Stiickkosten in der Erzeugung bei Wind-
kraft- und PV-Anlagen niedrig sind, bringt uns nichts. In
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der Politik miissen wir immer die volkswirtschaftlichen
Systemkosten betrachten.

(Zuruf Stephan Griiger (SPD))

Diese kennen durch den hoheren Anteil des Flatterstroms
im Netz nur eine Richtung, ndmlich nach oben.

(Beifall AfD)

Das bestitigt Thnen auch jeder seridose Verbandsvertreter.
Die sagen das blof3 nicht laut, weil die sich nicht mit der
Politik anlegen wollen.

(Zuruf Stephan Griiger (SPD))

Viele Verbandsfunktiondre leben ndmlich von ihrem guten
Draht zur Politik, und das heifit zur regierenden Politik.
Das ist genau einer der vielen Aspekte, der in unserem
Land kaputtgegangen ist, ndmlich dass die Unternehmen
keine verniinftige Interessenvertretung haben, weil die Ver-
binde im Grunde genommen Vorfeldorganisationen der
Regierung geworden sind.

(Beifall AfD)

Was ist die Losung? Sehen Sie einfach den Realitéten ins
Auge.

(Zuruf Stephan Griiger (SPD) — Unruhe)

Realitdt heift: Wir miissen den Ausbau der Erncuerba-
ren beenden, nicht nur weil sonst die Systemkosten unbe-
herrschbar werden, sondern auch weil die Systeme an sich,
die Netze, unbeherrschbar werden.

(Stephan Griiger (SPD): Alles Blodsinn!)

Wie viele Blackouts muss es denn noch geben, bis Sie das
verschalten?

Meine Damen und Herren, es gibt Alternativen. Und wenn
Sie jetzt wieder das Klimaargument bemiihen, dann ist die
Antwort auch da ganz klar: Investieren Sie in die Bewalti-
gung des Klimawandels. Das sind sinnvolle Investitionen
fiir die Biirger unseres Landes. Alles andere ist nur ein
unnotiges Opfer auf dem Altar der Ideologie.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nun liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir sind
am Ende der Debatte.

Wir iiberweisen den Gesetzentwurf an den Ausschuss
fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und lindlichen
Raum zur Vorbereitung der zweiten Lesung.

Wir unterbrechen die Sitzung bis 14 Uhr. In der Sitzungs-
pause tagt der Untersuchungsausschuss 21/2 in Raum
501 A.

(Unterbrechung: 13:02 bis 14:04 Uhr)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ich fange
langsam an. Wir haben ein wenig Verzogerung durch die
Verabschiedung des Rechnungshofpréasidenten und die Ein-
fiihrung des neuen Rechnungshofprésidenten sowie die Sit-
zung des Untersuchungsausschusses. Deswegen sind die
Reihen noch ein wenig geleert. Aber ich glaube, sie wer-
den sich jetzt in den néchsten Minuten auch wieder fiillen.

Ich darf Tagesordnungspunkt 28 aufrufen:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

Hochschulstandort Hessen sichern: Hochschulpakt so-
fort verhandeln und auskémmliche Finanzierung ge-
wihrleisten

— Drucks. 21/2262 —

Das ist der Setzpunkt der Fraktion der Freien Demokraten.
Entsprechend hat sich Herr Abgeordneter Dr. Biiger zu
Wort gemeldet.

Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich will voranschicken: Ich freue mich sehr, dass gerade
Sie heute auch zu diesem Punkt diese Sitzung hier leiten.
Das ist an dieser Stelle ein wunderschoner Zufall.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Wir fiihren hier eine der wichtigsten hochschulpolitischen
Debatten dieser Legislaturperiode. Die Wichtigkeit dieser
Debatte unterstreicht, dass Vertreterinnen und Vertreter
vieler hessischer Hochschulen hier und heute auf der Tri-
biine Platz genommen haben.

Ich begriile an dieser Stelle — vielleicht tue ich das nicht
vollstdndig, aber ganz herzlich — von der University of Ap-
plied Sciences den Présidenten, Herrn Prof. Dr. Schocke,
als Vizeprasidenten und Kanzler der THM Herrn Prof. Ber-
ger, die Vizeprisidentin der Hochschule Geisenheim, Frau
Prof. Hey, die Kanzlerinnen und Kanzler der Hochschulen,
Fulda, Frau Dr. Gunther, Hochschule RheinMain, Frau Dr.
Klug, noch einmal von der University of Applied Sciences,
Frau Dr. Miinnich, von der TUD, Herrn Dr. Lommel, und
von der h_da, Herrn Dr. Bartnitzki.

Es ist uns eine groBe Freude und Ehre. Ich kann sagen:
Ich bin Thnen dankbar, dass Sie heute gekommen sind.
Sie unterstreichen mit Threm Kommen, wie wichtig diese
Debatte fiir Ihre Hochschulen und fiir unser ganzes Land
ist. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Und fiir noch etwas anderes gibt mir Thre Anwesenheit
Gelegenheit, ndmlich Thnen in Génze und stellvertretend
fiir die hessischen Hochschulen zum sehr guten Abschnei-
den bei der Exzellenzinitiative zu gratulieren. Das war eine
grofe Leistung. Einen herzlichen Gliickwunsch auch an
dieser Stelle dazu.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Dazu gehdren aber auch zwei Wahrheiten:

Erstens. Der Erfolg ist das Ergebnis der letzten fiinf Jahre.
Da hatten wir einen Hochschulpakt mit jahrlichen Steige-
rungen von 5 %.

Zweitens. Wir miissen dieses Erreichte sichern. Um die
Spitze zu halten, braucht es eine Basis. Wenn wir jetzt
nachlassen, dann wiirden wir bereits heute den Keim des
Scheiterns fiir die nidchste Runde der Exzellenzinitiative
legen.
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Dieser Keim des Scheiterns erscheint mir nach dem, was
ich hore, gelegt — namlich nach dem, was aus den Hoch-
schulpaktverhandlungen nach auflen dringt.

Was meine ich? — Diskutiert werden leider gravierende
Einschnitte in die hessische Hochschullandschaft. Kurz zu
den Zahlen: Hochschulbildung erfolgt durch Menschen.
Der grofite Kostenblock sind also Personalkosten — so um
die 60 %. Diese sind in den letzten zehn Jahre von 2015
bis heute durchschnittlich um 5 % pro Jahr gestiegen —
Lohnsteigerungen und zusitzliches Personal. Im Ubrigen
halte ich es fiir vollig unrealistisch, von deutlich kleineren
Steigerungen fiir die ndchsten Jahre auszugehen.

Im Ubrigen liegen die Studierendenzahlen heute zwar un-
ter dem Hochstwert, aber immer noch deutlich {iber dem
Wert von 2015. Das heifit, Kiirzungen kann man auch da-
mit nicht rechtfertigen.

Nun sind die Hochschulen — dariiber bin ich ebenso wie
wir als Freie Demokraten auch sehr froh — bescheiden und
schauen aufs Geld. Die Sachkosten steigen etwas weni-
ger stark. Natiirlich sind immer ein paar Effizienzgewinne
moglich. Deshalb fordern die Hochschulen auch nur 4 %
Steigerung pro Jahr, das aber verlésslich. Dieser Forderung
schlieBen wir uns vollumfanglich an.

(Beifall Freie Demokraten)

Denn alles, was darunter liegt, ist am Ende ein Eingriff in
bestehende Strukturen, und es ist ein Sparen — nicht fiir die
Bildung, sondern an der Bildung.

Und was bietet die Landesregierung an, nach dem, was
erste Zahlen zeigen? — Diese ersten Zahlen zeigen leider
ein katastrophales Bild: Keine 5 % Steigerung, keine 4 %,
auch keine 3 %. Im ersten Jahr des Hochschulpakts gibt es
iiberhaupt keine Steigerung. Da geht es um die Frage von
Kiirzungen. Und in spiteren Jahren werden irgendwelche
Zahlen mit einer Zwei vor dem Komma kolportiert. Das
Doppelte wire notig.

Uber die Laufzeit des Paktes spricht man iiber ein Minus
von 10 % bei den Personalkosten und eine Einsparung von
bis zu 1 Milliarde Euro. Da das an dieser Stelle schon
in der Fragestunde behandelt wurde: Na ja, wenn es am
Ende nur 600 bis 800 Millionen Euro an dieser Stelle sind,
dann ist das immer noch ein katastrophaler Einschnitt. Den
Vorwurf des Ministers in der Fragestunde mochte ich hier
auch ausdriicklich zuriickweisen. Ich bin mir sicher, unse-
re Hochschulen kénnen rechnen. Sie rechnen konservativ,
und sie wissen, wie zu rechnen ist.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich mochte Thnen noch ein Gefiihl geben, was so 1 Mil-
liarde Euro bedeutet. Das ist ja eine abstrakte Zahl. Ei-
ne Universititsprofessur kostet mit allem zusammen rund
300.000 Euro im Jahr. 1 Milliarde Euro entsprichen rech-
nerisch fiir ein Jahr 3.300 Professuren. Im Ubrigen hatten
wir im Jahr 2023 in ganz Hessen gerade einmal etwas
tiber 4.000 hauptamtliche Professorinnen und Professoren.
Wenn es nur 600 Millionen Euro wéiren, dann wiren es
immer noch 2.000 Professorenjahre.

Daran sicht man, wie massiv ein solcher Einschnitt wére.
Die Hochschulen kdmen nicht umhin, am Ende Fachberei-
che zu schlieffen. Das Schlimme ist: Noch nicht einmal das
wiirde leicht gehen. Professoren sind Beamte. Die Stellen
konnen also nur gestrichen werden, wenn eine Professorin

oder ein Professor in Rente geht oder wegberufen wird. Im
Zweifel miissten liber viele Jahre alle frei werdenden Stel-
len — egal wo sie gerade frei werden — unbesetzt bleiben.
Das trifft dann auch vollig willkiirlich Fachbereiche, die
sehr gut und effizient arbeiten.

Uber Professoren aus den USA — das ist ja am gestrigen
Tag beim Thema Wissenschaftsfreiheit angesprochen wor-
den, wo wir gesagt haben, dass wir Menschen abwerben
wollen — brauchen wir gar nicht erst zu sprechen. Bis die
Hochschulen wieder Geld hétten und vielleicht ein weiterer
Pakt von sechs Jahre kommt, ist die Amtszeit von Trump
langst abgelaufen. Es sei denn, Sie setzen darauf, dass die
nichste US-Regierung an der Stelle noch problematischer
wird.

Auflerdem miissten alle weiteren Gelder fiir Neuberufun-
gen als Allererstes diesem Spardiktat zum Opfer fallen.
Hoch problematisch ist auch der Umgang mit befristeten
Stellen. Natiirlich wiirde es die zuerst treffen. Derjenige,
der Beamter ist, ist weiter drin und muss weiterbezahlt
werden. Ohne ausreichendes Geld gibt es keinen Vertrag.

Ich will mir gar nicht ausmalen, was das fiir die Betreu-
ungsrelation heiflt. Denn befristete Stellen haben wir ty-
pischerweise im wissenschaftlichen Mittelbau, wir haben
sie typischerweise in der Lehre, und das bei der Betreu-
ungsrelation, die traditionell aus vielen Griinden in Hessen
ohnehin schlecht ist. Sie ist in den letzten Jahren etwas
besser geworden, aber sie befindet sich im Landervergleich
immer noch im letzten Drittel.

In diesem Zusammenhang begriile ich auch die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Studierenden — ich kann sie jetzt
nicht alle nennen —, die auf der Tribiine sind. Es sind
da Vertreterinnen und Vertreter der ASten der Universitét
Marburg, der THM, der University of Applied Sciences,
der Hochschule RheinMain und auch Mitglieder der Libe-
ralen Hochschulgruppe. Ich sage Thnen an dieser Stelle:
Wir kdmpfen hier und heute auch fiir Ihre Zukunft.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Das alles wire namlich, wenn es so kommt, ein Desaster
fiir die Lehre und die Zukunftschancen unserer jungen
Menschen. Schlimm ist im Ubrigen auch, dass jegliche Art
von Leistungsanreizen als Erstes dem Rotstift zum Opfer
fallt; dabei leben doch gerade Wissenschaft und Spitzen-
leistung von Anreizen. Ohne das fallen wir zuriick. Das
wire dann das Desaster fiir die Forschung.

Herr Minister, keiner erwartet von Thnen, auch ich nicht,
dass Sie heute Details nennen. Sie miissen aber schon eines
sagen im Hessischen Landtag, ndmlich in welche Richtung
Sie gehen wollen und ob Sie bereit sind, die Hochschulen
so zu finanzieren, dass die Strukturen, die wichtigen Struk-
turen, erhalten bleiben. Ja, der Hochschulpakt ist noch
nicht endverhandelt. Dann miissten wir heute nicht mehr
dariiber reden, dann wiirden wir vor einem Scherbenhaufen
stehen. Das stimmt. Gerade deshalb miissen wir hier und
heute diskutieren, um Thnen und der Landesregierung als
Parlament und Haushaltsgesetzgeber klar mitzugeben, was
wir erwarten, wie Sie mit unseren hessischen Hochschulen
umgehen.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Da die Finanzen knapp sind, heiflt es: Haben Sie auch
Sparvorschlage? — Ja, wenn Sie etwas als Regierung tun
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wollen, um die Hochschulen zu entlasten, was kein Geld
kostet, dann habe ich Ideen. Denken Sie doch einmal iiber
Berichtspflichten nach, vielleicht iiber die Hohe der CO,-
Abgaben, die liber die allgemeinen Vorgaben hinausgehen,
auch iiber Verpflichtungen zur Third Mission.

Uber all das mag man nachdenken, auch wenn es durchaus
gute Ziele sind. Aber eines ist mir wichtig: Belassen Sie
den Hochschulen die Fahigkeit, ihr Kerngeschift, ihr ganz
wichtiges Kerngeschéft der Forschung und Lehre, der ex-
zellenten Forschung und Lehre, auszufithren. Alles andere
wiirde in einem Desaster enden.

(Beifall Freie Demokraten)

Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, sehr geehrter Herr
Minister, dabei geht es nicht um kleine Buchungstricks,
um Fragen, wie Sie mit der Erh6hung der Beamtengehalter
umgehen, die dann im Dezember stattfindet und plotzlich
nicht mehr angerechnet wird; um die geht es auch, aber es
geht um viel mehr.

Es geht darum, ob Sie die Kraft haben, hier und heute
Priorititen zu setzen, ndmlich Prioritdten, dass wir in Zu-
kunftsthemen investieren und nicht nach politischen Stér-
keverhiltnissen in diesem Landtag Geld ausgeben.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Die Hochschulen haben mit 34 Millionen Euro Kiirzungen
und der Aufldsung von 474 Millionen Euro Bauriicklagen
bereits einen groBen Beitrag geleistet. Jetzt geht es ans
Eingemachte.

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Herr Abgeordneter Biiger, Sie miissten leider zum Schluss
kommen.

Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):
Sehr gerne, Frau Présidentin. Ein letzter Satz.
(Zuruf Michael Boddenberg (CDU))

Wissen Sie, was bei alldem entscheidend ist? Das ist das,
was Sie den Hochschulen vorgeben; denn Verhandlungen
kann man das nicht nennen. Bei all dem, was Sie dort
vorgeben, denken Sie bitte an den beriihmten Satz von
John F. Kennedy: ,,Es gibt nur eines, was auf Dauer teurer
ist als Bildung: keine Bildung.* — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nichstem Redner erteile ich dem Abgeordneten Roos
von der Fraktion der AfD das Wort.

(Zuruf Lucas Schmitz (CDU) — Gegenruf Jochen K.
Roos (AfD): Er ist ja schon ganz aufgeregt, der Herr
Schmitz! — Gegenruf Bijan Kaffenberger (SPD))

Jochen K. Roos (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete, sehr geehrter Herr Staatsminister!
Téglich griit das hochschulpolitische Murmeltier. Wieder

einmal bringen die Freien Demokraten das Thema Hoch-
schulfinanzierung zu uns in den Hessischen Landtag, nur
um dann das wesentliche Problem und den groBen rosa
Elefanten im Raum wieder einmal im Ansatz nicht anzu-
sprechen.

Dabei haben wir Thnen von der AfD-Fraktion schon vor
iiber einem Jahr einen entsprechenden Antrag diesbeziig-
lich vorgelegt, welcher das Thema fiir eine echte und
glaubwiirdige Oppositionsfraktion in einer angemessenen
Art und Weise aufgegriffen hat.

(Beifall AfD und Maximilian Miiger (fraktionslos))

Denn wir allein haben damals darauf aufmerksam ge-
macht, dass das Land Hessen schlicht und ergreifend an
den richtigen Stellen sparen muss und Hessen zuallererst
eine addquate Hochschulfinanzierung ganz ohne teure lin-
ke Ideologieprojekte braucht. Auch zur letzten Haushalts-
debatte hat unser parlamentarischer Geschéftsfiihrer, Herr
Dr. Grobe, Thnen doch schon deutlich gesagt: Hessen
hat kein Einnahmenproblem, Hessen hat genauso wie der
Bund ein Ausgabenproblem.

(Beifall AfD und Maximilian Miiger (fraktionslos))

Sie, liebe Damen und Herren von der FDP, weigern sich
aber auch heute wieder einmal, vollig unndtige Ausga-
ben des Hessischen Ministeriums flir Wissenschaft und
Forschung, Kunst und Kultur iiberhaupt zu benennen, ge-
schweige denn, zu kritisieren, so wie es eigentlich Thre
Aufgabe als echte Oppositionsfraktion wire. Das hat bei
Thnen leider System. Als Beispiel habe ich heute den
Anderungsantrag der FDP beziiglich des Haushalts mitge-
bracht. Das ist die Drucks. 21/1797 zur Griindung der
Hessischen Patentallianz. Normalerweise nennt man ja den
Anderungsantrag, wenn es um den Haushalt geht, der der
qualitativ hochwertigste ist, also den besten Antrag einer
Fraktion in diesem Themenbereich.

(Zuruf: Warum haben Sie so viele gestellt?)

Leider ist das nicht so bei der FDP. Das ist ndmlich der
einzige Anderungsantrag der FDP zum Haushalt gewesen.
Das ist schon ziemlich wenig, liebe FDP.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Schaut man einmal auf die vergangene Haushaltsdebatte
zuriick, dann sicht man doch, dass die FDP auch damals
im Bereich unserer Hochschulen und der Kultur lediglich
diesen einen Anderungsantrag gestellt hat. Das grenzt an
Arbeitsverweigerung.

(Beifall AfD — Wiebke Knell (Freie Demokraten):
Und das von der AfD!)

Umso dreister ist es nun, heute iiber eine auskémmliche
Finanzierung sprechen zu wollen.

(Zuruf Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN))

Ich muss es leider sagen: Durch lhre Gleichgiiltigkeit
zeigen Sie sich fiir die schlechte Finanzierungslage unse-
rer Hochschulen mitverantwortlich. Warum fehlt denn das
Geld? Warum kommen denn die Verhandlungen fiir den
Hochschulpakt so gar nicht richtig ins Laufen? — Ganz
einfach, weil schlicht und ergreifend nicht genug Geld fiir
unsere Hochschulen bereitgestellt und dieses stattdessen
lieber in die von der SPD, aber auch von der CDU, heil}
geliebten Ideologieprojekte von links hineingepumpt wird.
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(Beifall AfD — Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Oh mein Gott!)

— Ach ja, ich muss Sie auch ertragen, Frau Klaes. Dann
konnen Sie das bestimmt auch ertragen.

(Heiterkeit AfD)

Wir haben es Thnen schon einige Male aufgezdhlt, aber
unter Thnen sind auch einige Ewiggestrige — das habe ich
eben auch schon wieder gehort —, deswegen hier gerne
noch einmal von uns unsere Vorschlige fiir die Einspa-
rungspotenziale:

18,6 Millionen Euro fiir das sogenannte Teilbudget Gen-
der, 7,4 Millionen Euro fiir das Teilbudget Internationali-
sierung, 3,7 Millionen Euro allein fiir das Studienkolleg
an der Philipps-Universitdt Marburg, 3 Millionen Euro fiir
eine sogenannte Demokratieforschung, welche in erster Li-
nie gegen die politische Opposition von rechts gerichtet ist;

(Beifall AfD)

ein Dutzend Professuren der Gender Studies, die, wie
wir wissen, reine Agendawissenschaften sind, sowie der
Hessenfonds fiir Gefliichtete und Verfolgte, welcher mit
1,3 Millionen Euro zu Buche schlagt.

All diese Ausgaben im Bereich unserer Hochschulen und
Kultureinrichtungen liegen eben nicht nur im ,,Promillebe-
reich®, so wie Sie, Herr Dr. Biiger, es genau vor einem
Jahr an dieser Stelle gesagt haben. Nein, ich sage es Thnen
auch noch einmal ganz deutlich: Fiir den hessischen Steu-
erzahler und die hart arbeitende Bevdlkerung sind das eben
keine Ausgaben im Promillebereich.

(Beifall AfD)

Bevor Sie jetzt gleich wieder, oder vielleicht auch spéter,
mit Threr fritheren Tétigkeit als Mathematiker kommen —
wirklich, in allen Ehren; ich weil3, Sie sind ein sehr hoch-
geschitzter Kollege in diesem Bereich; das will Thnen auch
iiberhaupt niemand absprechen —, aber eine Redensart des
Volksmunds lautet — davon mache ich jetzt auch mal Ge-
brauch — Auch Kleinvieh macht Mist. Herr Biiger, es sind
alles Steuergelder des Steuerzahlers, und deswegen muss
man da auch auf jeden einzelnen Euro Riicksicht nehmen.

(Beifall AfD)

Was wiirde es nun also bringen, wenn man den neuen
Hochschulpakt — so, wie Sie es jetzt fordern — zeitnah
abschlief3t? Ich sage es Thnen: Dabei kann iiberhaupt nichts
Gutes rauskommen, da die Staatskassen schlicht und er-
greifend leer sind. Da helfen auch keine Milliardenschul-
den, wie sie die neue Schuldenkoalition auf Bundesebene
beschlossen hat.

(Zuruf Lucas Schmitz (CDU))

Auf Kosten der nachfolgenden Generationen — Herr
Schmitz, bitte horen Sie zu — wurde erst jedwedes Wahl-
versprechen gebrochen. Das wissen Sie. Erst heute wurde
das néchste Versprechen des Koalitionsvertrags gebrochen,
nidmlich die Steuerentlastung der Biirger beim Strompreis.

(Beifall AfD)

Das kriegen Sie noch als Quittung an der Wahlurne — das
kann ich Thnen versprechen. Wenn Sie dann Thren groflen
Investitionsbooster geziindet haben, schauen wir mal, ob
iiberhaupt noch irgendwelches Geld da ist oder ob die
AfD — so, wie es kommen wird, das kann ich Thnen garan-

tieren — Thnen bei den Kommunalwahlen ganz schon im
Nacken sitzt.

(Beifall AfD — Zuruf)

Sie wissen namlich ganz genau, was das fiir die Steuerzah-
ler in diesem Land bedeutet. Trotzdem machen Sie gute
Miene zum bdsen Spiel. Das ist absolut schdbig. Schdmen
Sie sich.

(Beifall AfD und Sascha Herr (fraktionslos) — Unru-
he)

Einen moglichen Losungsansatz — weil ja immer gesagt
wird, die AfD soll auch Losungen anbieten; horen Sie bitte
zu — zur Bekdmpfung der chronischen Unterfinanzierung
unserer Hochschulen haben wir Thnen bereits im Rahmen
unserer Haushaltsdebatte prisentiert, ndmlich die Einfiih-
rung — wie Dr. Grobe es heute auch schon sagte — der Stu-
diengebiihren fiir Nicht-EU-Auslédnder. Denn warum sollen
hessische Steuerzahler dafiir aufkommen, dass Nicht-EU-
Auslénder hier quasi gratis studieren konnen, nur damit
diese Deutschland danach wieder als ausgebildete Fach-
kraft verlassen,

(Dr. Frank Grobe (AfD): Genau!)

weil anderswo eine funktionierende Wirtschaft vorhanden
ist, wie wir sie hier ndmlich nicht haben?

(Beifall AfD und Sascha Herr (fraktionslos) — Zuruf
Bijan Kaffenberger (SPD))

Ja, es stimmt. Nach einer Analyse der Bundesagentur
fiir Arbeit suchen Hochschulabsolventen und insbesondere
Migranten nach dem Studium ndmlich wieder die Flucht
ins Ausland.

(Zuruf Stephan Griiger (SPD) — Weitere Zurufe)

Warum also nicht von diesen Leuten Studiengebiihren ver-
langen? Warum, meinen Sie denn, lassen sich weltweit
die Eliteuniversititen, die es iiberall gibt, das Studium an
ihren Einrichtungen teuer bezahlen? — Wir waren doch
eben gerade erst auf Ausschussreise, Herr Schmitz, wir
waren doch an der ETH in Ziirich. Da wurde Thnen und
den anderen Parteien mal gehorig der Kopf gewaschen,

(Dr. Frank Grobe (AfD): Genau!)

dass sie ndmlich gar nicht glauben konnten, dass das, was
wir von der AfD fordern, dort gelebte Praxis ist.

(Beifall AfD)

Forschung und Lehre darf und muss etwas kosten. Wiirden
wir es in Hessen genauso machen wie vor einigen Jahren
die Kollegen in Baden-Wiirttemberg — dort beschlossen
und durchgefiihrt —, hétten unsere Hochschulen pro Haus-
haltsjahr 87 Millionen Euro mehr zur Verfliigung. Zusam-
men mit den Streichungen der vollig unsinnigen und ideo-
logischen Ausgaben im Hochschulbereich kdme so eine
absolut solide Finanzierung fiir unsere hessischen Hoch-
schulen zustande und auch fiir die dringend benétigte und
jetzt auch in den Grundvoraussetzungen geschaffene Ex-
zellenz.

(Beifall AfD, Sascha Herr und Maximilian Miiger
(fraktionslos))

Zum Abschluss meiner Rede mochte ich mich auf jeden
Fall bei den Damen und Herren der Hochschulen bedan-
ken, die heute gekommen sind.
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(Lachen Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Unsere hessischen Hochschulen haben eine bedeutende
und oft groBartige Historie, sind oftmals Jahrhunderte alt
und fast immer ein Ort fiir den freien und offenen Diskurs
sowie fiir die Forschung und Lehre. Eine solide, ehrliche,
transparente Finanzierung

(Zuruf Stephan Griiger (SPD))

ist einer der Grundpfeiler und vor allem die Grundvoraus-
setzung fiir eine positive Zukunft unserer Hochschulen —
nicht nur in Hessen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das scheint mir
wieder offensichtlich geworden zu sein, scheint in Zukunft
aber nur mit der AfD moglich zu sein. — Vielen Dank.

(Beifall AfD — Lachen Lucas Schmitz (CDU) — Zu-
rufe Stephan Griiger (SPD) und Dr. Stefan Naas
(Freie Demokraten))

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nichster Redner hat sich der Abgeordnete Kaffenber-
ger, Fraktion der Sozialdemokraten, zu Wort gemeldet.

Bijan Kaffenberger (SPD):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin, liebe Anwesende! Lassen
Sie mich zunéchst einmal kurz auf das eben Gesagte einge-
hen. Ich streite mich mit den demokratischen Fraktionen
dieses Hauses gerne dariiber, wie viel Geld fiir die Hoch-
schulen notwendig ist. Mehr ist immer besser. Wenn es
mal weniger wird, kann das auch mal passieren. Manchmal
bleibt es konstant.

Aber der Konsens, der uns alle eint, ist die Hochschulauto-
nomie. Wir werden von diesem Pult aus keiner Hochschule
in Hessen jemals sagen, welchen Studiengang sie zu strei-
chen hat, wo sie zu kiirzen hat oder wie sie Mittel fiir
Forschung und Lehre verteilt. Denn das ist nicht unsere
Aufgabe, und das wire auch nicht verfassungskonform.

(Anhaltender Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Ich mochte zundchst mit einem Zitat des tschechischen
Politikers und Menschenrechtlers Véaclav Havel beginnen:
Unsicherheit ist nicht das Ende von Gewissheit, sondern
der Anfang von Verantwortung.

Wir leben derzeit in unsicheren Zeiten. Wir stehen vor gro-
en globalen Herausforderungen, und auch wir Hessen, als
Land, stehen in finanziell schwierigen und unsicheren Zei-
ten vor der Aufgabe, einen Hochschulpakt zu verhandeln,
der sich nicht nur auf ein Haushaltsjahr bezieht, sondern
eben auf den Zeitraum von 2026 bis mindestens 2030.
Fiir uns als Hessen-Koalition kann ich sagen: Wir alle
wollen, dass die Hochschulen rasch Planungssicherheit fiir
die ndchsten Jahre erhalten.

Die aktuelle Haushaltssituation ist mafigeblich dafiir ver-
antwortlich, dass der landesweite Konsolidierungsdruck
hoch ist. Das Land ist dementsprechend zu erheblichen
EinsparmaBinahmen gezwungen, um die gesetzlichen Vor-
gaben der Schuldenbremse einzuhalten.

Liebe antragstellende Fraktion der Freien Demokraten, das
war gerade Thnen bei der Schuldenbremse immer so wich-
tig. Man konnte fast sagen, Sie haben sie monstranzartig

vor sich hergetragen. Insofern finde ich auch ganz span-
nend, dass der vorliegende Antrag jedweden Vorschlag ei-
ner Gegenfinanzierung dieser Millionenforderung komplett
vermissen ldsst. Das erzeugt bei mir doch durchaus einen
kleinen faden Beigeschmack.

(Beifall SPD und CDU)

Der Hessentrend dieser Woche hat gezeigt, wie wichtig
den Menschen in Hessen die Investitionen in Bildung
sind und dass sie dafiir auch Sondervermogen, also gelie-
henes Geld, verwendet sehen wollen. Die Schuldenbremse
erlaubt neuerdings eine strukturelle Neuverschuldung der
Lénder bis zu 0,35 % des BIP. AuB3erdem miissen wir uns
auch fiir weitere Mittel fiir den Hochschulbau aus dem
Sondervermdgen einsetzen.

Trotz alldem werden aber im Ergebnis alle Ressorts Kon-
solidierungsbeitrage leisten miissen. Der Ministerprasident
hat in seiner Regierungserkldrung am Dienstag schon dar-
auf hingewiesen, dass wir uns nichts vormachen diirfen:
Wir stehen da vor einer Mammutaufgabe, und die wird
nicht kleiner.

Fest steht aber fiir uns, dass die Hochschulen keine Son-
deropfer bringen miissen und nicht im Rahmen der Konso-
lidierung des Landeshaushalts gegeniiber anderen Teilen
der Landesverwaltung schlechtergestellt werden.

Dass im Jahr 2020 ein Hochschulpakt abgeschlossen wer-
den konnte, der, mit viermal 5 % Steigerung, die hdchs-
ten Zuwichse in der Geschichte des Landes Hessen errei-
chen konnte, war damals ein unter diesen Bedingungen
moglicher Weg. Es war eine gute finanzielle, eine gute
wirtschaftliche Lage; der war das zu verdanken. Aber von
der sind wir — das wissen wir alle, die wir hier sitzen —
aktuell leider weit entfernt.

Wir nehmen trotzdem die Sorgen und Note der hessischen
Hochschulen ernst. Die Landesregierung iibernimmt die
Verantwortung und wird fiir alle Beteiligten mit den Ver-
handlungen zum Hochschulpakt am Ende eine tragbare
Losung finden.

Die hessischen Hochschulen haben bereits, und das ist an-
zuerkennen, einen grofBen Beitrag geleistet, als sie zum
Ausgleich des Haushalts 2025 kurzfristig die nicht benotig-
ten Bauriicklagen zur Verfiigung gestellt haben. Dass diese
zurlickgezahlt werden, ist im Lol auch festgestellt. Dafiir
steht diese Landesregierung, und dieses Vertrauen der Ko-
alition bringen wir der Landesregierung auch an diesem
Punkt entgegen.

(Beifall SPD und CDU — Mathias Wagner (Taunus)
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das werden wir ja
noch sehen!)

Nach der jlingsten Steuerschdtzung muss das Land auch
in den kommenden Jahren ein strukturelles Defizit ausglei-
chen. Es besteht weiterhin erheblicher Konsolidierungsbe-
darf. Ich will es einmal so sagen: Licht am Ende des Tun-
nels wird es erst ab den Jahren 2028 fortfolgende geben.

Es geht aber nicht darum, dauerhaft einzusparen, son-
dern es geht darum, nach einem zweijéhrigen Tal, einem
schwierigen Tal, das wir gemeinsam werden durchschrei-
ten missen, wieder einen moderaten Aufwuchs der Mittel
zu ermoglichen. Im Unterschied zum letzten Pakt kdnnten
wir dann im besten Fall auch einen Ausgleich der Tarifstei-
gerungen und mehr unbefristete Beschéftigung abbilden.
Fiir uns als SPD-Fraktion wiére das wichtig; denn gute
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Arbeitsbedingungen an den Hochschulen und Bildungsge-
rechtigkeit sind unsere zentralen Punkte in der Hochschul-
politik.

(Beifall SPD)

Bei den aktuellen Demonstrationen zu den Verhandlungen
hinsichtlich des Bildungspakts gibt es meiner Ansicht nach
nicht nur eine groBe Unsicherheit. Vielmehr gibt es an
manchen Stellen auch ein bisschen Unwissen, wenn es um
die Frage der Bildungsgerechtigkeit geht. Es wird sugge-
riert, Studiengebiihren wéren ein Thema. Ich kann Thnen
heute hier versichern: Wir bleiben dabei, dass die Einfiih-
rung von Studiengebiihren filir uns kein Thema ist. Wir
erteilen der Einfilhrung von Studiengebiihren eine klare
Absage, und zwar fiir alle.

(Beifall SPD)

Die Ausgestaltung des Hochschulpakts hat auch nichts
mit der konkreten Hohe der Semesterbeitrdge zu tun. Auf
Schildern und in Social Media lese ich, es drohten den
Studierenden Semesterbeitrage in Hohe von 600 Euro. Das
mobilisiert vielleicht. Aber das ist sachlich nicht richtig.

Der Verwaltungsbeitrag, den die Hochschulen laut § 62
Hessisches Hochschulgesetz mit dem Land vereinbart ha-
ben, betrdgt maximal 50 Euro. Dieser Beitrag hat sich seit
vielen Jahren nicht erhoht. Wenn der Semesterbeitrag in
den letzten Jahren gestiegen ist, dann liegt das nicht am
Land, sondern an steigenden Kosten. Das kann das Semes-
terticket fiir die Studierendenschaft oder der Sozialbeitrag
fiir die Studierendenwerke sein. Das gehdrt zur Wahrheit
dazu.

Bei den Mitteln fiir die Studierendenwerke waren wir uns
doch sehr einig. Klar, da wurde auch gefordert, es konne
noch mehr sein. Wir haben 2 Millionen Euro pro Jahr zu-
sétzlich eingestellt. Deshalb ist es auch nicht richtig, dass
die Paktverhandlungen am Ende dazu fiihren wiirden, dass
das Schnitzel oder die vegetarische Bolognese mit Nudeln
in der Mensa 15 Euro kosten werde. Auch das wird nicht
passieren, nur weil der Hochschulpakt in die eine oder
andere Richtung verhandelt wird.

(Vereinzelter Beifall SPD und CDU)

Diese Sorgen konnen wir als SPD-Fraktion den Studieren-
den also nehmen. Wir stehen fiir Bildungsgerechtigkeit und
nicht fiir hdhere Kosten fiir die Studierenden.

Es kursieren aber noch weitere Zahlen. Auch heute wurde
eine wieder genannt. Da geht es um 1 Milliarde Euro.
Seit etwa zwei Wochen ist davon die Rede. Herr Kollege
Biiger, woher kommt denn diese Zahl? Sie sind Mathema-
tiker. Es geht nicht darum, ob die Summe stimmt, sondern
darum, ob jeder dieser Summanden am Ende auch Teil der
Summe ist. Wahrscheinlich ist es genau das, was richtig ist.
Es geht nicht darum, dass die Hochschulen nicht rechnen
konnten. Die Hochschulen kénnen rechnen. Die Frage ist
nur: Ist jeder einzelne Summand auch Teil der Summe?

Die Tarifsteigerungen wurden entsprechend der Regelung
des alten Hochschulpakts iiber die gesamte Paktlaufzeit bis
einschlieBlich 2025 beriicksichtigt. Das ist eine Regelung,
die die damals Verantwortlichen so getroffen haben. Wir
haben oft dariiber geredet, dass man es héitte anders ma-
chen konnen. Man hat es nicht so gemacht. Wir alle gingen
davon aus, dass das fiir die Hochschulen gut ist.

Es kam anders. Aber am Ende war die Regelung eine
Folge aus dem alten Pakt. Wir haben das hier lang und oft

genug diskutiert. Deswegen bin ich der Meinung, dass das
Land den Hochschulen mit dem neuen Pakt die Ubernah-
me der Tarifsteigerungen ermoglichen sollte, auch wenn
diese einmal hoher ausfallen. Das wére Planungssicherheit.
Aber das eben sind die Dinge, die wurden beim letzten
Mal anders verhandelt. Das sind die Lehren, die wir daraus
ziehen.

Das Land kommt den Hochschulen auch an anderen Stel-
len entgegen. Heute Morgen haben wir iiber die Finan-
zierung der Excellenzcluster diskutiert. Der Minister hat
klar gesagt, dass das nicht davon abgezogen werden soll.
Gleichzeitig geht es auch um die Frage, ob wir die Riick-
lageentnahme verrechnen. Denn der Letter of Intent sagt,
dass sie sie bekommen.

Ich habe es auch schon gesagt: Zusédtzliche Mittel aus
dem Sondervermdgen sollen dazukommen. Da konnte man
auch sagen, man rechnet sie drauf oder zieht sie ab.

All das sind Fragen, die dort nicht beriicksichtigt sind.
Zu behaupten, es fehle 1 Milliarde Euro, blendet all diese
Aspekte aus. Aber das ist natiirlich eine schone Zahl, mit
der man in der Offentlichkeit Stimmung machen kann.
Statt iiber die Frage zu diskutieren, wie hoch das ist und
welchen Zeitraum das einnimmt, ist es, glaube ich, wich-
tig, dass wir nicht weiter 6ffentlich, nicht hier und nicht
heute sprechen, sondern dass wir in vertraulichen Verhand-
lungen zwischen dem Land und den Hochschulen zu einer
Einigung kommen. Ich bin guter Dinge, dass wir es in
Kiirze schaffen werden, im Sinne der Planungssicherheit
einen tragfahigen Kompromiss zu erreichen.

Die hessischen Hochschulen werden mit dem neuen Hoch-
schulpakt im besten Fall Planungssicherheit und Verldss-
lichkeit fiir die finanziell auch fiir das Land sehr ungewis-
sen Jahre erhalten. Die Hochschulen werden sichere Auf-
wiichse unabhéngig von der Haushaltssituation haben. Ich
glaube, allein das ist in solch unsicheren Zeiten, in denen
wir heute leben, ein Wert an und fiir sich. Das ist meiner
Ansicht nach der Anfang von Verantwortung. — Vielen
Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nédchster Redner hat sich Herr Schmitz von der Frakti-
on der CDU zu Wort gemeldet.

Lucas Schmitz (CDU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die Situation ist bescheiden. Machen wir uns
nichts vor. Da gibt es auch nichts zu beschonigen. Ich
kann das Vorgehen der Opposition fast schon ein bisschen
verstehen. Ich konnte die grofe Kritik am Vorgehen der
Landesregierung wirklich nachvollziechen, wenn denn die
Landesregierung dafiir etwas konnte.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Die anderen
sind schuld!)

Glauben Sie ernsthaft, dass uns diese Situation Freude be-
reitet? Glaubt hier eigentlich wirklich jemand, dass wir
gern iber kurzfristige Kiirzungen fiir das Jahr 2026 bei
den Hochschulen sprechen? Meine sehr geehrten Damen
und Herren der Opposition, der Fraktion der FDP und der
Fraktion der GRUNEN, diese Landesregierung hat jetzt
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das auszubaden, was uns die ehemalige Ampelregierung
mit ihrem Wirtschaftsminister eingebrockt hat.

(Beifall CDU)

Das ist das Ergebnis, das wir auszubaden haben. Nichts
anderes ist es. Lieber Matthias Biiger, bei einer wissen-
schaftspolitischen Debatte die Fakten derart zu verdrehen,
ist schon spannend.

Herr Kollege Kaffenberger hat das gerade angesprochen.
Ich habe gestern im Rahmen meiner Rede zur Freiheit der
Wissenschaft davon gesprochen, dass jeder das Recht auf
eine eigene Meinung hat. Aber nicht jeder hat das Recht
auf eigene Fakten. Fakt ist ndmlich, dass diese 1 Milliarde
Euro eine reine Fantasiezahl ist, die auf keiner soliden
Rechengrundlage beruht. Fakt ist, dass die Behauptung,
dass die Exzellenzcluster nicht vollkommen ausfinanziert
seien, falsch ist. Fakt ist, dass die Universititen bei der
Bewerbung um die Exzellenz unterstiitzt werden.

Man kann dann noch weitergehen und sich anschauen, was
in den anderen Bundesldndern passiert. Selbst wenn man
einmal das, was im Raum steht, zugrunde legt und einmal
schaut: ,,Wie ist das in den anderen Bundesldandern?*, dann
bewegen wir uns weit unter dem, was in Nordrhein-West-
falen gemacht wird. Schauen Sie doch einmal, wo Sie
in der Regierung sind. Da werden konsequent 5 % vom
Hochschulbudget weggenommen. Uber diese Prozentzahl
reden wir liberhaupt noch nicht. Lassen Sie uns bitte hier
bei den Fakten bleiben, gerade auch deshalb, weil es um
eine wissenschaftspolitische Debatte geht.

(Beifall CDU und Bijan Kaffenberger (SPD))

Ich werde jetzt inhaltlich. Wir haben uns beim Abschluss
des letzten Hochschulpakts gefeiert. Gemeinsam mit der
ehemaligen Landesregierung aus CDU und GRUNEN ha-
ben wir uns fiir die 4 % jahrliche Steigerung gefeiert. Das
war ein riesiger Erfolg. Dahinter stehen wir. Wir haben uns
dafiir gefeiert, dass mit diesen 4 % auch die tariflichen
Ergebnisse abgegolten sind. Aber im Gegensatz zu Thnen
konnen wir jetzt wenigstens zugeben, dass das ein Geburts-
fehler war.

Vor dem Hintergrund der tariflichen Ergebnisse, vor dem
Hintergrund der wirtschaftlichen Entwicklung, vor dem
Hintergrund der Energiekosten und der Inflation kdénnen
wir das nicht mehr gewéhrleisten. Wir miissen jetzt auch
noch zusitzlich die tariflichen Ergebnisse ausgleichen. Es
ist einfach falsch und es ist in gewisser Weise auch verlo-
gen, dass man sich jetzt hinter das zuriickzieht, was eigent-
lich der Erfolg war. Das ist einfach falsch. Die 4 % waren
ein Erfolg. Jetzt miissen wir gemeinsam schauen, wie wir
die tariflichen Ergebnisse in Zukunft ausgleichen.

Apropos Tarifergebnisse: Ich werde da immer wieder iiber-
rascht. Ich sage das ganz bewusst in Richtung der Frak-
tion der GRUNEN. Sie fordern immer bessere Arbeitsbe-
dingungen. Sie fordern, dass die studentischen Hilfskréfte
auskommlich finanziert werden. Sie stehen dafur ein, dass
die Hochschulen Orte der guten Arbeit sind.

Das sehen wir auch so, das ist richtig. Aber wir miissen
uns an der Stelle auch einmal ehrlich machen: Wir kon-
nen nicht immer nur bessere Arbeitsbedingungen fordern,
gleichzeitig aber nicht wissen, wie wir sie finanzieren kon-
nen. Die Hochschulen haben jetzt gerade die tariflichen
Ergebnisse auszubaden. Das ist natiirlich ein Erfolg auf
der anderen Seite. Aber wir kdnnen nicht auf der einen
Seite fiir die Arbeitsbedingungen stehen und auf der ande-

ren Seite nicht so ehrlich und aufrichtig sein, zu sagen,
dass es mehr Geld kostet und am Ende auch dazu fiihren
kann, dass Personal abgebaut werden muss, wenn wir diese
Ergebnisse auf der anderen Seite haben wollen. Diese Ehr-
lichkeit, diese Aufrichtigkeit, sollten gerade Sie als griine
Fraktion auch einmal an die Hochschulen und an die Stu-
dierendenschaft tragen; denn das gehort an der Stelle zur
Wahrheit dazu.

(Beifall CDU)

Es gibt jetzt im Grunde genommen zwei Optionen: Entwe-
der wir reden jetzt die hessische Hochschulpolitik in Grund
und Boden, oder wir iiberlegen mal — gerade auch in dieser
wirtschaftlich schwierigen Zeit —, wo eine Chance fiir un-
sere Hochschulen liegen kann.

(Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das
klingt ja sehr nach Christian Lindner!)

— Das hat nichts mit Christian Lindner zu tun. Wir denken
nach vorne, Christian Lindner ist Vergangenheit.

(Zurufe Freie Demokraten)

Vielleicht vergegenwirtigen wir uns an dieser Stelle noch
einmal die Aufgaben und die Rolle unserer Hochschulen.
Hochschulen haben den Auftrag, durch Forschung und
Lehre zu einem Mehrwert fiir die Gesellschaft beizutra-
gen. Aber ich frage auch einmal ganz offen und ehrlich:
Wird dieser Auftrag noch immer vollends erfiillt? Ich bin
mir ndmlich nicht sicher, ob es richtig ist, dass eine hessi-
sche Hochschule 15 verschiedene ingenicurwissenschaftli-
che Studiengénge hat. Ich bin mir auch nicht sicher, ob es
notwendig ist, dass wir Orchideenficher wie Japanologie
haben, in denen sage und schreibe zehn bis 20 Studenten
zusammensitzen. Ich bin mir auch nicht sicher, ob wir bei
den Hochschulen schon am Limit der Verwaltungseffizienz
angekommen sind. Das sage ich nicht als Vorwurf in Rich-
tung der Hochschulen,

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Natiirlich
nicht!)

ganz im Gegenteil. Ich hinterfrage mal die Entscheidun-
gen, die wir in letzter Zeit — gerade auf Ihr Ansinnen hin
— getroffen haben. Ich denke da an das Beauftragtenwesen
in den Hochschulen, was da fiir ein Personalaufbau stattge-
funden hat, dass jede Hochschule eine Nachhaltigkeitspro-
fessur haben muss,

(Zurufe Freie Demokraten)

dass jede Hochschule einen Tierschutzbeauftragten haben
muss, und viele weitere Dinge. Auch das ist das Ergebnis
Threr griinen Politik in den letzten Jahren, dass wir auch da
einen groflen Verwaltungsaufbau hatten.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Deswegen miissen wir dariiber nachdenken, ob wir da
nicht an der moglichen Effizienz etwas drehen konnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich appelliere an
dieser Stelle auch ein bisschen an die Verantwortung, die
wir jetzt hier gemeinsam haben.

(Zurufe AfD: Oho!)

— Ein Hallo aus der AfD-Fraktion, das ist spannend. Sehr
geehrter Herr Roos, hier sitzen ungefdhr 133 Abgeordnete
und viele Giste auf der Tribiine. Sie hatten heute echt mal
die Chance, zu zeigen, ob Sie bei der AfD wirklich ein
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bisschen hochschulpolitischen Sachverstand haben, und
diese Chance haben Sie klédglichst vergeben. Es war wirk-
lich peinlich, Thnen an dieser Stelle zuzuhoren.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD — Dr. Frank Grobe
(AfD): Den Sachverstand hat er gezeigt! — Weitere
Zurufe)

Bei allem Respekt, aber ich weil} nicht, ob Sie den Hoch-
schulpakt jemals gelesen haben.

Ich appelliere an die Verantwortung. Die Universitéten in
Gieflen, Marburg, Frankfurt und Darmstadt haben jetzt die
Chance, nicht nur sich als Exzellenzuniversitit zu bewer-
ben, sondern auch eine zu werden. Sie haben es durch
die guten Bewerbungen geschafft, die Voraussetzungen zu
erfiillen. Das ist das Verdienst der Universitidten, das ist
das Verdienst der Spitzenforscherinnen und -forscher. Das
ist selbstverstdndlich aber auch das Verdienst von drei
Fraktionen und zwei Ministern: Das ist der Erfolg von
CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Das ist das
Verdienst von Herrn Staatsminister Gremmels, aber selbst-
verstdndlich auch von Thnen, liebe Frau Dorn — es wurde
heute zu Recht mehrfach erwéhnt.

Jetzt stehen wir aber vor der Frage, wie wir unsere Univer-
sitditen dabei unterstiitzen wollen. Die Hessische Landes-
regierung wird sie finanziell unterstiitzen. Die regierungs-
tragenden Fraktionen aus CDU und SPD werden in vie-
len Gespréachen mit den Universitdten und der Forschungs-
landschaft fiir unsere Universitdten werben. Aber was ist
denn das Zeichen des Hessischen Landtags? Welches Zei-
chen wollen wir denn jetzt als Hessischer Landtag in genau
diesen Bewerbungsprozess geben? Wollen wir durch lautes
Geschrei, wie schlecht es um unsere Hochschulen und un-
sere Wissenschaftslandschaft bestellt ist, hier ein Signal
des Chaos senden?

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Wir wollen
einen guten Finanzpakt!)

Oder wollen wir uns unterhaken und zusammenstehen?
Wollen wir gemeinsam diesen Weg gehen? Wollen wir
gemeinsam als Landtag betonen, dass wir jetzt durch ein
kurzes Tal gehen werden, dann aber gemeinsam als Land-
tag unsere Universitdten dabei unterstiitzen werden, dass
wir eine Exzellenzuniversitdt haben, dass wir die Wissen-
schaftslandschaft in Hessen weiter steigern, weil wir dar-
um wissen, was fir einen Mehrwert eine Exzellenzuniver-
sitdit am Ende fiir unsere Wirtschaft und fiir unsere Gesell-
schaft haben kann? Diese Frage miissen Sie gleich beant-
worten, Frau Eisenhardt. Welchen Weg wollen Sie gehen?
Wollen Sie den Weg mit dem Haus gehen, oder wollen Sie
den Weg des Chaos gehen,

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

bei dem wir nicht wissen, ob die Hochschulen am Ende
auch wirklich davon profitieren konnen?

(Beifall CDU — Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN))

Ich darf zusammenfassen: Diese christlich-soziale Koaliti-
on steht an der Seite der hessischen Hochschulen. Sie steht
an der Seite der Prisidien der hessischen Hochschulen.
Sie steht an der Seite der Studenten der hessischen Hoch-
schulen.

(Zurufe Martina Feldmayer und Mathias Wagner
(Taunus) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Wir sind verldsslicher Partner, und wenn Sie als griine
Fraktion sich davon verabschieden wollen, dann kdnnen
Sie das gerne machen. Wir gehen diesen Weg sehr deut-
lich, sehr klar weiter.

Nach einem Tal im Jahr 2026 wird es auch wieder bergauf
gehen. Hessen ist das Land der Exzellenz.

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Hessen ist das Land, in dem die Landesregierung die
Universitdten weiter unterstiitzen wird. Diese Krise wer-
den wir gemeinsam als Chance sehen, damit wir uns ge-
meinsam wieder vergegenwartigen, welche Aufgabe und
welche Rolle Universitidten haben, damit wir gemeinsam
fiir die Wissenschaftslandschaft in Hessen unseren Beitrag
leisten. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und Bijan Kaffenberger (SPD))

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Zu einer Kurzintervention hat sich der Abgeordnete Roos
von der Fraktion der AfD gemeldet. Zwei Minuten.

Jochen K. Roos (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrter Herr Schmitz,
ich gehe jetzt noch einmal rein. Vielleicht kdnnen wir mal
gemeinsam in die Schweiz fahren: Vielleicht reflektieren
Sie danach Thre Aussagen noch einmal ein bisschen besser.

Auf der anderen Seite mochte ich Thnen hier zwei Sachen
sagen. Zum einen werfen Sie uns immer vor, wir wiirden
die Wissenschaftsfreiheit angreifen, weil wir gewisse Stu-
dienfacher diskreditieren wiirden. Sie haben hier eben die
Japanologie als ein Orchideenfach bezeichnet, wollen aber
gleichzeitig nicht an die Gender Studies ran. Das ist Bigot-
terie, Herr Schmitz.

(Beifall AfD)

Ad zwo, auch sehr interessant: Ich dachte, normalerweise
sind wir die Experten fiir das Ampel-Bashing, aber Sie
haben es auch ein bisschen versucht. Es war nicht ganz so
gut wie normalerweise bei uns, aber es sei [hnen verziehen.

Wenn Sie hier fragen, wer flir den wirtschaftlichen Zustand
in Land und Bund verantwortlich ist: Wer regiert denn hier
seit mehreren Legislaturperioden immer mit wechselnden
Koalitionspartnern, griin, rot und gelb? Das waren nicht
wir, sondern die CDU war immer mit daran beteiligt. Fiir
die wirtschaftliche Situation in unserem Land und an un-
seren Hochschulen sind hauptsichlich Sie verantwortlich,
Herr Schmitz. — Vielen Dank.

(Beifall AfD — Zuruf Ingo Schon (CDU) — Gegenruf
AfD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Herr Abgeordneter Schmitz, mdchten Sie antworten? —
Das ist nicht der Fall. Dann fahren wir in der Redner- und
Rednerinnenreihenfolge fort. Frau Abgeordnete Eisenhardt
von der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, bitte.
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Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Wer 1 Milliarde Euro Defizit bei den Hoch-
schulen fiir einen guten Hochschulpakt hilt, hat jeden Rea-
litdtssinn verloren.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Zuruf)

— Alles gut, kommt noch. — Wer behauptet, diese Zahl oder
diese Summanden wiirden nicht stimmen, der versucht ab-
zulenken.

(Lachen Minister Timon Gremmels)

Schauen wir uns einmal an, was die Hochschulen rechnen.
Ca. zwei Dirittel des erwarteten Defizits entstehen durch
geschitzte Tarif- und Inflationskosten bis 2031. Diese Zahl
ist ungewiss, sie ist geschitzt. Aber dass die Schitzung
der Hochschulen hinreichend konservativ ist, wird nicht
angezweifelt.

Ca. ein Drittel der Kosten — und um die geht es — ist schon
bekannt. Es sind Personalkostensteigerungen, die durch die
Erhéhung der Beamtenbesoldung ab diesem Dezember im
kommenden Jahr das erste Mal zu Buche schlagen werden.
Herr Minister, Thr Argument lautet, diese Kosten seien vor
dem Paktzeitraum beschlossen worden. Dieses Argument
ist doch Augenwischerei. Entscheidend fiir einen Hoch-
schulpakt ist, wann die Kosten bei den Hochschulen das
erste Mal anfallen, und das ist in der ndchsten Paktlaufzeit.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Zuruf CDU)

Am Ende ist es doch ganz einfach: Das Geld fehlt, die
Rechnung stimmt. Punkt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Widerspruch Lucas Schmitz (CDU))

Ich mdchte noch mit einer zweiten Augenwischerei auf-
rdumen. Sie sagen, das Geld fehlt, wir alle, alle Ressorts
miissten sparen. Aber die Wahrheit steht im Erlass zur
Haushaltsaufstellung 2026:

(Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): So ist
es!)

Nur im Wissenschaftsbereich sinken die Mittel langfristig.
In allen anderen Ressorts stagnieren oder wachsen sie. Fakt
ist: Die Kiirzungen im Hochschulbereich sind eine politi-
sche Priorititensetzung. Bildung ist nicht Thre Prioritét in
der Landesregierung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Sie konnen die Augen nicht davor verschlieen, was dieses
Defizit von 1 Milliarde Euro an unseren Hochschulen be-
deutet. 80 % der Hochschulausgaben sind Personalkosten,
das heifit im Klartext: 10 % Personalabbau. Wenn Hunder-
te Leute ihre Jobs verlieren, wiirde die SPD nicht dann
normalerweise an den Werkstoren stehen?

(Zuruf: Ja!)

Ich frage mich: Wo sind Sie? Wo ist die Sozialdemokratie
in unserem Land?

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt Freie Demokraten)

Der Prisident der TH Mittelhessen sagt:

,unser Defizit wire so hoch, dass wir, wenn wir
funf Jahre keine Stellen wiederbesetzen, nicht das
Defizit ausgleichen konnten.*

An der Frankfurt University of Applied Sciences gibt es
schon jetzt einen Stopp aller Berufungsverfahren fiir Pro-
fessuren.

(Zuruf Freie Demokraten: Hort, hort!)

Stellensperren gibt es an fast allen Hochschulen. Beson-
ders hart ist, dass der stirkste Einschnitt bereits im nichs-
ten Jahr kommen soll. 2026 soll der Hochschulpakt nicht
nur nicht wachsen, sondern er soll schrumpfen; denn Sie
wollen eine Minusrunde im Pakt von 30 Millionen Euro,
wiéhrend die Hochschulen gleichzeitig 65 Millionen Euro
neue Kosten fiir Tarifsteigerungen schultern miissen. Das
heift, die Hochschulen miissten nichstes Jahr sehr schnell
sehr viel Personal einsparen, und das ist der Knackpunkt.

Herr Biiger hat es Thnen auch schon erklért, und ich tue
es gerne noch einmal. Hochschulen konnen so kurzfristig
nicht strategisch sparen. Sie miissen gezwungenermalien
zufillig kiirzen. Weil Professuren eben auf Lebenszeit an-
gelegt sind, wird gestrichen, was gerade frei wird — egal,
ob es verzichtbar wére oder nicht. Ich nenne das in mei-
nen Gesprichen ,,Meteoritenschauer” — nur, dass er nicht
die Dinos ausloscht, sondern das Fundament unserer Hoch-
schulen nachhaltig zerstort.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Deshalb machen das die Présidien jetzt deutlich. Ich moch-
te es klar sagen: Es sind die Présidien, die aus den Gespré-
chen zu Recht an die Offentlichkeit gegangen sind, um
auf die Situation in den Verhandlungen aufmerksam zu
machen. Da konnen Sie nicht dauerhaft nur von ,,guten
und vertraulichen Paktgesprichen sprechen. Denn wer das
mittrdgt, der gefdhrdet am Ende die Hochschulen, und der
gefahrdet auch Hessens Zukunft.

Professor Schleiff, Prasident der Goethe-Universitit, bringt
das auf den Punkt:

,»Mit diesen Planen gefdhrdet die Landesregierung
den Wohlstand Hessens, die Sicherheit und die Zu-
kunft unseres Bundeslandes.*

Die Hochschulen sprechen zu Recht von einer Abwirts-
spirale, die ein solches Defizit auslost. Auf gestrichene
Stellen folgen die SchlieBungen von Laboren und von Stu-
diengédngen. Weniger Absolventinnen und Absolventen fiir
die Unternehmen der Region sind die Folge. Das geféhrdet
am Ende den Wissenschafts- und den Wirtschaftsstandort
Hessen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

In einer solchen Situation wiirde man einen besorgten Mi-
nister erwarten, der den Ernst der Lage sieht, der um Lo-
sungen ringt. Doch das ist nicht das Bild, das Sie, Herr
Minister Gremmels, abgeben. Im Gegenteil, Sie haben ein
Jahr lang verhandelt, ohne ein einziges Mal zu sagen, was
Ihr Angebot ist. Sie haben lange keine Zahlen geliefert.
Heute, weniger als drei Wochen, bevor Sie einen Pakt un-
terschreiben wollen, haben die Hochschulen immer noch
keine hochschulindividuellen Zahlen.

Aber wenn die Hochschulen dann mit einer Zahl rausge-
hen, ist die IThrer Ansicht nach erst einmal falsch. Dass
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Herr Kaffenberger heute Transparente von Studierenden
kritisiert, spricht Bénde.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Herr Schmitz, Sie machen die von den Gewerkschaften
erstrittenen Tarifabschliisse zum Siindenbock. Sie seien
selbst fur die hohen Kosten verantwortlich. Das mdchte
ich nutzen, um daran zu erinnern: Fiir alle anderen Landes-
beschiftigten wird das Tarifergebnis einfach ausgeglichen;
die Hochschulen erbringen es derzeit noch aus dem Pakt.

(Zuruf Lucas Schmitz (CDU))

Sie werden es auch im nichsten Pakt noch aus ihrem eige-
nen Budget erbringen miissen, weil die Landesregierung
erst ab einem Tarifabschluss ab 5 % einspringen mdchte.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Lucas Schmitz (CDU): Es war Thre Mi-
nisterin, die das verhandelt hat!)

Sie haben die Verhandlungen immer wieder verzogert. Sie
bauen unnétig einen Zeitdruck auf, um die Unterschrift un-
ter dem Pakt zu erzwingen. So geht man nicht mit Partnern
um, die unser Wissenschaftssystem tragen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Ich mochte noch Frau Prof. Briihl, Prisidentin der TU
Darmstadt, zitieren:

,»und daher appellieren wir an die Landesregierung,
unsere Zukunft nicht aufs Spiel zu setzen. Alle 14
hessischen Hochschulen erwarten, dass sich unser
Minister fiur seine Hochschulen beim Finanzminister
noch stirker einsetzt, noch stirker fiir die Zukunft
eintritt, fir unser aller Zukunft.*

Da frage ich mich: Herr Minister, welchen Eindruck haben
Sie bisher bei den Hochschulleiterinnen und -leitern hinter-
lassen?

Wie Thre Haltung ist, davon konnten wir in der letzten
Ausschusssitzung einen Eindruck gewinnen. Statt mit den
Hochschulen iiber politische Prioritdten zu sprechen und
sich verantwortlich zu fiihlen, haben Sie im Ausschuss
folgende Antwort gegeben — ich zitiere aus meiner Erinne-
rung —: Die Hochschulen sind, wie andere Landesbetriebe
auch, zur Einhaltung der vom Landtag erteilten Budgeter-
méchtigung verpflichtet. Die Hochschulen sind verpflich-
tet, ihre Planungen in eigener Verantwortung anzupassen.

Ubersetzt heiBt es: Sie miissen selbst schauen, wie sie mit
weniger Mitteln hinkommen. Mich interessiert das nicht.
— Ja, geht es noch? Das ist eine Bankrotterkldrung der
Politik.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Widerspruch Minister Timon Gremmels)

Ich erwarte, dass Sie Thre Haltung zur Prioritdt von Bil-
dung korrigieren. Ich erwarte, dass ein Hochschulminis-
ter, ein Finanzminister und ein Ministerprisident verste-
hen, dass Bildung und Wissenschaft elementar fiir Innova-
tion und Wohlstand sind. Ich erwarte ein Verstidndnis fiir
die Struktur und die finanziellen Zwénge unserer Hoch-
schulen.

Wenn Sie die Hochschulen zum Sparschwein fiir den Lan-
deshaushalt 2026 machen, begehen Sie einen gravierenden

Fehler. Ich erwarte, dass Sie, Herr Minister Gremmels,
diese Verhandlungen fiihren. Eine Basta-Politik ist eine
Jobverweigerung und schadet unserem Land.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Wer das Fundament unseres Wissenschafts- und Wirt-
schaftsstandorts nicht zerstoren will, fiir den miissen min-
destens zwei Dinge klar sein: Erstens muss der kommende
Hochschulpakt Tarif- und Inflationssteigerungen ausglei-
chen. Zweitens darf es keine Kiirzungen am Sockelbudget
geben.

Ich fordere Sie auf: Machen Sie Thren Job. Verhandeln Sie
den Hochschulpakt nach,

(Lucas Schmitz (CDU): Der ist noch nicht einmal
ausverhandelt!)

prasentieren Sie den Hochschulen neue Zahlen, kommen
Sie Threr Verantwortung fiir unsere Hochschulen nach. —
Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Angela Dorn (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Nun erteile ich der Landesregierung das Wort. Herr Staats-
minister Gremmels, bitte.

Timon Gremmels, Minister fiir Wissenschaft und For-
schung, Kunst und Kultur:

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Es gibt jetzt eine kleine Herausforderung
fiir mich; denn Hochschulpaktverhandlungen — das weil3
die Frau Prisidentin aus ihrer alten Verwendung noch —
sind vertraulich zwischen den Hochschulen, dem Finanz-
ministerium und dem Wissenschaftsministerium.

Da muss auch nichts nachverhandelt werden, Frau Eisen-
hardt, weil die Verhandlungen iibrigens noch laufen.

(Beifall CDU und SPD)

Ich halte mich an diese Vertraulichkeit; denn auch da gilt
ein anderer alter Grundsatz: Nichts ist verhandelt, solange
nicht alles verhandelt worden ist.

Zu Threm Appell, ich solle die Verhandlungen iiberneh-
men: Was meinen Sie denn, wer die Verhandlungen fiihrt?
Wir fiithren die Verhandlungen seit Anbeginn. Das ist Chef-
sache, das macht der Minister, und das tun wir intensiv auf
verschiedenen Ebenen. Wir sprechen nicht nur im Rahmen
der Hochschulleitungskonferenzen mit den Hochschulen,
mit den Présidentinnen und Présidenten sowie den Kanzle-
rinnen und Kanzlern, sondern wir fithren auch viele Einzel-
gespréche.

Seit Amtsiibernahme haben der Herr Staatssekretir und ich
mehrfach mit den Vertretern der Gewerkschaften gespro-
chen, mehrfach mit den Vertretern der Landes-ASten-Kon-
ferenz gesprochen, mehrfach auch mit anderen Gruppen
aus dem Hochschulbereich gesprochen. Wir diskutieren,
informieren uns und sorgen dafiir, dass wir gute Rahmen-
bedingungen vor dem Hintergrund der schwierigen wirt-
schaftlichen Herausforderungen unseres Landes hinbekom-
men, meine sehr verehrten Damen und Herren.
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Frau Prisidentin, ich mochte an dieser Stelle sagen: Ich bin
schon etwas neidisch auf Sie gewesen; denn, wenn ich mit
diesen Rahmenbedingungen hétte arbeiten miissen, die Sie
als Wissenschaftsministerin 2010 bei den Verhandlungen
des Hochschulpakts vorgefunden hétten, wére das eine tol-
le Ausgangsvoraussetzung gewesen, um einen tollen Hoch-
schulpakt miteinander zu verhandeln.

(Beifall Peter Franz (CDU))

Darum beneide ich Sie, aber es hilft ja nichts: Die Rah-
mendaten sind andere. Das ist {ibrigens auch nicht hausge-
macht. Es besteht international gerade eine wirtschaftliche
Herausforderung. Das spiegelt sich in den offentlichen
Haushalten wider, nicht nur auf der Bundes- und auf der
kommunalen Ebene, sondern eben auch auf Landesebene.
Wir miissen mit diesen schwierigen Voraussetzungen ar-
beiten, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und SPD)

Deswegen haben wir uns als Allererstes angesehen: Was
war an dem alten Hochschulpakt gut und was schlecht?
— Frau Eisenhardt, ich sage Ihnen eines. Nicht so gut,
sondern schlecht war es, pauschal zu sagen: Mit dem So-
ckelbudget von 4 % sind alle mdglichen Tarifsteigerungen
abgegolten. — Das war, von heute aus betrachtet, ein groBer
Fehler.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Ein Grofiteil der finanziellen Probleme, die die Hoch-
schulen heute haben, liegt genau an diesem Fehler, den Sie
damals mit begangen haben, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall SPD)

Es gehort auch zur Redlichkeit: Vielleicht hatte ich damals
in der Verantwortung auch diese Entscheidung getroffen.
— Jetzt miissen wir aber doch daraus lernen und die Konse-
quenzen ziehen. Das machen wir. Ich habe das schon an
verschiedenen Stellen gesagt.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Dann koénnen Sie Entscheidungen &n-
dern!)

— Jawohl, Herr Wagner, genau das tun wir ndmlich. Wir
werden das zukiinftig wieder anders machen und einen
Teil moglicher Tarifsteigerungen direkt aus dem Landes-
haushalt bezahlen und eben nicht iiber den Hochschulpakt
abfedern.

(Beifall CDU und SPD)

Genau diesen Fehler, den Sie gemacht haben, werden wir
korrigieren, weil wir ein lernendes System sind, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Zuruf Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Sie haben damals noch einen Fehler gemacht. Sie haben
es nicht hinbekommen, in den Hochschulpakt eine Uber-
gangsphase fiir den nichsten Hochschulpakt, fiir diese
Ubergangszeit, auf den Weg zu bringen. Auch das wer-
den wir tun. Es muss eine Schnittstellenkompatibilitit zwi-
schen diesem zum néichsten Hochschulpakt geben. Das gilt
auch fiir die, die wir kiinftig abschlieBen werden, zum
jeweils nichsten. Genau diese Ubergiinge sind von Thnen
damals nicht geklart worden.

(Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das war noch nie ndtig gewesen! — Gegenruf Bijan
Kaffenberger (SPD): Es gab auch noch nie 10 %
Tarifsteigerung!)

Auch aus diesem Fehler lernen wir, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Ich kann es Thnen leider nicht ersparen: Wir werden an
noch einer Stelle korrigieren, {ibrigens in einem guten Dia-
log und mit guten Anmerkungen der Hochschulleitungen,
der Prisidien und der Kanzler. Wir werden entbiirokratisie-
ren. Wir werden viele Einzeltdpfe, viele Nebenabsprachen
korrigieren. Wir werden das alles im Zusammenhang mit
dem Sockelbudget priifen, dass es fiir die Hochschulen
mehr Gestaltungsfreiraum gibt — weniger andere Topfe,
mehr in das Sockelbudget. Genau das ist eine Forderung
der Hochschulen. Dem werden wir nachkommen, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Sie sehen genau an diesen Punkten, dass wir analysieren,
was falsch gelaufen ist, was gut gelaufen ist und wie wir
Gutes vor dem Hintergrund schwieriger finanzieller Her-
ausforderungen besser machen koénnen.

Ich biete Thnen an, weil ich aus Verhandlungen ungern
zitiere — das ist unredlich —, dass wir, wenn wir im Sep-
tember wieder hier zusammenkommen, das Thema Hoch-
schule gerne noch einmal aufrufen. Dann haben wir einen
unterzeichneten Hochschulpakt. Unser Ziel ist es, das bis
Mitte Juli hinzubekommen. Dann kénnen wir diesen Pakt
intensiv beraten und dariiber diskutieren. Wir kénnen dann
sehen, was aus lhren Befiirchtungen geworden ist, wo wir
und wo eventuell Sie Recht hatten. Das sage ich Thnen
gerne zu. Diese Landesregierung steht zu dem, was sie ver-
und aushandelt, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und SPD)

Frau Eisenhardt, aber bei so ein paar Punkten frage ich
mich schon, was Ihre Quellen sind, wenn Sie zum Beispiel
sagen, das Land wiirde die Kosten nur ab 5 % Tarifstei-
gerung {ibernechmen. Ich kann das nicht bestitigen. Wir
haben das noch nicht zu Ende verhandelt. Wie kommen Sie
auf diese Zahlen? Sie haben auch gesagt, die Hochschulen
hitten nicht hochschulspezifisch das bekommen, was sie
brauchen, um fiir das néchste Jahr planen zu konnen.

(Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das habe ich Sie am Dienstag gefragt!)

Sie haben grobere Eckwerte bekommen. Mittlerweile lie-
gen auch alle Zahlen vor. Jede Hochschule hat auf dem
Tisch liegen, was sie sozusagen finanziell an Rahmenbe-
dingungen fiir die néchsten Jahre hat.

(Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Sie haben am Dienstag gesagt: Das gibt es nichste
Woche!)

Ich sage Thnen noch eines, weil wir auch hiufig mitein-
ander dariiber diskutieren, ob ein Hochschulpakt auch in
schwierigen Zeiten Sinn macht. Ich sage Ja. Ich kann nur
werben und die Hochschulen bitten, einen Pakt zu unter-
zeichnen. In dieser schwierigen weltwirtschaftlichen Situa-
tion und der Unklarheit, wie sich die internationale Lage
entwickelt, wissen wir nicht, was in den nichsten fiinf bis
sechs Jahren passiert. Einen Pakt abzuschlieBen, der bis
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2031 gilt, der Planungssicherheit bietet und nach einem Tal
auch wieder einen Aufwuchs generieren wird, ist ein klarer
Mehrwert.

(Beifall Peter Franz (CDU))

Ich sage Thnen: Viele andere Ressorts, viele anderen Men-
schen der dffentlichen Hand und viele andere wiirden sich
wiinschen, sie hétten eine solche Planungssicherheit. Ein
Pakt ist ein Gutes.

(Beifall CDU und SPD — Dr. Stefan Naas (Freie
Demokraten): Sie sparen es doch an dieser Stelle
kaputt! Sie haben doch die Struktur kaputt gemacht!
Die Leute kriegen Sie doch nie wieder!)

Ich sage Thnen noch eines, weil gerade diskutiert wird,
was, wo, wie eingespart wird. Ich sage Thnen ganz deut-
lich: Ich verstehe meine Position als Wissenschaftsminister
so, dass wir Rahmenbedingungen setzen. Ich respektiere
aber auch die Hochschulautonomie. Die Frage, wo und
wie Hochschulen dort Anpassungen vornehmen miissen,
miissen die Hochschulen — gerne auch im Dialog mit uns
— diskutieren, aber wir werden an dieser Stelle den Hoch-
schulen keine Vorgaben machen. Das ist Hochschulautono-
mie, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und SPD)

Hochschulautonomie gilt nicht nur in guten Zeiten. Sie gilt
auch in schwierigen Zeiten. Ich muss noch eines sagen;
denn natiirlich nehmen wir auch die Diskussionen und
Proteste wahr. Ich finde es auch véllig legitim, wenn Men-
schen fiir ihre Interessen auf die Strale gehen. Aber auch
da miissen wir bitte bei den Fakten bleiben. Wenn es dann
Flugblitter gibt, die auch von einer Gewerkschaft unter-
schrieben sind und fiir den Aufruf zu einer Demo gemacht
wurden, auf denen Punkte genannt werden, die {iberhaupt
nicht diskutiert werden, wenn auf einem Flugblatt zu einer
Demo in GieBlen steht, dass Studiengebiihren drohen, dann
finde ich das wirklich nicht in Ordnung. Niemand in Hes-
sen — auller dem rechten Rand dieses Parlaments, die AfD
— mochte Studiengebiihren einfiihren.

(Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))
Es wird mit mir als Minister keine Studiengebiihren geben.
(Beifall CDU und SPD)

Auch die Frage, was Mensen betrifft, wird nicht im Hoch-
schulpakt diskutiert. Auch was die Verwaltungsbeitrage an-
belangt — das ist in einem Gesetz geregelt —, steht derzeit
nicht zur Diskussion. Bei aller Sorge, bei allen Néten bitte
ich doch alle Beteiligten, bei den Fakten zu bleiben und
keine Angste zu schiiren. Fiir den einen oder anderen wird
es sicherlich eine schwierige Diskussion. Sie kdnnen sich
sicher sein, dass das fiir einen Wissenschaftsminister, der
sich dieser Diskussion stellen muss, keine leichten Gespra-
che sind. Sie konnen sich sicher sein, dass wir sehr enga-
giert, aber kollegial miteinander diskutieren und auch im
positiven Sinne miteinander streiten. Das mache ich mit
Finanzminister Lorz. Wir machen das wirklich intensiv,
fair und so, wie man das unter Koalitiondren macht, nim-
lich hinter der verschlossenen Tiir. Ich bin Herrn Lorz,
der selbst einmal Staatssekretdr in unserem Hause war und
eine hohe Affinitit zu dem Thema hat, sehr dankbar, dass
wir ein Maximum fiir die Hochschulen herausholen, meine
sehr verehrten Damen und Herren. Dessen kdnnen Sie si-
cher sein. Ich danke dem Kollegen Lorz ausdriicklich fiir
diese Arbeit.

(Beifall CDU und SPD)

Deswegen werden wir iiber die ndchsten Wochen noch hart
miteinander verhandeln. Wir werden aber auch dafiir sor-
gen, dass es Perspektiven gibt. Lassen Sie mich ein ganz
konkretes Beispiel nennen. Ich habe heute Morgen von den
Exzellenzinitiativen gesprochen. Wir haben sechs Stiick
in Hessen. Da entstehen zahlreiche neue Arbeitsplitze, ge-
nauso wie mit dem Demokratieforderprogramm unseres
Hauses. Das heif3t, wir schaffen auch Perspektiven fiir Be-
schiftigte der Hochschulen in anderen Bereichen. Da ent-
steht etwas Neues. Da entsteht etwas Gutes. Wenn wir in
Hessen hoffentlich auch einen Exzellenzhochschulverbund
haben werden, wodurch wieder Geld aus dem Bund nach
Hessen flieBen wird, dann werden wir zusammen mit dem
Geld aus dem Sondervermdgen eine klare Perspektive fiir
eine positive Zukunft unserer hessischen Hochschulen ha-
ben. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Fiir eir}e zweite Runde hat "sich der Fraktionsvorsitzende
von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu Wort gemeldet. Herr
Mathias Wagner, bitte.

(Minister Manfred Pentz: Der lobt jetzt die Landes-
regierung!)

Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Frau Présidentin, meine Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Staatsminister, man kann das natiirlich so machen.
Man kann selbst in der Verantwortung sein — mittlerweile
seit eineinhalb Jahren — und trotzdem immer nur auf die
Verantwortung anderer verweisen. Sie haben in Threr Rede
sehr viel iiber den derzeit noch laufenden Hochschulpakt
gesprochen. Wenn Sie das machen, sollen Sie darauf auch
eine Antwort bekommen.

Dieser Hochschulpakt wurde in dem Bewusstsein ge-
schlossen, dass eine jahrliche Steigerung von 4 % deutlich
iiber den Tarif- und Inflationsraten liegt. Das war der Geist
des fritheren Hochschulpaktes, den Hochschulen mehr zu
geben, als die Tarif- und Inflationssteigerungen erfordern.
Das war der Gedanke dieses Paktes.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wissen Sie, was? Als die vorherige Regierung wihrend
der Corona-Pandemie gemerkt hat, dass diese Mittel nicht
reichen und sich die Lage fiir unsere Hochschulen geédn-
dert hat, hat die vorherige Landesregierung gegengesteuert
und weitere Mittel fiir unsere Hochschulen eingesetzt. Hier
kommt Thre Verantwortung seit eineinhalb Jahren. Ja, die
Lage hat sich gedndert. Aber warum steuern Sie nicht fiir
die Hochschulen gegen? Das ist doch die zentrale Frage,
um die es heute geht.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt Freie Demokraten)

Wir haben eine gednderte Lage, das wollen wir nicht be-
streiten. Aber warum steuern Sie nicht gegen? Warum
verstecken Sie sich hinter einem Pakt, den Sie selbst zu-
gegebenermafien nicht geschlossen haben, hinter dem eine
ganz andere Philosophie steht? Warum machen Sie nicht
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das, was jetzt angemessen wire? Wenn sich die Lage an-
dert, miissen wir auch die Rahmenbedingungen fiir unsere
Hochschulen anpassen. Um nicht mehr und nicht weniger
geht es.

Herr Gremmels, ich will noch einmal sowohl fiir das lau-
fende Jahr als auch fiir die kiinftigen Jahre verdeutlichen:
Sie sind der einzige Minister in dieser Landesregierung,
der es nicht schafft, fiir seinen Verantwortungsbereich die
Tarifsteigerung und die Inflation beim Finanzminister fi-
nanziert zu bekommen.

(Minister Timon Gremmels: Nein, nein!)

Sie sind der einzige Minister dieser Landesregierung, der
das nicht hinbekommt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Minister Timon Gremmels: Das ist ein-
fach falsch! Falsch!)

Fiir alle Teile der Landesverwaltung ist es in diesem Haus-
haltsjahr und wird es voraussichtlich auch fiir die nachsten
Haushaltsjahre vollig selbstverstindlich sein, dass die Ta-
rifsteigerung und die Inflation finanziert werden. Nur Sie
machen das zum Verhandlungsgegenstand mit den Hoch-
schulen. Die Hochschulen sollen also bei Thnen dafiir bet-
teln, dass sie das bekommen, was fiir alle anderen selbst-
verstandlich ist. Das ist doch kein engagierter Minister,
der sich fiir die Belange seines Ressorts einsetzt. Das ist
weniger als nichts, was Sie hier liefern, Herr Minister.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Kehren Sie zu einem verniinftigen Umgang mit unseren
Hochschulen zuriick. Sagen Sie unseren Hochschulen —
das wire heute eine gute Gelegenheit — Wir verlangen
euch nicht ein weiteres Sonderopfer ab.

(Minister Timon Gremmels: Nein, das ist doch kein
Sonderopfer!)

Ein erstes Sonderopfer haben Sie mit der Leihgabe der
Riicklagen gemacht. Jetzt wollen Sie ein weiteres Sonder-
opfer der Hochschulen, indem die Hochschulen selbst die
Tarifsteigerung und die Inflation zu guten Teilen finanzie-
ren sollen. Sagen Sie doch dann heute — —

(Minister Timon Gremmels: Nein, nur vom alten
Pakt!)

— Herr Minister, wenn das falsch ist, ist es doch ganz
einfach. Ich rede jetzt, dann kommen Sie an das Redepult

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Eine bessere
Biihne gibt es nicht!)

und sagen: Liebe Hochschulen — sie sind heute hier auf
der Besuchertribiine vertreten —, ich sage Ihnen zu, dass
fiir die Hochschulen das gilt wie fiir jeden anderen Teil der
Landesverwaltung. Tarifsteigerung und Inflation werden
finanziert, und auf der Grundlage reden wir iiber den neuen
Hochschulpakt. — Das konnten Sie jetzt machen. Bitte sehr,
Herr Minister.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten — Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN): The stage is yours!)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als néchster Redner hat sich der Abgeordnete Dr. Biiger,
Fraktion der Freien Demokraten, zu Wort gemeldet.

Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich hatte nicht unbedingt viel von der regierungstragenden
Seite und vom Ministerium erwartet, aber ich bin noch
einmal enttduscht worden. Das ist wirklich zu wenig, Herr
Minister. Das ist wirklich zu wenig.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wenn einfach nur gesagt wird: ,,Die Situation ist beschei-
den®, war das der Punkt Threr Rede, Herr Schmitz, dem ich
zustimme. Dann wird behauptet, Zahlen, die gut gerech-
net sind, die nach wahrscheinlichen Ausgidngen gerechnet
sind, seien Fantasiezahlen. Nein, das sind Zahlen, die sehr
gut an dieser Stelle eintreten kdnnen. Sie haben auch nicht
das Recht, Dinge zu bestreiten und wegzuwerfen und Sa-
chen einzuwerfen wie ,,Orchideenfacher streichen* — dann
merkt man, in welche Richtung Sie gehen wollen. Es geht
um das Streichen von Féachern. Wir wissen, dass es gar
nicht geht. Vielleicht wollen Sie auch das Beamtenrecht
dndern, um grundsitzliche Einschnitte in groBer Art zu
machen.

Dann sprechen Sie vom Tal. Dieses Tal ist eine Wilste,
und Sie wissen nicht, wer auf der anderen Seite der Wiiste
ankommt und wer das an der Stelle nicht iiberlebt. Was Sie
machen, ist hochgefahrlich und zynisch. Wirklich zynisch.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Dann sagen Sie, es wire kein Sonderopfer. Da muss ich
Herrn Wagner recht geben: Selbstversténdlich ist es eines.
An anderer Stelle werden die Tariferhdhungen mitfinan-
ziert, und hier werden sie nicht finanziert, also ist es ein
Sonderopfer. Herr Minister, sie sagten, Sie seien neidisch
auf die Hochschulen. Neidisch vielleicht darauf, dass sei-
nerzeit ein 4-%-Plus war, aber neidisch auf diese Situation?
Ich habe noch keine Behorde erlebt, die darauf neidisch
gewesen wire. Auch das ist zynisch an dieser Stelle, Herr
Minister.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Sie wissen, wie sehr wir als Freie Demokraten zur Hoch-
schulautonomie und zum Hochschulpakt stehen. Ruth
Wagner hat das in ihrer Zeit eingefiihrt. Aber eines ist
doch auch klar: Eine Autonomie zu nehmen, indem man
Masseneinschnitte macht und dann sagt: ,Ja, aber wo ihr
kiirzt und was ihr nehmt und welche Facher ihr schlief3t
und was immer ihr tut,

(Minister Timon Gremmels: Das wollen Sie vorge-
ben, oder was?)

,»ist euch mal bitte vollig selbst tiberlassen®, das ist zynisch
an dieser Stelle, Herr Minister.

(Minister Timon Gremmels: Das stimmt iiberhaupt
nicht!)

Das ist ein Missbrauch von Autonomie. Autonomie ist
eine Freiheit zur Forschung und nicht eine Freiheit zur
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Forschungseinschrinkung. Das sagen wir auch an vielen
anderen Stellen.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Deswegen sage ich Thnen auch ganz klar: Kommen Sie an
diese Stelle zuriick. Sagen Sie auch uns im Parlament —
nicht erst im September, wenn das Kind in den Brunnen
gefallen ist —, wohin Sie gehen wollen. Es ist schade, dass
das Finanzministerium — das ist auch ein deutliches Zei-
chen — hier in der Diskussion nicht vertreten ist. Kommen
Sie entsprechend hierher, setzen Sie sich ein, und zeigen
Sie, welchen Stand Sie zum Sinne und zum Guten unserer
Hochschulen haben. — Danke sehr.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nichster Redner hat sich der Abgeordnete Kaffenber-
ger, Fraktion der Sozialdemokraten, zu Wort gemeldet.

Bijan Kaffenberger (SPD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Lieber Kollege Wagner, Sie
haben eben von Vernunft gesprochen. Ich muss ehrlich
sagen: Ich halte die Art und Weise, wie wir gerade probie-
ren, Hochschulpaktverhandlungen im Parlament auf offe-
ner Biihne zu fithren, fiir nicht verniinftig.

(Beifall SPD und CDU — Mathias Wagner (Taunus)
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Wo soll denn sonst
iiber den Haushalt geredet werden, wenn nicht im
Parlament?)

Ich probiere einmal, den Rollenwechsel zu vollziehen. Hét-
te ich bei den letzten Paktverhandlungen von Frau Ministe-
rin Dorn, jetzt Frau Présidentin, in diesem Saal verlangt
— wiahrend Teile der Hochschulleitungen oben auf der Tri-
biine sitzen und wir alle diskutieren —, einzelne Punkte
in diesem Pakt, in diesen vielen umfanglichen Zielen des
Budgets, miteinander zu verhandeln, hitten Sie mir vorge-
worfen, dass es hier nicht hingehort und vertraulich ver-
handelt wird. Genau so ist es auch.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Ich bin der festen Uberzeugung, dass sich im guten Um-
gang miteinander und mit Vertraulichkeit in den néchsten
Wochen ein Weg finden lassen wird. Es ist auch mitnichten
so, dass irgendwer bis September hingen gelassen wird.
Darum geht es uns doch: ziigig in vertraulichen Runden
zum Abschluss zu kommen.

Wenn dann die 4 % erwédhnt werden: Niemand hat gesagt,
dass das schlecht gemeint war. Natiirlich ging man davon
aus, dass es liber dem Tarifabschluss liegt. Aber es kommt
im Leben erstens manchmal anders und zweitens, als man
denkt.

(Mathias  Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Ja, dann muss man gegensteuern! — Dr.
Stefan Naas (Freie Demokraten): Ja!)

— Genau deswegen werden wir kiinftig auch genau das
nicht mehr vereinbaren. Das ist doch ein Ziel. Das hat der
Minister klar gesagt.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Deshalb senken Sie die Ansétze?)

Genau wie Sie gesagt haben: Es war bisher nicht notig ge-
wesen, dass man den Ubergang macht, weil es bisher noch
keine Notwendigkeit fiir einen Ubergang gegeben hat.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): H4?)

Jetzt hat es ihn gegeben, und wir ziehen die richtigen Leh-
ren daraus.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Sie senken die Ansitze!)

Es wird keinen Gap mehr zwischen den Hochschulpakten
geben, sodass diese Situation beim nédchsten Mal nicht
mehr vorkommen kann.

(Beifall SPD und Ines Claus (CDU))

Ich komme zum Thema 600 Euro und Studierendentrans-
parent. Das war auch auf dem Flyer der Gewerkschaft —
ich kritisiere das gar nicht, man kann alles draufschreiben.
Wir wollen den jungen Menschen als Ideal der Wissen-
schaft vermitteln — und so sollten wir auch hier debattie-
ren —, Dinge differenziert zu betrachten. Ich habe darge-
legt, wie sich ein Semesterbeitrag von, ich sage einmal,
350 Euro auf die verschiedenen Kostenpunkte verteilt. Zu
suggerieren, dass diese Punkte in einer Art und Weise in
den kommenden Semestern steigen konnten und wir 600
Euro erreichen konnen, ist schlicht und ergreifend sachlich
falsch. Deswegen kann ich auch zu Recht sagen, dass ich
erwarte, dass man mit anderen — —

(Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Dann
reden Sie doch mit den Leuten, die das machen, und
nicht mit uns!)

Ich wiirde andere Dinge auf Transparente schreiben. Es
steht natiirlich frei, das nicht zu tun. Aber ich glaube, wir
miissen auch hier so redlich sein und zur Differenzierung
beitragen, damit wir eine sachliche Debatte fiihren.

(Beifall SPD — Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
Ich kann da nicht mehr folgen!)

Ich will noch mal das Thema Differenzierung betonen.
Herr Wagner, Sie haben sich eben hingestellt und gesagt:
In der Corona-Pandemie haben wir dieses und jenes getan.
— Ja, das haben wir. Dazu haben auch wir beigetragen,
weil es wichtig und weil es notwendig war. Aber tun Sie
doch nicht so. Da war die Schuldenbremse ausgesetzt. Das
waren ganz andere Zeiten. Da gab es vom Bund Corona-
Hilfen in jeglichem Bereich. Als hitten wir jetzt dieselbe
haushalterische Situation,

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ah!)

in der wir auf jede Menge Sondervermdgen in dieser Hohe
zugreifen konnten, in der Dinge ausgesetzt werden, in der
in einer Dringlichkeit,

(Mathias  Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Das Sondervermdgen ist aber noch gro-
Ber!)

in einer Notwendigkeit wie in einer noch nie da gewese-
nen Krise Mittel geflossen sind: in alle Bereiche, bei den
Energiekosten, in die Kultur, iiberall. — Sprechen Sie doch
heute mit Leuten, die sagen, das war ein tolles Programm
wihrend der Corona-Zeit.
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Vizeprisidentin Angela Dorn:

Herr Abgeordneter, Sie miissen zum Schluss kommen.

Bijan Kaffenberger (SPD):

Das ist doch Geld gewesen, das es heute in dieser Form
einfach fiir niemanden mehr gibt.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nichster Redner hat sich Herr Abgeordneter Schmitz,
Fraktion der CDU, zu Wort gemeldet.

Lucas Schmitz (CDU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen der grii-
nen Fraktion, ich schitze Sie als konstruktive Opposition.
Das ist wirklich ernst gemeint. Sie haben zehn Minuten
lang gesprochen und uns kritisiert. Herr Wagner hat noch
einmal drei Minuten ergénzt. In diesen zehn Minuten war
kein einziger konkreter konstruktiver Vorschlag dabei, wie
wir mit der derzeitigen finanziellen Situation umgehen.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Sie verschliefen an jeder Stelle die Augen vor der Realitét.
Herr Wagner, es ist leicht, Forderungen zu stellen. Es ist
leicht, uns zu kritisieren. Es ist leicht, darauf hinzuweisen,
dass es momentan Einsparungen gibt.

(Zuruf Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN))

Es wire aber auch einmal der Anspruch an eine konstrukti-
ve Opposition gewesen, Vorschlidge zu machen und ehrlich
Zu sein,

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Haben wir gemacht!)

ehrlich mit den Hochschulen umzugehen und zu sagen,
dass wir jetzt gemeinsam durch ein kleines Tal gehen wer-
den, aber dass es dann auch wieder besser wird. Davon
kam bei Ihnen an dieser Stelle iiberhaupt nichts.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Lieber Matthias Biiger, du weif}t, ich schitze dich ausge-
sprochen und sehr, aber du verkennst an dieser Stelle zwei
Sachen. Zunichst einmal werden alle Hiuser in diesen
finanziell schwierigen Zeiten ihren Konsolidierungsbeitrag
leisten.

(Beifall CDU)

Alle Héuser werden in diesen Zeiten sparen, nicht nur das
Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur. Alle Héuser sind
betroffen. Dem Minister den persénlichen Vorwurf zu ma-
chen — das sage ich ganz bewusst in diese Richtung —, er
sei nicht an der Seite der Hochschulen, er wiirde nicht fiir
die Hochschulen kdmpfen, dem mdchte ich entgegenhal-
ten: Dieser Minister macht nichts anderes als gemeinsam
mit dem Finanzminister und mit uns fiir die Wissenschaft,
fur die Hochschulen, fiir die Studenten und fiir die Lehre
zu kampfen.

(Beifall CDU und SPD)

Der Minister personlich kann die Zahlen nicht d&ndern. Wir
verschlieBen unsere Augen nicht vor der Wirklichkeit, son-
dern wir sind konstruktiv. Wir versuchen, das Beste fiir die
Hochschulen zu erreichen. Dafiir ist der Minister genau der
Richtige. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir iiberweisen den Antrag nun an den Ausschuss fiir
Wissenschaft und Kultur.

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 36:

Antrag

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Laptops fiir alle Schiilerinnen und Schiiler ab Klasse 7:
Landesregierung darf die digitale Ausstattung von Hes-
sens Schiilerinnen und Schiilern nicht auf die lange
Bank schieben

— Drucks. 21/2331 —

und Tagesordnungspunkt 65:

Dringlicher Antrag

Fraktion der AfD

Zuzahlungsfreie digitale Endgerite fiir alle hessischen
Schiiler ab Klasse 5 durch Erweiterung der Lernmit-
telfreiheit im Hessischen Schulgesetz: Die Landesregie-
rung darf die digitale Ausstattung von Hessens Schii-
lern im Sekundarbereich nicht auf die lange Bank
schieben

— Drucks. 21/2411 -

Da dies der Setzpunkt von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
ist, hat sich der Abgeordnete Daniel May zu Wort gemel-
det.

Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, werte Kolleginnen und Kol-
legen! Wir wissen doch, dass zu viele Schiilerinnen und
Schiiler nicht kompetent sind, digitale Medien sicher zu
verwenden. Wir wissen doch, dass Desinformation iiber
Social Media zunimmt. Wir wissen doch, dass es Suchtver-
halten von Kindern und Jugendlichen hinsichtlich der Me-
diennutzung gibt. Wir wissen doch um Mobbing in Chat-
gruppen und die Gefahren des Missbrauchs von digitalen
Medien. Wir wissen doch auch, dass es immenses Poten-
zial gibt, digitale Medien im Unterricht einzusetzen, um
damit den Unterricht interessanter zu machen, damit wir
Lehrerinnen und Lehrer entlasten kdnnen. Das wissen wir
doch. Wir wissen doch auch, dass kiinstliche Intelligenz
die Schulen vor neue Herausforderungen stellt. Das alles
wissen wir.

Es sollte doch eigentlich Aufgabe der Landesregierung
sein, hierzu Antworten zu formulieren, um den Schulen zu
helfen. Anstatt eines Konzepts fiir Medienbildung und Di-
gitalisierung bekommen wir nur ein Verbot von Schwarz-
Rot. Ich sage Thnen, ein Verbot allein ist keine Medienbil-
dung. Daher legen wir Thnen heute ein umfassendes Ange-
bot vor.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt Freie Demokraten)


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/1/02331.pd%66
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Wir GRUNE schlagen Ihnen heute vor, einen Paradigmen-
wechsel zu machen bei der Nutzung von digitalen Endge-
riten, ndmlich von der Ausnahme zur Regel zu kommen.
Wir wollen, dass alle Schiilerinnen und Schiiler ab der
Jahrgangsstufe 7 ein digitales Endgerit zur Verfiigung ha-
ben. Damit &ndern wir nachhaltig die Grundlagen der Un-
terrichtsgestaltung in Hessen.

Im Jahr 2025 muss es doch normal sein, dass Schiilerin-
nen und Schiiler an den weiterfiihrenden Schulen ein eige-
nes digitales Arbeitsgerdt haben. Im Jahr 2025 muss es
doch normal sein, dass nicht irgendetwas mitgebracht wird,
sondern dass gezielt Apps eingesetzt werden, die in ein
padagogisches Konzept eingebettet sind, und dass wir Ge-
rite haben, die fordern, die den Unterricht voranbringen,
die aber nicht mit Messenger-Diensten und anderem die
Kinder ablenken und mit denen dann vielleicht auch noch
gedaddelt wird, wie dies der Fall ist, wenn man auf das
setzt, was Sie tun, ndmlich irgendetwas, was die Kinder
gerade mitbringen. Daher brauchen wir einen Standard von
Arbeitsgeriten fiir die Schule an digitalen Endgeréten fiir
alle Schiilerinnen und Schiiler ab der Jahrgangsstufe 7.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir wollen, dass Schulen die Schiilerinnen und Schiiler
stark machen, die Nutzung der digitalen Endgerite nicht
nur zum Swipen und zum Daddeln zu nutzen, sondern
die groflen Potenziale, die darin liegen, auch zu nutzen.
Deswegen schlagen wir Thnen heute ein Dreisdulenmodell
vor: Erstens. Wir wollen den Ausbau des Fachs ,,Digitale
Welt“. Zweitens. Wir wollen die wirksame Unterstiitzung
unserer Schulen und Lehrkrafte im Bereich der Digitalisie-
rung. Drittens. Wir wollen ein eigenes digitales Endgerit
fiir alle Schiilerinnen und Schiiler ab Jahrgangsstufe 7.

Die ICILS-Studie hat uns zu denken gegeben, dass die hes-
sischen Schiilerinnen und Schiiler nicht kompetent sind im
Umgang mit digitalen Endgeréten. Das sollte IThnen doch
zeigen, dass wir einen Unterricht mit digitalen Endgerdten
brauchen und dass ein einfaches Verbot, wie Sie es vorha-
ben, nicht ausreichend ist.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Bei der ,,Digitalen Welt“ haben wir doch die Vorarbeit
geleistet. Das Fach wurde in der vergangenen Wahlperiode
als Modellversuch auf den Weg gebracht. Nun ist es an
der Zeit, vom Versuch in den Regelbetrieb iiberzugehen.
Das Fach ,,Digitale Welt*“ kann so die Grundlagen dafiir
schaffen, die Digitalkompetenz unserer Schiilerinnen und
Schiiler zu schirfen. Das sollte doch unser Anspruch sein
fiir eine verantwortungsvolle Bildung. Daher erwarten wir
von der Landesregierung, dass sie sich hier endlich wieder
bewegt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Digitale Medien bergen Chancen, aber auch groBe Risi-
ken. Wir sehen doch auch im politischen Kontext, dass
Extremisten die sogenannten sozialen Medien dazu nutzen,
Menschen zu manipulieren, und dass insbesondere junge
Menschen adressiert werden. Wir wissen doch um die Ge-
fahren, die es dort gibt. Aber die Vorstellung, dass allein
ein Handyverbot diese Gefahren aus dem Weg rdumt, das
ist doch ein Irrglaube. Ich muss sagen, das ist leider ein
gefahrlicher Irrglaube.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt Freie Demokraten)

Daher miissen wir eine Digitalisierung und Medienbildung
an Schulen aus einem Guss anstreben. Dazu gehort der
Ausbau des Fachs ,,Digitale Welt“. Dazu gehort aber auch,
dass die Schiilerinnen und Schiiler Medienbildung am Ge-
rdt und nicht nur in der Theorie erfahren. Ganz klar ist
dabei auch, Digitalisierung ist kein Selbstzweck, sondern
Mittel zum Zweck fiir mehr Individualisierung, fiir neue
Lehr- und Lernumgebungen, fiir die Entlastung von Leh-
rerinnen und Lehrern. Daher ist es nicht damit getan,
viele Endgerite in die Schulen zu schaffen, sondern wir
brauchen die Begleitung von Kultusministerium und Lehr-
kréfteakademie beispielsweise durch eine Positivliste mit
sinnvollen Apps, die anhand der Kerncurricula — manch ei-
ner sagt noch Lehrplidne dazu — sagt: Liebe Lehrkréfte, an
dieser Stelle ist dieses Programm oder jene App sinnvoll
einzusetzen. — So muss nicht jede Schule vor Ort das Rad
neu erfinden.

Das kann im Jahr 2025 nicht unser Anspruch sein, sondern
wir brauchen eine konzertierte Aktion, um zu sagen: Wir
haben jetzt einen neuen Normalstandard; der muss so sein,
wie wir frilher den Schulen Lehrwerke vorgegeben oder
empfohlen haben. Wir miissen uns fragen: Welche digita-
len Anwendungen gibt es in den Fiachern ab der Jahrgangs-
stufe 7? Das tun wir, damit das nicht jede Schule vor Ort
selbst entwickeln muss.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vor allem ist es an der Zeit und notwendig, hier einen
Schnitt zu machen, ein neues Kapitel aufzuschlagen, ei-
nen ganz neuen Standard zu setzen — und zwar fiir alle
an Schule Beteiligten sichtbar und erfahrbar. Das ist nun
einmal das eigene Laptop oder Tablet als normale Arbeits-
ausstattung fiir alle Schiilerinnen und Schiiler ab der Jahr-
gangsstufe 7. Das heifit nicht, dass alles durchdigitalisiert
werden muss; in der Schule von morgen werden auch
weiterhin analoge Kompetenzen zéhlen. Aber wir miissen
diesen Schritt gehen — ein eigenes digitales Gerét fiir al-
le Schiilerinnen und Schiiler ab der Jahrgangsstufe 7 —,
um den gednderten gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und
technologischen Realitéten Rechnung zu tragen.

Es ist noch gar nicht lange her, dass auf dem 47. Bildungs-
forum der VhU Frau Prof. Klopsch vom KIT sehr deutlich
gemacht hat, was passiert, wenn unser Bildungssystem den
technologischen Wandel nicht nachvollzieht. Dann kdnnen
nimlich soziale und wirtschaftliche Verwerfungen drohen.
Die kdnnen wir uns nicht leisten. Von daher ist es jetzt not-
wendig, einen Schnitt zu tun und zu sagen: Ab dem Tag X
ist es normal, dass alle Schiilerinnen und Schiiler ab der
Jahrgangsstufe 7 ein Standardendgerét in der Schule zur
Verfiigung haben, auf das wir den Unterricht ausrichten.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Unser Modell trdgt auch den durchaus schwierigen finan-
ziellen Rahmenbedingungen der 6ffentlichen Haushalte in
dieser Zeit Rechnung. Aber unser Modell iiberfordert auch
die Eltern nicht. Wir streben daher ein bezuschusstes Miet-
kaufmodell an, das diesen Schritt ermdglicht. Das bedeu-
tet, dass die Eltern einen Eigenbeitrag in Hohe von 5 Euro
pro Monat entrichten und die 6ffentliche Hand den Rest
finanziert, damit alle Schiilerinnen und Schiiler ein Stan-
dardarbeitsgerdt bekommen. Das wire ein Systemwechsel,
die Schaffung einer Plattform fiir alle Kinder und fiir alle
Jugendlichen. Das brichte am Ende des Tages einen dop-
pelten Benefit, ndmlich eine Verbesserung der Unterrichts-
garantie und, wenn wir den Weg so gehen, ein eigenes
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Endgerit fiir die Schiilerinnen und Schiiler, das am Ende
der Laufzeit in ihr Eigentum tibergeht.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Selbstverstindlich wissen wir, dass wir auch an dieser Stel-
le eine soziale Verantwortung tragen. Deswegen sagen wir:
Es muss eine ausreichende Zahl von Leihgerdten geben,
sodass alle mitgenommen werden.

Das alles zusammen gedacht, haben wir ein sozial ausge-
wogenes Modell, das es einerseits ermdglicht, einen neuen
Standard zu setzen, und es andererseits ermoglicht, dass
fiir alle Schiilerinnen und Schiiler digitale Lernmittel zur
Verfiigung stehen, die den Unterricht interessanter machen
und neue Moglichkeiten zur Diagnose, zur individuellen
Forderung und zur Entlastung der Lehrerinnen und Lehrer
schaffen.

Von daher gesehen, ist der gro3e Unterschied zu dem, was
Sie von der CDU und der SPD wollen, dass wir ein durch-
dachtes Konzept haben, das fiir alle einen gewissen Stan-
dard vorsieht, wahrend Sie weiterhin auf ,,Bring your own
device* setzen, dass also irgendetwas in die Schule mitge-
bracht wird. Das wird aber nicht dazu fithren, dass wir die
Wirkmacht dieser Gerdte verwenden konnen. Ihr Ansatz
ist, freundlich formuliert, veraltet. Man kdnnte auch sagen,
das ist eine Computerraumlogik vergangener Jahre. Aber
mit dieser Logik werden wir den digitalen Wandel an unse-
ren Schulen nicht gestalten konnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir GRUNE sagen ganz klar: Daddeln im Schulunter-
richt, das wollen wir nicht, aber wir brauchen eine péd-
agogisch sinnvolle Nutzung von Laptops und Tablets. Die
Geridte miissen verstarkt genutzt werden. Wir wollen, dass
die Schiilerinnen und Schiiler einen verantwortungsvollen
Umgang mit digitalen Medien lernen, nicht als Trocken-
schwimmiibung, sondern am Gerit selbst. Wir wollen die
groBBen Chancen von Digitalisierung und kiinstlicher Intel-
ligenz fiir die Weiterentwicklung unserer Schulen nutzen.
Dazu braucht es einen Paradigmenwechsel. Deshalb brau-
chen wir jetzt einen harten Schnitt, und wir laden Sie ein,
unser Modell mitzutragen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als Nichster hat der Abgeordnete Scholz von der Fraktion
der AfD das Wort.

Heiko Scholz (AfD):

Frau Présidentin, verehrte Damen und Herren! Gestatten
Sie mir vor dem Hintergrund des vorliegenden Antrags
der GRUNEN mit dem Titel ,,Laptops fiir alle Schiilerin-
nen und Schiiler ab Klasse 7 eine kleine Zeitreise zum
29. Juni 2021. Vor fast genau vier Jahren legte die AfD-
Fraktionen einen Gesetzentwurf mit dem Titel ,,Gesetz zur
Erweiterung der Lernmittelfreiheit im Hessischen Schulge-
setz vor. Unsere Absicht war und ist es, ausnahmslos allen
hessischen Schiilerinnen und Schiilern bereits ab Klasse 5
ein zuzahlungsbefreites, einheitlich konfiguriertes digitales
Endgerét zur Verfiigung zu stellen.

Ich erinnere mich, als wire es gestern gewesen: Nach
erfolgter erster Lesung ergab eine Anhdrung unter Beteili-

gung von zehn ausgewiesenen Experten in Sachen Schule,
Bildung und Digitalisierung eine breite Zustimmung zu
unserer Gesetzesinitiative. Ebenfalls in Erinnerung blieb
mir die recht {iberschaubare Stellungnahme des ehemali-
gen griinen Abgeordneten Frank Diefenbach in der ersten
Lesung zu unserem Gesetzentwurf. Ich zitiere auszugswei-
se:

,,Wir lehnen Thren Gesetzentwurf ab, weil wir kei-
ne rechtspopulistische Digitalisierungsstrategie un-
terstiitzen, die fiir die Digitalisierung gar nichts
brachte ...

(Heiterkeit AfD)

Man moge sich das auf der Zunge zergehen lassen: Alle
hessischen Schiiler ab Klassenstufe 5 mit einem zuzah-
lungsbefreiten, einheitlich konfigurierten Tablet auszustat-
ten, war fir die GRUNEN also noch vor vier Jahren
ein rechtspopulistisches Vorhaben. Doch Wunder gesche-
hen immer wieder. Heute preschen die von der CDU ver-
schmihten GRUNEN mit einem #hnlichen Entwurf vor,
der an entscheidenden Stellen allerdings weit hinter unse-
rer damaligen Initiative zuriickbleibt — auch das Kopieren
will eben gelernt sein. Willkommen bei den Rechtspopulis-
ten, liecbe GRUNE.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Nun konkret zu Threm Antrag. Anstatt jedem Schiiler, un-
abhéngig vom elterlichen Einkommen, ein digitales End-
gerit zuzahlungsbefreit zur Verfiigung zu stellen, wie es
die AfD fiir Hessen vorgeschlagen hat, werben Sie in Th-
rem Antrag erneut fiir ein Mietkaufmodell — ein Modell,
welches Michael Elster, damaliger und heutiger Leiter des
Wiesbadener Medienzentrums, schon vor vier Jahren kriti-
sierte. Sein Argument: Ein Mietkaufmodell erzeugt zusétz-
liche Verwaltungskosten und einen erhéhten Verwaltungs-
aufwand.

Apropos Kosten: Diese thematisieren Sie in Threm Antrag
nicht. Allerdings zeigte sich der Kollege May gegeniiber
der ,,FAZ* auskunftsfreudiger. Er sprach es auch heute an:
Maximal 60 Euro pro Jahr, und nach drei Jahren soll das
Gerat in den Besitz des Schiilers iibergehen. Auch eine
Versicherung ist da irgendwie angedacht, wird aber im An-
trag nicht konkretisiert. Mit Verlaub, um ein Markengerit,
das den Belastungen des Schulalltags standhélt, kann es
sich bei einem Gerit mit Gesamtkosten von 180 Euro —
inklusive Garantie — kaum handeln, es sei denn, es wére
seitens des Landes ein Subventionsmodell angedacht. Ein
solches Modell erwihnen die GRUNEN im vorgelegten
Antrag allerdings ebenfalls nicht — aufler der Kostentra-
gung in vollem Umfang fiir sogenannte bediirftige Schiiler.
Mein Tipp: Schauen Sie sich unseren bereits erwéhnten
Gesetzentwurf aus dem Jahre 2021 noch einmal an, und
horen Sie sich die Debatten an, die wir dazu gefiihrt haben.
Damals legten wir Thnen unter aktiver Einbeziehung der
entsprechenden Anbieter eine seridse Kostenkalkulation
VOr.

Nun konnten Sie einwenden, dass Thr Antrag ja nur die
Ausstattung der Schiiler ab der Jahrgangsstufe 7 mit digita-
len Endgeréten vorsieht. Sie widersprechen sich aber leider
selbst, wenn Sie in Punkt 5 Thres Antrags die landeswei-
te Ausweitung des Modellfaches ,,Digitale Welt™ schon
ab der 5. und 6. Klasse fordern — ein Fach, das die Aus-
stattung aller Schiiler mit digitalen Endgeriten zwingend
voraussetzt. Das passt eindeutig nicht zusammen, meine
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Damen und Herren von den GRUNEN, und steht damit
sinnbildlich fiir Thren in Génze inkonsistenten Antrag.

(Beifall AfD)

Wie es besser geht, zeigen wir Thnen heute erneut auf.
Hierzu liegt Thnen unser Gegenantrag mit dem Titel ,,Zu-
zahlungsfreie digitale Endgerite fiir alle hessischen Schii-
ler ab Klasse 5 durch Erweiterung der Lernmittelfreiheit
im Hessischen Schulgesetz vor. Greifen Sie also gern ein
zweites Mal beherzt zu. Die AfD hilft gern zum Wohl
unserer hessischen Schiiler.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Es ist nach wie vor unsere feste Uberzeugung, dass eine
zuzahlungsbefreite Uberlassung digitaler Endgerite an un-
seren Schulen alternativlos ist. Im sozialdemokratisch re-
gierten Bremen beispielsweise ist das bereits der Fall. Dort
argumentierte diesbeziiglich Dr. Rainer Ballnus, damaliger
und heutiger Leiter des Bremer Zentrums fiir Medien — er
diirfte Thnen bekannt sein —, der mit seinen Mitarbeitern
die Umsetzung der Ausgabe dieser Geréte verantwortete:

»Wenn wir allen Lehrkréften und Schiilern die glei-
chen einheitlichen digitalen Endgerédte in Form von
Tablets bereitstellen, konnen wir drei wichtige An-
forderungen an eine funktionierende Digitalisierung
von Schule erfiillen. Erstens bietet die Standardisie-
rung auf eine Gerétegattung Vorteile bei der notwen-
digen Qualifizierung und Begleitung der Lehrenden.
Zweitens kann damit ein verlasslicher, einheitlicher
und standardisierter Support gewahrleistet werden,
und drittens sichern die Gerite eine verldssliche ge-
meinsame Ausstattung im Klassenraum sowie zu
Hause ab. Es hingt damit nicht mehr von den fi-
nanziellen Moglichkeiten der Eltern ab, welches Ge-
rat der Schiilerin oder dem Schiiler zur Verfiigung
steht.*

Die Bundes-SPD verdffentlichte {ibrigens bereits 2020 das
Positionspapier ,,Digitale Lernmittelfreiheit fiir alle — da-
mit es jedes Kind in der Schule packt®. Laut der jlings-
ten medialen Berichterstattung geht auch das SPD-regierte
Niedersachsen ab dem Schuljahr 2026/2027 genau diesen
Weg.

An die FDP-Fraktion gerichtet: Thre bayerischen Partei-
freunde forderten im Januar 2021 einen Rechtsanspruch
auf ein ,individuell und fiir zeitgeméBe, schulbezogene
Anwendungen nutzbares digitales Endgerdt mit den beno-
tigten Anwendungen” an weiterfilhrenden Schulen, und
zwar mittels Anpassung des Umfangs der Lernmittelfrei-
heit — vollige Lernmittelfreiheit — im Schulfinanzierungs-
gesetz.

In Hessen bleibt man, wie iblich, im Koalitionsvertrag
zwischen CDU und SPD an diesem Punkt deutlich unbe-
stimmter und erkennbar seicht. Dort heif3t es auf Seite 11:

,»Ab der 7. Klasse wollen wir mit Unterstiitzung der
Schultrdger digitale Endgerite sicherstellen und ei-
nen kostenfreien Zugang zu digitalen Endgerdten in
der Schule ermoglichen, wenn es integraler Bestand-
teil des Unterrichts ist.*

Meine Damen und Herren, Mut zu bildungspolitischen
Verdnderungen sicht anders aus.

(Beifall AfD)

Das gilt auch fiir das vom Kollegen Promny einmal so tref-
fend als ,,Fake-Fach® betitelte Leuchtturmprojekt ,,Digitale
Welt“. Nein, meine Damen und Herren der Landesregie-
rung, das Schulfach ,,Digitale Welt* kann einen flichende-
ckend angebotenen und fiir die Schiiler aller Schulformen
ab Klasse 5 verpflichtenden Informatikunterricht nicht er-
setzen, der, jeweils altersangemessen, grundlegende Hard-
ware- und Programmierkenntnisse, Softwarebeherrschung
und insbesondere den Erwerb von kritischer Medienkom-
petenz beinhaltet. Die AfD-Fraktion bekennt sich mit ih-
rem Alternativantrag ausdriicklich zu einem grundsténdi-
gen, verpflichtenden Informatikunterricht ohne Wenn und
Aber.

Und ja, fiir diesen Informatikunterricht bedarf es natiirlich
grundstdndig ausgebildeter Informatiklehrer. Dass wir die-
se bis heute nicht in ausreichender Zahl vorweisen kon-
nen, ist nur ein weiteres Indiz flir das jahrzehntelange
bildungspolitische Versagen der CDU-gefiihrten Landesre-
gierungen.

In Anbetracht dessen darf ich im Interesse unserer Schiiler,
unserer Lehrer und unserer Eltern noch einmal eindringlich
fiir die Zustimmung zu unserem weiter gehenden Antrag
werben. Statten wir im Rahmen der Lernmittelfreiheit alle
unsere Schiiler ab Klasse 5 endlich konsequent mit zuzah-
lungsbefreiten digitalen Endgeréten aus, statt richtige MaB-
nahmen wegen parteipolitischer Eitelkeiten zu verhindern.
Andere Lénder machen uns das vor. — Ich danke fiir die
Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nédchstem Redner gebe ich Herrn Abgeordneten Som-
mer, Fraktion der CDU, das Wort.

Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU):

Sehr geehrte Frau Présidentin, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Herr Kollege Scholz, Sie sagten gerade,
dass Ihr Antrag der weiter gehende sei. Ja, das ist der An-
trag, der tatséchlich noch weiter an der Realitdt vorbeigeht.
Dazu muss man Thnen erst einmal zynisch gratulieren, Herr
Scholz.

(Heiterkeit und Beifall CDU)

Die beiden zu beratenden Antriige von BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und AfD haben einige Gemeinsamkeiten. Die
beiden Fraktionen, hier rechts und hier links, wollen sich
auf einen gemeinsamen Weg machen — bemerkenswert.
Der Weg ist allerdings ein Holzweg, der in eine bildungs-
politische Sackgasse fiihrt.

(Beifall CDU)

Zunéchst mochte ich aber ein paar Punkte nennen, die uns
einen; denn in der Zielsetzung trennt uns nicht viel. Wir
streiten heute iiber die Wege dorthin; denn Digitalisierung
ist Realitét, und diese Realitdt darf nicht an den Schulto-
ren enden. Wir sehen die enormen Chancen und haben
gleichzeitig — das ist wichtig — auch die Risiken auf dem
Schirm. Deshalb werden wir heute noch die Anderungen
im Hessischen Schulgesetz beschlieen und damit Smart-
phone-Schutzzonen schaffen.
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Fiir uns gehort zu dieser Entscheidung, den Fokus gleich-
zeitig auf einen gezielten Einsatz von Technologie im Un-
terricht zu legen. Wir machen viel und werden in Zukunft
noch mehr in diesem Bereich tun; denn wir schieben nichts
auf die lange Bank. Ganz im Gegenteil, fiir uns gilt: Die
wichtigste Bank in Hessen ist die Schulbank.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD — Lachen AfD)

Ich will Thnen einige Beispiele nennen, die schon heute
in unseren Schulen présent sind und verdeutlichen, dass
wir Thre gut gemeinten, aber schlecht gemachten Antrage
eben nicht brauchen. Die im ersten Digitalpakt eingesetz-
ten Landesmittel waren ein guter erster Schub fiir die Di-
gitalisierung unserer Schulen. Unser Pilotprojekt mit dem
Schulfach ,,Digitale Welt* lduft, wie der Kollege May ge-
sagt hat, gut. 80 Schulen mit tiber 500 Klassen nechmen
daran teil.

Es gibt an unseren Staatlichen Schuldmtern die Fachbera-
tung Medienbildung. Es gibt die Beratungsstelle Jugend
und Medien. Diese unterstiitzt Lehrkréifte, Schiilerinnen
und Schiiler sowie Eltern. Der Digi-Truck tourt durch das
Land. Die Anzahl der Projekte im Bereich digitale Schule
ist so vielfiltig, dass eine Aufzeichnung an dieser Stelle
meine Redezeit schlicht sprengen wiirde.

Vielleicht haben Sie von hier rechts auflen und die Kol-
legen von den GRUNEN jetzt schon einen wesentlichen
Unterschied zwischen Threr und unserer Herangehensweise
erkannt. Falls nicht, will ich Thnen den gern noch einmal
verdeutlichen: Wir sehen nicht eine bloe Technikorientie-
rung, nein, wir wollen einen padagogisch sinnvollen Ein-
satz digitaler Medien und verfolgen einen ganzheitlichen
Ansatz. Wenn man Thre Antrége liest, konnte man meinen,
dass ein Laptop oder ein Tablet fiir jeden Schiiler der
Schliissel zum Gliick ist. Das greift aber einfach zu kurz.

(Beifall CDU)

Hinzu kommt, dass Sie zahlreiche Hiirden in Thren gut ge-
meinten, aber schlecht gemachten Antragen einfach iiber-
sehen. Das ist auf beiden Seiten typisch fiir eine oberflach-
liche Oppositionsarbeit in Sachen Schule,

(Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

ganz nach dem Motto: Es muss nicht wirklich umsetzbar
sein, sondern es muss sich einfach gut anhoren.

(Heiko Scholz (AfD): Aber nichts selbst machen!)

Das kann ich Thnen so nicht durchgehen lassen und werde
deshalb noch einmal ein paar Sdtze dazu verlieren. Dann
merken Sie es vielleicht sogar selbst. Ein Gliick gibt es an
dieser Stelle: unsere christlich-soziale Koalition, die sich
den Realitéten stellt und Verantwortung iibernimmt.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Sie wollen ein Gerit fiir jede Schiilerin und jeden Schiiler,
bei der AfD ab Klasse 5 und bei den GRUNEN ab Klas-
se 7.

(Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Wieso eigentlich genau in diesen Jahrgangsstufen? Ver-
mutlich haben Sie das einfach aus der Hiifte heraus grob
geschitzt; es hort sich gut an.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Nein, gut iiberlegt!)

Wirklich fiir jeden? Ja, fiir jeden, ob man ein Gerit will
oder nicht, ob man vielleicht schon ein addquates Gerét be-
sitzt oder nicht. All das interessiert Sie nicht. Dabei — das
muss man sagen — gibt es bei dieser Zwangsbegliickung
einen wichtigen Unterschied.

(Mathias  Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Das steht doch in Threm eigenen Koali-
tionsvertrag!)

Meine Damen und Herren, die GRUNEN mdochten die
Schiilerinnen und Schiiler bzw. deren Eltern noch mit ei-
nem Mietkaufmodell zur Kasse bitten. Die AfD hingegen
will wie Samariter die Gerdte kostenfrei zur Verfiigung
stellen. Wie Sie das allerdings finanzieren wollen, ist in
Threm Antrag iiberhaupt nicht zu lesen.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Was machen Sie? Gar nichts! — Gegen-
ruf Ingo Schon (CDU): Doch!)

Und was machen Sie mit Geréten, die nach ein paar Jahren
den Geist aufgeben? Glauben Sie ernsthaft, dass ein Lap-
top, den ich als Schiiler der 5. Klasse erhalte, neun Jahre
spéter beim Abitur {iberhaupt noch brauchbar ist? Es gibt
ganz viele praktische Fragen, auf die Sie keine Antworten
haben. Thre Antrage enthalten weder echte Losungen, noch
ist das ein seridser politischer Ansatz.

(Beifall CDU und SPD)

Eine weitere Realitit haben Sie beim Schreiben Threr An-
trige vollkommen ausgeblendet; das macht es auch ein-
fach. Sie fordern eine zentrale Beschaffung, Konfiguration,
Verteilung, Administration und einen hessenweiten Sup-
port fiir diese Gerite, die Sie entweder verkaufen oder wie
die heiligen Samariter einfach an die Leute verschenken
wollen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die kommuna-
len Schultrager sind aber fiir die IT-Infrastruktur in den
Schulen verantwortlich. Sie stellen sicher, dass der Daten-
schutz gewihrleistet wird und dass beispielsweise nicht al-
le Apps und Seiten mit dem Schul-WLAN erreicht werden
konnen. In genau deren Kontext miissen die Geréte der
Schiiler auch einsetzbar sein. Dass dies zentral vom Land
besser organisiert werden kann als dezentral vor Ort durch
die Landkreise, das zweifle ich einmal stark an.

Besonders wild — und das miissen Sie sich wirklich einmal
auf der Zunge zergehen lassen — ist aber der Punkt 3 des
Dringlichen Antrags der AfD. Den haben Sie sicherheits-
halber gar nicht erst erwéhnt, weil er wirklich peinlich ist.
In Punkt 3 des Dringlichen Antrags der AfD sprechen Sie
nédmlich von ,,geringeren Verwaltungskosten. Es entstehen
also geringere Verwaltungskosten beim Land fiir eine Auf-
gabe, die es vorher gar nicht gab? Wie bitte? Werte Kolle-
gen, Sie merken es selbst — ich sehe es in Threm Gesicht,
Herr Dr. Grobe —: Das ist ein hervorragendes Beispiel fiir
eine Milchmédchenrechnung.

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Herr Abgeordneter Sommer, wiirden Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten — —
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Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU):

Nein. — Die GRUNEN sprechen davon, dass das Prinzip
des ,,Bring your own device” — vielleicht war das sogar
die Frage —, also das Mitbringen des eigenen Gerites durch
jeden Schiiler selbst, gescheitert sei. Dem mochte ich auch
einmal entschieden widersprechen.

(Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Ich kenne Schulen, die sehr erfolgreich mit diesem Modell
arbeiten. Auch das Ausgeben von Klassensdtzen fiir ein-
zelne Unterrichtsstunden, zum Beispiel in Form von 30
Geréten in einem Rollwagen, ist durchaus ein adéquates
Modell, gerade auch fiir unsere jiingeren Schiiler. In Klas-
senstufe 5, aber auch in Klassenstufe 7 braucht es nidm-
lich ganz sicher keinen dauerhaften Geriteeinsatz. Schiile-
rinnen und Schiiler spiegeln mir jedenfalls immer wider,
dass mit der Gerédtenutzung auch eine gehorige Portion
Eigenverantwortung einhergeht. Das muss man trainieren,
und das gelingt naturgeméal in den hoheren Klassen besser.
Aber Thre Zwangsbegliickung geht einfach am Ziel vorbei.

Zum Abschluss mochte ich noch auf Punkt 4 im Antrag
der GRUNEN eingehen, der tatsichlich ein richtiger Kra-
cher ist. Auch den haben Sie gerade unterschlagen, weil
es einfach peinlich ist. Dort danken Sie Ihrem Parteifreund
Cem Ozdemir. Der war — fiir die, die es nicht mehr wis-
sen oder nicht mitbekommen haben — tatsdchlich knapp
sechs Monate der Ubergangsbildungsminister, nachdem
die Ampel in Berlin zerfallen ist. Er habe, so Aussage
der GRUNEN, eine Verstindigung mit den Lindern zum
Digitalpakt 2.0 erreicht.

Meine Damen und Herren, die Wahrheit ist: Die Ampel
hat gepennt. Sie hat nichts in Sachen Digitalpakt 2.0 hin-
bekommen. Der erste Pakt ist im Mai 2024 ausgelaufen.
Mittlerweile ist mehr als ein Jahr vergangen — ein verlore-
nes Jahr fiir die Digitalisierung in unseren Schulen. Die
Verantwortung dafiir tragen an dieser Stelle Sie und insbe-
sondere auch die Vertreterinnen und Vertreter der selbst
ernannten Digitalpartei FDP.

(Beifall CDU)

Die neue, CDU-gefiihrte Bundesregierung hat vor rund
sieben Wochen mit Amtsantritt angefangen, genau diesen
Scherbenhaufen aufzurdumen. Der Digitalpakt 2.0 ist fest
im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD im Bund
verankert. In diesem ist iibrigens auch festgehalten, dass
bediirftige Familien bei der Beschaffung von digitalen
Endgeriten fiir ihre Kinder unterstiitzt werden. Unser zu-
standiger Kultusminister Armin Schwarz und auch unsere
Digitalministerin Kristina Sinemus halten in dieser Sache
den Druck auf den Bund auch weiter hoch; da konnen Sie
sich sicher sein. Wir sind davon iiberzeugt: Gemeinsam
mit dem Bund kénnen wir auch in dieser Sache deutlich
mehr erreichen als mit solchen Alleingédngen.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Herr Abgeordneter Sommer, Sie miissen langsam zum
Schluss kommen.

Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU):

Jawohl. — Meine sehr geehrten Damen und Herren, Bil-
dung und Digitalisierung haben in unserer christlich-sozia-
len Koalition Prioritdt. Wir schieben nichts auf die lange
Bank. Ihre Antrdge hingegen sind nicht einmal dazu geeig-
net, sie auf die lange Bank zu schieben. Sie sind eher ein
Fall fiir den digitalen Papierkorb. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nichste Rednerin hat sich Frau Abgeordnete Heidt-
Sommer, Fraktion der Sozialdemokraten, zu Wort gemel-
det.

Nina Heidt-Sommer (SPD):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir als Koalition aus CDU und SPD haben in unserem Ko-
alitionsvertrag genau beschrieben, wie wir unsere Schulen
digital weiterentwickeln. Dieses Gesamtkonzept bildet die
Grundlage unserer verldsslichen Politik. Wir beobachten
dabei genau aktuelle Entwicklungen und beziehen sie
selbstverstandlich in unsere Entscheidungen ein.

Ja, Digitalisierung hat Auswirkungen auf ganz viele Be-
reiche in den Schulen, und sie ist eben nicht allein eine
Frage der Hardwareausstattung: Auch Demokratiebildung
und Medienbildung sind entscheidende Aspekte, die wir
mit bedenken miissen und wollen.

(Beifall SPD und CDU)

Im Antrag von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN wird eine
Studie zitiert, der zufolge 40 % der Achtklésslerinnen und
Achtkldssler keinen reflektierten Umgang mit Medien ha-
ben. Das ist besorgniserregend. In diesem Punkt stimme
ich Threm Antrag ausdriicklich zu. Die Verbesserung der
digitalen Bildung bleibt fiir uns alle fortwdhrende Aufgabe
und Verpflichtung.

Was bedeutet aber Digitalisierung fiir unsere Schulen? Di-
gitalisierung verdndert die Arbeit in den Schulen grund-
sétzlich. Schiilerinnen und Schiiler wie auch Lehrkréfte
nutzen Chatbots, um Wissen zu generieren. Selbst die
Internetrecherche hat sich innerhalb eines Jahres grundle-
gend verdndert; Googeln im Jahr 2025 ist ganz anders
als Googeln im Jahr 2024. Auf viele Fragen bekommen
wir brauchbare KI-generierte Texte. Die technischen Fort-
schritte sind atemberaubend. Das, was KI heute kann, war
so vor zwei Jahren nicht absehbar. Was KI in zwei Jahren
konnen wird, wissen wir heute noch nicht.

Diese Entwicklung bietet riesige Chancen und fordert uns
als Gesellschaft insgesamt heraus. Ja, das gilt gerade auch
fiir die Schulen. Selbstverstindlich miissen wir ziigig auf
diese Entwicklungen reagieren. Aber haben wir eine Chan-
ce, in Echtzeit neue Entwicklungen zu erkennen, Chancen
und Risiken zu bewerten und Konzepte zu entwickeln?
Ehrlicherweise nein. Aber Sie sehen zum Beispiel an den
Empfehlungen zum Umgang mit Chatbots, dass unser Mi-
nisterium nah daran ist und gute Handreichungen bietet.

Aber wir miissen weitere Fragen beantworten. Was ist der
eigene Anteil eines Schiilers an einer Hausarbeit im Rah-
men der Realschulabschlusspriifung, wenn er KI nutzt?
Wie definieren wir das? Welche Auswirkungen auf die
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Bewertung von Aufgaben in der gymnasialen Oberstufe er-
wachsen aus den mittlerweile echt guten Texten, die Chat-
bots liefern? Um es grundsétzlicher zu sagen: Wir miissen
uns alle gemeinsam als demokratische Fraktionen auf den
Weg machen, um zu kléren, wie wir Lernen neu definieren
und unsere Bildungsangebote umstellen.

(Beifall SPD und CDU)

Wir miissen weitere Losungen erarbeiten, mit denen wir
die technische Revolution, der wir ausgesetzt sind, als
Chance begreifen konnen. Die Schulen der Zukunft wer-
den in einigen Bereichen grundlegend anders strukturiert
sein als die Schulen, wie wir sie jetzt kennen.

Es gibt aber auch Dinge, die gleich bleiben. Schiilerinnen
und Schiiler werden auch in Zukunft in den Schulen mit
Lehrkriften, sozialpddagogischen Fachkrédften und Schul-
psychologen vermehrt in multiprofessionellen Teams ler-
nen. Es gilt weiter der Grundsatz: Bindung und Beziehung
sind die Voraussetzungen fiir Bildung und Erziehung. Dar-
tiber hinaus bleibt trotz aller technischer Umwilzungen das
entscheidend, was im Unterricht real stattfindet.

(Beifall SPD und CDU)

Wir miissen die notwendigen Verdnderungsprozesse mit
klaren politischen Zielen steuern. Dabei brauchen wir Un-
terstiitzung aus Wissenschaft und aus der Praxis. Es han-
delt sich hier nicht um das Drehen an einem oder zwei
Schraubchen. Wir werden in den ndchsten Jahren einen
komplexen Transformationsprozess erleben, der multiper-
spektivisch von uns organisiert werden muss.

Erste Schritte innerhalb dieses Prozesses haben wir als Ko-
alition eingeleitet. Wir bauen das Schulportal immer weiter
aus und nutzen es als digitale Séule des Unterrichts. Wir
setzen auf digitale Diagnostik mit gekoppelter Forderung
der Schiilerinnen und Schiiler. Das entlastet Lehrkréfte und
sorgt fiir eine Verbesserung der Unterrichtsqualitdt durch
individualisiertes Lernen.

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN fordert, das Fach ,,Digitale
Welt“ landesweit auszurollen. Genau das steht in unserem
Koalitionsvertrag, und das wollen wir auch im Laufe dieser
Legislaturperiode umsetzen.

(Beifall SPD und CDU)

Meine Damen und Herren, wir haben es eben schon ge-
hért: Im Antrag von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ist die
Rede von ,,auf die lange Bank schieben®. Wir werden auf-
gefordert, zu handeln, auch wenn die Finanzierung und
genaue Ausgestaltung des Digitalpakts 2.0 noch nicht ab-
schlieBend geklart ist. Die Finanzlage hat sich verdndert.
Auch in diesem Bereich leben wir in enorm herausfordern-
den Zeiten.

Die Ausstattung der Schulen hat fiir diese Landesregierung
trotzdem absolute Prioritdt. Aber die Haushaltsverhandlun-
gen auf Bundesebene sind aktuell noch in vollem Gange.
Wenn wir im Herbst einen klaren Finanzrahmen haben,
konnen wir auch fiir das Land Hessen im Rahmen des dann
hoffentlich existierenden Digitalpakts 2.0 planen. Das ist
seriose Politik. Das ist Politik, die den Menschen Klarheit
bietet.

(Beifall SPD und CDU)

Wir haben in unserem Koalitionsvertrag vereinbart, dass
wir fiir Schiilerinnen und Schiiler mobile Endgeréte zur

Verfligung stellen wollen, wenn das fiir den Unterricht be-
notigt wird. Das werden wir auch gemeinsam umsetzen.

Ich habe vorhin davon gesprochen, dass Schule sich verédn-
dern wird. Die Sdule des Lernens, dass Schiilerinnen und
Schiiler selbststdndig an Problemen und Projekten arbeiten,
wird wachsen. Lehrkréfte werden eine neue Rolle einneh-
men, eine lernbegleitende Rolle. Schiilerinnen und Schiiler
werden vermehrt in den Schulen mit anderen Schiilerinnen
und Schiilern gemeinsam an Computerpldtzen arbeiten.
Die Schulen, die sich bereits auf den Weg gemacht haben
und ihren Unterricht ganz oder teilweise umgestellt haben,
berichten von groBen Erfolgen.

Ich war iiber viele Jahre an schulischen Entwicklungspro-
zessen beteiligt. Diese sind aufwendig und brauchen Zeit.
Die Arbeitsbelastung der Lehrkréifte an den Schulen ist
schon jetzt hoch. Wir miissen sie bei Veranderungen — und
das gilt auch fiir die Digitalisierung — mitnehmen. Deshalb
miissen wir Verdnderungen so gestalten, dass die Qualitét
der Schule verbessert wird und gleichzeitig Ressourcen
realistisch eingeschétzt und genutzt werden.

(Beifall SPD und CDU)

Meine Damen und Herren, zu Beginn meiner Rede bin ich
auf Demokratielernen und Medienbildung eingegangen.
Vor dem Hintergrund der fortschreitenden Entwicklung der
KI bekommen diese Aspekte eine ganz neue Bedeutung.
Wir miissen unsere Kinder und Jugendlichen darauf vorbe-
reiten, seriose Quellen zu identifizieren. Die Moglichkei-
ten, die KI den Feindinnen und Feinden der Demokratie
bietet, sind enorm. Der reflektierende Umgang mit KI wirft
vielfaltige Fragen auf: Auf welche Informationen bezieht
sich KI, was ist ihr Wissensschatz, wer trainiert die KI mit
welchem Interesse? Wie beeinflusst die KI die Wahrneh-
mung von Wahrheit?

Schulen bekommen hier eine wachsende Verantwortung,
unsere Demokratie zu schiitzen und weiterzuentwickeln.
Dies ist einer der Griinde, aus denen heraus wir in unserem
Koalitionsvertrag geschrieben haben, dass wir die Curricu-
la, insbesondere der Facher Politik und Wirtschaft sowie
Arbeitslehre, iiberpriifen und tiberarbeiten wollen.

(Beifall SPD und CDU)

Die technische Revolution unserer Zeit stellt uns vor grofie
Herausforderungen. Sie bietet uns aber auch groe Chan-
cen. Wir als Koalition von CDU und SPD haben die Her-
ausforderungen im Blick, und wir nutzen die sich bieten-
den Chancen, um unsere Schiilerinnen und Schiiler optimal
auf die Welt vorzubereiten. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchster Redner ist der Abgeordnete Promny von der
Fraktion der Freien Demokraten. Bitte sehr.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Wir Freie Demokraten fordern schon seit ge-
raumer Zeit eine angemessene digitale Ausstattung von
Schiilerinnen und Schiilern an Schulen. Wir haben das
Thema der Digitalisierung bereits vor iiber zehn Jahren als
Teil unserer Programmatik in den politischen Diskurs ein-
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gebracht. Es ist also gut, dass wir heute dariiber sprechen,
wie man die digitale Ausstattung unserer Schulen verbes-
sern kann. Denn, seien wir ehrlich, diese hat erhebliche
Defizite, und die Landesregierung hat bisher wenig dafiir
getan, diesen Zustand zu verdndern.

(Beifall Freie Demokraten)

Insofern bin ich den Kollegen von den GRUNEN sehr
dankbar, dass sie dieses Problem auch so korrekt identi-
fiziert haben und sehr prézise beschrieben haben. Aber,
werte Kolleginnen und Kollegen von den GRUNEN, Ihr
Antrag ist in Teilen dann doch etwas widerspriichlich. Das
fangt bereits bei der Uberschrift an. Sie schreiben: ,,Lap-
tops fiir alle Schiilerinnen und Schiiler ab Klasse 7. Aber
im Text ist dann allgemein von digitalen Endgerdten die
Rede. Zwar ist es gut, dass Sie im Antragstext eine grofie-
re Offenheit fiir die Art des technischen Gerits gewahlt
haben, aber die Uberschrift ist dann zumindest teilweise
etwas irrefithrend an der Stelle.

Im weiteren Verlauf des Antrags wird dann eine wirklich
interessante Geschichte erzéhlt. Sie betonen die Arbeit des
ehemaligen Bundesbildungsminister Ozdemir in Bezug auf
den Digitalpakt 2.0. Im Gegensatz zum Kollegen Sommer
liegt es mir fern, jetzt die Situation der letzten Bundesre-
gierung hier noch einmal weiter auszubreiten.

(Zuruf CDU)

Aber, Herr Kollege Sommer, Sie miissen schon die gan-
ze Wahrheit hier erzdhlen. Das haben Sie nicht gemacht.
Denn zur Wahrheit gehort auch, dass die Bundesbildungs-
ministerin Bettina Stark-Watzinger sehr stark fiir den Digi-
talpakt 2.0 gekdmpft hat. Es waren in Wahrheit die Lénder,
die nicht bereit waren, sich entsprechend an der Finanzie-
rung zu beteiligen. Das ist der Kern, um den es an dieser
Stelle ging. Das haben Sie hier ganz elegant verschwiegen.

(Beifall Freie Demokraten)

Aber lassen Sie uns zuriickkommen zu Hessen und zu den
Schiilerinnen und Schiilern hier vor Ort.

Es ist natiirlich interessant, wenn man jetzt liberlegt, dass
man hier ein neues Biirokratieinstrument schaffen will, in-
dem man mit dem Land ein eigenes Programm aufsetzt.
Wir denken, das sind Doppelstrukturen, die hier geschaffen
werden. Denn, wenn man so dariiber nachdenkt, wie das
Kultusministerium nun standardisiert allen Schiilerinnen
und Schiilern in Hessen ein Gerdt zur Verfiigung stellen
soll, dann fiillt sich schon beim Nachdenken der Akten-
schrank im Ministerium mit neuen Antragsformularen. Das
sollten wir meines Erachtens auf jeden Fall vermeiden.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Kolleginnen und Kollegen von den GRUNEN haben
schon ein erstaunliches Vertrauen in die Fahigkeiten des
Ministeriums, den passenden digitalen Standard fiir alle
hessischen Schulen zu bestimmen. Ich personlich warte
immer noch auf den Tag, an dem unser geschétzter Kultus-
minister Schwarz den Digitaltruck hdchstpersonlich an die
hessischen Schulen fahrt. Ich bin sehr gespannt, wie das
vor Ort dann ankommt.

Aber SpaB beiseite. Ich glaube, wir sind hier der Meinung,
dass die ganze Debatte um die Frage, welches Endgerét in
welcher Jahrgangsstufe zum Einsatz kommt, eigentlich gar
keine politische Fragestellung ist.

Damit komme ich auch zu dem Dringlichen Antrag von
den Kollegen der AfD-Fraktion. Sie wollen ndmlich im
Kern das Gleiche wie die GRUNEN, nur eben in der
5. statt in der 7. Klasse. Wéhrend die Kolleginnen und
Kollegen von den GRUNEN dem Kultusministerium im-
merhin nur die Aufgabe iiberantworten wollen, die Ge-
rite zu kaufen und dann zu verteilen, gehen Sie sogar
noch einen Schritt weiter. Sie schreiben — ich zitiere das
einmal — ,,Beschaffung, Konfiguration, Verteilung sowie
sachgerechte Wartung der digitalen Endgerdte fiir die hes-
sischen Schiiler der beiden Sekundarstufen als originére
Landesaufgabe zu begreifen.

Kollegen von der AfD, bei Ihnen féhrt der Minister also
nicht nur den Digitaltruck mit den Laptops zu den Schulen,
bei Thnen installiert er dann auch noch alles und wartet die
ganzen Gerite auch noch. Das ist schon sehr speziell.

(Beifall Freie Demokraten — Zurufe AfD)

Meine Damen und Herren, beachtlich ist: Eine Partei, die
stellenweise davon redet, Biirokratie abzubauen, streitet
sich jetzt mit den GRUNEN dariiber, wer die biirokrati-
sche Regel einfiithrt und wie jung die Kinder sind, unter
denen die entsprechenden Regelungen dann auszutragen
sind. Das ist schon sehr speziell.

Wir Freie Demokraten waren von Anfang an in der Frage
der Digitalisierung klar: Die Auswahl der passenden Ge-
rite und ihr pddagogisch angemessener Einsatz sind eine
Sache der Schulautonomie. Das ist ein kluger Grundsatz
der Bildungspolitik. Denn wir vertrauen den Lehrerinnen
und Lehrern vor Ort und den Schulleitungen vor Ort. Ich
denke, das ist auch der richtigere Weg.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich weiB, dass es jetzt einige von Thnen wieder mit der
Angst bekommen: Was, wenn die Schule damit iiberfordert
ist, was ist denn, wenn die Schule Fehler macht und viel-
leicht sogar das falsche Gerét anschafft? Ich verrate Thnen
eines: Fehler werden passieren, so oder so, aber wir brau-
chen auch nicht das perfekte System, in dem es den besten
Minister braucht. Wir brauchen ein System, das dezentrale
Freirdume schafft, damit Fehler auch erkannt und korrigiert
werden kdnnen.

Sobald die Fehler einmal im Ministerium gemacht werden
— fiir Sie wahrscheinlich unvorstellbar —,

(Zuruf von der Regierungsbank: Ja!)

dann gelten sie aber iiberall. Wir brauchen das Vertrauen
in die Menschen vor Ort und keine kleinkarierten Diskus-
sionen, wann nun welches Endgerét an welcher Schule, ab
welchem Jahrgang genutzt werden soll.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich fasse die heutige Diskussion einmal zusammen: Die
GRUNEN wollen Laptops ab Klasse 7, die AfD ab Klas-
se 5, und die Landesregierung will sie insgesamt verbieten.
Meine Damen und Herren, das kann nicht der Weg in die
Zukuntft sein.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung hat der Staatssekretdr Dr. Losel
das Wort.
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Dr. Manuel Losel, Staatssekretir im Ministerium fiir
Kultus, Bildung und Chancen:

Verehrte Frau Prisidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Fraktion der GRUNEN schreibt in ihrem An-
trag: ,,Landesregierung darf die digitale Ausstattung von
Hessens Schiilerinnen und Schiilern nicht auf die lange
Bank schieben®. Unabhingig davon, dass die Landesregie-
rung nie etwas auf die lange Bank schiebt — —

(Vereinzelter Beifall CDU und SPD — Lachen AfD
und Freie Demokraten — Mathias Wagner (Taunus)
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Alsbald!)

— Vielen Dank fiir die Zustimmung, lieber Mathias Wagner.
— Unabhingig davon wissen wir doch alle — Daniel, das
wisst auch ihr — Wir sind in den letzten Jahren bei der Di-
gitalisierung der Schule unheimlich weit gekommen. Das
wisst ihr, das wissen Sie. Fakt ist natiirlich auch, dass wir
nicht am Ende des Weges sind. Es wird weitergehen. Nun
auf der Oppositionsbank viel zu fordern, das klingt gut, die
Umsetzung steht aber auf einem anderen Blatt.

Und Thnen — da schaue ich in die Richtung von Herrn May
und Herrn Promny — muss ich auch klar sagen: Sie waren
in den letzten Jahren im Bund in Verantwortung. Herr
Promny, die ganze Wahrheit zu dem Thema Stark-Watzin-
ger 1st:

(Moritz Promny (Freie Demokraten): Jetzt bin ich
gespannt!)

Frau Stark-Watzinger hat es als Ministerin nicht geschafft,
den Digitalpakt 2.0 auszuhandeln. Sie ganz allein hat dafiir
die Verantwortung, und kein einziges Land.

(Beifall CDU — Zurufe Moritz Promny und Oliver
Stirbock (Freie Demokraten))

Der politische Wille hat ihr gefehlt. Die politische Kraft
hat ihr gefehlt. Hier sind Sie als Digitalisierungspartei —
wie ich gerade gelernt habe: mit zehnjéhriger Tradition;
Gliickwunsch zum Jubildum — Threr Verantwortung in kei-
ner Weise nachgekommen, zum Nachteil aller Schiilerin-
nen und Schiiler, nicht nur hier in Hessen, sondern in ganz
Deutschland.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Umso wichtiger ist es, dass sich die Ldnder gemeinsam
mit der neuen Bundesregierung auf den Weg machen zu
einem Digitalpakt 2.0. Mit der neuen Regierung hat es nun
wieder neue Gesprache gegeben. Aktuell tagt gerade die
Bildungsministerkonferenz. Der Digitalpakt 2.0 ist natiir-
lich auf der Tagesordnung. Die Lander werden gemeinsam
mit Karin Prien nach Losungen suchen, und das natiirlich
auch beziiglich eines Annex Schiilerendgerite.

(Moritz Promny (Freie Demokraten): Ahal)

Die GRUNEN fordern nun die standardisierte landeseige-
ne Anschaffung digitaler Endgeréte fiir Schiilerinnen und
Schiiler ab der Jahrgangsstufe 7. Die AfD setzt noch einen
drauf und spricht von der Jahrgangsstufe 5. Ich muss Thnen
sagen — beiden Fraktionen —: Sie leugnen. Sebastian Som-
mer und Moritz Promny haben darauf hingewiesen, was
die Realitét ist. Das wissen Sie auch. Die Kommunen, aus-
schlieBlich die Kommunen sind fiir die IT-Ausstattung an
unseren Schulen zustindig. Sie halten die IT-Infrastruktur
VOr.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Das kann man ja &ndern! — Heiko
Scholz (AfD): Kénnen wir dndern!)

Hier gibt es groBe Unterschiede, die individuelle techni-
sche Losungen erfordern. Deswegen ist eine standardisier-
te Anschaffung von digitalen Endgeriten grundfalsch. Es
kann nicht funktionieren. Diese Aufgabe muss bei den
Kommunen bleiben, damit die Endgerite reibungslos in
die ortliche IT-Infrastruktur eingebunden und im Betrieb
praktikabel administriert werden konnen. Dieser ,,Eine fiir
alle“-Ansatz klingt schon, ist aber ungeeignet. Im Ergebnis
wiirden wir damit den Schultrigern Anschaffungen von
oben verordnen, die nicht zu den Schulen passen.

Aber nicht nur die Forderung beziiglich der Ausstattung
mit digitalen Endgeréten geht an der Realitét vorbei. Auch
die Aussagen zur individuellen Férderung, zur Medienbil-
dung, zur Fortbildung fiir Lehrkrifte sind einfach falsch;
denn auch hier hat sich in den letzten Jahren sehr viel
getan. Die individuelle Férderung von Schiilerinnen und
Schiilern unterstiitzen wir gezielt mit digitalen Anwendun-
gen. Dazu zihlt zum Beispiel ,,Mathe sicher kdnnen®, das
wir in diesem Schuljahr als Pilot an den Start gebracht
haben. Das ist ein Programm fiir die Jahrgangsstufen 4 bis
6. Bei diesem Programm erscheint direkt nach der Diagno-
se fiir den einzelnen Schiiler das passende Fordermaterial.
Das ist genau das, was wir wollen: die individuelle Forde-
rung fiir den Schiiler und gleichzeitig die Entlastung fiir die
Lehrerinnen und Lehrer.

Die Riickmeldungen, unter anderem zu ,,Mathe sicher
konnen®, aus den Schulen sind so positiv, dass wir die
Anwendungen im kommenden Schuljahr flachendeckend
zur Verfiigung stellen werden. Dazu ist die Ausschreibung
eines digitalen Mathematik-Forderprogramms in Vorberei-
tung, das durch adaptive Ubungsformate beim individuel-
len Kompetenzerwerb unterstiitzen soll.

Fiir den Bereich Deutsch haben wir beispielsweise das on-
line-basierte Leseforderprogramm FLINK fiir Kinder der
2. bis 6. Jahrgangsstufe. Alle Anwendungen — diese und
weitere, die ich jetzt nicht genannt habe — werden perspek-
tivisch in das Schulportal eingebunden oder sind dort be-
reits angeschlossen.

Auch die von Thnen geforderte Offensive zur Medienbil-
dung haben wir lingst. Medienbildung ist in der Schule
systematisch verankert. Alle Schulen haben Medienbil-
dungskonzepte. Auch das Fortbildungsangebot im Bereich
der digitalen Bildung haben wir natiirlich. Es gibt eine
Unzahl von Angeboten zum Einsatz digitaler Endgerite
im Fachunterricht, und es gibt natiirlich auch zu aktuellen
Themen, beispielsweise KI oder Cybermobbing, sehr vie-
le Angebote, die auch sehr stark frequentiert werden. Im
letzten Schuljahr haben beispielsweise iiber 23.000 Kolle-
ginnen und Kollegen diese akkreditierten Fortbildungen
besucht.

Meine Damen und Herren, abschliefend: Die Opposition
verkennt die Realitdt bei der IT-Infrastruktur, im Bereich
der Medienbildung und bei den Fortbildungen fiir Lehre-
rinnen und Lehrer. Sie fordert ein bisschen mehr von dem,
was wir ohnehin haben. Das ist also ein klassischer Oppo-
sitionsantrag. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)
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Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank, Herr Staatssekretér. — Fir eine zweite Run-
de hat sich der Abgeordnete May von BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN zu Wort gemeldet. Bitte sehr.

Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Es ehrt den Staatssekretdr
ja, dass er so ein positives Bild von der Vergangenheit hat.

(Staatssekretédr Dr. Manuel Losel: Und der Gegen-
wart!)

Es waren sicherlich gute Jahre. Aber das entbindet uns
nicht, in die Zukunft zu schauen und zu schauen, was wir
da noch besser machen konnen.

Vor allen Dingen die Uberlegung, die Sie jetzt ausgebreitet
haben, dass das technisch nicht moéglich sei oder dass es
eben nicht gewollt sei: Erst mal, dass es widerspriichlich
ist, dass man landesweite Anwendungen, sage ich mal,
nach dem Satz bringt, dass man alles individuell vor Ort
regeln miisste, passt nicht so zusammen.

Aber ich will Ihnen dann doch noch einmal mit den Fakten
kommen, und zwar: Die Vorstellung, dass es nicht moglich
sei, landesweit einheitliche Arbeitsgerite einzufiihren, zu-
sammen mit den Schultrdgern, ist geradezu absurd.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie haben nicht einmal den Versuch unternommen, mit
den Schultrdgern eine Losung hinzubekommen. Die Vor-
stellung, dass man an allen hessischen Schulen kleinteilig
individuelle Losungen braucht, dass iiberall das digitale
Rad neu erfunden werden muss, ist aus der Zeit gefallen.
Ich wiirde Sie wirklich bitten, sich zu {iberlegen, ob wir in
den vergangenen Jahren, als wir sozusagen analog Schul-
politik gemacht haben, auch gesagt haben, das miisse an
jeder Schule selbst entwickelt werden. Ich glaube, das ist
nicht zielfithrend, sondern hier miissen wir unsere Schulen
entlasten, und das geht nur durch Standardisierung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen aus den Fraktionen, Frau
Heidt-Sommer und Herr Sommer, dass dies auch andern-
orts geht, sollte Thnen zu denken geben. Denn es ist nicht
so, dass das Modell einzigartig wire, das wir uns tiberlegt
haben. Die Idee haben wir zugegebenermafen aus Wiscon-
sin mitgenommen. Wir lernen schlieBlich aus Reisen. Es
ist aber auch so, dass sich andere Bundesldnder auf den
Weg gemacht haben. Es ist schon erwdahnt worden, dass
man sich in Niedersachsen jetzt auf den Weg macht. Aber
auch das von Thnen sonst so hochgeschétzte Bundesland
Bayern macht genau unser Modell — mit dem einzigen
Unterschied, dass sie es ab Jahrgangsstufe 8 machen. Tech-
nisch nicht moglich? Schauen Sie einmal nach Bayern.

Auch das Bundesland Saarland macht sich auf den Weg,
auch dort ein einheitliches Gerét fiir die Schiilerinnen und
Schiiler auf den Weg zu bringen. Das geht alles nicht?
Wieso geht das im Saarland, wieso geht es in Bayern,
aber bei uns nicht? Ich wiirde sagen, Sie sollten Thre Argu-
mentation ein bisschen nachschérfen. Ich glaube, es ist ein
schlechtes Argument, dass alles nicht geht. Da werden Sie
ganz schnell von der Technik iiberholt. Sie sollten sich eher
iiberlegen, was unser Ziel ist, was wir erreichen wollen,
statt auf technische Entwicklungen und den Digitalpakt 2
zu warten. Jetzt ist die Zeit, zu handeln. Das ist jetzt Thre

Zeit. Aber wenn Sie nicht handeln, dann vertun Sie die
Zeit. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Zuruf Se-
bastian Sommer (Hochtaunus) (CDU))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Scholz von der AfD hat sich auch zu einer zweiten
Runde gemeldet. Auch fiir Sie gilt: drei Minuten.

Heiko Scholz (AfD):

Herzlichen Dank, Frau Prasidentin. — Herr Staatssekretar
Losel, Sie sind selbst Schulpraktiker. Sie kommen aus der
Schule. Sie wissen um die Schulen und um den Unterricht.

Ich habe selbst viele Jahre Physik, Mathematik und Infor-
matik an einer Schule unterrichtet. Ich habe noch Priifun-
gen unternommen; ich habe vier Facher abgeschlossen. Ich
weil} also, wovon ich rede.

Ich spreche hier von Informatikunterricht, und Informatik
ist die Lehre von der Informationsverarbeitung. Das ist
nicht mit ,,Digitaler Welt“ zu vergleichen, die rein phano-
menologisch betrachtet, sondern hier geht es um Wissen-
schaftlichkeit. Das wollen wir, das brauchen wir schon ab
Klasse 5 und nicht erst in der Abiturstufe.

Wenn ich wissenschaftlich unterrichten will, brauche ich
auch entsprechende Materialien, dann brauche ich Endge-
rate. Wie will ich denn ab Klasse 5 ,,Digitale Welt*, Infor-
matik oder was auch immer unterrichten, wenn ich gar
keine Gerite habe?

Sie sagen, standardisierte Gerédte seien nichts. Aber wie
denn sonst? Wie soll jemand unterrichten, wenn er 10 oder
15 verschiedene Endgeréte hat, wo der Lehrer den Sup-
port nicht sicherstellen kann, wenn der Lehrer iiberhaupt
nicht arbeiten kann, wenn die Software nicht gleichméBig
ist? Dann konnen Sie nicht unterrichten. Das ist genau
das Gleiche, wie wenn Sie in einem Unterricht, in einer
Veranstaltung fiinf, sechs, sieben verschiedene Lehrbiicher
haben. Das ist genau das Gleiche.

Wie wir das finanzieren? Lieber Kollege Sommer, das war
sehr bemiiht. Wir haben mit unseren Haushaltsantrigen
100 Millionen Euro bei einem ausgeglichenen Bildungs-
haushalt freigemacht. Das ist sehr viel Geld. Wenn wir die-
se ganzen ideologischen Projekte, die mit der Gie3kanne
ausgegossen werden, auch noch einsparen, dann haben wir
sehr viel Geld dafiir.

Uberlegen Sie alleine einmal, was ist, wenn wir die Lehr-
biicher einsparen. Ein Lehrbuch kostet heute zwischen 60
und iiber 100 Euro — ein Lehrbuch. Das unterliegt auch
der Lernmittelfreiheit. Das brauchen wir dann nicht mehr.
Dann geniigt eine PDF. Dann hat der Schiiler verschiedene
Lehrbiicher zu den Vorjahren auch noch auf seinem Tablet.

(Zuruf Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU))

Dann kann er viel besser arbeiten, und auch der Lehrer
kann arbeiten, abgesehen davon, dass der Schiiler sich
nicht mit schweren Lehrbiichern abschleppen muss. Das
ist auch ein grofles Problem. Das kennen Sie als Lehrer
auch, Herr Staatssekretar.

Wie gesagt, wir konnten hier noch einiges auffithren. Das
ist weder populistisch noch irgendetwas. Ich darf Prof. Dr.
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Zierer anfiihren, der in unserer Anhérung zu dem Handy-
verbot — das haben wir heute in dritter Lesung — Aussagen
zu ,,Bring your own device* getroffen hat.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Das miissten Sie aber schnell tun, da Thre Redezeit ablauft.

Heiko Scholz (AfD):

Danke schon. — ,,Bring your own device® ist gescheitert.
Das ist so. Prof. Zierer, unsere Experten sehen ganz klar,
dass die zuzahlungsbefreiten Endgerite eine verpflichtende
Aufgabe fiir die Landesregierung sind. Da diirfen wir unse-
re Kommunen nicht alleinlassen. — Danke schon.

(Beifall AD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Meine Damen und Herren, mir wurde signalisiert, dass Ta-
gesordnungspunkt 36, der Antrag der Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN, an den Kultuspolitischen Ausschuss
iiberwiesen werden soll.

Uber Tagesordnungspunkt 65, den Dringlichen Antrag der
Fraktion der AfD, wird unmittelbar nach der Beratung ab-
gestimmt. Daher frage ich Sie, wer dem Antrag zustimmen
kann. — Das ist die AfD. Wer ist dagegen? — Das ist der
Rest des Hauses. Enthaltungen gibt es nicht. Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 18:

Erste Lesung

Gesetzentwurf

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Zweites Gesetz zur Anderung des Psychisch-Kranken-
Hilfe-Gesetzes

— Drucks. 21/2392 —

Die vereinbarte Redezeit betrdgt 7:30 Minuten. Kollege Dr.
Bartelt bringt den Gesetzentwurf ein. Bitte sehr.

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Verehrte Frau Prisidentin, meine Damen und Herren!
Durch den Gesetzentwurf wird die Drogensucht in den
Geltungsbereich des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes
einbezogen. Das dient der Rechtssicherheit, und es ist me-
dizinisch gut begriindbar.

Fast alle Drogen erzeugen Symptome, die Psychosen dh-
neln. Das sind meist exogene Psychosen. Das heifit, die
Substanz 16st direkt im Hirn die Symptome aus. Manchmal
konnen auch bislang erscheinungsfreie endogene Psycho-
sen durch die Droge aktiviert werden.

Es gibt Krankheitserscheinungen, die drogensubstanzunab-
héngig sind. Das sind meist Wahnvorstellungen, Halluzina-
tionen, Ich-Stérungen, Angstzustinde und Aufgabe sozia-
ler Beziehungen. Einige Symptome treten bei bestimmten
Drogen gehduft charakteristisch auf. Bei der Cannabis-Psy-
chose, die vergleichsweise héufig ist, sind dies Halluzi-
nationen und Ich-Stérungen, das heiit Entkoppelung von
Person und Umwelt. Das ist da besonders haufig. Ich erlau-
be mir, ein Beispiel aus meiner fritheren beruflichen Tétig-
keit als Hautarzt zu nennen. Bei der Kokain-Psychose ist

der Dermatozoenwahn héufig. Die Patienten sind vom Pa-
rasitenbefall iiberzeugt und verlangen vom Dermatologen
immer wieder Unmengen von antiparasitiren Substanzen.

Das Auftreten dieser Drogen-Psychose ist im Einzelfall
nicht vorhersehbar, ist oft von der Menge abhingig und
trifft hdufiger auf, wenn friih mit dem Drogenkonsum be-
gonnen wird. Diese Personen miissen vor sich selbst und
die Gemeinschaft muss durch Behandlung geschiitzt wer-
den.

Bislang besteht eine Meldepflicht an den Sozialpsychiatri-
schen Dienst, wenn ein Patient mit einer Psychose aus
der stationdren Behandlung entlassen wird. Dies soll nach
dem Gesetzentwurf unter eng definierten Bedingungen auf
die Polizei- und Ordnungsbehdrde des Wohnortes des Pa-
tienten erweitert werden. Das soll nach dem Vorbild des
Bayerischen Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes erfolgen.
Diese Bedingungen sind im Einzelnen: Die Einweisung
erfolgt aufgrund Fremdgefédhrdung anderer Personen, und
die Fremdgefdhrdung besteht nach Ansicht des Therapeu-
ten weiterhin, wenn die Behandlung unterbrochen werden
wiirde. — Das ist notwendig, um die Gemeinschaft zu
schiitzen, aber auch den Patienten vor sich selbst zu schiit-
zen. Wir haben die Chance, so vielleicht einen einzigen
Amoklauf zu verhindern.

Aber auch die zunehmende Anzahl von schweren Ver-
kehrsunfillen im StraBenverkehr nach Drogenkonsum
konnte vielleicht reduziert werden. Um es ganz klar zu
sagen: Es geht um den Schutz der Gemeinschaft und
nicht um Stigmatisierung psychisch kranker Menschen.
Um auch das zu verdeutlichen: Die Gesamtheit der psy-
chisch kranken Menschen ist nicht hdufiger strafféllig als
der gesunde Mensch.

Dennoch treten bei bestimmten Formen der Psychose, der
Schizophrenie, in bestimmten Reizsituationen sehr wohl
gehduft Straftaten auf, und das mit fatalen Folgen. Deshalb
haben beispielsweise mehr als 80 % der Personen im MaR-
regelvollzug die Diagnose einer Schizophrenie. Deshalb ist
die Meldepflicht unter eng begrenzten Bedingungen ein
Beitrag zur inneren Sicherheit. Aber es ist ein sensibles
Thema. In der Anhdérung miissen wir die betroffenen The-
rapeuten ernst nehmen und anhoren.

Diese Gesetzesinitiative ist auch ein Teil des 7-Punkte-Pla-
nes der Landesregierung zur Verbesserung der Lebensver-
haltnisse im Bahnhofsviertel der Stadt Frankfurt am Main.
Dieser umfasst polizeiliche Maflnahmen, sozialpolitische
MaBnahmen und die Verbesserung der medizinischen Ver-
sorgung von Drogenkranken. Wir sind der Ministerin Hei-
ke Hofmann und dem Minister Prof. Dr. Roman Poseck
deshalb sehr dankbar, dass sie durch das Aufsuchen des
Bahnhofsviertels ein Zeichen und politische Prioritdten ge-
setzt haben.

Im Einzelnen gibt es eine hohere Polizeiprisenz, verstirkte
Sanktionen mit Aufenthaltsverboten, verstirkte Videoiiber-
wachung, Obdachlosenhilfe, Quartiersmanagement und
Hilfszentren, die dem verdnderten Drogenkonsum Rech-
nung tragen. Dazu gehort eben auch ein Hilfezentrum fiir
Crackabhéngige.

Ich habe als Abgeordneter, zu dessen Wahlkreis das Bahn-
hofsviertel auch gehort, erfahren, dass sich Stadt, Land
und Wohnbevoélkerung in diesen Grundsatzfragen einig
sind. Dazu gehort auch, ein Hilfszentrum fiir Crackkran-
ke, Cracksiichtige zu errichten. Es gibt allerdings eine kon-
troverse Diskussion iiber den Ort dieser Einrichtung. Ich
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mochte im Sinne des 7-Punkte-Plans dafiir pladieren, dass
man den Ort in einer gewissen Entfernung von der Szene
etabliert und nicht in die Szene hineinsetzt.

Ich mochte dafir drei Griinde auffithren: Wir wollen nicht,
dass der Hilfesuchende von Drogenhédndlern abgefangen
wird, bevor er das Hilfszentrum iiberhaupt betritt.

Wir benétigen eine Akzeptanz bei der Wohnbevdlkerung
und den Geschéftsleuten fiir eine solche Einrichtung. Das
ist unbedingt notwendig, und die ist in Stralenziigen der
stark belasteten Szene eben nur sehr schwer herstellbar,
jedenfalls in diesem Fall noch nicht hergestellt.

Drittens. Die Praxis in Ziirich, wo seit Jahrzehnten viel
Erfahrung vorhanden ist und die in der Drogenpolitik als
Modell angesehen wird, sind dezentrale Einrichtungen,
und eben nicht in der Szene konzentriert. Es besteht zwar
iiber 24 Stunden ein Angebot, aber nicht in jeder Einrich-
tung. Das heift, der Hilfesuchende muss die Offnungszei-
ten erst einmal herausfinden und sich dann gegebenenfalls
ans andere Ende der Stadt bewegen. Eine solche Minimal-
initiative, Minimalmotivation ist durchaus hilfreich fiir den
gewiinschten Therapieerfolg.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Kollege, Sie miissen langsam zum Schluss kommen.

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Letzter Satz. — Wir hoffen, durch diesen Gesetzentwurf die
Sicherheit der Bevolkerung zu verbessern, und wir hoffen,
die Wohnbevdlkerung und Geschéftsleute zu motivieren, in
ihrem Stadtteil wohnen zu bleiben. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank. — Fir die AfD-Fraktion erteile ich Herrn
Richter das Wort.

Volker Richter (AfD):

Sehr verehrte Frau Prisidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Der uns hier vorliegende Gesetzesent-
wurf nimmt scheinbar einige sinnvolle Anderungen vor.
§ 1 wird durch die Einbeziehung von Suchterkrankungen
prézisiert. Das ist durchaus ein Schritt in die richtige Rich-
tung; denn es kann nun einmal nicht sein, dass Biirger mit
schweren Abhéngigkeitserkrankungen vom Gesetz nicht
klar erfasst werden.

Der zweite Punkt in Threm Gesetzesentwurf betrifft § 28,
also konkret die Informationsweitergabe bei Fremdgeféhr-
dung. Hier sieht der Entwurf vor, dass Sozialpsychiatrische
Dienste und psychiatrische Kliniken kiinftig informieren
dirfen, wenn von einem Patienten eine akute Gefahr aus-
geht.

Das Gesetz allein wird aber definitiv keine Wunder bewir-
ken, solange die Hessische Landesregierung nicht bereit
sind, die nétigen Konsequenzen — und zwar in ganz Hessen
— zu ziehen. Dazu gehdren erheblich mehr Investitionen
in Psychiatrie- und Therapieangebote, ein spiirbarer Abbau
von Biirokratie zugunsten der Patientenversorgung sowie
eine Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik, die die seelische

Gesundheit der Menschen beriicksichtigt, statt sie immer
weiter zu belasten. Wir fordern deswegen die Landesregie-
rung auf, endlich vom Reagieren ins Agieren zu kommen.

(Beifall AfD)

Gesetze nutzen nun einmal niemandem, wenn es an der
Umsetzung hapert, und dieser Gesetzentwurf krankt an ei-
ner erheblichen Diskrepanz zwischen Anspruch und Reali-
tit. Die von Thnen geplanten Anderungen koénnen gar nicht
anders, als in der Praxis ins Leere zu laufen, wenn Sie kei-
ne ausreichenden Ressourcen bereitstellen und die damit
verbundene erhebliche Umsetzungskomplexitét unterschét-
zen.

Ein Beispiel: Sie wollen, dass nach § 28 der Sozialpsych-
iatrische Dienst bei Entlassung eines Patienten informiert
wird, um nachgehende Hilfen zu leisten. Eine hervorragen-
de Idee auf dem Papier, nur: Wer soll denn diese Hilfen
erbringen, wenn unsere Sozialpsychiatrischen Dienste seit
Jahren personell mehr als nur am Limit sind?

(Beifall AfD)

Schon heute klagen Angehdrige, dass Sozialpsychiatrische
Dienste in Krisen oft kaum eingreifen konnen, weil sie
vollig tiberlastet sind. AuBerhalb der Biirozeiten stehen in
vielen Regionen keine ausreichenden Krisenangebote zur
Verfiigung. Hier hatte die Hessische Landesregierung wirk-
lich ldngst in die Infrastruktur investieren miissen. Hessen
hat aber bis heute — wir haben es eben gehdrt — keinen
flaichendeckenden Krisendienst etabliert, der in akuten see-
lischen Notlagen rund um die Uhr aufsuchend helfen kann.

Meine Damen und Herren, so etwas nennt man praventives
Versagen, und darin haben Sie — leider — jahrzehntelange
Erfahrung.

(Beifall AfD)

Die Folge: Wenn eine psychische Krise eskaliert, endet sie
oft in einer Zwangseinweisung oder in einem Polizeiein-
satz, und das ist viel zu spdt und traumatisierend fiir alle
Beteiligten. Leider setzt dieses Gesetz weiterhin auf spétes
Eingreifen, anstatt proaktiv niedrigschwellige Hilfen aus-
zubauen. Meine Damen und Herren, proaktiv zu handeln
ist aber Thre Pflicht als Landesregierung.

(Beifall AfD)

Kommen wir zur Therapie- und Klinikversorgung. Was
niitzt es, per Gesetz mehr Menschen als hilfebediirftig zu
definieren — was wir bei den Suchtkranken grundsitzlich
gut finden; das ist eben gut definiert worden —, wenn
wir viel zu wenige Therapiepldtze und Klinikbetten ha-
ben? Viele Patienten bekommen zwar innerhalb von — das
muss man sich wirklich klarmachen — vier Wochen ein
Erstgespréch bei einem Psychotherapeuten, doch anschlie-
Bend dauert es zwischen sechs und neun Monaten, bis die
eigentliche Therapie beginnen kann.

Sechs bis neun Monate sind fiir jemanden mit Depressio-
nen oder Angststorung eine unendlich lange Zeit voller
Leid und ohne richtige Hilfe. In dieser Zeit kdnnen und
werden sich Symptome verschlimmern oder verfestigen.
Oft geben Betroffene sogar auf, weil sie — gerade in einer
psychischen Belastungssituation — jegliche Kraft verlieren,
monatelang Praxen abzuklappern, um Termine zu erhalten.

Meine Damen und Herren, das ist Realitdt in Hessen, und
das ist leider das Resultat Threr Politik.
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(Beifall AfD)

Bei Kindern und Jugendlichen ist die Lage noch kritischer.
Selbst schwere Fille miissen zunehmend lédnger auf Kli-
nikpldtze oder ambulante Therapien warten. Viele finden
iiberhaupt keine Versorgungsmoglichkeit mehr, warnte die
Psychotherapeutenkammer Hessen. Diese Worte muss man
sich auf der Zunge zergehen lassen: ,,Viele finden iiber-
haupt keine Moglichkeit der Versorgung ...

Ebenso dramatisch sieht es in den psychiatrischen Klini-
ken aus: Uberbelegung, Personalmangel und marode Bau-
substanz finden wir in ganz Hessen. Wenn Patienten im
Flur fixiert werden miissen, weil Uberwachungszimmer
und Personal fiir die Betreuung fehlen, dann lduft in Hes-
sen etwas ganz méchtig aus dem Ruder. Solche Zustdnde
sind inakzeptabel. Sie verletzen die Wiirde und die Rechte
der Betroffenen. Sie bestehen nicht erst seit gestern, sie
bestehen leider seit Jahren.

(Zustimmung AfD)

Die Rea}_litéit erfordert Investitionen in Gebdude und in Stel-
len fiir Arzte, Pfleger, Therapeuten und Sozialarbeiter.

Auch die Umsetzung der nun vorgesehenen Informations-
weitergabe nach § 28 Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz, al-
so bei Fremdgefdhrdung, ist aulerordentlich komplex. Wer
entscheidet verbindlich, wann eine akute Gefdhrdungslage
vorliegt, die ein Durchbrechen der Schweigepflicht recht-
fertigt? Wie stellen Sie sicher, dass die Informationen auch
bei den richtigen behordlichen Stellen ankommen und dort
dann auch ziigig behandelt werden?

Ja Klar, das soll der Arzt machen, den Sie erst einmal fin-
den miissen. Wie stellen Sie das sicher? Das ist die grof3e
Frage. Um das sicherzustellen, braucht man klare Hand-
lungsleitfaden, Schulungen und die Zusammenarbeit zwi-
schen Gesundheitsbehorden, Polizei und gegebenenfalls
der Justiz. Ansonsten laufen die Regelungen, die wir spéter
beschlieBen wollen, schlicht und einfach ins Leere. Gute
Absichten allein reichen eben nicht.

Das Gesetz wird auch mit den vorgesehenen Anderungen
Stiickwerk bleiben, da die praktische Basis fehlt. Sie wol-
len die Zustdndigkeiten und Pflichten erweitern, wollen
aber nicht fiir die personell und finanziell notwendigen
Mittel sorgen.

Ihr Gesetzentwurf illustriert leider auch die Tendenz zur
Symbolpolitik und ein sehr verspétetes Problembewusst-
sein der Landesregierung. Man gewinnt den Eindruck, dass
erst erheblicher o6ffentlicher Druck oder gar tragische Er-
eignisse ndtig waren, bis seitens der Landesregierung iiber-
haupt gehandelt wurde.

Dass Abhingigkeitserkrankungen integraler Bestandteil
psychiatrischer Erkrankungen sind, wei3 jeder Experte seit
Jahrzehnten. Aber erst jetzt schaffen Sie es, die Definiti-
on anzupassen. Wir haben kostbare Zeit verloren, in der
Suchtkranke in ihrer wirklich schwierigen Situation allein-
gelassen wurden.

Ebenso gilt das fiir die Meldung bei Fremdgefahrdung.
Der Anschlag in Hanau war im Jahr 2020. Die Angehori-
genverbidnde forderten direkt danach bessere Informations-
moglichkeiten. Aber erst jetzt, fiinf Jahre spéter, soll es ins
Gesetz geschrieben werden.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Richter, auch Sie miissen bitte langsam zum Schluss
Threr Rede kommen.

Volker Richter (AfD):

Da kann man von vielem sprechen, aber garantiert nicht
von vorausschauender Politik.

Wir freuen uns auf die Anhorung, bei der genau diese Kon-
sequenzen, die ich eben geschildert habe, mit Sicherheit
von den Verbanden auch eingefordert werden. — Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Bevor wir, der Rednerliste folgend, fortfahren, mochte ich
auf der Besuchertribiine die ehemalige Bundesministerin
Hannelore Ronsch ganz herzlich begriifen.

(Allgemeiner Beifall)

Der nichste Redner steht schon parat. Herr Piirsiin von der
Fraktion der Freien Demokraten erhdlt nun das Wort.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Stellen
Sie sich einen Menschen vor, der Stimmen hort. Er glaubt,
verfolgt zu werden. Er will nicht krank sein, ist es aber
trotzdem. Stellen Sie sich zugleich eine Familie vor, die
Angst hat. Stellen Sie sich ein Kind vor, dass auf dem Weg
zur Schule beinahe Opfer eines Angriffs wird.

Dieses Spannungsfeld ist real. Das zwingt uns, iiber Schutz
zu sprechen, fiir Menschen mit schweren psychischen Er-
krankungen, aber auch fiir jene, die ihnen begegnen. Das
zwingt uns, jenseits von Aktionismus politisch verantwor-
tungsvoll zu handeln.

Der vorliegende Gesetzentwurf zur Anderung des Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes ist eine Reaktion auf ein-
zelne Félle mit grofer 6ffentlicher Wirkung. Er sieht vor,
dass psychiatrische Einrichtungen in besonderen Fillen ei-
ne Entlassung an die Polizei- und die Ordnungsbehdrden
melden, wenn aus drztlicher Sicht weiterhin Sorge einer
Fremdgeféahrdung besteht.

Aber auch das ist ein hochsensibler Bereich. Denn wer
entscheidet dartiiber, ob die Sorge besteht? Wann ist sie
begriindet? Wird es eine einheitliche Anwendung, einen
MafBstab fiir alle geben? Was sind die mdglichen Konse-
quenzen fiir die Melder? Welche Informationen werden
weitergegeben? Was geschieht dann mit den Daten und
mit den Menschen? Was macht die Polizei mit der Mel-
dung? Gibt es tiberhaupt ein Konzept dafiir? Ich bin sehr
gespannt, was die Landesregierung heute dazu schon sagen
wird.

(Beifall Freie Demokraten)

Wir sprechen hier {iber hochsensible medizinische Daten,
iber Personlichkeitsrechte und {iber das Spannungsverhalt-
nis zwischen Sicherheit und Selbstbestimmung. Wir Freie
Demokraten stehen zu gezielter Gefahrenabwehr. Aber wir
stehen ebenso fiir den Schutz vor unverhiltnismiBigen
Eingriffen durch den Staat.
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Es wire gut gewesen, wenn sich die Landesregierung von
dem Gedanken eines zentralen Registers fiir psychisch er-
krankte Menschen verabschiedet hitte. Vielleicht kann sich
der eine oder andere erinnern: Nach dem schrecklichen At-
tentat in Magdeburg war die Rede von einem bundesweiten
Register zur zentralen Erfassung und zur Gewaltpriaventi-
on.

Das war ein Vorschlag, der zu Recht Emporung ausgeldst
hat. Die Fachwelt war sich einig: Ein solches Register
wire nicht nur verfassungsrechtlich bedenklich, sondern
auch sachlich falsch. Denn psychische Erkrankungen sind
nicht mit Geféhrlichkeit gleichzusetzen. Ein Drittel der
Bevolkerung leidet im Laufe ihres Lebens an einer psychi-
schen Storung. Die allermeisten davon sind keine Gefahr,
weder fiir sich noch fiir andere. Stigmatisierung behindert
Behandlung. Angst verhindert Vertrauen. Wer Angst vor
dem Register hat, wird sich keine Hilfe suchen.

(Beifall Freie Demokraten)

Wir Freie Demokraten wollen nicht wegsehen, wenn Ge-
fahr droht. Wir wollen aber auch nicht, dass aus Griin-
den der Sicherheit ein Misstrauenssystem geschaffen wird.
Deshalb sagen wir: Dieser Gesetzentwurf mag ein Baustein
sein. Aber er ersetzt kein tragfahiges Versorgungssystem.

(Beifall Freie Demokraten)

Da ist die Gesundheitsministerin gefordert. Aber was
macht sie? Es reicht nicht, auf mdgliche Gefédhrder zu
schauen. Wir miissen auch iiber Liicken im psychiatri-
schem System sprechen.

(Beifall Freie Demokraten)

Wir miissen auch iiber volle Notfallambulanzen, iiber zu
wenig Fachpersonal, iiber fehlende niedrigschwellige Hil-
fen und iiber zu lange Wartezeiten sprechen. Es gibt keine
landesweite Krisentelefonnummer.

(Beifall Freie Demokraten)

Es gibt in Hessen kaum Krisendienste. Dazu steht im
Entwurf nichts. Sie wollen eine Meldung, obwohl eine Be-
handlung notwendig wire. Warum soll bei Fremdgeféhr-
dung Selbstentlassung moglich sein? Das sind sehr viele
ungeklirte Fragen. Dabei sollen Gesetze doch Orientierung
geben.

Es fillt auch auf, dass der Gesetzentwurf nicht zu der An-
kiindigung im Mirz 2025 in der ,,Frankfurter Allgemeinen
Zeitung® und im Juni in der ,,Bild“-Zeitung passt. Anschei-
nend sind Sie sich in der Koalition nicht einig.

(Beifall Freie Demokraten)

Die verkiindete Priifung brachte nur wenige Worte hervor.
Ist das etwa ein ungarer Kompromiss? Wird es doch kein
,.Knallhart-Gesetz* sein, wie es in der Zeitung stand? Wird
es doch keine massive Verschérfung geben, wie es in der
Zeitung stand?

Die Klarstellung im Gesetz, dass auch Sucht eine psychi-
sche Erkrankung im Sinne dieses Gesetzes ist, begriilen
wir ausdriicklich.

(Beifall Freie Demokraten)

Sie schafft rechtliche Klarheit auch mit Blick auf belastete
Raume, wie etwa das Frankfurter Bahnhofsviertel. Es ist
schon, dass die Landesregierung endlich ihre Verantwor-
tung dafiir entdeckt hat.

Aber auch da gilt: Nicht jeder, der abhingig ist, ist auto-
matisch geféhrlich. Nicht jede MaBinahme, die hart klingt,
bringt nachhaltige Losungen. Wir brauchen individuelle
Antworten und kein Raster.

(Beifall Freie Demokraten)

Wir brauchen einen Staat, der schiitzt und nicht pauschal
verurteilt. Freiheit und Sicherheit stehen nicht im Wider-
spruch. Sie bedingen sich, wenn der Staat maf3voll handelt.
Bislang gab es keinen Austausch mit Experten und Verbén-
den zu diesem Thema. Das ist fahrléssig.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Anhoérung wird deshalb besonders wichtig. Wir wer-
den fragen, was noétig ist und was schadet. Denn Freiheit
verdient Achtsamkeit. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat sich der
Abgeordnete Bocklet zu Wort gemeldet.

Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Prisidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Fraktionen der SPD und der CDU legen heute einen Ge-
setzentwurf zur Reform des Psychisch-Kranken-Hilfe-Ge-
setzes vor. Dazu mochte ich die Vorgeschichte gerne noch
einmal nennen.

Dieses Gesetz hat vor wenigen Jahren groe Ubereinstim-
mung in diesem Haus erzielt. Man hat bei dem einen oder
anderen Detail vielleicht Unterschiede herausarbeiten kon-
nen. Aber im Kern wurde es von allen demokratischen
Fraktionen mit verabschiedet. Es hat das Freiheitsentzie-
hungsgesetz von 1952 abgeldst. Dabei ging es um die
Frage, wann wir mit Zwangsmafinahmen gegen psychisch
erkrankte Personen vorgehen diirfen. Die Definition dieses
Gesetzes ist weitgehend, und sie ist klar.

Frau Ravensburg, Sie werden sich erinnern. Es ging um die
Frage, wer gegen seinen Willen in die Psychiatrie einge-
wiesen werden darf. Da gibt es eine relativ einfache, aber
sehr weit gefasste Definition. Jeder, der sich selbst oder
andere gefdhrdet, darf gegen seinen Willen in die Psychia-
trie gebracht werden. Das haben wir so definiert. Dazu
gehort aber auch, dass ein Richter nach 24 Stunden mit
einem arztlichen Gutachten die weitere Zwangseinweisung
tatsdchlich freigeben und genehmigen muss. Dafiir gibt es
klare Verfahren.

Zu diesem weiten Begriff ,jede Person, die sich selbst
oder Fremde gefahrdet* gehoren in der Mengenlehre logi-
scherweise auch die Suchtkranken. Wir haben damals ver-
mieden, in dem Gesetz einzelne Zielgruppen zu definieren.
Man hitte auch Kegelvereine, FuBiballfans oder Suchtkran-
ke auffiihren konnen. Aber das ist explizit eine Eingren-
zung, oder Sie wollen es als eine Ergénzung. Wir haben
nichts dagegen. Ich wollte nur sagen: Der Begriff ist recht-
lich sehr klar. Alle Personen dieses Landes, egal welcher
Nationalitdt, welcher Krankheit oder welcher Motivation,
diirfen, wenn sie sich selbst oder Fremde geféhrden, in eine
Psychiatrie eingewiesen werden und haben das Recht auf
Hilfen. Deswegen sehen wir da eigentlich keinen groflen
Widerspruch.
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Spannender wird die Frage der Dateniibermittlung. Ich will
es im ersten Reflex einmal so sagen: Wir sind da sehr
kritisch-aufmerksam und begleiten die Anhoérung sehr in-
tensiv in dieser Frage; denn ich glaube, es nutzt wenig,
das der Polizei zu melden. In Bayern beispielsweise — Frau
Ravensburg, das wird Sie interessieren — gibt es diese Ge-
setzesdnderung schon. Sie hat aber die schreckliche Tat in
Aschaffenburg auch nicht verhindert. Es war ein psychisch
Kranker, der schon aktenkundig war.

74.000 vollstationdre Unterbringungen hatten wir 2023;
das war die letzte aktuelle Zahl. Davon sind 30 %, also et-
wa 25.000, unfreiwillig. Jetzt rechne ich einmal konserva-
tiv: Von diesen 25.000 Menschen ist die eine Hilfte wegen
Fremdgefédhrdung, die andere Hélfte wegen Selbstgeféhr-
dung drin. Dann reden wir von gut 12.000 Menschen, die
im Jahr entlassen werden. Das melden wir jetzt den Poli-
zeistationen bzw. den Polizeirevieren und sagen: Achtung,
da kommt jetzt der Herr Miiller; der wohnt im Nordend
in der StraBe X. — Was macht die Polizei denn damit?
Stellt sie da eine Minna vor die Tiir, oder kriegt er eine
Fullfessel? Das nutzt also nichts.

Was etwas nutzt — jetzt wird es spannend —, ist das, was
wir in § 5 Absatz 6 festgehalten haben, ndmlich dass wir
das den Sozialpsychiatrischen Diensten der Kommunen
melden. Diese haben weitestgehende Moglichkeiten. Die
Sozialpsychiatrischen Dienste haben die Moglichkeit, eine
Person direkt anzusprechen, sie einzuladen und eine arzt-
liche Untersuchung iiber sie ergehen zu lassen, wenn sie
der Meinung sind: Da droht eine Gefahrdung. — Sie haben
weitestgehende Moglichkeiten.

Wir haben in dem Gesetz damals auch geregelt, dass wir
flichendeckend solche Krisendienste vorhalten. Da heif3it
es, aulerhalb der Regelarbeitszeiten sind solche Krisen-
dienste vorzuhalten. Jetzt hat unsere Kleine Anfrage erge-
ben — das ist eine Auskunft der Landesregierung —, dass
wir in Hessen lediglich in Darmstadt-Dieburg, in Frank-
furt und im Schwalm-Eder-Kreis solche Dienste vorhalten.
Das sind drei von 26 Landkreisen. Das sollte doch den
Losungsweg aufzeigen: Wenn wir wirklich wollen, dass
wir hilflose Personen, die sich selbst gefahrden oder die
fremdgefdhrden, egal welcher Motivation, im Griff behal-
ten, brauchen wir eine engmaschige Betreuung und Beglei-
tung nach der stationdren Unterbringung.

Wenn wir aber da keine Angebote haben, obwohl wir im
Haushalt Geld haben, und uns in der kursorischen Lesung
gesagt wurde, der Ansatz werde um eine halbe Million
Euro fiir diesen Bereich reduziert, gehen Sie offensichtlich
einen falschen Weg.

Wir brauchen die Ausweitung der Krisen- und der Not-
dienste, um die Menschen wirklich intensiv zu begleiten.
Dann haben wir effektive Hilfen, dass solche grausamen
Taten nicht mehr stattfinden und dass auch Drogenkranke
besser betreut werden. Dafiir lassen Sie jegliche Antwort
offen. Nur zu sagen: ,,Wir melden es der Polizei, ist nice
to have. Es wird den Sozialpsychiatrischen Diensten auch
schon gemeldet, aber es gibt zu wenige in den Gesund-
heitsamtern. Deswegen ist es doch vollig offensichtlich,
wie wir eine Verbesserung der Situation hinbekommen.
Aschaffenburg wire vielleicht zu verhindern gewesen,
wenn dieser psychisch Kranke tatsdchlich vorher einen
Hausbesuch bekommen hétte und wenn man ihm einen
Arzt zugewiesen hitte, der tatsdchlich dartiber redet.

Insofern: Gehen Sie das im Gesetz an. Sie definieren jetzt
auch ,,Suchtkranke®, wobei auch das schon vorher mog-
lich gewesen wire. Wenn sie dort liegen in der Strafe,
sie sich selbst gefdhrdet haben und man sieht, dass es
ihnen elend geht, darf man sie natiirlich jetzt schon nach
Niederrad bringen. Sie umgehen trotzdem nicht den Fakt,
dass eine suchtkranke Person nach 24 Stunden wieder her-
auskommt; denn ein Richter muss das genehmigen. Eine
suchtkranke Person, die sich nicht selbst gefédhrdet oder die
nicht fremdgefahrdet, wird dort nicht bleiben. Wohin wird
sie denn dann wieder gehen? In das Bahnhofsviertel. Ob
Sie damit also Threm 7-Punkte-Plan einen groBen Dienst
erweisen, mag dahingestellt sein.

Ich habe nichts dagegen, diesen Begriff da hineinzuschrei-
ben.

(Zuruf CDU: Also!)

Ich habe auch nichts dagegen, dass man diese Daten wei-
tergibt. Lassen Sie uns das vom Datenschutzbeauftragten
kritisch priifen.

Ich habe aber etwas dagegen, dass Sie nichts tun, um die
Krisendienste so massiv auszuweiten, dass solche Fille nie
wieder vorkommen. Ich wiinsche mir, dass Sie da noch
korrigieren. — Danke schon.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Yanki
Piirsiin (Freie Demokraten))

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben hier im Prisi-
dium kurz gewechselt, damit Frau Vizeprisidentin Sommer
auch zu diesem Gesetzentwurf reden kann. Deswegen, lie-
be Kollegin, haben Sie jetzt das Wort.

Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg) (SPD):

Vielen herzlichen Dank, liebe Frau Présidentin. — Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Das PsychKHG hat sich in
der Vergangenheit als ein wertvolles Instrument erwiesen,
um Menschen mit psychischen Erkrankungen bestmoglich
zu unterstiitzen. Es sorgt dafiir, dass die Betroffenen die
notwendigen Hilfen und die Betreuung erhalten, um ihre
Lebensqualitdt zu verbessern und auch ein Stiick Selbst-
standigkeit zu fordern. Sie wissen es selbst — das wurde
schon angesprochen —: In der Vergangenheit haben wir es
immer wieder angepasst.

Heute legt die Koalition erst einmal nur Anpassungen
in zwei Bereichen mit dem Ziel vor, die Versorgung psy-
chisch erkrankter Menschen weiter zu verbessern und si-
cherzustellen, dass schwer suchterkrankte Personen mit
begleitender psychischer Erkrankung eine érztliche Begut-
achtung und entsprechende Hilfe bekommen kdnnen. Das
wollen wir noch einmal ganz deutlich klarstellen. Das hat
dieser Gesetzesentwurf inbegriffen.

Es ist uns ein groBes Anliegen, drogenabhingigen Men-
schen mehr medizinische und psychosoziale Unterstiit-
zungsangebote zu ermdglichen und so auch den Teufels-
kreis aus Abhéngigkeit, psychischer Erkrankung und sozia-
lem Abstieg zu durchbrechen.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Damit setzen wir ein deutliches Zeichen: Jeder Mensch,
der Unterstiitzung braucht, soll diese erhalten — unabhéin-
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gig von der Art seiner Erkrankung. Diese Anpassung ist
ein bedeutender Schritt in Richtung einer inklusiven und
ganzheitlichen Versorgung. Sie stellt sicher, dass niemand
aufgrund seiner Erkrankung ausgeschlossen wird und alle
die Hilfen bekommen, die sie bendtigen. Ich bin iiberzeugt,
dass diese Klarstellung noch besser dazu beitragt, Behand-
lungen fiir Betroffene zu ermdglichen.

Einen zweiten Punkt umfasst unsere Gesetzesdnderung;
das sind die Entlassmeldungen. Dariiber haben wir schon
etwas gehort. Ich mochte es noch einmal ganz deutlich
sagen: Entlassmeldungen sollen in § 28 PsychKHG dahin
erweitert werden, dass auch die ortlichen Ordnungs- und
Polizeibehorden tiber die Entlassung einer untergebrachten
Person zu informieren sind, wenn die Unterbringung auf-
grund einer Fremdgefahrdung erfolgte und zum Zeitpunkt
der Entlassung aus medizinischer Sicht die Sorge besteht,
dass von der untergebrachten Person ohne weitere drztliche
Behandlung eine Fremdgefiahrdung ausgehen konnte. Das
betrifft eben nicht, wie von Marcus Bocklet eben beschrie-
ben, 12.000 Menschen, sondern es ist eine kleinere Grup-

pe.

Dieser Informationsaustausch zwischen den einzelnen Be-
horden soll der effektiven Gefahrenabwehr dienen, aber
auch den Betroffenen selbst helfen, wenn sie wieder Hilfe
und Unterstiitzung bendtigen. Wir bewegen uns hierbei —
das wissen wir alle — im Spannungsfeld zwischen Schutz
der Bevolkerung und den Rechten von Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen, die wir natiirlich wahren wollen.

Natiirlich braucht es die SpDis. Natiirlich braucht es Pra-
vention. Ich mdchte nur kurz auf ein kiirzlich herausge-
brachtes Positionspapier zum Thema ,,Pravention von Ge-
walttaten® von der DGPPN hinweisen. Es macht deutlich,
dass eine wirksame Behandlung der beste Schutz vor mdg-
lichen Gewalttaten sei und dass entscheidend sei, den Zu-
gang zu qualifizierten psychotherapeutischen und psychia-
trischen Behandlungen zu sichern und zu stirken. Genau
das machen wir, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD und CDU)

Ich sage es noch einmal: Natiirlich gehdrt neben dem Ent-
lassmanagement immer auch die Pravention dazu. Das will
ich hier nicht vergessen. Insgesamt miissen Prévention,
Behandlung, Nachsorge und Gefahrenabwehr gut ineinan-
dergreifen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, um die Wirksamkeit die-
ses Gesetzes weiter zu stirken, wird es nicht nur bei dieser
Anpassung bleiben. Sie wissen, das ist nicht die Novellie-
rung des gesamten Gesetzes. Das sind gerade einmal zwei
Anpassungen, die wir aus aktuellen Griinden angehen. Das
ist Thnen auch bewusst. Die grole Novellierung ist natiir-
lich geplant. Dann werden wir iiber all das, was Sie eben
angebracht haben, noch diskutieren. Wir kdnnen aber auch
zu dem, was wir jetzt neu in das Gesetz einbringen, die
ersten Erfahrungen mitnehmen, ob die angestrebte Rege-
lung dann tatséchlich auch in unserem Sinne Umsetzung
gefunden hat. Deswegen freue ich mich — —

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Liebe Kollegin Sommer, wiirden Sie eine Zwischenfrage
von Herrn Abgeordneten Bocklet zulassen?

(Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg)
(SPD): Bitte schon!)

— Danke schon.

Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank. — Wir fiihren eine durchaus sachliche Debat-
te. Ich mochte Thnen als Einbringer dieses Gesetzentwurfs
aber wirklich nur die Frage stellen: Was macht denn dann
die Polizei mit diesen Daten? Das trudelt dann im Polizei-
revier ein. Was macht die Polizei damit? Haben Sie eine
Vorstellung davon? Das ist das faktisch Neue. Die SpDis
bekommen die Informationen schon léngst. Neu ist jetzt,
dass die Polizei das bekommt. Was macht jetzt mein Poli-
zeirevier, wenn die wissen, dass ich da in der Psychiatrie
war?

Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg) (SPD):

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lieber Marcus Bocklet,
wir haben in der Vergangenheit immer genau dariiber ge-
sprochen, dass die Schnittstellen manchmal nicht funktio-
nieren und es mehr Kommunikation und Kooperation ge-
ben muss, damit diese Liicken nicht mehr bestehen. Ich
gehe davon aus, dass es wirklich hilft, miteinander zu
reden und diese Personen tatséchlich im Blick zu haben
sowie ihnen die Unterstlitzung zu geben. Die wirksamste
Methode, ihnen zu helfen, ist, eine Betreuung, aber auch
eine Nachsorge zu haben. Das geht dann Hand in Hand.
Das habe ich eben deutlich erklart.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Frau Abgeordnete Sommer, es tut mir sehr leid, Sie noch
einmal unterbrechen zu miissen. Sie sind gerade sehr ge-
fragt. Der Abgeordnete Piirsiin wiirde Thnen auch gerne ei-
ne Zwischenfrage stellen. Wollen Sie auch diese zulassen?

(Lisa Gnadl (SPD): Ach Leute! Wir haben doch
auch eine Ausschussberatung!)

Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg) (SPD):

Ich hatte Frau Dorn versprochen, dass ich in vier Minuten
fertig bin und sie zu ihrem Anschlusstermin kann. Herr
Piirsiin, wenn es schnell geht, dann bitte.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. Vielen Dank, geschitzte
Kollegin Sommer. — Sie haben am Anfang Ihrer Rede ge-
sagt, die Versorgung wird durch dieses Gesetz besser. Was
andert sich an der Versorgung, wenn nur diese Meldung
erfolgt und nicht klar ist, was danach passiert?

(Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Die Polizei!)

Sie haben gesagt, es sind ganz wenige Fille und nicht so
viele, wie der Kollege Bocklet gesagt hat, aber im Prinzip
sollen die Leute gemeldet werden, bei denen man sich
sicher ist, dass es zu einer Fremdgefahrdung kommt.

(Lisa Gnadl (SPD): Ist das ein Statement oder eine
Frage?)

Warum werden die dann iiberhaupt entlassen?
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(Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Guter Hinweis! Super!)

Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg) (SPD):

Noch einmal: Wenn alle Behorden zusammenarbeiten, wie
es von uns allen eigentlich — so habe ich es verstanden
— immer das Ansinnen ist, hat man Menschen besser im
Blick. Je nachdem, aus welcher Perspektive das geschieht,
lasst sich ihnen besser helfen.

Alles Weitere konnen wir im Ausschuss besprechen. Es
wird eine Anhorung geben. Wir konnen diese dann ge-
meinsam auswerten. Wir werden sicherlich einen guten,
praktikablen Weg finden. — Herzlichen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als Nichstes erteile ich der Landesregierung das Wort.
Frau Staatsministerin Stolz, bitte.

Diana Stolz, Ministerin fiir Familie, Senioren, Sport,
Gesundheit und Pflege:

Sehr geehrte Frau Landtagsprésidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! In den letzten Monaten und
erst kiirzlich in Hamburg ist wieder Schreckliches gesche-
hen: Angriffe auf Menschen, die ihrem Alltag nachgehen
und aus dem Nichts heraus furchtbare Ubergriffe erleiden
mussten. — Es ist unser aller Auftrag, zu schauen, wie
man solche Angriffe moglichst verhindern kann. Wie ge-
hen wir damit um, wenn Téterinnen und Téter aufgrund
einer psychischen Erkrankung im Zustand der Schuldun-
fahigkeit handeln? Wie schaffen wir es, die erkrankten
Menschen und ihr Umfeld zu schiitzen? Dies geht nur,
wenn die zustdndigen Behorden wissen, um welche Perso-
nen es konkret geht. Hierzu ist es notwendig, dass die
Polizei und auch die kommunalen Stellen wissen, welche
Menschen besonders hilfsbediirftig sind. Vor allem benéti-
gen sie Kenntnis dariiber, wenn von diesen Menschen eine
Gefahr ausgehen kann.

Es ist von besonderer Bedeutung, dass alle regional titigen
Behorden in einem guten Austausch miteinander stehen.
Auf der Grundlage dieser Uberzeugung wird nun eine
Informationspflicht an die regionale Polizei und an die
Ordnungsbehdrden vorgesehen. Ich sage ganz deutlich:
Hier geht es keinesfalls um die Stigmatisierung von psy-
chisch kranken Menschen. Der Grofiteil psychisch erkrank-
ter Menschen wird nie zu einer Gefahr fiir andere. Wirklich
jeder — Sie, ich, ja, wir alle — konnen selbst psychisch
erkranken.

Seit dem Jahr 2017 gibt es in Hessen das Psychisch-Kran-
ken-Hilfe-Gesetz. Es wurde ein Gesetz geschaffen, das
den Anspriichen an eine moderne und bedarfsgerechte
psychiatrische Versorgung gerecht wird. Es wurden Hilfen
und SchutzmafBinahmen fiir psychisch kranke Menschen in
zusammengefiihrter Form gesetzlich geregelt. Damit hat
sich Hessen bereits zu einem Gesetz mit wesentlichen ord-
nungspolitischen Malnahmen entschlossen. Hessen ist hier
schon sehr weit.

Die Sozialpsychiatrischen Dienste an den Gesundheitsam-
tern haben Eingriffsbefugnisse erhalten. Im Vorfeld einer
drohenden Unterbringung konnen sie titig werden. Auler-

dem finden vor Ort Koordinierungstreffen mit Justiz und
Polizei statt. Hierdurch wird die Zusammenarbeit vor Ort
gestirkt. Um Hilfen im Nachgang zu erbringen, besteht
jetzt schon die Verpflichtung, bei einer Entlassung aus der
offentlich-rechtlichen Unterbringung den regional zustin-
digen Sozialpsychiatrischen Dienst iiber die Entlassung zu
informieren.

Mit dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf wird nun eine
noch bestehende Informationsliicke zu Polizei- und Ord-
nungsbehorden geschlossen. Es wird die Moglichkeit ge-
schaffen, dass unter bestimmten Voraussetzungen auch der
Polizei und den Ordnungsbehdrden eine Entlassung mitzu-
teilen ist. Dadurch wird ermdglicht, dass sich die kommu-
nalen Gesundheits-, Ordnungsbehérden und Polizei austau-
schen konnen.

Der zweite Schwerpunkt des Gesetzentwurfs stellt klar,
dass auch Suchterkrankungen unter den Anwendungsbe-
reich des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes fallen. Ich
bin liberzeugt, dass die Gesetzesianderung einen wichtigen
Fortschritt darstellt. Es werden dadurch bewusst auch die
ortlich zustdndigen Stellen gestédrkt; denn dort leben die
Menschen, dort wird préaventiv gehandelt, dort werden die
Hilfen erbracht und Gefahren abgewendet. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank, Frau Ministerin. — Wir sind am Ende der
Debatte.

Wir iiberweisen den Gesetzentwurf zur Vorbereitung der
zweiten Lesung an den Gesundheits- und Familienpoliti-
schen Ausschuss.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 19:

Zweite Lesung

Gesetzentwurf

Fraktion der Freien Demokraten

Gesetz zur Stirkung der Bundeswehr in Hessen
— Drucks. 21/2321 zu Drucks. 21/1266 —

Die Berichterstattung hat Herr Bamberger, den ich nach
vorne ans Rednerpult bitte. Sie haben das Wort.

Dirk Bamberger, Berichterstatter:

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! In der vorliegenden Drucks. 21/2321 empfichlt der
Hauptausschuss dem Plenum, den Gesetzentwurf abzuleh-
nen: CDU, SPD gegen Freie Demokraten, Enthaltung AfD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. — Vielen Dank.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Zunéchst hat Herr Abgeordneter Biiger von der Fraktion
der Freien Demokraten das Wort.

Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ja, wir leben in einer Zeit, in der sicherheits-
politische Gewissheiten der Vergangenheit keine Giiltigkeit
mehr haben. Die Welt ist im Wandel. Putins Angriffskrieg
gegen die Ukraine hat die europdische Friedensordnung
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erschiittert. Auch die Lage im Nahen Osten ist angespannt
wie lange nicht. Wir stehen vor neuen Realitdten, die wir
nicht ldnger ignorieren diirfen.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Bedrohungslage hat sich dramatisch verschérft. BND
und Bundeswehr warnen deutlich vor der Gefahr eines
russischen Angriffs auf NATO-Territorium. Das ist keine
ferne Bedrohung mehr, das ist die harte Realitéit unserer
Zeit. Dennoch: Wenn man zur Landesregierung schaut, hat
man das Gefiihl, CDU und SPD wollen von alldem nichts
wissen.

(Stephan Griiger (SPD): Ach, Matthias, komm,
wirklich! So ein Unsinn! Meine Giite!)

Lippenbekenntnisse zur Zeitenwende, ja, aber echte politi-
sche Konsequenzen: Fehlanzeige. — Die Zeitenwende muss
aber auch im Landesrecht ankommen. Es reicht nicht, nur
in Sonntagsreden iiber Verantwortung zu sprechen, wir
miissen auch konkret handeln.

(Beifall Freie Demokraten)

Wir Freie Demokraten haben deshalb einen Gesetzentwurf
zur Stirkung der Bundeswehr in Hessen vorgelegt. Zur
ersten Lesung hat das mein Kollege Moritz Promny vor-
gestellt. Es ist Zeit, dass wir hier nicht nur tber Freiheit
sprechen, sondern sie aktiv verteidigen.

Dabei ist unser Ansatz klar: Wir schaffen rechtliche Klar-
heit, wir beseitigen unnotige Hiirden, und wir ermdglichen
Innovation. Es geht nicht nur um mehr Geld fiir die Bun-
deswehr. Es geht nicht allein um Panzer oder Artillerie-
systeme. Eine entscheidende Frage ist auch: Fordern wir
Forschung und Entwicklung, um moderne Verteidigungs-
systeme iiberhaupt zu erméglichen? Haben wir den Mut,
den technologischen Fortschritt als Sicherheitsfrage zu be-
greifen?

Gerade Hessen hat enormes Potenzial. Hessen ist einer
der grofiten Riistungsstandorte in Deutschland. Das gilt
besonders fir den Standort Kassel, an dem Rad- und
Kettenfahrzeuge, aber auch Drohnen entwickelt und pro-
duziert werden. Hessen kann ein echter Zukunftsstandort
fiir Defence- und Dual-Use-Technologie werden. Techno-
logien, die der Verteidigung dienen, haben hdufig auch
zivile Anwendungspotenziale — von sicherer Kommunika-
tionstechnik iiber Robotik bis hin zu resilienter Energie-
versorgung. Wer in Verteidigungstechnologien investiert,
investiert auch in die Zukunftsfahigkeit unseres Landes.

(Beifall Freie Demokraten)

Ein konkretes Beispiel sind autonome Drohnentechnolo-
gien, die fiir Aufkldrungs- und Rettungseinsitze genutzt
werden konnen. Das hitte bei der Hochwasserkatastrophe
im Ahrtal 2021 helfen konnen. Ein zweites Beispiel sind
hoch sichere Kommunikationsnetze fiir krisenfeste zivile
Infrastrukturen im Energiebereich. Doch stattdessen stellen
sich ideologische Zivilklauseln in den Weg. Im schwarz-
roten Koalitionsvertrag ist vage von einer ,,Unterstiitzung
der Hochschulleitungen bei der Uberpriifung von Zivil-
klauseln* die Rede. Dabei gibt es kein Erkenntnisdefizit,
sondern fehlenden politischen Willen.

(Beifall Freie Demokraten)

In Hessen geht es dabei um fiinf von 14 staatlichen Hoch-
schulen. Dabei sagen wir klar: Forschung darf nicht durch
Denkverbote blockiert werden.

(Beifall Freie Demokraten)

Wer verhindert, dass Hochschulen sich an sicherheitsre-
levanten Projekten beteiligen, schwécht unsere Verteidi-
gungsfahigkeit. Diese Art der Selbstbeschrankung kénnen
wir uns nicht mehr leisten. Die Bundeswehr braucht die
Innovationskraft unserer Universitdten und Hochschulen.
Das sahen im Ubrigen in der Anhérung — dafiir machten
wir eine Anhdrung — auch die Experten so. Ich gebe Thnen
einen kleinen Auszug.

Prof. von Coelln stellte fest:

,Eine funktionsfahige Bundeswehr zu haben, ist ein
Verfassungsauftrag, der seit Jahren und Jahrzehnten
nicht mehr ansatzweise erfiillt wird.*

Martin Hellfeier vom Deutschen Hochschulverband sagte:

»... der gesamte Gesetzentwurf [erscheint] gesetz-
lich, rechtlich unbedenklich ...“

Prof. Worner,
(Zuruf Stephan Griiger (SPD))

Préisident von acatech — ganz wichtig, Stefan —, brachte es
auf den Punkt:

»Wenn wir sagen: ,Wir wissen doch schon alles‘,
dann sind wir verloren, weil andere forschen.*

Jonas Fidler von der VhU - vielleicht interessant fir die
CDU - betonte:

,»Qute Verteidigung braucht Innovation, und gute In-
novation kommt eben durch Forschung ...*

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine sicherheits-
bewusste Gesellschaft, in der die Bundeswehr nicht langer
in der Schmuddelecke steht. Volker Keil vom Bundeswehr-
verband sagte in der Anhoérung:

,Militdr in der Schmuddelecke. Riistung in der
Schmuddelecke. ... — Alles das sind Gemengelagen,
die wir uns meiner Meinung nach heute nicht mehr
leisten kdnnen.*

Genau das ist der Kern unseres Gesetzes. Meine Damen
und Herren, man muss noch etwas tun. Wir wollen For-
schung fiir die Verteidigung ermdglichen. Wir wollen die
Kooperation von Hochschulen mit der Bundeswehr legal
absichern. Wir wollen Planung und Bau auf Militargelan-
den entbiirokratisieren. Wir wollen Denkmal- und Energie-
rechte an sicherheitsrelevante Bedarfe anpassen. Wir wol-
len die Energieversorgung fiir militirische Einrichtungen
priorisieren. Wir wollen insgesamt den rechtlichen Rahmen
fiir Landes- und fiir Biindnisverteidigung modernisieren.

Meine Damen und Herren, das sind keine ideologischen
Manéver. Das ist Realpolitik im besten Sinne. Wer jetzt
noch dagegen stimmt — ich befiirchte ja nach der Bericht-
erstattung, das kdnnte passieren; vielleicht geben Sie sich
noch einen Ruck —, sagt am Ende Nein zu echter Verant-
wortung. Das sollten wir immer wissen: Nein zu echter
Verantwortung. Wenn CDU und SPD unser Gesetz ableh-
nen, aber selbst nichts vorlegen, ist klar: Sie wollen keine
Sicherheitspolitik auf Landesebene. Sie wollen Sonntags-
reden halten, aber montags nichts tun.

Wir Freie Demokraten wollen nicht warten, bis es zu spit
ist. Die NATO schétzt, dass ein Angriff Russlands auf
ein Mitgliedsland innerhalb weniger Jahre nicht mehr aus-
zuschlieflen ist. Deshalb gilt jetzt: Verantwortung wahrneh-
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men und nicht weiter zogern. Wir Freie Demokraten stehen
fur klare Priorititen: Freiheit sichern, Landes- und Bundes-
verteidigung stirken, Forschung und Technologie nutzen,
die Zeitenwende auf Landesebene gestalten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, deshalb bitten wir
um Zustimmung zu unserem Gesetzentwurf. Er wiirde uns
deutlich weiterbringen. — Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die CDU hat der Abgeordnete Bamberger das Wort.
Bitte sehr.

Dirk Bamberger (CDU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Wir beraten heute einen Gesetzentwurf der
FDP, der die Bundeswehr in Hessen stirken soll. Ich sage
Ihnen gleich zu Beginn, lieber Herr Kollege Biiger: Die
Stofrichtung dieses Gesetzentwurfs ist richtig.

(Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten): Sehr gut!)

Unsere Zeit verlangt ein klares politisches Bekenntnis zur
Wehrhaftigkeit unseres Landes. Wir leben in einer sicher-
heitspolitischen Zeitenwende. Diese Feststellung darf kein
leerer Satz bleiben, sondern muss konkrete politische Kon-
sequenzen haben — auch bei uns im Landtag, auch hier
in Hessen. Wer heute {iber Sicherheitspolitik spricht, darf
die Bundeswehr nicht ausklammern. Ein modernes, freies
Deutschland braucht eine sichtbare, geschitzte und leis-
tungsfahige Bundeswehr.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Das verlangt politischen Willen und gesellschaftliches En-
gagement gleichermafen. Warum die Bundeswehr heute
mehr denn je Riickhalt braucht, mdchte ich Thnen in vier
Punkten erldutern. Die Bundeswehr — das ist keinem von
uns hier ein Geheimnis — ist Garant fiir unsere Sicherheit
und Freiheit. Sie schiitzt nicht nur unser Land, sondern
erfilllt durch ihre Einbindung in NATO und EU zentrale
Aufgaben zur Friedenssicherung in Europa. Ohne militéri-
sche Wehrfiahigkeit bleibt auch diplomatische Stirke wir-
kungslos.

Die Soldatinnen und Soldaten verteidigen unsere Demo-
kratie. Sie handeln auf der Grundlage des Grundgesetzes
und im Auftrag des Parlaments. Sie sind eine Verteidi-
gungsarmee und keine Angriffsarmee. Sie stehen fiir Frei-
heit, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit ein. Wer sich
hinter diesen zentralen Werten unserer Demokratie versam-
melt, muss auch die Bundeswehr wertschitzen und unter-
stiitzen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall CDU und SPD)

Gesellschaftlicher Riickhalt ist die Voraussetzung fiir die
Einsatzbereitschaft unserer Bundeswehr. Die Bundeswehr
braucht nicht nur moderne Ausriistung, sondern auch den
Riickhalt in der Bevolkerung. Sie braucht Anerkennung,
Sichtbarkeit und Respekt. Das stdrkt das Selbstversténdnis
und die Einsatzbereitschaft der Truppe.

Der vierte Punkt ist: Die Zeitenwende muss auch in Hes-
sen ankommen. — Sie ist in Hessen angekommen, das
hat die Fraktionsvorsitzende gestern in ihrem Redebeitrag

deutlich gemacht. Angesichts multipler Krisen, der anhal-
tenden russischen Aggression und einer wachsenden geo-
politischen Unsicherheit ist ein klares politisches Bekennt-
nis zur Wehrfahigkeit unabdingbar.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Der gestrige Setzpunkt der CDU-Fraktion, die Debatte zur
Aufstellung im NATO-Biindnis vom Oktober letzten Jahres
sowie der vorliegende Gesetzentwurf der FDP zeigen, wel-
che groBe Bedeutung der Bundeswehr und der Wehrhaftig-
keit unseres Landes in der Landespolitik zukommt. Warum
wir den Gesetzentwurf dennoch ablehnen, lieber Kollege
Biiger:

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ja, sag mal!)

In unserem klaren Bekenntnis zur Bundeswehr und zur
Notwendigkeit der Wehrhaftigkeit unseres Landes sind wir
beieinander. Ich glaube, da ist das gesamte Haus, zumin-
dest in den Reihen der demokratischen Fraktionen, beiein-
ander. Auch in der Erkenntnis, dass wir als Land alles
dafir tun missen, die Bundeswehr zu stidrken, herrscht
Konsens. Aber Sie legen uns zu genau diesem Zwecke
einen untauglichen Gesetzentwurf vor — das habe ich Thnen
in den vorausgehenden Debatten immer wieder entgegnet,
und es bleibt dabei. Sie haben ihn nicht angepasst. Die For-
mulierungen sind teils unprézise, rechtlich widerspriichlich
und lassen die gebotene Differenzierung bei Zusténdigkei-
ten zwischen Bund und Land vermissen. In Summe bleibt
es bei der Erkenntnis aus den Debatten der letzten Monate:
Dieser Gesetzentwurf ist von dem durchaus sehr guten
bayerischen Bundeswehrgesetz leider schlecht abgeschrie-
ben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Uberdies braucht es in Hessen zur Stirkung der Bundes-
wehr kein eigenes Landesgesetz. Es braucht ein konkretes
Handeln — Herr Kollege Biiger, das haben Sie auch gerade
angesprochen —, und genau das tun wir hier im Land auf
vielfaltige Art und Weise.

Wir fordern die Zusammenarbeit mit den Bundeswehr-
standorten in Hessen. Die Aufstellung der Heimatschutz-
kompanie wurde von uns eng begleitet und wird weiterhin
von uns eng begleitet.

Mit dem Landeskommando Hessen stehen wir in einem
permanenten und engen Austausch. Wir sind bei den Sol-
datinnen und Soldaten vor Ort und stehen mit ihnen in
einem direkten Austausch. Wir geben der Bundeswehr
Gelegenheit zur Prisentation beim Hessentag. Das ist in
der heutigen Zeit wichtiger denn je. Selbstverstandlich las-
sen wir die Jugendoffiziere nicht nur an unsere Schulen,
sondern wir begriilen deren Pridsenz ganz ausdriicklich.
Wir unterstiitzen die Reserve. Wir stirken den Zivil- und
Katastrophenschutz auch mit Blick auf dessen Rolle im
Rahmen des O-Plans Deutschland. Wir pflegen die zivil-
militdrische Zusammenarbeit mit grofem Nachdruck. Das
ist konkretes Handeln, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Mit Blick auf die Stadtallendorfer Hessen-Kaserne, deren
Reaktivierung zur Diskussion steht, werden wir uns gegen-
iiber dem Bund mit einer klaren Haltung positionieren. Die
Zeit ldhmender Planungs- und Umsetzungsprozesse muss
vorbei sein, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall CDU und SPD)

Wir werden die finalen Entscheidungen zur Reaktivierung
der Hessen-Kaserne eng begleiten. Sobald diese Entschei-
dung im Bundesverteidigungsministerium getroffen wurde,
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wird Hessen bei der schnellstmdglichen Realisierung nach
allen Kréften behilflich sein.

Politische Symbolik ersetzt keine reale Politik. Symbolik
allein ersetzt keine Verantwortung. Das stellen wir in Hes-
sen tagtiglich unter Beweis, gerade wenn es um unsere
Bundeswehr geht. Die Fraktionsvorsitzende Ines Claus hat
in ihrer gestrigen Rede zur Verteidigungsféhigkeit unseres
Landes in beeindruckender Weise unter Beweis gestellt,
dass wir zu unserer Bundeswehr stehen und starker stehen
denn je.

Diese Zeit ist keine Zeit, die noch Zeit lasst fiir Naivitit,
fiir Naivitit gegeniliber den geopolitischen und geostrate-
gischen Herausforderungen. Meine Damen und Herren,
Russlands Territorialanspriiche in Richtung Westen stellen
eine reale Bedrohung dar.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Sie miissen bitte zum Schluss kommen.

Dirk Bamberger (CDU):
Frau Prisidentin, ich komme zu meinem letzten Satz.

(Der Redner bléttert in seinem Manuskript mehrere
Seiten nach vorn. — Heiterkeit)

Ich mochte zum Schluss auf einen ganz wichtigen Punkt
eingehen. Fine Demokratie, die sich nicht verteidigen
kann, bleibt angreifbar. Eine Demokratie, die ihre Streit-
krifte nicht respektiert, wird schwicher. Eine Politik, die
das tibersieht, wird ihrer Verantwortung nicht gerecht.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Das waren
aber viele Kommas in einem Satz!)

Vielen Dank fir Thre Aufmerksamkeit.
(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchster Redner ist der Abgeordnete Mulch von der AfD.

Lothar Mulch (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Bereits mehrfach hatte ich in der Vergangen-
heit sowohl hier im Plenum als auch in den Ausschiissen
festgestellt, dass die parlamentarische Initiative der Frakti-
on der Freien Demokraten in die richtige Richtung geht.
Da scheint hier im Haus Konsens zu bestehen. Gestern
sprachen wir bereits ausfiihrlich zu den Themen Verteidi-
gungspolitik und Bundeswehr. Sie kennen meinen Stand-
punkt. Aus diesem Grunde werde ich mich heute kurzfas-
sen.

(Zuruf: Sehr gut!)

— Ich kann verstehen, dass Sie enttduscht sind. Da miissen
Sie stark sein und durchkommen.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Auf den Umstand, dass die FDP-Kollegen mit ihrem Ge-
setzentwurf das Rad nicht neu erfunden zu haben scheinen
und dass eine auffallige Ahnlichkeit dieses Entwurfs mit

anderen Entwiirfen in anderen Landesparlamenten besteht,
will ich nicht weiter eingehen.

Wehrhaft werden, nicht um die Interessen anderer, sondern
um das grofite Eigeninteresse, ndmlich die Freiheit des
deutschen Volkes, glaubwiirdig, ernsthaft, nachdriicklich
und tapfer verteidigen zu konnen, das tut wahrlich not.

(Beifall AfD)

Deshalb ist ein Gesetz zur Stirkung der Bundeswehr, wie
hier vorgelegt, eine grundsitzlich richtige und wichtige
Initiative. Gestern sagte ich Ihnen, dass ich das schone
Thiiringen besuchen durfte, weil es bei uns an geeigneten
Kasernen fehlt, um — ich nenne es bewusst so — unser Hei-
matschutzregiment aufzunehmen. In Hessen fehlt es der
Bundeswehr nicht an allem, aber doch an vielem.

Um diesem Defizit abzuhelfen, sind konkrete Verbesse-
rungsvorschlidge wie diese Gesetzesinitiative der Kollegen
der FDP deutlich zielfiihrender und allemal besser als blut-
leere Absichtserkldrungen zur Verteidigungspolitik wie der
Schaufensterantrag von gestern, mit dem die Kollegen von
CDU und SPD bekriftigten, befiirworteten, unterstiitzten,
hervorhoben, feststellten, wiirdigten, erinnerten, einmal ba-
ten und ich weil nicht wie viele Male alles Mdgliche be-
grilften, mit dem aber unter dem Strich keinem einzigen
Soldaten in Hessen geholfen wurde.

(Beifall AfD)

Um das zu beschreiben, was uns CDU und SPD da gelie-
fert haben, reichen zwei Worte: heifle Luft.

(Beifall AfD)

Nach Anhorung und Beratung der aktuellen FDP-Initiati-
ve in den Ausschiissen wurde deutlich, dass der Entwurf
grundsitzlich zustimmungsfahig ist, aber in Teilbereichen
doch schwichelt. Lassen Sie mich in der gebotenen Kiirze
auf einzelne Punkte der Vorlage eingehen.

Im Bereich des Hochschulgesetzes, konkret mit Blick auf
die Zivilklauseln, sprechen AfD und FDP nun eine ge-
meinsame, eine deutliche und klare Sprache. Das war, was
die FDP angeht, nicht immer so. Aber jetzt spricht auch
die Kleinpartei Klartext. Wir wollen niemanden bei der
Uberpriifung von Zivilklauseln unterstiitzen. Wir wollen,
dass die Zivilklausel verschwindet.

(Beifall AfD)

Die FDP fordert in ihrer Vorlage: ,,Eine Beschrinkung der
Forschungsfreiheit auf zivile Nutzungen (Zivilklausel) ist
unzuléssig.“ Herr Dr. Naas, wir sind uns also einig.

(Beifall AfD)

Gestatten Sie mir zwei Sétze zum Bereich der Schule. Fiir
mich ist es eine Selbstverstindlichkeit, dass die Armee,
die unsere Freiheit verteidigt, sich auch in unseren Schulen
prasentieren darf. Informieren und fiir sich werben darf
sie selbstverstdndlich auch mit Jugendoffizieren und Kar-
riereberatern in unseren Schulen. Wehrhaftigkeit beginnt
im Kopf. Wehrhaftigkeit ist eine Frage der Einstellung. Es
spricht nichts dagegen, dass auch unsere Jugendoffiziere
fiir diese Einstellung werben diirfen.

Dass wir bei diesen Punkten von den iiblichen Verddchti-
gen, linken Gewerkschaften und obskuren Hochschulgrup-
pen nur méBig gefeiert werden, kdnnen wir ohne Weite-
res aushalten. Dabei verdient durchaus der Umstand eine
Erwéhnung, dass die Fraktion der Alternative fiir Deutsch-
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land im Hessischen Landtag bereits in der vergangenen
Legislaturperiode einen Antrag einreichte. Vor zweieinhalb
Jahren stimmte die FDP genau gegen das, was sie heute
mit diesem Gesetzentwurf fordert.

(Beifall AfD)

Liebe Kollegen von der FDP, es ist immer wieder schon,
zu sehen, wenn der eine oder andere Kollege in diesem
Hause doch noch eine Lernkurve durchlduft. Spite Ein-
sicht ist besser als keine Einsicht.

Kritisch sehe ich die vorgeschlagenen Anderungen beim
Hessischen Denkmalschutzgesetz. Wir teilen ausdriicklich
die Bedenken der Fachleute, die in der Anhorung deutlich
wurden. Hier wurde eine Durchbrechung des Grundsatzes,
der da lautet, einen schonenden Ausgleich zwischen den
einzelnen Interessen im Anwendungsbereich des Denkmal-
schutzes zu finden, gesehen und eine Aufweichung des
Denkmalschutzes zugunsten der militdrischen Nutzung
konstatiert. Dieser kritischen Haltung schliefe ich mich
ausdriicklich an. Als denkmalpolitischer Sprecher der AfD-
Fraktion driicke ich es einfacher und plastischer aus: Unse-
re Denkmaler und deren Schutz diirfen nicht sprichwortlich
unter die Kette, nimlich unter die Panzerkette, kommen.

Zur Hessischen Bauordnung. Unter Beriicksichtigung des
Zieles, baurechtliche Erleichterungen fiir bauliche Anla-
gen Offentlicher Stellen auf Militdrgelinde zu schaffen,
erscheint die Regelung geeignet. Diese Einschitzung teilen
Wir.

Deutlich danebengelegen haben Sie bei Artikel 6 beim
Thema Energieversorgung. Die Einwédnde der Fachleute
waren zahlreich. Sie waren nachvollziehbar. Die Fachleu-
te waren sich weitgehend einig: unbestimmt, unzusténdig,
unpraktisch, undurchfiihrbar. Diese Beurteilung ist richtig.
Ein Energieversorger kann beispielsweise die Notstrom-
versorgung einer militirischen Liegenschaft nicht gewahr-
leisten. Das muss im Verantwortungs- und Organisations-
bereich des Betreibers der Liegenschaft verbleiben. Dieser
kann das besser. Das kann nicht auf den Energieversorger
abgewdlzt werden.

(Beifall AD)

Ich komme zum Schluss. Der Gesetzentwurf weist unzwei-
felhaft in die richtige Richtung, liebe Kollegen von der
FDP. Wir wiirdigen das mit einer wohlwollenden Enthal-
tung. Fiir eine Zustimmung reicht es aufgrund der erwéhn-
ten Schwichen leider nicht. — Vielen Dank, dass Sie mir
zugehort haben.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nun hat der Abgeordnete May fiir BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN das Wort. Bitte schon, Herr May.

Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, werte Kolleginnen und Kol-
legen! Vizeprésidentin Angela Dorn hat in ihrer vorerst
letzten Rede in diesem Hause gestern noch einmal sehr
deutlich nachgezeichnet, wieso es erforderlich ist, dass wir,
was unsere Verteidigungsfahigkeit angeht — der Bundes-
verteidigungsminister spricht immer von ,,Kriegstiichtig-
keit” —, neu nachdenken miissen, warum wir alte Gewiss-

heiten hinterfragen miissen und dass wir auch die Debatten
dariiber erneut fiihren miissen. Ich danke Angela Dorn aus-
driicklich dafiir, dass sie ihre vorerst letzte Rede hier im
Parlament dazu genutzt hat, in und mit diesem Parlament
und mit threm Mandat die politische Debatte noch einmal
voranzubringen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Von daher ist es, wohlwollend betrachtet, erst einmal
richtig, Kolleginnen und Kollegen von der FDP-Fraktion,
wenn Sie den Versuch unternehmen, landespolitisch im
Sinne der sogenannten Zeitenwende hier unterstiitzend ta-
tig zu werden.

Herr Dr. Biiger, wenn Sie sich dann aber zu Formulierun-
gen versteigen wie: ,,Wer fiir Sicherheit ist, der stimmt fiir
unser Gesetz®, dann ist der Anspruch an Ihren Gesetzent-
wurf entsprechend hoch anzusetzen. Ob das alles sinnhaft
ist, was Sie hier auf den Weg gebracht haben, daran habe
ich schon in der ersten Lesung deutliche Fragezeichen ge-
macht, und auch die Anhérung zu Ihrem Gesetzentwurf hat
deutliche Fragezeichen gesetzt.

Da Sie die Meinung der VhU als Beleg fiir Thre Position
genannt haben, mochte ich es Thnen nicht ersparen, aus der
Stellungnahme der VhU zu dem Teil des Gesetzentwurfs,
der das Hessische Energiegesetz betrifft, zu zitieren:

,Aus Sicht der VhU ist unklar, inwieweit eine lan-
desrechtliche Regelung dieser Art mit dem bestehen-
den Energierecht vereinbar ist. Das Energiewirt-
schaftsgesetz sicht eine derartige Priorisierung mi-
litdrischer Einrichtungen beim Netzanschluss nicht
explizit vor. Auch eine Linder-Offnungsklausel fiir
derartige MaBinahmen existiert nicht. Bereits heute
existieren fiir den Verteidigungsfall Mechanismen
auf Bundesebene, wie etwa Regelungen zur Lastver-
teilung. Inwiefern die vorgeschlagene Regelung au-
Berhalb eines Verteidigungsfalls rechtlich moglich
und praktikabel ist, sollte daher ndher gepriift wer-
den. Auch sollte eine etwaige Regelung bundesein-
heitlich sein.*

So viel zur angeblichen Unterstiitzung durch die VhU. Das
war, glaube ich, alles andere als eine befiirwortende Stel-
lungnahme.

Herr Dr. Biiger, da Sie den Naturwissenschaften verhaftet
sind, mdchte ich auch auf die Stellungnahme des VKU
hinweisen, die ganz deutlich sagt: Im Prinzip ist es vol-
lig unpraktisch und auch widersinnig, im Katastrophen-
oder Verteidigungsfall auf einen Netzbezug abzustellen, da
es dann viel sinnvoller ist, mit Notstromaggregaten eine
Versorgung zu gewéhrleisten. Wenn namlich der Katastro-
phen- oder Verteidigungsfall eintritt und das Netz gestort
ist, dann ist es hochstwahrscheinlich technisch unmdoglich,
Energie in die Verteidigung zu leiten. Herr Dr. Biiger, da
Sie ein Freund der Naturwissenschaften sind, sollte es Ih-
nen zu denken geben, wenn der VKU sagt, dass das, was
Sie da vorschlagen, im Prinzip nicht nur rechtlich, sondern
auch in Sachen Physik am Ziel vorbeigeht.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU und SPD)

Von daher gesehen, muss ich sagen: So brillant ist IThr
Gesetzentwurf nicht. Es sind, insgesamt gesehen, viele Re-
gelungen dabei, die vielleicht in der Zielrichtung befiirwor-
tenswert sind, die aber technisch nicht zielfithrend sind.
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Sie haben eben Prof. Dr. Worner zitiert. Dieser kommt
zu einer ganz anderen Schlussfolgerung als Sie. Auch das
kann ich Thnen nicht ersparen. Er hat in seiner Stellungnah-
me die Uberlegungen, die wir hier im Landtag zum Thema
Verteidigungsfahigkeit anstellen, durchaus nachvollzogen.
Er kommt aber zu einem ganz anderen Schluss, was die
Frage des Kooperationsgebotes, einer Kooperationspflicht
zwischen den Unis und der Bundeswehr betrifft. Ich zitie-
re:

,»30 klar meine Forderung nach einer neuen Selbst-
positionierung der Einrichtungen und der einzelnen
Forschenden im Zusammenhang mit den Anforde-
rungen an die Landesverteidigung ist, das heif3t,
auch Aktivititen mit militdrischer Perspektive im
Einzelnen zu bewerten und nicht automatisch und
pauschal zu verneinen, so klar ist auch meine Positi-
on, die Institutionen und Individuen nicht per Gesetz
zu militdrischer Forschung zu verpflichten. Auch
hier muss das Grundgesetz, Artikel 5, weiterhin gel-
ten.*

Sehr geehrter Herr Dr. Biiger, auch das steht diametral zu
Threm Gesetzentwurf. Von daher komme ich zu der Fest-
stellung, dass das Ergebnis der Anhorung Threm Gesetz-
entwurf viele Hiirden entgegengestellt hat. Der Entwurf
ist vielleicht gut gemeint, aber auf jeden Fall nicht zustim-
mungsfahig.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Was das Thema Schule angeht, mochte ich nur noch darauf
verweisen — das war meiner Erinnerung nach bisher die
Auffassung der FDP-Fraktion —, dass es schon seit Langem
ganz ohne gesetzliche Grundlage eine hervorragende Zu-
sammenarbeit der Jugendoffiziere und der Schulen gibt,
auch eine Zusammenarbeit mit anderen auflerschulischen
Akteuren, beispielsweise mit Leuten, die aus der Friedens-
bewegung kommen. Mit diesen sollen sich die Schiilerin-
nen und Schiiler inhaltlich und im Disput messen konnen,
aber eben auch mit den Jugendoffizieren. Das macht eine
plurale Schule aus. Fiir diese Kooperation mit der Bundes-
wehr bedarf es aber keines Gesetzes. Von daher lehnen wir
Thren Gesetzentwurf ab.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchster Redner ist Herr Abgeordneter Griiger von der
SPD-Fraktion. Bitte sehr.

Stephan Griiger (SPD):

Meine sehr verehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen von
der FDP-Fraktion, Herr Kollege May hat es gerade schon
gesagt: Gut gemeint ist nicht immer gut gemacht. — Das
ist eigentlich schon alles, was man zu Threm Gesetzentwurf
sagen kann. Ich danke dem Kollegen May dafiir, dass er
schon so viel Vorarbeit geleistet hat. Ich habe ein paar
Zettel, die ich sonst fiir Zitate mitgenommen hitte, am
Platz liegen lassen; denn die Zitate sind schon vorgetragen
worden. Da verweise ich im Einzelfall dann auf Sie, Herr
May.

Worum geht es? Die Fraktion der Freien Demokraten hat
uns einen Gesetzentwurf vorgelegt, mit dem in sechs Arti-
keln mehrere gesetzliche Grundlagen geéndert werden sol-
len. Dabei geht es um Anderungen im Hessischen Hoch-
schulgesetz, im Hessischen Schulgesetz, im Hessischen
Denkmalschutzgesetz, im Hessischen Landesplanungsge-
setz, in der Hessischen Bauordnung und im Hessischen
Energiegesetz. Machen wir es ganz einfach. Ich werde die
Punkte einfach abarbeiten, damit jeder weil3, woran er ist.

Wir haben zu dem Gesetzentwurf eine Anhorung durchge-
fiihrt. Aus den Stellungnahmen wurde schon mehrfach zi-
tiert. Kommen wir zu Artikel 1, betreffend eine Anderung
des Hessischen Hochschulgesetzes. Wir haben die Frage
der sogenannten Zivilklauseln schon rauf und runter disku-
tiert, auch in dieser Plenarwoche. Ich kann es nur noch
einmal wiederholen: Es ist vollig unnétig, da etwas zu
regeln, denn Artikel 5 Absatz 3 Grundgesetz gilt beziiglich
aller Zivilklauseln, die wir in Hessen haben. Daher muss
man da nichts dndern.

Weil Sie, Herr Dr. Biiger, Herrn Prof. Dr. von Coelln zi-
tiert und gemeint haben, er habe Sie in Threr Auffassung
bestarkt, habe ich Thnen folgendes Zitat mitgebracht:

,Die Zivilklauseln sind so ein Dauerbrenner im
Hochschulbereich. Das ist aus hochschulrechtlicher
Sicht eine vergleichsweise langweilige Diskussion,
weil die Sache gekldrt ist. Es gibt, wenn ich es
scharf und knapp formulieren darf, zwei Arten von
Zivilklauseln. Es gibt Zivilklauseln, die so weich
gehalten sind, dass sie nichts bewirken. Und es
gibt verfassungswidrige Zivilklauseln. Also, wenn
sie etwas bewirkt, wenn ich wirklich etwas damit
ausschliefen will, dann verstoft es gegen die Wis-
senschaftsfreiheit. Und wenn ich nichts damit aus-
schlieBe, dann ist es eine Willenserklirung ohne
rechtliche Konsequenzen. Das ist verfassungsrecht-
lich zuléssig, bewirkt nur eben nichts.

Insofern spricht die hier vorgeschlagene Gesetzesén-
derung zum Teil einfach nur eine verfassungsrecht-
liche Selbstverstindlichkeit aus. Es ist wiederum
die Frage des einzelnen Forschers, der einzelnen
Forscherin, ob er/sie sich mit Verteidigungsthemen
etc. befasst. Was vom Grundgesetz verboten ist,
ist die Vorbereitung eines Angriffskrieges. Aber da
das Grundgesetz selbst eine funktionsfdhige und
bewaffnete Bundeswehr voraussetzt, ist da verfas-
sungsrechtlich wenig Substanz drin.*

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Damit ist gemeint: In Threm Vorschlag ist wenig Substanz.
Der Knaller ist aber: Sie setzen noch einen drauf. Sie
drehen das einfach um und sagen: Wir wollen die Zivil-
klauseln weghaben, weil sie gegen Artikel 5 Absatz 3 des
Grundgesetzes verstolen. — Wie gerade herausgearbeitet
worden ist, auch von Herrn Prof. von Coelln, ist das aber
nicht der Fall.

Weiter sagen Sie: Deswegen wollen wir eine Verpflich-
tungsklausel einfiihren, mit der verpflichtet werden kann,
dass militérisch geforscht wird. — Liebe Kolleginnen und
Kollegen von den Freien Demokraten, das ist ein massiver
Verstol gegen die Wissenschaftsfreiheit, gegen Artikel 5
Absatz 3. Das miisste Ihnen eigentlich ziemlich klar sein.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)
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Davon lassen wir mal schon die Finger. Artikel 1 Thres
tollen Gesetzes ist damit schon mal hinfallig.

Schulgesetz — unnétig. Wir haben bereits eine Regelung zu
den Jugendoffizieren. Warum sollen wir das jetzt anfassen
und da etwas anderes machen? Wir haben eine funktionie-
rende Regelung. Wenn Sie es nicht glauben, dann lassen
Sie sich einfach einmal einladen und begleiten das. In
meiner Fraktion haben das schon einzelne Abgeordnete
gemacht. Das steht Thnen sicherlich auch offen. Dann wer-
den Sie sehen: Das funktioniert hervorragend. Das ist also
vollig iiberfliissig.

Artikel 3: Denkmalschutzgesetz. Wir haben im Denkmal-
schutzgesetz bereits jetzt das liberwiegende 6ffentliche In-
teresse beschrieben. Das ist vollig ausreichend im Interes-
senausgleich zwischen Denkmalschutz und militérischen
Interessen. Von daher ist auch das unndtig. Das brauchen
wir nicht.

(Beifall SPD und CDU)

— Vielen Dank, dafiir kann man auch einmal Beifall klat-
schen, weil das vielleicht noch einmal klargestellt werden
muss.

Bei der Hessischen Bauordnung hat Prof. Dr. Piitzenbacher
klar gesagt — das haben Sie wahrscheinlich unterschlagen
oder iibersehen oder iiberlesen —, er hitte starke Bedenken,
weil hier die Bauaufsicht ausgehebelt wird. Es ist keine gu-
te Idee, die Bauaufsicht auszuhebeln. Denn die sichert ja,
dass beim Bauen nicht Dinge gemacht werden, die nachher
vielleicht zum Beispiel zu Todesfdllen fithren kénnen, weil
das Gebaude nicht richtig statisch gepriift worden ist, weil
es nicht richtig gebaut wurde, weil Leitungen falsch verlegt
worden sind. Das ist nicht wiinschenswert. Ich sage es
einmal so: Dem ist nichts hinzuzufiigen. Wir haben auch
starke Bedenken. Daher ist auch das unnétig, brauchen wir
nicht. Artikel 5 ist auch nicht gut.

(Beifall SPD und CDU)

Zum Energiegesetz wurde gerade schon vom Kollegen
May — vielen Dank — das vernichtende Urteil der VhU vor-
getragen. Ich hitte angenommen, dass die VhU sehr wohl-
wollend gegeniiber den Freien Demokraten wére. Sie hat
ziemlich klar gesagt, dass das nicht mit dem Energierecht
vereinbar ist. Setzen, Sechs. — Das ist ja auch Artikel 6.
Den brauchen wir also auch nicht.

Von daher pladieren wir fiir Ablehnung. — Vielen Dank.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegt nun keine Wort-
meldung mehr vor. Fiir die Landesregierung spricht der
Staatssekretar Kuhn. Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Benedikt Kuhn, Staatssekretir und Chef der Staats-
kanzlei:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Es wurde eben schon darauf hingewiesen
und erwéhnt: Seit der ersten Lesung des Gesetzentwurfs,
den Sie heute hier beraten, hat sich die Weltlage nicht
wirklich verbessert. Der brutale Uberfall Russlands auf
die Ukraine hélt an, im Nahen Osten herrscht Krieg, wir

erleben Angriffe zwischen Indien und Pakistan, und auch
die Spannungen zwischen China und Taiwan haben sich
weiter verschérft. Um es klar zu sagen: Diese Kriege und
Krisen machen Verteidigungs- und Wehrféhigkeit wieder
zu Schliisselfaktoren fiir unseren Wohlstand, unseren Frie-
den und — auch das muss man sagen — auch fiir unsere
Demokratie in Europa. Dieser Wahrheit miissen wir uns
gemeinsam stellen.

(Beifall CDU und SPD)

Hessen und auch die neue Bundesregierung haben hier
vom ersten Tag an entschlossen gehandelt. Staatsminister
Pentz hat das am Mittwoch bereits ausgefiihrt. Ich mdchte
einmal in Richtung von Thnen, Herr Dr. Biiger, sagen: Das,
was wir hier vorlegen und womit wir uns beschéftigen,
sind mitnichten Fehlanzeigen, sondern das ist echter Fort-
schritt. Wir sind schon viel weiter als das, was Sie mit
IThrem Gesetzentwurf hier vorlegen. Sie biirokratisieren,
wir modernisieren und dynamisieren. Das ist die Wahrheit.

(Beifall CDU und SPD)

Deutschland investiert in einem noch nie da gewesenen
MaB in die Verteidigung. ,,Whatever it takes*, so hat es un-
ser Bundeskanzler Friedrich Merz formuliert. Wir steigern
unsere Ausgaben fiir die Verteidigung in den néchsten Jah-
ren auf 3,5 % des BIP und damit auf {iber 150 Milliarden
Euro pro Jahr.

Bund und Lénder haben gemeinsam ein Sondervermogen
beschlossen und aufgelegt, um neben der Verteidigung
auch in die notwendige Infrastruktur zu investieren. Hes-
sen entwickelt derzeit einen klaren Plan fiir Investitionen
in Resilienz und die Verteidigungsfahigkeit unserer Infra-
struktur.

Unser Ministerprasident Boris Rhein hat das Thema Ver-
teidigungsfahigkeit frithzeitig auf die Agenda der Minis-
terpriasidentenkonferenz gesetzt und in Hessen einen Riis-
tungsgipfel einberufen, um eine Strategie zu entwickeln
— mit den Unternehmen, die wir in Hessen haben —, die
aufzeigen soll, wie unsere hessische Verteidigungsindustrie
Deutschland unterstiitzen kann, wehrhaft zu werden.

Dabei geht es nicht nur darum, wie wir die Verteidigungs-
fahigkeit stiitzen, sondern wir wollen die Kriegstiichtigkeit
Deutschlands verbinden mit der Konjunktur. Beides kann
zusammengehdren. Damit kénnen wir einen wesentlichen
Mehrwert auch fiir unsere hessische Verteidigungsindus-
trie, insbesondere im Ubrigen in Nordhessen, leisten.

(Beifall CDU und SPD)

Uber alldem steht ein zentrales Ziel, das der Bundeskanzler
sehr klar benannt hat: Die Bundeswehr soll die stdrkste
konventionelle Armee Europas werden. Das unterstiitzen
wir als Landesregierung ausdriicklich.

Deswegen geben wir auch ein klares Bekenntnis zu unse-
ren Streitkrdften ab. Wer fiir unsere Sicherheit einsteht,
gehort in die Mitte unserer Gesellschaft und nicht an den
Rand.

(Beifall CDU und SPD)

Wir haben unsere Bundeswehr eben erst gemeinsam auf
dem Hessentag erlebt. Ich glaube, wir konnen gemeinsam
sagen: Wir sind stolz auf die Prisenz der Truppe auf unse-
rem Landesfest. — Gemeinsam haben wir die Ausstellung
besucht und den Auszeichnungsappell der Bundeswehr er-
lebt. Wir konnen sagen, es ist groBartig, zu wissen, dass
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wir diese hoch qualifizierten und hoch motivierten Frauen
und Ménner in Uniform haben.

(Beifall CDU und SPD)

Um das an dieser Stelle aber auch sehr klar zu sagen: Ich
habe keinerlei Verstdndnis fiir die Demonstranten gegen
die Bundeswehr, die wir auf dem Hessentag auch erlebt
haben.

(Lebhafter Beifall CDU und SPD)

Wer gegen diejenigen auf die StraBle geht, die fiir uns ins
Feld ziehen, richtet sich gegen die Sicherheit von uns allen.
Diese Manner und Frauen sind jederzeit bereit, uns zu ver-
teidigen. Sie verdienen dafiir unsere Anerkennung, unseren
Respekt und unsere Hochachtung — und keine Attacken
und keine Demonstrationen.

(Beifall CDU und SPD)

An dieser Stelle mochte ich dem Kommandeur unseres
Landeskommandos Hessen, Herrn Brigadegeneral Rad-
mann, auch ausdriicklich fiir seinen Einsatz und die gute
Zusammenarbeit danken. Ich versichere Thnen: Die Hessi-
sche Landesregierung wird auch weiterhin zur Bundeswehr
stehen. Wir laden sie auch zum Hessentag in Fulda wie
auch zu allen weiteren Hessentagen ein. Vielen Dank fiir
ihren Dienst.

(Lebhafter Beifall CDU und SPD)

Lassen Sie mich jetzt gern noch zu Threm vorliegenden
Gesetzentwurf kommen. Wie gerade eben formuliert, un-
terstiitzt die Landesregierung das Grundanliegen ausdriick-
lich. Was wir jedoch ablehnen — das haben einige Vorred-
ner bereits artikuliert, und das habe ich auch in der ersten
Lesung hier gesagt —, ist die Biirokratisierung von funktio-
nierenden Strukturen. Auch nach der Anhérung im Haupt-
ausschuss, muss man sagen, hat sich an dieser Auffassung
nichts geéndert.

Der Abgeordnete Griiger hat die Herausforderung mit der
Zivilklausel bereits klar beschrieben.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Wie ist denn
Thre Haltung dazu?)

Das wiederum wurde auch in den Anhorungen noch ein-
mal thematisiert. Ich begriile ausdriicklich den Antrag der
christlich-sozialen Koalitionsfraktionen zu diesem Thema,
und ich danke auch Staatsminister Gremmels, dass er mit
seinem Haus bereits einen Dialogprozess mit den hessi-
schen Hochschulen angestofen hat, um iiber dieses Thema
zu sprechen.

(Beifall CDU und SPD)

Es ist das ausgewiesene Ziel der Hessischen Landesregie-
rung und der christlich-sozialen Koalition, dass in Hessen
eine innovative Verteidigungsforschung stattfinden kann.
Wir wollen mit unseren leistungsfahigen Unternehmen und
unseren forschungsstarken Hochschulen ein starkes Vertei-
digungsokosystem mit einem funktionierenden Technolo-
gietransfer aufbauen. Auch dafiir arbeiten wir, und auch
das werden wir in der Verteidigungsindustriestrategie auf-
bereiten.

(Beifall SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das alles zeigt:
Wir setzen klare Signale fiir die Bundeswehr durch unser
Handeln in Hessen, jeden einzelnen Tag. Ich freue mich,

dass dieser Weg hier im Parlament auf eine hohe Zustim-
mung trifft. Lassen Sie uns in diesem Sinne gemeinsam
fiir eine starke Bundeswehr in Hessen und in Deutschland
arbeiten. — Ich danke Thnen.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Vielen Dank, Herr Staatssekretér.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung dieses Gesetzentwur-
fes. Wer dem Gesetzentwurf der Fraktion der Freien De-
mokraten zustimmen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Das ist die Fraktion der Freien Demokraten.
Wer stimmt dagegen? — Das sind CDU, SPD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN. Wer enthilt sich? — Das sind die AfD
und der fraktionslose Abgeordnete Miiger. Damit ist der
Gesetzentwurf abgelehnt.

Damit kommen wir zum néchsten Tagesordnungspunkt.
Das ist Tagesordnungspunkt 20:

Dritte Lesung

Gesetzentwurf

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Gesetz zur Anderung des Hessischen Schulgesetzes

— Drucks. 21/2338 zu Drucks. 21/2170 zu Drucks.
21/2048 -

Berichterstatter ist Herr May. Er steht schon bereit. Bitte
sehr.

Daniel May, Berichterstatter:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Der Kultuspolitische Aus-
schuss empfiehlt dem Plenum, den Gesetzentwurf in dritter
Lesung unverdndert anzunehmen: CDU und SPD gegen
AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie Demokra-
ten.

(Beifall Stephan Griiger (SPD))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank, Herr May. — Wir haben eine vereinbarte Re-
dezeit von fiinf Minuten. Erster Redner ist der Abgeordne-
te Wendel von der CDU.

Christian Wendel (CDU):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Mit der dritten und abschlieBenden Lesung der
Initiative zur Anderung des Hessischen Schulgesetzes ver-
bessern wir den Schulalltag an unseren hessischen Schulen
ganz konkret. Wir sorgen dafiir, dass unsere Schulen
Schutzzonen fiir die Schiilerinnen und Schiiler sind, in de-
nen sie sich ohne Ablenkung durch private Mediennutzung
auf das Lernen und das gemeinsame Miteinander konzen-
trieren konnen. Deshalb ist heute ein guter Tag fiir die
Schullandschaft in Hessen.

(Beifall CDU und SPD)

Wir tun ein Zweites. Wir nehmen die digitale Bildung als
Bildungsziel in das Hessische Schulgesetz auf. Auch des-
halb ist das ein guter Tag fiir unser Bildungsland Hessen,
meine Damen und Herren.
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Die o6ffentliche Aufmerksamkeit, das bundesweite Interes-
se an unserer Initiative sind und bleiben hoch. Ich denke,
wir nehmen alle hier im Hause wabhr, dass ein hohes Be-
wusstsein fiir einen verantwortungsvollen Umgang mit di-
gitalen Endgeréten, gerade in den Schulen, entstanden ist.
Es braucht Regeln. Das ist ein breiter Konsens. Andere
Bundeslidnder folgen daher unserem Beispiel. Auch hier
gilt wieder einmal: Hessen setzt MaBstibe, Hessen geht
voran.

(Beifall CDU und SPD)

Meine Damen und Herren, heute ist vor allem auch ein gu-
ter Tag fiir die Schiilerinnen und Schiiler in Hessen; denn
mit den differenzierten Regeln fiir digitale Schutzzonen
schaffen wir wertvolle Freirdume — Freirdume fiir konzen-
triertes Lernen und auch Freirdume fiir soziales Miteinan-
der.

Unsere Kleinsten, die Grundschiilerinnen und Grundschii-
ler, sind mit den klar gefassten Regeln dabei ganz beson-
ders im Blick. In den Sekundarstufen stirken wir mit unse-
rem Vorschlag auch die Eigenverantwortung, die Flexibili-
tidt der Schulleitungen und die Gestaltungsmdglichkeiten
der Lehrkrifte. Die Smartphone-Schutzzonen sind ausge-
wogene und gleichzeitig wirkungsvolle Antworten auf die
Herausforderung im Umgang mit digitalen Endgerédten.
Meine Damen und Herren, das ist realitdtsgeleitete Politik
der Hessen-Koalition. Das ist Realpolitik in ganz konkre-
ten Zusammenhéngen.

(Beifall CDU und SPD)

Heute ist auch ein guter Tag fiir Schulleitungen und Lehr-
kréfte. Zukiinftig gelten an allen Schulen in Hessen ein-
heitliche Grundregeln fiir den Umgang mit digitalen End-
geriten. Das entlastet die Schulleitungen und die Lehrkraf-
te vor Ort. Sie leisten eine herausragende Arbeit, und ihnen
gilt unser ausdriicklicher Dank fiir das tégliche Engage-
ment.

(Beifall CDU und SPD)

Nicht zuletzt ist heute auch ein guter Tag fiir die digitale
Bildung. Mit unserem Gesetzentwurf verankern wir die
Vermittlung digitaler Kompetenzen erstmals als Bildungs-
ziel im Schulgesetz. Damit hat das Gesetz eine zweite
ebenso wichtige Sdule. Das ist ein Meilenstein in der hes-
sischen Bildungspolitik, der auch auf viele kiinftige Ent-
scheidungen und Planungen ausstrahlen wird.

Meine Damen und Herren, ich will, an die Kolleginnen
und Kollegen der GRUNEN-Fraktion gerichtet, sagen: Es
bleibt mir ein Stiick weit ein Ritsel, dass Sie, lieber Kolle-
ge May, auch in der Debatte vorhin wieder davon gespro-
chen haben, es ginge hier um ein pauschales Verbot. Das
war Ubrigens auch Teil einer weiteren Pressemitteilung von
Ihnen aus der vergangenen Woche. Ich muss Thnen offen
sagen: Von keinem Gesprachspartner — seien es Schiilerin-
nen und Schiiler, seien es Eltern, seien es Lehrkrifte —
erreicht uns diese Riickmeldung. Es ist fiir alle Beteiligten
klar: Es geht hier um Regeln, es geht um Schutz, und es
geht um einen souverdnen Umgang mit der Digitalitét.

(Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Dass es hier um ein pauschales Verbot ginge, wird als
Narrativ immer wieder von Thnen bedient. Scheinbar lesen
Sie einen anderen Gesetzentwurf, aber nicht den der Regie-
rungskoalition.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, wir haben in nunmehr drei
Lesungen und in der Ausschusssitzung intensiv iiber den
Gesetzentwurf debattiert. Jetzt gilt es, eine richtige Ent-
scheidung fiir die Schulen zu treffen. Wir sehen uns als
Koalition in einem breiten gesellschaftlichen Konsens. El-
tern, Lehrkrifte, Schulleitungen, auch wissenschaftliche
Stellungnahmen unterstiitzen die Maflnahme. Wir wollen
Schulen, in denen junge Menschen gut lernen, sicher
aufwachsen, miteinander leben und sich gemeinsam wei-
terentwickeln. Dafiir konnen wir heute gemeinsam einen
wirksamen Beitrag leisten.

Ich bitte um Zustimmung und danke fiir die Aufmerksam-
keit.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Der néchste Redner ist Herr Abgeordneter Scholz von der
AfD.

Heiko Scholz (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, verehrte Damen und Her-
ren! Gestatten wir den hessischen Biirgern an dieser Stelle
einen kleinen Einblick in die zuriickliegende Sitzung des
Kultuspolitischen Ausschusses. Hier bleibt zu sagen, dass
es einzig die AfD-Fraktion war, welche sich ausfiihrlich
zu dem vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung
zur Regulierung der Nutzung privater Mobiltelefone an
hessischen Schulen duflerte. Bemerkenswert: Alle anderen
Fraktionen zogen es vorrangig vor, zu schweigen.

Es gab nicht viel zu sagen, obwohl wir ausreichend
Gespriachsstoff hatten aufgrund der zweiten Lesung und
vor allem der vorangegangenen schriftlichen Expertenan-
horung. Nun, Expertenanhérungen scheinen fiir die Lan-
desregierung speziell nur dann von Bedeutung zu sein,
wenn sie der Untermauerung ihrer in Stein gemeiflelten
Meinungen und Initiativen dienen.

Wir, die AfD-Fraktion, sind fiir jedwede Anregung ausge-
wiesener Fachexperten iiberaus dankbar und haben diese
auch in einen Anderungsantrag zum Gesetzentwurf der
Landesregierung einflieen lassen. Das ist nicht neu. Po-
litisch motiviert, wurde auch dieser AfD-Antrag von den
selbst ernannten demokratischen Fraktionen reflexartig ab-
gelehnt.

Krampfhaft hat man auch diesmal versucht, Ablehnungs-
griinde zu finden. So unterstellte uns der geschétzte Kol-
lege Wendel von der CDU-Fraktion — ich muss es noch
einmal sagen —, wir wiirden in unserem Anderungsantrag
zwischen privaten und schulischen Endgerdten unterschei-
den — natiirlich. Das ginge — so Sie — iiberhaupt nicht, und
Sie haben unseren Antrag damit abgelehnt. Dumm nur:
Sie selbst nehmen diese Unterscheidung indirekt in Threm
eigenen Gesetzentwurf vor,

(Andreas Lichert (AfD): Hort, hort!)

ndmlich in der Erlduterung zu Nummer 2 Buchstabe a.
Herr Wendel, Sie gestatten, dass ich zitiere:

»Die Nutzung zu unterrichtlichen und schulischen
Zwecken dient insbesondere zur Abgrenzung gegen-
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iiber der privaten Nutzung durch Schiilerinnen und
Schiiler. Ist die Nutzung fiir unterrichtliche Zwecke
gestattet, bleibt die private Nutzung wihrenddessen
unzuldssig.*

Das nehmen Sie also vor. Natiirlich kénnen wir davon
ausgehen, dass ein schuleigenes digitales Endgerét nicht
fiir den privaten Gebrauch konfiguriert oder freigeschaltet
wird. Wie dem auch sei: Thnen ist es bis heute nicht ge-
lungen, auch nur ein einziges fundiertes Argument gegen
unseren Anderungsantrag vorzubringen.

Was bleibt? — Sehr verehrte Damen und Herren, die Brand-
mauer steht nach wie vor. Schauen wir doch einmal, wie
lange Sie das noch vor unseren Biirgern rechtfertigen kon-
nen.

Nochmals: Herr Staatsminister Losel — —

(Vereinzelte Heiterkeit — Volker Richter (AfD):
Kommt noch! — Zuruf Moritz Promny (Freie Demo-
kraten))

— Fast. Wir schauen ein bisschen in die Zukunft. Der
Staatsminister Schwarz ist ja nicht da. — Ich wiederhole
es noch einmal: Das Konzept, private digitale Endgerite
in der Schule zu nutzen — ,,Bring your own device” —,
ist gescheitert. Ob Thnen das jetzt nun gefillt oder nicht,
das miissen Sie sich eingestehen, das haben andere schon
eingesehen. Ich verweise noch einmal auf den Experten
Prof. Zierer, der hier ganz klar sieht, dass die Ausstattung
unserer Schiiler mit zuzahlungsbefreiten Endgeréten, auch
im Handybereich, der Landesregierung obliegt und dass es
verpflichtend sein muss. Ich gehe nicht davon aus, dass
Sie — Herr Losel und auch die Landesregierung — dessen
Expertise anzweifeln.

Wie gesagt, ich verweise noch einmal auf die Stellungnah-
me von Michael Elster vom Wiesbadener Medienzentrum
zu unserem Gesetzentwurf; die ist recht dienlich. Das sind
Experten, das sind Schulpraktiker, die wissen, worum es an
unseren Schulen geht.

Meine Damen und Herren der Landesregierung, am Ende
der dritten Lesung liegt mit Threm Vorhaben ein halbfer-
tiger Korpus eines Gesetzes vor uns, welches nicht ein
wirkliches Problem in Hinblick auf die Nutzung digitaler
Endgerite an unseren Schulen 16st.

Wichtige Haftungsfragen bleiben weiterhin ungeldst. Die
letztendliche Entscheidung iiber den Handygebrauch im
schulischen Alltag wird dem einzelnen Lehrer iiberlassen.
Er hat keine Moglichkeit, sich auf klare schulgesetzliche
Regelungen zu berufen. Wieder einmal lassen Sie unse-
re Lehrer im Regen stehen. Wieder einmal entzieht sich
die Landesregierung vorsétzlich ihrer Verantwortung. Herr
Kollege Wendel, von daher ist es fiir unsere Lehrer auf
jeden Fall kein guter Tag.

Thren Gesetzentwurf lehnen wir auch in dritter Lesung
konsequenterweise ab. — Ich danke fiir die Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Prasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Nachster hat der Abgeordnete Promny
von den Freien Demokraten das Wort.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir sprechen in dritter Lesung iiber das Handyverbotsge-
setz der Landesregierung. Wir Freie Demokraten haben
unsere kritische Haltung gegeniiber diesem Gesetz von An-
fang an klargemacht und klar artikuliert. Ein pauschales
Handyverbot ist und bleibt der falsche Weg.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Das Gesetz wird auch nicht besser, indem man moglichst
vage das Ziel fiir mehr digitale Medienkompetenz ins
Schulgesetz schreibt — gut gemeint, aber maximal unkon-
kret.

Auch die Anderungsantrige von den Kollegen der GRU-
NEN und den Kollegen der AfD haben hochstens kosme-
tische Verdnderungen vornehmen wollen, wenngleich der
Antrag der GRUNEN, das will ich klar sagen, zumindest
fachlich auf der Hohe der Zeit ist.

Am Ende steht nun dennoch ein Gesetz, das vollig an den
Interessen der Schiilerinnen und Schiiler vorbeigeht. Die
Stellungnahme der Landesschiilervertretung und auch die
Kritik von den Verbanden, wie beispielsweise der Bitkom,
wurden restlos ignoriert.

Wir alle haben gemeinsam ein Interesse daran, dass der
Umgang mit digitalen Endgeréten bei Kindern und Jugend-
lichen reflektiert und altersangemessen erfolgt. Sie haben
dieses Gesetzgebungsverfahren mit dem hehren Ziel be-
gonnen, Kinder zu schiitzen. Auch wenn wir Thre Ansicht
iiber die Wege dorthin nicht teilen, so konnte man bei ei-
nem gemeinsamen Interesse, namlich die bestmdgliche di-
gitale Bildung von Kindern in Einklang mit ihrem Schutz,
iber den Weg jedenfalls fachlich diskutieren.

Doch im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens mit Threm
mangelnden Willen, sich Expertenmeinungen anzuhoren,
ging es in den Ausfiihrungen des Herrn Ministers und
auch der Kollegen der regierungstragenden Fraktionen nur
darum, sich fiir Ihre angebliche Vorreiterrolle abzufeiern:
Hessen setzt Malistibe, Hessen geht voran — das sind die
iiblichen Aussagen, die an dieser Stelle kommen.

Von der wichtigsten Perspektive, ndmlich der betroffenen
Schiiler, ist tiberhaupt keine Spur. Und das ist der eigentli-
che Skandal daran, meine Damen und Herren.

(Beifall Freie Demokraten)

Jedenfalls kann man festhalten: In einem Bereich gehort
diese Landesregierung auf jeden Fall zu den Spitzenreitern,
das muss man hier mal deutlich sagen: bei hochtrabender
Selbstbeweihrdaucherung.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Anstatt durch Thre Verbotspolitik unsere Schulen zu so-
genannten Handyschutzzonen zu erklédren, sollten unsere
Schulen lieber wieder zu Schutzzonen vor iibergriffiger
Politik dieser Landesregierung werden. Wir lehnen dieses
Gesetz ab. — Herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)
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Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchster hat der Abgeordnete Daniel
May von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN das Wort.

Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Ja, es ist sinnvoll, liber Gefahren von Smartphones
in Kinderhénden zu sprechen. Ja, es ist sinnvoll, dass es an
Grundschulen keine Handys geben soll. Aber ein pauscha-
les Verbot fiir alle digitalen Endgerdte an allen Schulen
macht offensichtlich keinen Sinn und 16st auch kein Pro-
blem. Aber das ist der Kern Ihres Gesetzentwurfs.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Die Rednerinnen und Redner der Koalition haben wilde
Pirouetten gedreht, um von dem Wort ,,Verbot* loszukom-
men; da wird iiber ,,Schutzzonen® gesprochen oder be-
hauptet, dass gar nicht alles verboten wird.

Von daher muss ich auch in dritter Lesung dem Kollegen
Wendel noch einmal seinen Gesetzentwurf zitieren; denn
anscheinend ist das sinnerfassende Lesen so eine Sache.
Vielleicht wird es durch Vorlesen besser. Deswegen zitiere
ich:

»Zum Schutz der Kinder und Jugendlichen ist die
Verwendung von mobilen digitalen Endgeriten fiir
Schiilerinnen und Schiiler im Schulgebidude und auf
dem Schulgeldnde grundsétzlich unzuléssig.*

(Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU): Falsch ge-
lesen!)

Punkt. — Das ist das, was Sie beantragen.

(Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU): Sie miis-
sen weiterlesen! Das geht noch weiter!)

Das ist der O-Ton Thres Gesetzes. Damit sind alle digitalen
Endgerite erfasst, und zwar auch diejenigen, die beispiels-
weise der Schultrager angeschafft hat. Sie sehen, das ist an
Absurditét nicht zu iiberbieten, was Sie da machen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Von daher komme ich zu dem Schluss: Das Handyverbots-
gesetz, das Sie hier auf den Weg gebracht haben, ist an
dieser Stelle vollkommen iibergriffig und ist im weiteren
Verlauf maximal verwirrend. Denn nach diesem grundsétz-
lichen Verbot kommt dann ein wilder Straufl von Ausnah-
metatbestinden, wo letztendlich die Regelung wieder den
Lehrerinnen und Lehrern vor die Fiile gekippt wird. Am
Ende des Tages wird der Handygebrauch in jeder Lern-
gruppe einzeln auszudiskutieren sein.

Also, was daran eine gute Nachricht fiir Lehrerinnen und
Lehrer sein soll, kann ich nicht erkennen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Von daher haben wir als GRUNE uns die Miihe gemacht,
Ihnen einen Anderungsantrag vorzulegen, wie man den
Gesetzentwurf vom Kopf auf die Fiile stellen kann. Den
haben Sie zwar in der zweiten Lesung als konstruktiv ge-
adelt, dann aber nichts weiter daraus folgen lassen. Unser
Anderungsantrag hitte dazu gefiihrt, dass geregelt wird,
was zu regeln ist, ndmlich die Frage von privaten Smart-
phones, dass wir aber gleichzeitig einen Weg aufzeigen,

wie wir digitale Bildung grundsétzlich an den Schulen er-
moglichen.

Da wundert es mich doch sehr, wenn als weiteres Argu-
ment der Kollege Wendel sagt, man sorge dafiir, dass
Schiilerinnen und Schiiler ohne Ablenkung durch private
Endgerite lernen wiirden. Dabei musste ich an die Rede
der Kollegin Geis in der zweiten Lesung denken, die ge-
sagt hat, die Ausnahmetatbestinde wiirden gerade dafiir
sorgen, dass im Bedarfsfall Schiilerinnen und Schiiler mit
ihrem eigenen Gerét arbeiten konnen. — Da sehen Sie Thren
Denkfehler.

Sobald das private Endgerat in die Hand genommen wird,
haben Sie doch all das, was Sie eigentlich nicht wollen,
das heifit die Ablenkung, das Daddeln, das Swipen, all das,
was wir nicht wollen. Aber Sie wollen ja kein Standard-
endgerét fiir die Schiilerinnen und Schiiler zur Verfiigung
stellen.

Vor allen Dingen zeigt das eines: Sie sind immer noch
der Auffassung, dass irgendetwas Digitales schon reichen
wiirde. In Threr Vorstellung ist nicht vorgesehen, so wie
wir das wollen, dass es einen Standard gibt, dass es eine
Auswahl gibt, dass wir Best Practice haben, womit wir
den Schiilerinnen und Schiilern und den Lehrerinnen und
Lehrern an die Hand geben, welches die digitalen Anwen-
dungen sind, die Sinn machen. Sie wollen irgendetwas mit
digitalen Endgerdten machen. Das ist wirklich von vorges-
tern.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich komme zum Schluss. Was Hessens Schulen briuchten,
wire eine Koalition, die bereit ist, sie beim digitalen Wan-
del tatkraftig zu unterstiitzen, eine Koalition, die die Kraft
hitte, die Digitalisierung als Gewinn fiir die Schulen einzu-
setzen und gleichzeitig die Schiilerinnen und Schiiler stark
zu machen beim Umgang mit digitalen Medien. Was die
Schulen erhalten werden, ist ein pauschales Verbot. Ein
Verbot ist aber keine Medienbildung. Von daher werden
wir Thren Gesetzentwurf ablehnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchste hat die Abgeordnete Geis der
SPD-Fraktion das Wort.

Kerstin Geis (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, werte Kolleginnen und Kol-
legen! Diese dritte Lesung mochte ich nutzen, um einmal
grundsitzlich auf den Prozess zuriickzublicken, den unser
Gesetzentwurf angesto3en hat — nicht zuletzt in der 6ffent-
lichen Debatte, wie wir sie gerade eben auch am Redner-
pult erlebt haben, zum Thema Smartphone-Nutzung an
Schulen.

Das fangt schon mit der Begrifflichkeit an. Zu Beginn der
offentlichen Diskussion wurde das Thema noch unter der
Uberschrift »Handyverbot an Schulen“ diskutiert — und
nein, das Gesetz ist kein pauschales Handyverbot, weil der
Einsatz von digitalen Endgeriten an den Schulen moglich
ist.
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Wenn man aus dem Gesetzentwurf und den geplanten An-
derungen im Schulgesetz zitiert, muss man es vielleicht
einmal ganz lesen und inhaltlich erfassen, weil da steht:

»Zum Schutz der Kinder und Jugendlichen ist die
Verwendung von mobilen digitalen Endgeriten fiir
Schiilerinnen und Schiiler im Schulgebdude und auf
dem Schulgeldnde grundsétzlich unzuldssig.*

So weit haben Sie jetzt zitiert, aber der néchste Satz heift:

,Die Verwendung ist abweichend von Satz 1 zulés-
sig ...

Dann wird definiert, wann die Verwendung zuléssig ist.
Das macht die Sache einfach rund.

(Beifall SPD und CDU)

Denn — ich habe das auch in den vergangenen Lesungen
immer betont — es ist nicht das Ziel, irgendein Verbot
einzufilhren. Darum kann es nicht gehen. Wir mochten
an den Lernorten unserer Kinder stattdessen geschiitzte
Bereiche schaffen, die sich den allgegenwirtigen Reiz-Re-
aktions-Bogen aus dem miniitlichen Blick auf das Handy,
dem Social-Media-Druck und dem Scrolling zumindest ein
Stiick weit widersetzen.

Meine Damen und Herren, im Rahmen der zweiten Lesung
hatte der Hessische Rundfunk — ich weill nicht, ob Sie
es gesehen haben — in einem Beitrag ironisch darauf hin-
gewiesen, dass das, was wir an den Schulen einfithren
wollen, ndmlich gemeinsame Regeln fiir die Smartphone-
Nutzung, in anderen Teilen der Gesellschaft ldngst nicht
gilt — inklusive unseres Plenums.

Man muss schlicht konstatieren: Ja, das ist so. Die Nutzung
digitaler Endgerite hat unseren Alltag und unsere Kommu-
nikation sehr nachhaltig veréndert: Werfen Sie mal einen
Blick in einen S-Bahn-Wagen, und vergleichen Sie das mit
einer dhnlichen Szene von vor 15 bis 20 Jahren. Diese
Verdnderung wollen wir weder bestreiten noch riickgéngig
machen oder beklagen, noch wollen wir dem Untergang
der guten Sitten das Wort reden.

Deswegen finden wir, dass Schulen, die ja auch auf den
spéteren Alltag vorbereiten, hier einer anderen Logik fol-
gen diirfen. Sie sollen eine Auseinandersetzung mit Digi-
talisierung und Technologie anstofen, die auch iiber die
Schulen hinaus wirkt. Beispielsweise ist Ihnen allen sicher-
lich die Frage von Schiilergruppen bekannt — unter Garan-
tie hatte jeder von Ihnen schon Schiilerinnen und Schiiler
in einer Gruppe, die das gefragt haben —, ob wir im Plenum
wirklich aufmerksam zuhoren, wenn stindig Smartphone
und Laptop neben uns liegen. — Ich muss auch jetzt nur
einmal ins Rund schauen.

(Beifall SPD und CDU — Andreas Lobenstein (AfD):
Ja, stimmt!)

Es ist also kein Wunder, dass diese Denkanstofle oft aus
einem schulischen Kontext kommen. Das zeigt exempla-
risch, wie ein regelbasierter, reflektierter Umgang mit di-
gitalen Endgeréiten zu mehr Aufmerksamkeit und Bewusst-
sein flihren kann. Genau dieses Bewusstsein wollen wir
starken, indem wir klar definierte Schutzraume schaffen —
Schutzrdume, in denen ablenkende und stressende Aspekte
der Digitalisierung zumindest ein wenig zuriickgedringt
sind.

Mit unserem Gesetzentwurf haben wir Regelungen vorge-
legt, die diesem Ansatz folgen und einen verstindlichen,

nach Altersstufen differenzierten Rahmen vorgeben. Da-
mit stirken wir die Handlungssicherheit fiir alle in der
Schulgemeinde und lassen zugleich mit einem plausiblen
und gut aufgestellten medienpdadagogischen Konzept aus-
reichende Freirdume fiir eigene Losungen vor Ort.

Es freut mich deshalb, wenn unser Entwurf endlich Reali-
tdt an unseren Schulen wird. — Vielen Dank fiir die Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD und CDU)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Fiir die Landesregierung darf ich Herrn
Staatssekretdr Losel das Wort erteilen. Bitte schon.

Dr. Manuel Losel, Staatssekretir im Ministerium fiir
Kultus, Bildung und Chancen:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Der Gesetz-
entwurf trifft den Nerv der Zeit. Eine Umfrage in der ver-
gangenen Woche hat gezeigt: Mehr als 90 % der Menschen
in Deutschland wiinschen sich eine Einschrankung der pri-
vaten Handynutzung an Schulen — mehr als 90 %. Wir sind
mit diesem Gesetzentwurf zur Regelung der Handynutzung
an Schulen bundesweit der Trendsetter: Baden-Wiirttem-
berg, das Saarland, Schleswig-Holstein und andere Lén-
der sind mit entsprechenden Initiativen nachgezogen. Das
zeigt: Wir machen heute den richtigen Schritt beim Schutz
unserer Schiilerinnen und Schiiler, und das ist gut so.

(Beifall CDU und SPD)

Umso mehr verwundern die Redebeitrage der Opposition.
Herr May, Sie behaupten gebetsmiihlenartig, wir wiirden
den Einsatz digitaler Medien im Unterricht verbieten. Das
ist Unsinn, und das wissen Sie auch.

(Beifall CDU und SPD)

Unser Gesetzentwurf sieht die Moglichkeit der Nutzung
digitaler Endgerdte im Unterricht ausdriicklich vor. Dazu
schafft der Gesetzentwurf erstmalig — das gab es noch nie,
das gibt es in keinem anderen Land — eine Verpflichtung
zur Vermittlung digitalisierungsbezogener Kompetenzen.
Diese Kompetenzen sind kiinftig noch stérker in den Curri-
cula zu beriicksichtigen. Das starkt doch gerade die Medi-
enbildung. Was wollen Sie denn noch? Mehr geht nicht.

(Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Sie behaupten, die Regierungskoalition hitte die Anhdrung
zu dem Gesetzentwurf verweigert. — Da frage ich mich
natiirlich: In welcher Sitzung des Kultuspolitischen Aus-
schusses waren Sie eigentlich,

(Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))
als die schriftliche Anhérung beschlossen wurde?

Bei der Auswertung Ende April wurde sehr deutlich,
wie grol der Zuspruch zu dem Gesetzentwurf ist. Die
angehorten Praktiker haben die mit der Gesetzesdnderung
geschaffene Rechtssicherheit fiir Schulen und Lehrkréfte
ausdriicklich begriiit. Der heute bereits viel zitierte Prof.
Zierer hat hervorgehoben, dass eine klare Regelung zur
Smartphone-Nutzung messbare positive Effekte auf das so-
ziale Wohlbefinden und auf die Lernleistung hat.

(Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))
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Herr May, zum Dritten zum Gesetzentwurf und der von
Ihnen unvollstindig zitierten Passage. Frau Geis hat es
schon mal angesprochen, aber ich will es jetzt einfach noch
mal vorlesen, weil Sie offensichtlich nicht in der Lage sind
— wenn Sie hier von sinnerfassendem Lesen sprechen —,
einen Satz zu Ende zu lesen.

(Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ich
habe den Satz zu Ende gelesen! — Hartmut Honka
(CDU): Er war wahrscheinlich vom Handy abge-
lenkt!)

Ich zitiere es jetzt:

»Zum Schutz der Kinder und Jugendlichen ist die
Verwendung von mobilen digitalen Endgeréten fiir
Schiilerinnen und Schiiler im Schulgebidude und auf
dem Schulgelidnde grundsétzlich unzuléssig.*

(Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Punkt!)

— Punkt. Genau. — Dann geht es ndmlich darum, weiterzu-
lesen. Das lernt man ab der Vorklasse.

(Beifall CDU und SPD)

,,Die Verwendung ist abweichend von Satz 1 zulés-
sig

1. in allen Jahrgangsstufen im Unterricht, bei sons-
tigen Schulveranstaltungen sowie in den gewéhlten
Ganztagsangeboten zu unterrichtlichen oder anderen
schulischen Zwecken, die von der Lehrkraft, der
Aufsicht fithrenden Person oder durch Konferenzbe-
schluss bestimmt sind,

2. im Schulgebdude und auf dem Schulgelédnde fiir
Jahrgangsstufen der Sekundarstufe I und fiir die Se-
kundarstufe II, soweit dies die Schulordnung einer
Schule fiir definierte Jahrgangsstufen, einzelne Zei-
ten oder rdumliche Bereiche ausnahmsweise gestat-
tet, ...

(Daniel May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ja,
ausnahmsweise!)

Dann kommen noch dazu: begriindete Einzelfdlle. Der
Schulleiter kann zum Beispiel die Nutzung des Handys aus
medizinischen Griinden gestatten, und andere Dinge.

Das, was Sie hier seit Monaten behaupten, stimmt einfach
nicht, und das haben Sie eigentlich gar nicht nétig.

(Beifall CDU und SPD)

Ich habe die Thematik mit unseren beiden Schulleiterbeiré-
ten ausfiihrlich diskutiert. In den Sitzungen mit den Schul-
leitern haben sich alle Beteiligten Vorgaben der Landesre-
gierung gewiinscht. Sie haben sich aufgrund der Omnipra-
senz von Smartphones und Smartwatches fiir zusétzliche
Zonen, fiir zusétzliche Zeiten, fiir Konzentration, fiir Lern-
erfolg und fiir personlichen Austausch ausgesprochen. Die-
sem Wunsch kommen wir heute nach.

Das alles zeigt: Mit dem Gesetz sind wir auf dem richti-
gen Weg. Die Praktiker wollen diesen Weg. Wir schaffen
Schutzzonen fiir Schiilerinnen und Schiiler. Wir schaffen
klare Regelungen, wir stirken die Medienkompetenz, und
deshalb ist es gut, dass der Gesetzentwurf heute beschlos-
sen wird, rechtzeitig vor dem Start des neuen Schuljahres.
— Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Prisidentin Astrid Wallmann:
Vielen Dank.

Ich lasse nun iiber den Gesetzentwurf fiir ein Gesetz zur
Anderung des Hessischen Schulgesetzes, Drucks. 21/2338
zu Drucks. 21/2170 zu Drucks. 21/2048, in der Fassung
der Beschlussempfehlung und des zweiten Berichts in der
dritten Lesung abstimmen. Ich darf fragen: Wer stimmt
dem Gesetzentwurf zu? — Das sind die Fraktionen der
CDU und SPD. Wer stimmt dagegen? — Das sind die Frak-
tionen der AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, der Freien
Demokraten und der fraktionslose Abgeordnete Miiger. Ich
darf sicherheitshalber noch fragen: Gibt es Enthaltungen?
— Damit ist dieser Gesetzentwurf angenommen und wird
zum Gesetz erhoben.

(Beifall CDU und SPD)
Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:

Dritte Lesung

Gesetzentwurf

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Gesetz zur Anderung des Hessischen Grundsteuerge-
setzes (HGrStG)

— Drucks. 21/2362 zu Drucks. 21/2206 zu Drucks.
21/607 —

Die Berichterstattung obliegt der Abgeordneten Miriam
Dahlke von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Frau Dahlke,
ich darf Sie fragen: Wiirden Sie danach auch fiir die Frakti-
on sprechen? — Okay. Sehr geehrte Frau Dahlke, Sie haben
das Wort. Bitte schon. Die Redezeit betrdgt drei Minuten.

Miriam Dahlke, Berichterstatterin:

Ich starte mit der Berichterstattung. Der Haushaltsaus-
schuss empfiehlt dem Plenum, den Gesetzentwurf in drit-
ter Lesung abzulehnen. Hier haben CDU, AfD, SPD und
Freie Demokraten gegen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ge-
stimmt.

Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Dann mochte ich jetzt mit der Rede beginnen. — Sehr
geehrte Frau Présidentin, werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir diskutieren heute in dritter Lesung unseren Vor-
schlag, die Bedingungen fiir Freiflichen-Photovoltaik in
Hessen zu verbessern. Das ist auch wichtig; denn, wer
die Grundsteuer fiir diese aktuell benachteiligte Art der
Energieerzeugung reduziert, der dreht an einer wichtigen
Stellschraube, um den Ausbau von erneuerbaren Energien
voranzutreiben und am Ende das Klima zu schiitzen. Das
wollen wir mit unserem Gesetzentwurf erreichen; denn wir
finden: Egal, ob man Sonne oder Getreide erntet, das soll
sich fiir die Landwirtinnen und Landwirte und die Unter-
nehmerinnen und Unternehmer gleich lohnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir erinnern uns. Es gab durchaus ernsthafte Bemiihun-
gen, dass wir gemeinsam versuchen, zu einem Gesetzent-
wurf zu kommen, der dann gemeinsam verabschiedet wird.
Leider hat es nicht geklappt. Aber es ist doch so:

,,Der liandliche Raum ist voller Stiarken, Potenzial
und Innovationskraft. ... Wir sollten die Regionen
stets durch die Brille der Chancen und Moglichkei-
ten betrachten. ... Der ldndliche Raum ist ein wert-
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voller Schatz fiir unser Bundesland, voller Zukunft
und Moglichkeiten.*

Diese sehr weisen Worte sagte Kollege Ziegler im Oktober
letzten Jahres, als es um gute Politik fiir den léndlichen
Raum ging, aber auch um teure Beauftragte und Symbol-
politik.

Denn wann, wenn nicht heute, dringt sich mit voller
Wucht diese Frage auf? Warum leistet sich diese Landesre-
gierung einen Beauftragten fiir den ldndlichen Raum, wenn
seine Erkenntnisse vollkommen egal sind und im Arbeits-
alltag ignoriert werden?

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Knut John haben Sie extra als Beauftragten mit seiner Ex-
pertise fiir den landlichen Raum eingestellt, um lebensnahe
Losungen fiir die Hessinnen und Hessen zu entwickeln.
Herr John hatte eine sehr wichtige und richtige Erkenntnis
gewonnen, als er gesagt hat: Freiflichen-Photovoltaik sind
die Olfelder von morgen.

Obwohl er das sagt, obwohl unser Gesetz genau das be-
antragt, was Schwarz-Rot im Koalitionsvertrag vereinbart
hat, wird das Gesetz heute in dritter Lesung abgelehnt.
Die SPD ist zwar eigentlich dafiir, nicht nur Knut John,
sondern auch die Fraktion. Aber die CDU ist dagegen,
angeblich weil man den Kommunen wegbrechende Steuer-
einnahmen in diesem Bereich nicht zumuten kann. Dass
mit dem Projekt natiirlich auch hohere Gewerbesteuerein-
nahmen einhergehen wiirden, haben Sie leider ignoriert.

Dass Sie gleich dagegen stimmen werden, wundert uns
nicht. Denn es ist nur ein weiteres Beispiel dafiir: Die CDU
macht, was sie will, die SPD macht alles mit.

(Zurufe SPD: Oh!)

Es ist fiir uns schon bemerkenswert, wenn Projekte nicht
zum Abschluss gefiihrt werden, die eigentlich schriftlich
vereinbart worden sind. Deswegen bleibt als trauriges Fazit
fiir uns die Frage: Ist der Koalitionsvertrag das Papier wert,
auf dem er gedruckt wurde?

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Zurufe
CDU und SPD: Oh!)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Nachster hat der Abgeordnete Bernd
Vohl von der AfD-Fraktion das Wort.

Bernd Erich Vohl (AfD):

Sehr geehrte Frau Landtagsprésidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Ich hitte mir wirklich ge-
wiinscht, dass fiir die dritte Lesung des Gesetzentwurfs
vonseiten der Antragsteller irgendwelche neuen Einsichten
vorgebracht worden wiéren. Doch ich muss feststellen: Es
ist Fehlanzeige.

AuBer den GRUNEN unterstiitzt weder eine weitere Frak-
tion noch ein wesentlicher Verband diesen Gesetzentwurf.

(Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das stimmt doch gar nicht!)

Seit der Anhérung wissen wir, dass der Hessische Bauern-
verband der Meinung ist, dass der Entwurf nicht die Erfor-
dernisse der landwirtschaftlichen Betriebe abbildet.

(Andreas Lichert (AfD): Aha!)

Wir wissen jetzt auch, dass der Hessische Stddte- und
Gemeindebund das Gesetzesvorhaben strikt — ich betone:
strikt — ablehnt. Wahrend Thr Gesetzentwurf davon aus-
geht, dass sich fiir die hessischen Kommunen in der Regel
keine Einnahmenverluste, sondern zusétzliche Steuerein-
nahmen ergeben, geht der Hessische Stidte- und Gemein-
debund vom glatten Gegenteil aus.

Auch prinzipiell ist Ihr Vorhaben falsch; denn es ist nicht
sinnvoll, noch einen weiteren Subventionstatbestand zu
schaffen.

(Beifall AfD)

Hessen gibt mit 9,7 Milliarden Euro rund ein Viertel seines
Haushalts fiir Subventionen aus. In diesem Bereich muss
dringlichst gespart und gekiirzt werden.

Auch brauchen wir keinen grof3flichigen Ausbau von Pho-
tovoltaik-Freiflichenanlagen, die das Landschaftsbild mas-
siv verandern und zu einem erheblichen Verlust von Biodi-
versitét fithren. Studien von Naturschutzverbdnden — nun
horen Sie einmal zu — haben die negativen Auswirkungen
beispielsweise auf die Gebiisch- und Bodenbriiter wie die
bedrohte Feldlerche eindeutig nachgewiesen.

(Beifall AfD — Zuruf Katy Walther (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN))

Nicht zuletzt ist kritisch anzumerken, dass Thr Gesetzent-
wurf zu einer Verminderung der regionalen Produktion von
Lebensmitteln fithren wiirde. Dabei ist doch der regionale
Anbau eine essenzielle Sdule der Reduzierung der Abhén-
gigkeit von Importen zur Versorgung unserer hessischen
Biirger.

Meine Damen und Herren, es ist an der Zeit, durchdach-
te Strategien zu entwickeln, um den Flachenfrall zu mini-
mieren. Was wir brauchen, sind mehr und nicht weniger
Ackerflachen.

(Beifall AfD)

Der vorliegende Gesetzentwurf der GRUNEN ist denkbar
ungeeignet; denn er widerspricht nicht nur den kommuna-
len und wirtschaftlichen Interessen, sondern ist auch 6ko-
logisch ein Desaster. — Ich danke fiir [hre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Prasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchster hat der Abgeordnete Sebasti-
an Miiller, CDU-Fraktion, das Wort.

Sebastian Miiller (Fulda) (CDU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Wir konnen es heute recht kurz halten. Der
Gesetzentwurf der GRUNEN st sicherlich gut gemeint,
aber in den entscheidenden Punkten nicht ausgewogen.

Wir bewegen uns in einem sensiblen Feld, das Auswirkun-
gen auf die Agrarstruktur und die finanzielle Ausstattung
der Kommunen hat. Der Hessische Stidtetag hat deutlich
gemacht, dass die geplante Reduzierung der Steuermess-
zahl auf 10 % erhebliche Einnahmenverluste bedeuten
wiirde, bei gleichzeitig vollig unklarer Kompensation. Das
ist in dem vorgeschlagenen Umfang nicht akzeptabel.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Stddte und
Gemeinden in Hessen stehen ohnehin vor enormen finan-
ziellen Herausforderungen in der Daseinsvorsorge, in der
Kinderbetreuung, in der Infrastruktur. Sie brauchen Ver-
lasslichkeit, keine weiteren Belastungen.

Eines sei hinzugefiigt. Im Koalitionsvertrag haben wir klar
vereinbart, dass wir auch die Grundsteuer fiir Windenergie-
anlagen neu denken wollen, um die Akzeptanz vor Ort zu
erhdhen.

(Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Dann gibt es noch weniger Grundsteuer!)

Es ist daher konsequent, beide Vorhaben in einem einheitli-
chen, sachlich und finanziell ausgewogenen Reformschritt
zu betrachten. Da lohnt es sich natiirlich auch, den Koaliti-
onsvertrag einmal in Génze zu lesen.

Kurzum, der Gesetzentwurf der GRUNEN ist unausgereift,
einseitig und gefdhrdet die finanzielle Stabilitdt unserer
Kommunen. Wir lehnen ihn auch in dritter Lesung ab. —
Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchste hat die Abgeordnete Esther
Kalveram, SPD-Fraktion, das Wort.

Esther Kalveram (SPD):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich kann es noch kiirzer machen. Wir haben
diesen Gesetzentwurf umfassend miteinander beraten. Wir
haben eine wirklich gute Anhérung gehabt. Wir haben in
zweiter Lesung sehr umfassend begriindet, warum wir als
Koalition meinen, dass jetzt nicht der richtige Zeitpunkt fiir
dieses Gesetz ist. Daran hat sich von der zweiten bis zur
dritten Lesung nichts geéndert. Der Koalitionsvertrag gilt
iibrigens nach wie vor fiinf Jahre — das habe ich bei der
zweiten Lesung schon einmal gesagt —, und aufgeschoben
muss nicht aufgehoben sein. — Ich wiinsche einen schonen
Sommer.

(Beifall SPD und CDU)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Nichste hat die Abgeordnete Schardt-
Sauer der Freien Demokraten das Wort. Bitte schon.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Werte Présidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Die
GRUNEN wollen mit ihrem Gesetzentwurf, bei dem sie
auf die dritte Lesung bestanden haben, steuerliche Anreize
fiir Freiflaichen-Photovoltaikanlagen schaffen. Angesichts
dessen, dass es verschiedene Pline seitens der Koalition
gibt, lohnt es sich vielleicht schon, das eine oder andere
Wort ins Protokoll der dritten Lesung zu schreiben.

Man will steuerliche Anreize schaffen. Doch was bedeutet
das? Das habe ich, ehrlich gesagt, in den Ausfiihrungen
des CDU-Kollegen vermisst. Das bedeutet nicht nur finan-
zielle Auswirkungen fiir die Kommunen, sondern auch
Druck auf landwirtschaftliche Nutzflachen, auf Ackerbo-

den. Ackerbdden, die fiir die Nahrungsmittelproduktion
notwendig sind, werden dadurch weiter weniger.

(Beifall Freie Demokraten — Sebastian Miiller (Ful-
da) (CDU): Das habe ich doch gesagt!)

Auch in dieser Sitzungsrunde haben wir in vielen Facetten
gehort, was angesichts der Krisensituation, der Kriege und
der Konflikte notwendig ist, um Eigenvorsorge ernst zu
nehmen. Werte Kollegen, wenn wir uns noch nicht einmal
mit der Nahrungsmittelproduktion fiir Krisenfille, fiir die
es elementar Ackerboden braucht, befassen, dann ist das
ein bisschen wenig.

(Beifall Freie Demokraten — Zuruf Katy Walther
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Ackerbdden, die tdglich weniger werden — das wird vor
Ort tbrigens von den GRUNEN, leider nur in Worten,
nicht in Taten, immer wieder gerne beklagt. Wir miissen
den Flachenfraf als Geschiftsmodell fiir Landwirte verhin-
dern. An dieser Stelle sei auch noch einmal gesagt, dass
Ackerboden in dem durchschnittlichen Pachtland Hessen
oft nicht im Eigentum der Landwirte stehen.

Ackerbdden — das muss man auch sagen, um diese Fanta-
sie zu beenden — konnen neben einer PV-Anlage kiinftig
nicht verniinftig genutzt werden. Der Ackerboden — das
sollten wir uns wirklich zu Herzen nehmen und nicht nur
in Worte fassen — ist eine knappe und wertvolle Ressource.
Wir Freie Demokraten bleiben dabei: Man kann den Aus-
bau erneuerbarer Energien technologieoffen angehen, aber
das muss man vorher klar sagen. Ich hétte mir eine deut-
lichere Zielsetzung vonseiten der Union gewlinscht, die
nicht zulasten der Erndhrungssicherheit und nicht zulasten
einer funktionsfdhigen Landwirtschaft geht.

(Beifall Freie Demokraten)

Zum Schluss noch ein Satz aus der Anhorung, aus der jetzt
auch schon vielfach zitiert wurde und der mir begrifflich
in Erinnerung geblieben ist. Die immer knapper werdenden
Flachen miissen vorrangig fiir die Lebensmittelerzeugung
bleiben und diirfen nicht diesem ruindsen Wettbewerb un-
terfallen. Jeder von uns bekommt das doch mit, wie Solar-
parks entstehen, welche Preise aufgerufen werden

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Goldgréaber-
stimmung!)

und wie dort Stimmung gemacht wird. Anstatt nach sinn-
vollen Alternativen fiir die wirklich spannende Solartech-
nik zu schauen, ist es natiirlich einfacher, 10 Hektar auf die
Fldche zu klatschen.

Da sagen wir: mehr Kreativitdt, mehr Wertschitzung fiir
die Landwirtschaft — nicht auf wertvollem Ackerboden.
Die Privilegierung — das ist der Kern des Gesetzesvorha-
bens — durch eine abgesenkte Steuermesszahl halten wir in
dieser Situation fiir das falsche Signal. Deshalb werden wir
den Gesetzentwurf ablehnen. — Auch wir wiinschen einen
schonen Sommer.

(Beifall Freie Demokraten)

Prasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Fiir die Hessische Landesregierung darf ich
Herrn Staatssekretér Becker das Wort erteilen. Bitte schon.
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Uwe Becker, Staatssekretiar im Ministerium der Finan-
zen:

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren
Abgeordnete! Ich mochte Thnen das von der Frau Abge-
ordneten Dahlke angekiindigte Sonnentanken nicht zu lan-
ge vorenthalten. Deswegen hilt sich auch die Landesregie-
rung kurz und knapp. Wie immer ist es eine Abwigung
unterschiedlicher Aspekte, in dem Fall die Bedeutung der
Energiewende, gleichzeitig aber auch die Betrachtung der
Verantwortung filir das wirtschaftliche, aber auch 6kologi-
sche Handeln.

Es wurde die Frage diskutiert, ob die Kompensationen po-
tenzielle Steuerausfille, die zundchst einmal bei den Kom-
munen zu befiirchten sind, langfristig tatsdchlich aufwie-
gen. Es ist so, dass man zumindest vorsichtig sein muss.
Das Gleiche gilt fiir die Frage des Ressourcenverbrauches.
Unterm Strich wiirde das Flachen-Faktor-Modell, das wir
in Hessen haben und das einfach und transparent ist, um
eine weitere Stufe verkompliziert werden.

Da wir uns alle das Thema Entbiirokratisierung auf die
Fahne geschrieben haben, ist es eine gute Entscheidung,
diesen Gesetzentwurf in dieser Weise heute abzulehnen.
Daher teilt die Landesregierung die Mehrheitsentschei-
dung, die wohl zustande kommt.

(Beifall CDU, SPD und Marion Schardt-Sauer (Freie
Demokraten))

Priasidentin Astrid Wallmann:
Vielen Dank.

Ich lasse nun iiber diesen Gesetzentwurf in dritter Le-
sung abstimmen, Drucks. 21/2362 zu Drucks. 21/2206
zu Drucks. 21/607, Gesetz zur Anderung des Hessischen
Grundsteuergesetzes. Ich darf fragen, wer diesem Gesetz-
entwurf zustimmt. — Das ist die Fraktion BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN. Wer stimmt dagegen? — Das sind die Frak-
tionen von CDU, SPD, AfD, Freien Demokraten und der
fraktionslose Abgeordnete Miiger. Ich frage, ob es Enthal-
tungen gibt. — Das ist nicht der Fall. Damit ist dieser Ge-
setzentwurf abgelehnt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind nun
am Ende der verabredeten Tagesordnung angekommen. Ich
darf zunichst einmal in Richtung der parlamentarischen
Geschiftsfiihrerinnen und Geschiftsfithrer fragen, wie wir
mit den iibrigen Tagesordnungspunkten umgehen. Ich
gehe davon aus, dass die auf die Tagesordnung der néchs-
ten Plenarsitzungswoche gesetzt werden. — Dann verfahren
Wi S0.

(Holger Bellino (CDU): Weiter tagen! — Zurufe Lisa
Gnadl (SPD) und Ingo Schon (CDU))

— Wir haben fiir heute eine Tagesordnung festgesetzt. Mir
ging es darum, ob die weiteren Punkte ganz normal auf die
Tagesordnung — — Es hétte ja sein konnen, dass Sie sagen,
es gibt noch Punkte, die noch abgestimmt werden sollen
oder die in Ausschiisse geschoben werden sollen. — Herr
Schon, bitte schon.

Ingo Schon (CDU):

Ich glaube, wir wiirden alle davon ausgehen, dass fiir die
Antrage, die jetzt mehrfach vertagt worden sind — ich weif3

jetzt nicht, ob es welche gibt —, das normale Verfahren
greift und die Antrige, die einmal drauf waren, auf die
Tagesordnung fiir das néchste Plenum kommen.

Prisidentin Astrid Wallmann:

Prima. — Mir war es nur wichtig, vor der Sommerpause
noch einmal nachzufragen. Dann haben wir das miteinan-
der besprochen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bevor ich Sie in
die wohlverdiente Sommerpause entlasse, mochte ich aber
noch die Gelegenheit nutzen, unsere geschitzte Kollegin
und Vizeprésidentin Angela Dorn in dieser Plenarsitzung,
unserer letzten vor der Sommerpause, zu verabschieden.

Sehr geehrte Frau Vizeprasidentin Dorn, liebe Angela, als
du 2009 in den Hessischen Landtag gewéhlt wurdest, warst
du die jiingste Abgeordnete. Wahrscheinlich konntest du
damals noch nicht absehen, was in den 16 Jahren bis zum
heutigen Tag an Amtern, Verantwortung, aber auch an Ge-
staltungsmoglichkeiten auf dich zukommen wiirde. In die-
ser Zeit hast du die hessische Landespolitik in verschiede-
nen Rollen mitgestaltet. Du hast sie aber auch mitgepragt,
ob als Fachsprecherin, parlamentarische Geschéftsfiihrerin,
als Ministerin und zuletzt als Vizeprisidentin. Du hast jede
Aufgabe mit Flan und Begeisterung angenommen und dich
in all den Jahren um unser Land verdient gemacht.

Dafiir mochte ich dir im Namen des gesamten Hauses, aber
auch ganz personlich danken. Ich durfte die letzten einein-
halb Jahre sehr eng mit dir zusammenarbeiten. Deswegen
auch noch einmal personlich an dich: vielen Dank fiir diese
besonders enge, vertrauensvolle und freundschaftliche Zu-
sammenarbeit.

(Lebhafter Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten sowie von der Re-
gierungsbank)

Nun, nach diesen ganz sicher aufregenden und sicherlich
auch kriftezehrenden gut eineinhalb Jahrzehnten, fiihrt
dich dein Weg zu neuen, noch unbekannten Aufgaben. Da-
fiir wiinschen wir dir alle ganz viel Erfolg und Kraft. Wir
sind uns natiirlich sicher, dass wir wieder von dir horen
werden.

Es ist gute Tradition in diesem Haus, dass die scheidenden
Abgeordneten ein Geschenk mit auf den Weg bekommen.
Das ist bekanntermaflien der Hessenlowe, den ich dir jetzt
im Plenarteller iibergeben méochte.

(Présidentin  Astrid Wallmann berreicht Angela
Dorn (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) ein Prisent. —
Allgemeiner Beifall)

Liebe Angela, das war ein sehr verdienter Applaus, der
auch zeigt, wie sehr du dir fraktions- und parteiiibergrei-
fend Respekt in diesem Haus verschafft hast. Noch einmal
ganz herzlichen Dank.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit bleibt mir
nur noch, Ihnen und Ihren Familien eine schone Sommer-
pause zu wiinschen. Denjenigen, die in Urlaub fahren,
wiinsche ich schone, erholsame Tage. Ich freue mich, wenn
wir uns gesund nach der Sommerpause wiedersehen. Alles
Gute.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 18:42 Uhr)



	21/44 Plenarprotokoll vom 26. Juni 2025 – Hessischer Landtag
	Amtliche Mitteilungen
	Oliver Ulloth (SPD):
	Vizepräsident Frank Lortz:

	Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion der AfD
Bürger und Kommunen entlasten – Straßenausbaubeiträge endlich auch in Hessen abschaffen!
– Drucks. 21/2405 –
	Dringlicher Antrag
Fraktion der AfD
Verzicht auf Straßenausbaubeiträge
– Drucks. 21/2406 –
	Bernd Erich Vohl (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Bernd Erich Vohl (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Alexander Bauer (CDU):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Andreas Ewald (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Rüdiger Holschuh (SPD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz:
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz:
	Vizepräsident Frank Lortz:

	Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion der SPD
Hessen im Spitzenfeld der Forschung: Hessen gelingt ein überwältigender und zugleich historischer Erfolg im Rahmen der Exzellenzstrategie und erhält millionenschwere Förderung für sechs hessische Exzellenzcluster
– Drucks. 21/2407 –
	Entschließungsantrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Exzellenzstrategie – Herausragendes Zeichen für den Wissenschaftsstandort Hessen
– Drucks. 21/2386 –
	Dringlicher Antrag
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Exzellente Forschung braucht eine langfristige Strategie und verlässliche Finanzierung
– Drucks. 21/2420 –
	Bijan Kaffenberger (SPD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Nina Eisenhardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Dr. Matthias Büger (Freie Demokraten):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Dr. Frank Grobe (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Peter Franz (CDU):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Peter Franz (CDU):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Peter Franz (CDU):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Timon Gremmels, Minister für Wissenschaft und Forschung, Kunst und Kultur:
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Dr. Frank Grobe (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:

	Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion der CDU
Commercial Court und Commercial Chambers Frankfurt – Hessen stärkt den Justizstandort Deutschland
– Drucks. 21/2408 –
	Entschließungsantrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Hessen ist attraktiver Justizstandort – Commercial Chambers und Commercial Court nehmen Arbeit auf
– Drucks. 21/2385 –
	J. Michael Müller (Lahn-Dill) (CDU):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Rüdiger Holschuh (SPD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Patrick Schenk (Frankfurt) (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Lara Klaes (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Christian Heinz, Minister der Justiz und für den Rechtsstaat:
	Vizepräsident Frank Lortz:

	Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Gesperrte Brücke, Chaos im ÖPNV, Rückschritte bei Rad- und Fußverkehr und Fluglärmangst bei den Kommunen – was macht eigentlich der hessische Verkehrsminister?
– Drucks. 21/2409 –
	Katy Walther (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Maximilian Ziegler (Vogelsberg) (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Heiko Kasseckert (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Klaus Gagel (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Kaweh Mansoori, Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:

	Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion der Freien DemokratenNie wieder beginnt mit Bildung – Konsequenzen aus rechtsextremen Abi-Mottos ziehen, verpflichtende Gedenkstättenbesuche einführen
– Drucks. 21/2410 –
	Moritz Promny (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Moritz Promny (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Andreas Lobenstein (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Sascha Meier (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Christin Ziegler (Schwalm-Eder) (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Nina Heidt-Sommer (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Nina Heidt-Sommer (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dr. Manuel Lösel, Staatssekretär im Ministerium für Kultus, Bildung und Chancen:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:

	Erste Lesung
Gesetzentwurf
Fraktion der Freien Demokraten
Gesetz zur Änderung des Hessischen Energiegesetzes
– Drucks. 21/2390 –
	René Rock (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	René Rock (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Andreas Lichert (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Stephan Grüger (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Stephan Grüger (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	René Rock (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Stephan Grüger (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Kaya Kinkel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	J. Michael Müller (Lahn-Dill) (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Volker Richter (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	J. Michael Müller (Lahn-Dill) (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Umut Sönmez, Staatssekretär im Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Andreas Lichert (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	René Rock (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	René Rock (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Stephan Grüger (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Andreas Lichert (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Vizepräsidentin Angela Dorn:

	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Hochschulstandort Hessen sichern: Hochschulpakt sofort verhandeln und auskömmliche Finanzierung gewährleisten
– Drucks. 21/2262 –
	Dr. Matthias Büger (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Dr. Matthias Büger (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Jochen K. Roos (AfD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Bijan Kaffenberger (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Lucas Schmitz (CDU):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Jochen K. Roos (AfD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Nina Eisenhardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Timon Gremmels, Minister für Wissenschaft und Forschung, Kunst und Kultur:
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Dr. Matthias Büger (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Bijan Kaffenberger (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Bijan Kaffenberger (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Lucas Schmitz (CDU):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:

	Antrag
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Laptops für alle Schülerinnen und Schüler ab Klasse 7: Landesregierung darf die digitale Ausstattung von Hessens Schülerinnen und Schülern nicht auf die lange Bank schieben
– Drucks. 21/2331 –
	Dringlicher Antrag
Fraktion der AfD
Zuzahlungsfreie digitale Endgeräte für alle hessischen Schüler ab Klasse 5 durch Erweiterung der Lernmittelfreiheit im Hessischen Schulgesetz: Die Landesregierung darf die digitale Ausstattung von Hessens Schülern im Sekundarbereich nicht auf die lange Bank schieben
– Drucks. 21/2411 –
	Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Heiko Scholz (AfD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Nina Heidt-Sommer (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Moritz Promny (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dr. Manuel Lösel, Staatssekretär im Ministerium für Kultus, Bildung und Chancen:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Heiko Scholz (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Heiko Scholz (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:

	Erste Lesung
Gesetzentwurf
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Zweites Gesetz zur Änderung des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes
– Drucks. 21/2392 –
	Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Volker Richter (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Volker Richter (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Yanki Pürsün (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg) (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg) (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg) (SPD):
	Yanki Pürsün (Freie Demokraten):
	Dr. Daniela Sommer (Waldeck-Frankenberg) (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Diana Stolz, Ministerin für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit und Pflege:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:

	Zweite Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der Freien Demokraten
Gesetz zur Stärkung der Bundeswehr in Hessen
– Drucks. 21/2321 zu Drucks. 21/1266 –
	Dirk Bamberger, Berichterstatter:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dr. Matthias Büger (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dirk Bamberger (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dirk Bamberger (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Lothar Mulch (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Stephan Grüger (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Benedikt Kuhn, Staatssekretär und Chef der Staatskanzlei:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:

	Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Gesetz zur Änderung des Hessischen Schulgesetzes
– Drucks. 21/2338 zu Drucks. 21/2170 zu Drucks. 21/2048 –
	Daniel May, Berichterstatter:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Christian Wendel (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Heiko Scholz (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Moritz Promny (Freie Demokraten):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Kerstin Geis (SPD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Dr. Manuel Lösel, Staatssekretär im Ministerium für Kultus, Bildung und Chancen:
	Präsidentin Astrid Wallmann:

	Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Gesetz zur Änderung des Hessischen Grundsteuergesetzes (HGrStG)
– Drucks. 21/2362 zu Drucks. 21/2206 zu Drucks. 21/607 –
	Miriam Dahlke, Berichterstatterin:
	Miriam Dahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Bernd Erich Vohl (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Sebastian Müller (Fulda) (CDU):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Esther Kalveram (SPD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Uwe Becker, Staatssekretär im Ministerium der Finanzen:
	Präsidentin Astrid Wallmann:

	Antrag
Fraktion der AfD
Dabei sein ist eben nicht alles! Den leistungsorientierten Wettkampf auch an Grundschulen erhalten, die Bundesjugendspiele retten!
	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Förderung der Fusion ehrenamtlich organisierter Vereine durch Entlastung von der Grunderwerbsteuer
	Antrag
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Queerfeindlichkeit entschlossen entgegentreten
	Dringlicher Entschließungsantrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Queerfeindlichkeit keinen Raum bieten
	Große Anfrage
Sandra Weegels (AfD), Pascal Schleich (AfD), Bernd Erich Vohl (AfD), Christian Rohde (AfD), Dr. Frank Grobe (AfD)
Technischer Prüfdienst in Hessen und die Entwicklung der Feuerwehren in den letzten zehn Jahren
	Antrag
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Lachgasmissbrauch unter Jugendlichen wirksam bekämpfen – Landesweites Abgabeverbot an Minderjährige umsetzen
	Dringlicher Antrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Lachgasverbot muss flächendeckend, vollständig und rechtssicher erfolgen
	Antrag
Fraktion der AfD
Schutz vor unautorisierter Verarbeitung personenbezogener Fahrzeugdaten
	Antrag
Fraktion der AfD
Besprüht, zerlegt, gestohlen – Denkmalschutz tut not
	Antrag
Fraktion der AfD
Schaffung einer Landesverordnung zur Abwendung von Schäden durch den Kormoran
	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor den Gefahren des Lachgaskonsums: Verhinderung von Verkauf, Abgabe und Weitergabe in Hessen
	Antrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Digitaler Gewerbesteuerbescheid – Innovation made in Hessen
	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Mehr Wissen, mehr Hilfe, mehr Sichtbarkeit – Maßnahmen für Frauen in der Perimenopause
	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Wertschätzung und Verständnis für die heimische Landwirtschaft fördern – Freiwilliges Landwirtschaftliches Jahr (FLJ) einführen
	Große Anfrage
Fraktion der Freien Demokraten
Steuerverwaltung im Umbruch – Was tut die Landesregierung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter?
	Große Anfrage
Sandra Weegels (AfD), Pascal Schleich (AfD), Bernd Erich Vohl (AfD), Christian Rohde (AfD), Robert Lambrou (AfD), Dr. Frank Grobe (AfD)
Umfang des Fragerechts der Opposition und Gewährleistung des Rechts auf parlamentarische Kontrolle vor dem Hintergrund der Beantwortungspraxis der Landesregierung
	Große Anfrage
Fraktion der Freien Demokraten
Justizvollzugsanstalten in Hessen
	Große Anfrage
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Klimacheck und CO2-Schattenpreis
	Ingo Schon (CDU):
	Präsidentin Astrid Wallmann:



